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Horizont

"Hinterm Horizont gehts weiter ..."

Das tröstliche Fazit einer Zeile aus dem gleichnamigen Udo Lindenberg
Song, welche das Dilemma mit der Schärfe einer
Bewältigungseinschränkung, beispielsweise als Gesichtsfeldgrenze, und
ihrer Überwindbarkeit durch den Gebrauch der Füße oder eines
rollenden, gleitenden oder fliegenden Hilfsmittels menschlicher
Technik durch ihre fortschreitende Verschiebung treffend zu
beschreiben weiß, ist so oder ähnlich der menschlichen
Selbstbehauptungsfertigkeit als Offenbarung und Chance einerseits und
als neu aufgerichtet in Folge andererseits geradezu schicksalsgewaltig
an die Hand gegeben.

Möglich wäre es sicherlich ebenso, aus diesem Wortsinn die endliche
Gefangenschaft und Verfügbarkeit humanen Strebens an der Kette bloßer
Wiederholungen oder in dem Kessel unvermeidbarer Absehbarkeiten die
Zwecklosigkeit jeglicher Mühe und jeglichen Tuns herzuleiten.

Allerdings kann auch die kompromißlos gegenteilige Erklärung
hineininterpretiert werden. Jede Grenze wäre dann gleichermaßen der
Zweck, die Funktion und das Instrument ihrer Überwindung und schon
würde aus jedwedem Horizont eine mehr oder weniger lebensspendende und
alles in allem freundlichere Herausforderung werden. Nicht zu
unterschätzen wäre auch die damit zu verknüpfende Gewißheit, gerade
deshalb nie allein zu sein.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Juli 2019
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AUSSTELLUNG/4467: Hannover - "Hannlimited" zeigt Visionen für die Stadt, 18.-29.07.2019


Leibniz Universität Hannover

Gemeinsame Presseinformation von Leibniz Universität und Landeshauptstadt
Hannover

Ausstellung "Hannlimited" zeigt Visionen für die Stadt

Masterstudierende der Landschaftsarchitektur stellen ihre Entwürfe in den
Herrenhäuser Gärten aus



Innovative Ideen für Hannover als Stadt mit Kanten, Erlebnissen und Farbe:
Masterstudierende der Landschaftsarchitektur der Leibniz Universität
Hannover haben unter der Leitung von Prof. Christian Werthmann und Ronald
Clark, Direktor der Herrenhäuser Gärten, kreative Ideen entwickelt und zu
sehenswerten Entwürfen geformt. Die Ausstellung "Hannlimited" (HANNover
unLIMITED) im Arne Jacobsen Foyer der Herrenhäuser Gärten, Herrenhäuser
Straße 3a, 30419 Hannover, lädt dazu ein, unentdeckte Potenziale Hannovers
zu entdecken. "Hannlimited" ist vom 18. bis 28. Juli 2019 täglich von 11
bis 17 Uhr geöffnet und im Garteneintritt enthalten. Sonntags um 14 Uhr
führen die Studierenden bei einem "Meet & Greet" durch ihre Präsentation.
Die Ausstellung ist ein gemeinsames Projekt der Leibniz Universität
Hannover und der Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Herrenhäuser
Gärten.

Medienvertreterinnen und -vertreter sind herzlich zur
Ausstellungseröffnung am Donnerstag, 18. Juli 2019, um 16 Uhr im Arne
Jacobsen Foyer eingeladen. Nach einem Grußwort von Sabine Tegtmeyer-Dette,
Erste Stadträtin der Landeshauptstadt Hannover, und Prof. Dr. Joachim
Wolschke-Bulmahn, Institut für Landschaftsarchitektur und Vorstand des
Zentrums für Gartenkunst und Landschaftsarchitektur der LUH, präsentieren
die Studierenden ihr Ausstellungsbeiträge.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 12.07.2019

Gemeinsame Presseinformation von Leibniz Universität und Landeshauptstadt Hannover

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juli 2019 
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TAGUNG/2410: Saarbrücken - Karibische Literatur und Kultur, 19.-20.07.2019


Universität des Saarlandes

Tagung über karibische Literatur und Kultur an der Saar-Universität



Am 19. und 20. Juli treffen sich Forscherinnen und Forscher der Karibistik
an der Universität des Saarlandes, um sich über ihre Projekte im Bereich
der frankophonen, hispanophonen und anglophonen Literatur- und
Kulturwissenschaften, Sprachwissenschaften und Soziologie auszutauschen.
Die Tagung "Exzentrik und Exzess in karibischen Textualitäten, Ästhetiken
und Ökonomien" beginnt am Freitag, 19. Juli, um 14 Uhr (in Gebäude E1 7,
Raum 0.01). Interessierte sind herzlich willkommen, an den Debatten
teilzunehmen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterschiedlicher Disziplinen
werden bei der Tagung insbesondere über zeitgenössische Literatur, Sprache
und Musik aus Kuba, Puerto Rico, Martinique, Haiti und Trinidad sprechen.
Weitere Themen sind beispielsweise das Interesse von Künstlern des
Surrealismus an afrokaribischen Religionen oder der Zusammenhang zwischen
dem Kolonialismus in der Region mit der europäischen
Kapitalmarktentwicklung in der frühen Neuzeit.

Bei der interdisziplinär und translingual ausgerichteten
Forschungswerkstatt handelt es sich um die diesjährige Tagung der
Gesellschaft für Karibikforschung (Society for Caribbean Research,
SoCaRe), die es sich zur Aufgabe gemacht hat, die Forschung aller
wissenschaftlichen Disziplinen über den karibischen Raum zu fördern und zu
koordinieren. Organisiert wird die Tagung von Dr. Isabel Exner,
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Romanistik-Lehrstuhl von Prof. Janett
Reinstädler, sowie von Dr. Anne Brüske (Heidelberg) und Natascha Rempel
(Hannover).

Tagungsbeginn: 

Freitag, 19. Juli 2019, 14 Uhr, Campus Saarbrücken, Gebäude E1 7, R. 0.01
Gesellschaft zur Karibikforschung:

http://caribbeanresearch.net/de/ueber-socare-3/

Infos und Programm unter:

www.uni-saarland.de/lehrstuhl/reinstaedler/reinstaedler-aktuelles.html#c214379

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8488: Ulm - Reihe "Wissen erleben - Uni Ulm in der Stadtmitte", 20./27.07./03.08.2019


Universität Ulm

Von der Künstlichen Intelligenz bis zu nachhaltigen Batterien

Vortragsreihe der UUG



Von der Künstlichen Intelligenz bis hin zur Batterieforschung reichen die
Themen der Vorträge der Ulmer Universitätsgesellschaft (UUG) im
Sommersemester. In der Reihe "Wissen erleben - Uni Ulm in der Stadtmitte"
stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Ulm forschen und
lehren, ihre Fachgebiete der Öffentlichkeit vor. Die Vorträge (jeweils
samstags, 11:00 Uhr) sind allgemeinverständlich und richten sich an alle
interessierten Bürgerinnen und Bürger. Der Eintritt ist frei!

Von der Künstlichen Intelligenz (KI) über die Philosophie des Glücks bis
hin zur Batterieforschung spannt sich der Bogen der Vorträge der Ulmer
Universitätsgesellschaft (UUG) im Sommersemester. Mitten in der Stadt
stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Ulm forschen und
lehren, ihre Fachgebiete der Öffentlichkeit vor. Die
allgemeinverständlichen Vorträge (jeweils samstags, 11:00 Uhr) richten
sich an alle interessierten Bürgerinnen und Bürger. Der Eintritt zu den
Veranstaltungen im Studio der Sparkasse Ulm in der Neuen Mitte ist frei!

Professorin Susanne Biundo-Stephan widmet sich zum Auftakt der Reihe am
Samstag, 20. Juli, dem Thema KI. Die Leiterin des Instituts für Künstliche
Intelligenz stellt Methoden und Anwendungsbeispiele von KI-Systemen,
beispielsweise bei der Steuerung von Robotern vor, und zeigt realistische
Perspektiven dieses Forschungsbereichs auf. Professorin Susanne
Biundo-Stephan wurde kürzlich von der Gesellschaft für Informatik als einer
der "zehn prägenden Köpfe der deutschen KI-Geschichte" ausgewählt.

Am Samstag, 27. Juli, stellt Professorin Renate Breuninger die Frage nach
der Philosophie des Glücks. Was macht für die Geschäftsführerin des
Humboldt-Studienzentrums für Philosophie und Geisteswissenschaften der Uni
Ulm das menschliche Glück aus? Wo ist es zu finden - tief in uns selbst
oder außerhalb und muss "gefangen" werden? Das Besondere am Glück: Es
kommt jedem zu, ohne Verdienst und Ansehen der Person. Dabei ist die
philosophische Frage nach dem Glück gleichzeitig auch immer die nach einem
gelungenen und "geglückten" Leben.

Nachhaltige Energiespeicher, die ohne endliche Rohstoffe auskommen, sind
für die Energiewende und Elektromobilität unerlässlich und das Thema des
Vortrags am Samstag, 3. August. Am Helmholtz-Institut Ulm (HIU), das die
Uni Ulm und das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) gegründet haben,
erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Batterien der
Zukunft. Der stellvertretende Direktor des HIU und Direktor der größten
deutschen Plattform für elektrochemische Energieforschung CELEST,
Professor Maximilian Fichtner, erklärt, wie solche leistungsfähigen und
effizienten Batterien - zum Beispiel für die Speicherung regenerativ
erzeugter Energie - aussehen könnten.

Die Termine im Überblick:

• Samstag, 20. Juli, 11:00 Uhr

Hype-Thema Künstliche Intelligenz - Gegenwart und Perspektiven

Prof. Dr. Susanne Biundo-Stephan

Leiterin des Instituts für Künstliche Intelligenz

• Samstag, 27. Juli, 11:00 Uhr

Philosophie des Glücks

Prof. Dr. Dr. h.c. Renate Breuninger

Geschäftsführerin des Humboldt-Studienzentrums für Philosophie und
Geisteswissenschaften

• Samstag, 3. August, 11:00 Uhr

Nachhaltige Batterien für die Speicherung erneuerbarer Energie

Prof. Dr. Maximilian Fichtner

Stellvertretender Direktor des Helmholtz-Instituts Ulm (HIU) für
Elektrochemische Energiespeicherung

Alle Vorträge finden im Studio der Sparkasse Neue Mitte, Hans- und
Sophie-Scholl-Platz 2, 89073 Ulm, statt. Der Eintritt ist frei!




Weitere Informationen unter:

http://www.uug-ulm.de

- Homepage der UUG

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 12.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUMIA/969: Kampf um Augenlicht - Die nötige Operation wird hinausgezögert (jW)


junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 09.07.2019

Kampf um Augenlicht


Der politische Gefangene Mumia Abu-Jamal ist akut von Erblindung bedroht.


Die nötige Operation wird hinausgezögert

Von Jürgen Heiser



Am Tag vor dem nationalen Feiertag am 4. Juli standen die Telefone in zwei
US-Behörden nicht still. Lawrence Krasner, Bezirksstaatsanwalt von
Philadelphia, und Superintendentin Theresa A. Delbalso, Leiterin des
Staatsgefängnisses Mahanoy in Frackville (Pennsylvania), wurden von
zahlreichen Anruferinnen und Anrufern aufgefordert, sich für die sofortige
Augenoperation des von Erblindung bedrohten, politischen Gefangenen Mumia
Abu-Jamal einzusetzen. Die Telefonaktion geschah bewusst am 3. Juli, dem
37. Jahrestag der Verurteilung des heute 65jährigen Journalisten,
Ex-Black-Panthers und Bürgerrechtlers, der seit 1981 unschuldig im
Gefängnis sitzt. Im Sommer 1982 war er wegen Mordes an einem Polizisten,
den er nie begangen hat, zum Tode verurteilt worden.

Bekanntermaßen ist Abu-Jamal seit Jahren schwer erkrankt. Das ist die Folge
der jahrzehntelangen Haft, von der er bis zur Umwandlung des Todesurteils
in lebenslange Haft fast 30 Jahre in der Isolation des Todestrakts
verbringen musste. Unter den Bedingungen des »Slow Death«, des »langsamen
Todes«, wie der politische Gefangene seine Haft ohne Chance zur Entlassung
auf Bewährung nennt, schreitet die Zermürbung seines Körpers weiter fort.

In der gestrigen Ausgabe dieser Zeitung erschien die 965. seiner
wöchentlichen Kolumnen in Folge. Darin beschrieb er, der sich selbst sonst
zurücknimmt und seine Leserschaft am Leben und den Kämpfen anderer inner-
und außerhalb der Gefängnisse teilhaben lässt, wie er den zunehmenden
Verlust seiner Sehkraft erlebt. Mittlerweile sehe er so schlecht, dass er
»unbedingt die Stimmen von Leuten hören muss, um sie wirklich zu erkennen -
wie ein Blinder«.

Über diesen besorgniserregenden Gesundheitszustand ihres Korrespondenten
hatte jW erstmals am 5. Juni 2019 berichtet. Drei Tage später nutzte
der Hamburger Schauspieler und Gewerkschafter Rolf Becker seinen Auftritt
auf der Berliner Künstlerkonferenz der Zeitschrift Melodiethmus dazu, auf
die äußerst ernste Situation Abu-Jamals aufmerksam zu machen. Er verwies
auf dessen Vertrauensarzt Dr. Joseph Harris, der in einem Gutachten die
Notwendigkeit einer sofortigen Haftverschonung für den kranken Gefangenen
hervorgehoben hatte, da insbesondere unter den Bedingungen der Haft seine
»fast vollständige Erblindung in zwei bis vier Jahren« zu befürchten sei.

Eine »Stimme der Unterdrückten« sei »Mumia nicht nur in den Zellen der
US-Gefängnisindustrie«, so Becker in seinem Plädoyer für den Kollegen und
Mitstreiter, »sondern überall, wo Menschen ausgeschlossen sind von
politischer und gesellschaftlicher Teilhabe, nicht nur in den USA«. Wenn er
unter dem Verlust seines Augenlichts »in seiner Betonzelle weder lesen noch
schreiben« könne, wie solle er dann noch »seine Kolumnen, die nicht nur in
der jW, sondern weltweit verbreitet werden«, verfassen? Nicht nur
den Unterdrückten, die öffentlich kein Gehör finden, würde seine Stimme
fehlen. Das sahen auch die 300 Teilnehmer der Künstlerkonferenz so und
schlossen sich der Forderung nach sofortiger Freilassung Abu-Jamals zur
medizinischen Behandlung einhellig per Akklamation an.

Kurz darauf informierte Noelle Hanrahan vom Prison Radio Project aus
San Francisco nach einem Besuch bei Abu-Jamal die Öffentlichkeit darüber,
wie schwer dem Gefangenen inzwischen das Lesen falle. Seine Brille lindere
die Beschwerden nicht, eine Lupe oder andere Lesehilfen habe er nicht. Dr.
Courtney P. Rodgers, medizinischer Leiter der Krankenabteilung im
Mahanoy-Gefängnis, habe zwar laut Hanrahan den Katarakteingriff an beiden
Augen inzwischen genehmigt, jedoch erklärt, die Terminierung werde »ein
paar Monate« dauern. Rodgers arbeitet für die Privatfirma Correct Care
Solutions, der das US-Justizministerium die medizinische Versorgung in
vielen US-Haftanstalten und Internierungslagern für Einwanderer übertragen
hat. Die Vergabe der Termine unterliege »nicht seiner Kontrolle«, so der
Arzt gegenüber Abu-Jamal.

Liberation News, Zeitung der »Party for Socialism and Liberation«
(PSL), berichtete, nicht allein Abu-Jamal müsse »diese grausamen Angriffe
auf die Gesundheit von alternden und kranken Menschen hinter
Gefängnismauern ertragen«. Nach einer aktuellen Statistik des
US-Justizministeriums seien mehr als 130.000 Häftlinge Senioren. Zwischen
1993 und 2013 sei die Zahl um 400 Prozent angestiegen. Überall im Land
erlebten diese älteren Gefangenen »gegen Ende ihres Lebens eine qualvolle
Zeit«, ohne eine Chance auf Entlassung aus »humanitären Gründen« zu
bekommen, so die PSL.

Von Hanrahan nach seiner Meinung zu einer »Freilassung aus humanitären
Gründen« befragt, habe Abu-Jamal geantwortet, er würde »jede Art von
Freilassung begrüßen« und sei einverstanden, wenn die Öffentlichkeit sich
an Dr. Rodgers wende, »um die Terminierung der Katarakt-OP zu
beschleunigen«. Der baldige Eingriff sei notwendig, erklärte die
Radiojournalistin, da Abu-Jamals drohende Erblindung jetzt noch »durch eine
Operation effektiv« aufgehalten werden könne. »Nehmt euch wenigstens einen
Moment Zeit, die Petition der 'Mobilization for Mumia' zu unterzeichnen«,
forderte Hanrahan.

In den USA und immer mehr Ländern, von Mexiko bis Frankreich und der BRD,
fordern deshalb Menschenrechtsorganisationen und Bündnisse der
»Free Mumia«-Solidaritätsbewegung jetzt verstärkt eine sofortige
Augenoperation. Rolf Becker kommentierte, wenn jetzt nicht gehandelt werde,
dann ginge »das Mundtotmachen von Mumia seinem physischen Tod voraus«. Und
der Gewerkschafter betonte gegenüber jW: »Es liegt an uns, dass er
weiter schreiben und als Mensch für andere Menschen weiterleben kann. Free
Mumia!«



Link zur Petition:

https://actionnetwork.org/petitions/emergency-appeal-for-mumias-health

URL des Artikels:

https://www.jungewelt.de/artikel/358306.free-mumia-abu-jamal-kampf-um-augenlicht.html

 * 
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MELDUNG/171: Recht auf Nahrung von zwei Milliarden Menschen verletzt


Fian - Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Recht auf Nahrung von zwei Milliarden Menschen verletzt

26 % der Weltbevölkerung betroffen, darunter 8 % in Europa und Nordamerika



Köln - Laut den gestern in New York vorgestellten Zahlen der
Welternährungsorganisation FAO leiden 821 Millionen Menschen weltweit an
schwerem Hunger. Damit ist die Zahl der chronisch hungernden Menschen das
dritte Jahr in Folge angestiegen. Laut der Menschenrechtsorganisation FIAN
ist dies eine skandalöse Entwicklung, da sich parallel dazu in den
vergangenen Jahren die weltweiten Ernten und Nahrungsvorräte deutlich
erhöhten.

Die wachsende Schere zwischen Arm und Reich ist laut FAO-Bericht eine
zentrale Ursache für diese Entwicklung. "Es ist einer der größten Skandale
unserer Zeit, dass trotz ausreichend vorhandener Nahrung so viele Menschen
hungern und an den Folgen von Hunger sterben", so Roman Herre von der
Menschenrechtsorganisation FIAN. Herre hebt hervor, dass somit das Recht
auf Nahrung von zwei Milliarden Menschen - rund 26 % der Weltbevölkerung -
verletzt wird.

Mit dem diesjährigen Report "State of Food Security and Nutrition in the
World" (SOFI) hat die FAO den neuen Indikator FIES (Food Insecurity
Experience Scale) zur Hungerbemessung berücksichtigt. Er beruht - im
Gegensatz zum klassischen Indikator Prevalence of Undernourishment (PoU) -
auf konkreten Haushaltsbefragungen. Demnach leiden über zwei Milliarden
Menschen an Ernährungsunsicherheit und sind gezwungen, regelmäßig
Mahlzeiten auszulassen. Hierzu gehören auch 8% der Bevölkerung in Europa
und Nordamerika. Die weltweite Erhebung des FIES-Indikators ermöglicht nach
Ansicht von FIAN eine genauere Analyse der Hunger-Ursachen, wenn auch eine
Aufschlüsselung der einzelnen Länder weiterhin fehlt.

Die Herausgeber des Berichts, darunter die Direktoren der FAO und des
Welternährungsprogramms WFP, waren sich gestern in New York einig, dass die
wachsende Schere zwischen Arm und Reich, Austeritätsprogramme und mangelnde
soziale Sicherheit zentrale Ursachen des Hungers sind. Sie unterstrichen
die Notwendigkeit eines grundlegenden politischen Umsteuerns, um die
Ursachen des Hungers anzugehen - ein neuer Ton im Vergleich zu den
SOFI-Veröffentlichungen der vergangenen Jahre. Was progressiv beginnt,
endet jedoch in den altbekannten Forderungen nach einer stärkeren Rolle von
Privatsektor und Industrie durch erhöhte Investitionen und Finanzierungen.
Keiner der Herausgeber fordert ein stärkeres Engagement für die
Menschenrechte.

"Um das Ziel der Weltgemeinschaft zu erreichen, den Hunger bis 2030 zu
beenden, warten die Betroffenen weiter auf ein echtes Umdenken in der
Politik. Diese verlässt sich weiter einseitig auf die vollmundigen
Versprechen der Agrar- und Ernährungskonzerne, die schon seit 50 Jahren
erklären, dass ihr industrielles Produktionsmodell den Hunger beenden
würde. Die Zahl der Hungernden ist seitdem jedoch gestiegen, obwohl diese
Konzerne heute mehr denn je die Ernährung kontrollieren", so Philipp
Mimkes, Geschäftsführer von FIAN Deutschland. Weitere strukturelle Gründe
für die hohen Hungerzahlen - die Diskriminierung von Frauen und ländlicher
Bevölkerung, Landgrabbing oder die erzwungene Öffnung der Agrarmärkte in
Entwicklungsländern - wurden bei der Vorstellung des Berichts ebenfalls
kaum berücksichtigt. "In Ländern des Südens werden rund zwei Drittel aller
Nahrungsmittel von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern produziert. Diese werden
jedoch seit Jahrzehnten systematisch in unfruchtbare und abgelegene Gebiete
abgedrängt und einem unfairen globalen Wettbewerb ausgesetzt", so Mimkes
weiter.

Das Recht auf Nahrung wird im UN-Sozialpakt garantiert. In den Nachhaltigen
Entwicklungszielen haben die Vereinten Nationen vereinbart, bis 2030 das
Recht auf Nahrung für alle Menschen zu verwirklichen. FIAN setzt sich seit
1986 für die Durchsetzung des Rechts auf Nahrung ein und besitzt
offiziellen Beraterstatus bei den Vereinten Nationen.


Zum kompletten SOFI-Bericht:

www.fao.org/publications/sofi/en/


Hintergrund zum FIES:

Der FIES (Food Insecurity Experience Scale) wurde als zusätzlicher
Indikator zur Erreichung des SDG-Ziels 2, Hunger weltweit bis zum Jahr 2030
zu beenden, etabliert. Er beruht im Gegensatz zum klassischen 
Hunger-Indikator der FAO auf Haushaltsbefragungen und kann damit auch besser
unterschiedliche Schweregrade von Hunger und Ernährungsunsicherheit messen.
Mit dem diesjährigen SOFI wurden erstmals auch Zahlen zur "moderaten
Ernährungsunsicherheit" (moderate food insecurity) veröffentlicht.

Weiterhin bietet der neue Indikator die Möglichkeit, die Daten zu
disaggregieren - also nach Geschlecht, Alter, Wohnort etc. aufzuschlüsseln.
Dadurch erhofft sich FIAN, dass die zugrundeliegenden Ursachen von Hunger
deutlich besser analysiert und die Wirkung politischer Maßnahmen auf
marginalisierte Gruppen hergestellt werden können.

Hintergrund zur Weltgetreideernte:

Die Weltgetreideernte beinhaltet die Ernte der global bedeutendsten
Grundnahrungsmittel Weizen, Mais und Reis. Laut FAO (Food Outlook 5/2019)
ist die Weltgetreideernte in den letzten 10 Jahren deutlich von 2,2 auf 2,8
Milliarden Tonnen angestiegen. Auch die Weltgetreidespeicher sind deutlich
besser gefüllt, als noch vor 10 Jahren: Der Stand ist von 520 Millionen
Tonnen auf 852 Millionen Tonnen gestiegen.

FIAN (FoodFirst Informations- & Aktions-Netzwerk) ist die Internationale
Menschenrechtsorganisation für das Recht auf Nahrung mit Mitgliedern in 60
Ländern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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AUSSICHTEN/8702: Und morgen, den 17. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.07.2019 bis zum 18.07.2019 +++
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PARTEIEN/386: Brexit - die brachiale Strategie des Boris Johnson ... (SB)


Brexit - die brachiale Strategie des Boris Johnson ...



In genau einer Woche, am 22. Juli, wird das Ergebnis des Kampfs um den
Vorsitz der konservativen Partei Großbritanniens bekanntgegeben. Zur
Teilnahme an der Briefwahl, die inzwischen offiziell abgeschlossen
ist, waren 160.000 Parteimitglieder berechtigt. Allen Hinweisen und
Umfragen zufolge wird Ex-Außenminister Boris Johnson seinen
Kontrahenten und Nachfolger im Foreign and Commonwealth Office, Jeremy
Hunt, besiegen. Nach der bisherigen Planung soll am 23. Juli Theresa
May zum Buckingham Palace fahren, Königin Elisabeth um die Entlassung
als Premierministerin bitten, worauf wenig später die Monarchin
Johnson mit der Bildung einer neuen Regierung beauftragen wird. Doch
ob die Dinge so ihren Lauf nehmen, ist nicht sicher.

Die Tories haben im Unterhaus keine eigene Mehrheit und verfügen dank
der Unterstützung der 10 Abgeordneten der protestantischen Democratic
Unionist Party (DUP) aus Nordirland über einen Vorsprung von lediglich 
vier Sitzen. Wegen Johnsons erklärter Absicht, das Vereinigte 
Königreich zum 31. Oktober auch ohne eine vertragliche Regelung mit 
Brüssel aus der Europäischen Union herauszuführen, droht eine ganze 
Reihe von konservativen Hinterbänklern, darunter solch illustre Namen 
wie Kenneth Clarke, Ex-Finanzminister, und Dominic Grieve, der 
ehemalige Justizminister, sich mit der Opposition aus 
Sozialdemokraten, Liberaldemokraten, Grünen und schottischen 
Nationalisten zu verbünden, um den No-Deal-Brexit zu stoppen. Wegen 
der ungeheuren Ankündigung von Johnson, notfalls das Parlament nach 
der Sommerpause bis November zu "vertagen", um jede weitere Abstimmung 
in der Brexitfrage zu verhindern und den EU-Austritt automatisch 
erfolgen zu lassen, hat vor wenigen Tagen der ehemalige konservative 
Premierminister John Major seinem Nachfolger in spe mit einer Klage 
vor dem britischen Verfassungsgericht gedroht.

Johnson dürfte zwar mit geschätzten 70 zu 30 Prozent die Tory-
Abstimmung gewinnen, doch aus dem parteiinternen Wahlkampf geht er 
geschwächt und beschädigt hervor. Dies hängt vor allem mit seiner 
sechsmaligen Weigerung bei der Fernsehdebatte gegen Hunt am 9. Juli 
zusammen, den britischen Botschafter in Washington, Sir Kim Darroch, 
vor Kritik seitens des US-Präsidenten Donald Trump in Schutz zu 
nehmen. Zwei Tage zuvor hatte die Journalistin Isabel Oakeshott in 
der Boulevardzeitung Mail on Sunday aus vertraulichen Depeschen 
Darrochs zitiert, in denen dieser zu einer recht negativen, wenig 
schmeichelhaften Einschätzung der Fähigkeiten Trumps und dessen 
zerstrittener Administration gekommen war. Daraufhin hatte Trump per 
Twitter den Vertreter Ihrer königlichen Majestät am Potomac als 
unfreundlichen, ahnungslosen Deppen hingestellt. Darroch verfolgte aus 
der britischen Botschaft in Washington die Fernsehdebatte live, 
stellte das Fehlen jeglicher Rückendeckung durch Johnson fest und sah 
anschließend keine andere Möglichkeit für sich, als den Rücktritt 
einzureichen.

Der beispiellose Vorgang hat Entsetzen in Großbritannien ausgelöst,
nicht nur im diplomatischen Dienst, sondern auch im Parlament, und 
zwar über die Parteigrenzen hinweg. Zahlreiche Kommentatoren, darunter 
der ehemalige konservative Außenminister Sir Malcolm Rifkind, warfen 
Johnson vor, den eigenen Staatsvertreter im Stich gelassen zu haben, 
um sich bei Trump lieb Kind zu machen. Der Vorwurf ist nicht von der 
Hand zu weisen. Die ultranationalistischen Kräfte, die Trump 2016 ins 
Weiße Haus gespült haben, sehen im Brexit die Chance, die EU schwächen 
und Großbritannien im übertragenen Sinne zum 51. Bundesstaat der USA 
machen zu können. Es dürfte kein Zufall sein, daß Oakeshott, 
welche die Depeschen Darrochs bei der Mail on Sunday veröffentlichte, 
mit dem Hedgefond-Manager Richard Tice liiert ist, der als 
Vorsitzender der Brexit-Partei auch zu den engen Vertrauten von Nigel 
Farage zählt. Trump hat in der Vergangenheit den politischen 
Querulanten Farage mehrmals öffentlich als potentiellen Botschafter in 
Washington ins Spiel gebracht. Beim Staatsbesuch in Großbritannien 
Anfang Juni hat sich der New Yorker Immobilienhai für Johnson als 
Premierminister ausgesprochen und sich damit auf völlig unzulässige 
Weise in die britische Innenpolitik eingemischt.

Johnson gilt allgemein und völlig zurecht als Lügenbaron, der sich 
Sachen ausdenkt und von sich gibt, die nicht unbedingt der Wahrheit
entsprechen, ihm jedoch in dem Moment nützlich sind. Damit hat er sich 
in den neunziger Jahren einen Namen als Brüsseler Korrespondent
des konservativen Daily Telegraph gemacht und den Euroskeptizismus
daheim in Großbritannien befeuert. An diesen Umstand der
grundsätzlichen Unaufrichtigkeit Johnsons klammern sich derzeit in
Großbritannien viele Menschen, die hoffen, mit dem ganzen Gerede vom
No-Deal-Brexit zu Halloween wolle sich der ehemalige Bürgermeister von
London lediglich den Vorsitz bei den Tories sichern. Nach dem Einzug
in Number 10 Downing Street, so die weitere Hoffnung, werde der 
Absolvent der Eliteschule Eton dann doch zu einem Kompromiß mit 
Brüssel kommen, dessen Aushandlung und Umsetzung möglicherweise 
länger als drei Monate dauert, die britische Volkswirtschaft dafür 
aber nicht ins Chaos stürzt. 

Ob jene Hoffnungen berechtigt sind, läßt sich aktuell nicht sagen.
Interessant sind jedoch die Gerüchte, wonach Johnson möglicherweise
eine Lösung für den vertracktesten Zankapfel bei den
Brexit-Verhandlungen, nämlich für den irischen "Backstop", gefunden
hat. Mit diesem Begriff ist die Regelung gemeint, derzufolge 
Nordirland auch nach dem Brexit im Binnenmarkt und Zollunion bleibt, 
damit keine harte Grenze zur Republik Irland entsteht und der 
Bürgerkrieg von einst nicht wieder ausbricht. Gegen den "Backstop" hat 
sich die DUP mit dem Argument gesperrt, Nordirland dürfe nicht anders 
als Großbritannien behandelt werden, sonst werde die "Union" zwischen 
den beiden Teilen des Vereinigten Königreichs geschwächt, der 
Entwicklung Richtung Wiedervereinigung Irlands Auftrieb verliehen. 
Doch angeblich will Johnson die Menschen in Nordirland eventuell 
selbst über den "Backstop" entscheiden lassen. Votierte eine Mehrheit 
dafür, bestünde weiterhin die zolltechnische Einheit auf der Insel 
Irland, dafür erfolgten die Kontrollen des Personen- und 
Güterverkehrs ausschließlich an den Seehäfen beiderseits der Irischen 
See.

Bei der Brexit-Volksbefragung hat eine deutliche Mehrheit der Nordiren
für den Verbleib in der EU gestimmt. Wegen der zu erwartenden,
katastrophalen Auswirkungen eines EU-Austritts besonders für die
nordirische Landwirtschaft infolge der Einführung eines harten
Grenzregimes auf der grünen Insel wäre mit einer noch größeren
Mehrheit für den "Backstop" zu rechnen. Mit seinem Winkelzug
käme Johnson dem selbstgesteckten Ziel des EU-Austritts für
Großbritannien erheblich näher. Brüssel wäre wegen der Ad-acta-Legung
der leidigen Grenzproblematik in Irland sicherlich erleichtert und in
der Folge London gegenüber eventuell zu weiteren Zugeständnissen - 
etwa mit Blick auf den Brexit-Zeitplan - bereit. Die DUP stünde
jedoch düpiert da und würde vermutlich ihr Unterstützungsarrangement
mit den Tories aufkündigen, was Neuwahlen für das Unterhaus mit sich
brächte. Mit dem Brexit in greifbarer Nähe könnte es Johnson gelingen,
auch diese Herausforderung zu bestehen und die Wahl zu gewinnen. Daß
die kürze Ära der protestantisch-fundamentalistischen DUP als
"Königsmacher" im Palast von Westminster an der Seite der Tories zu
Ende geht, zeigt jedenfalls das Ergebnis zweier Abstimmungen am 9.
Juli: Eine große Mehrheit der Abgeordneten im Unterhaus, darunter 
zahlreiche Tories, hatten gegen den erklärten Willen der Democratic
Unionists für die längst fällige Aufhebung des Abtreibungsverbots und
für die Einführung der Ehe für alle in Nordirland gesorgt.

16. Juli 2019
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DISKURS/036: 1968 im Kontext - Entstehungsbedingungen einer Linkswende (spw)


spw - Ausgabe 3/2019 - Heft 232

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

1968 im Kontext: Entstehungsbedingungen einer Linkswende

von Michael Vester[1]



Nur wenige Ereignisse wirken so als Scheidemarken wie das symbolisch
hoch aufgeladene "1968". Die neue Mobilisierungskraft der Partei "Die
Grünen" lebt von der Aktualität dieses Gegensatzes zwischen
"progressiv" und "reaktionär". Die neue Mobilisierung des
Rechtspopulismus - und des Rechtskonservatismus - lebt von der Rolle
als Gegenpart zu "1968". Der neue Aufschwung junger Protestbewegungen
erinnert an die weltweiten Proteste der 1960er Jahre. Er erscheint als
"neue APO", als eine Erneuerung der "außerparlamentarischen
Opposition", die von 1967 an unsere politische Öffentlichkeit von der
Basis her mobilisierte und die Politik der Volksparteien grundlegend
in Frage stellte. Bemerkenswert ist auch, dass die liberalen Stimmen
aus den Medien und der Wissenschaft sich, wie damals, auf die Seite
der Protestbewegungen stellen und deren Ziele zu Zielen erheben, die
im Interesse aller sind.

Schon diese Parallelen zeigen, dass es nicht ausreicht, den
nachhaltigen Effekt von "1968" allein auf spektakuläre Ereignisse oder
einzelne Führungsfiguren zurückzuführen. Die Kollisionen von 1968
waren kein eigenständiges Ereignis. Sie markierten die
Kulminationsperiode der großen Transformation unserer Gesellschaft in
den vier Jahrzehnten der alten Bundesrepublik. Der
Wirtschaftsaufschwung - die enorme Dynamik der Produktivkräfte im
Marxschen Sinne - hatte seit den 1950er Jahren tiefgreifende
Umschichtungen der sozialen Klassen und ihrer Lebensweisen nach sich
gezogen, die nach 1960 in eine von neuen Generationen, Bewegungen und
Allianzen getragene politische Öffnung für einen linken Reformismus
und basisdemokratische Ansätze mündete.

Dieser Aufsatz beschränkt sich auf diese Aufstiegsbedingungen der
Bewegungen. Aus Raumgründen nicht dargestellt ist der weitere Verlauf
der ökonomischen und sozialen Strukturverschiebungen, durch die erst
die dauerhafte, nachhaltige Wirksamkeit von "1968" entstand. Die
weltweiten "Movements of the Sixties" waren Bewegungen von jungen
Menschen im Ausbildungsalter und, ihren manifesten Zielen nach, keine
Bewegungen für ökonomische Klasseninteressen oder wirtschaftliche
Innovationen. Sie hatten aber einen emanzipatorischen
Klassenhintergrund. Durch die Bildungsöffnungen gelangten mehr junge
Frauen und mehr Arbeiter-, Bauern- und Angestelltenkinder als früher
in die weiterführende Bildung.

Die Bewegungen waren nach Geschlecht, Klassenherkunft und regionaler
Herkunft gemischt. Vordergründig waren sie Generationen- und
Autoritätskonflikte, die primär nicht im ökonomischen, sondern im
lebensweltlichen und im politischen Feld ausgetragen wurden. Aber mit
der Zeit bildete sich die Entstehung neuer Klassenfraktionen zunehmend
auch in der Berufsstruktur ab. Zahllose Studierende und Auszubildende,
die von den Protestbewegungen beeinflusst waren, fanden Arbeitsplätze
in den expandierenden und sich modernisierenden Dienstleistungen, vor
allem in den Bildungs-, Gesundheits-, Sozial-, Publizistik-, Kultur-,
Ordnungs-, Infrastruktur- und Technikberufen. Sie nahmen damit aktiv
teil an den tiefgreifenden Veränderungen der gesamtgesellschaftlichen
(d.h. inneren und internationalen) Arbeitsteilung: den Tendenzen zuD
den Dienstleistungen, zur Feminisierung und zur Höherqualifikation und
schließlich der Politik der Prekarisierung.

Die tiefgehende Umwälzung um "1968" entsprach ganz und gar nicht dem
Schema eines durch Wirtschaftskrisen beförderten ökonomischen
Klassenkonfliktes aus den Lehrbüchern der alten marxistischen Linken.
Aber sie entsprach einem anderen Marx, der beobachtet hat, dass "die
Produktivkräfte sich gleichzeitig mit dem Widerstreit der Klassen
entwickelten" und damit auch "die materiellen Bedingungen ihrer
Emanzipation" hervorbringen und dass es immer die jüngeren
Generationen sind, die die neuen Produktivkräfte übernehmen und
weiterentwickeln und diese selbst kontrollieren wollen - wie dies auch
wieder die heutige jüngste Generation mit den neuen
Kommunikationsmedien beansprucht (MEW 4: 140, MEW 3: 45; vgl. Vester
2019: 22-28).


1. Die Aktivisten: Eine breite Allianz von politischen,
kulturellen und Jugendmilieus

Bis in die frühen 1960er Jahre waren die Bedingungen für neue
politische Mobilisierungen ungünstig. Der gesellschaftliche
Strukturwandel war noch nicht weit genug. Bis etwa 1965 konnten sich
die CDU-geführten Regierungen auf stabile konservative Mehrheiten
stützen. Diese Akzeptanz schien dauerhaft gewährleistet durch den
unerwarteten kapitalistischen Aufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg,
der durch das westeuropäische und atlantische Bündnis flankiert wurde,
und durch die Teilhabe breiter Schichten an steigenden Lebensstandards
und sozialen Sicherheiten. Die militärische Konfrontation des Kalten
Kriegs und das abschreckende Bild des Kommunismus wurden dazu genutzt,
auch die gemäßigte Opposition der SPD politisch auszugrenzen. Dem
Konformismus der großen Medien entsprach eine anscheinende politische
"Apathie" der Bevölkerung, die einerseits auf die "befriedende"
Wirkung sozialpolitischer Kompromisse und andererseits auf eine
autoritäre Alltagskultur, die abweichendes Verhalten nicht tolerierte,
gegründet schien. Die bürgerlich-konservative Ordnung, die nach 1945
zunächst durch soziale Kompromissfähigkeit zur Hegemonie gelangt war,
erstarrte zunehmend zu einem geschlossenen System, das eine Öffnung zu
neuen Kompromissen erbittert bekämpfte.

Die Protestbewegungen blieben vorerst auf kleine Minderheiten von
Aktivisten beschränkt. Die Proteste entzündeten sich zuerst an der
politischen Repression im östlichen wie im westlichen Block, an
kolonialistischen und rassistischen Politiken, an der
Wiederbewaffnung, am atomaren Wettrüsten und an den
Hinterlassenschaften des Nationalsozialismus. Die Proteste steigerten
sich besonders seit 1956. Damals beendeten russische Panzer den
Massenaufstand in Ungarn und erzwangen britisch-französische Bomben
die Schließung des Suez-Kanals. Letzteres richtete sich gegen den
ägyptischen Präsidenten Nasser, der zusammen mit dem jugoslawischen
Präsidenten Tito einen blockfreien Weg der neuen unabhängigen Staaten
in der Dritten Welt repräsentierte.

Diese Konflikte führten dazu, dass, zuerst in England, sich Strömungen
intellektueller Dissidenten von den kommunistischen Parteien
abspalteten und linkssozialistische Strömungen innerhalb und außerhalb
der westlichen Sozialdemokratie anwuchsen. Seit 1958 wurde diese neue
Richtung als "New Left" bezeichnet. Das Gemeinsame dieser in sich
heterogenen Strömung war die Abgrenzung von der "alten Linken" der
kommunistischen und sozialdemokratischen Parteien.

Ab 1960 wurden die Risse in den Machtblöcken spektakulär sichtbar. Mit
der Entkolonisierung erlangten zahlreiche Länder der Dritten Welt ihre
staatliche Unabhängigkeit. Im selben Jahr wurde John F. Kennedy zum
Präsidenten der USA gewählt. Er hatte die neuen Herausforderungen
durch das atomare Patt, durch die Entwicklungsländer sowie die
Rassenfrage und andere innenpolitische Probleme als Chance eines neuen
Aufbruchs, der "New Frontier", definiert. Dies ermutigte (auch wenn
spätere Enttäuschungen über Kennedy nicht ausblieben) weltweit ein
Anwachsen der Bewegungen, von den Protesten türkischer und japanischer
Studierender bis zu den englischen und westdeutschen Ostermärschen für
atomare Abrüstung und den anti-rassistischen Bürgerrechtsbewegungen in
den USA und in Südafrika. Aus den Bewegungen von Hunderten wurden seit
1960 Bewegungen von Tausenden.

Eine Massenwirkung erreichte dieser Aufbruch dann aber nur, weil er
neben den linken intellektuellen Zirkeln drei andere, große Milieus
erfasste: die kulturellen Avantgarden, die Aktivisten der
Arbeiterbewegung und das neue Milieu von Aktivisten der
demokratischen Jugendkultur an den Schulen und Hochschulen.

Das Engagement der Avantgarden von Kunst, Literatur, Theater und Musik
verlieh den 'kopflastigen' Linksintellektuellen eine neue Sensibilität
für die dynamischen Strömungen des Jazz und des Beat und für deren
Publikum in einer wachsenden nonkonformistischen Jugendkultur. Zudem
konnten sie sich für neue Schichten öffnen. Viele der
linkssozialistischen Aktivisten stammten aus akademischen Milieus. Sie
standen aber in der seit dem 19. Jahrhundert wichtigen Tradition der
Verbindung vieler Intellektueller mit den Aktivisten der
Arbeiterbewegung in Gewerkschaften, Arbeiterparteien,
Arbeiterjugendverbänden (wie "Falken" und "Naturfreunden") und der
Arbeiterbildung. Zu den Aktivisten der sich erneuernden Linken gehörte
auch eine wachsende Zahl von Arbeitern, Angestellten und
Bildungsaufsteigern aus Arbeiterfamilien.

Die Neue Linke zog zudem viele an, die in den Konflikten der 1950er
Jahre als Schülerinnen und Schüler der Gymnasien - wie auch heute
wieder - ein besonders aktives Ferment bildeten. Zu ihnen gehörten vor
allem Aktivisten aus der alten Bündischen Jugendbewegung, der
Pfadfinder, der evangelischen und katholischen Jugend- und
Studentenorganisationen, der deutsch-israelischen Jugendarbeit und der
nach 1945 neu entstandenen Schüler- und Studierendenpresse sowie der
Schülermitverwaltung. Dass sich solche neuen Milieus bilden konnten,
war nicht zuletzt bedingt durch Institutionen der demokratischen
Öffentlichkeit, Mitbestimmung und "Re-Education", die mit Hilfe der
angelsächsischen Besatzungsmächte eingeführt worden waren. In den USA
und in England waren bis 1951 progressive Regierungen an der Macht.
Unter dem Einfluss von Anhängern des amerikanischen sozialistischen
Bildungsreformers John Dewey (der später auch als Ideengeber der
amerikanischen Studentenbewegung herangezogen wurde) wurden Schüler-
und Studierendenparlamente und eine Schüler- und Studierendenpresse
mit eigenen landes- und bundesweiten Verbänden institutionalisiert.
Zwar waren die Gymnasien und die Hochschulen immer noch der Hort
konservativer und deutschnationaler bürgerlicher Kräfte. Aber seit den
Konflikten um die deutsche Wiederbewaffnung und der allmählichen
Zunahme von Studierenden aus anderen sozialen Milieus konnte sich hier
ein linkes Minderheitenlager profilieren, das nach 1965 schließlich
zur Mehrheit wurde.

Die Funktion eines gemeinsamen Bezugspunkts wuchs dem Sozialistischen
Deutschen Studentenbund (SDS) zu. Dieser war lange ein Verband des
parteitreuen Nachwuchses der SPD gewesen. Das änderte sich spätestens
seit dem "Studentenkongress gegen Atomrüstung" von 1959 (vgl. Vester
1960). Dieser war von unabhängigen Studentenausschüssen organisiert
worden. Von der konformistischen Presse wurde der SDS als Veranstalter
dieses angeblich von Kommunisten nah- und ferngesteuerten Kongresses
heftig angegriffen. Die Verteidigung gegen diese ungerechtfertigten
Angriffe beschleunigte die Entstehung einer Gegenöffentlichkeit an
Schulen und Hochschulen, die in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre
entscheidend zum Zustandekommen der antiautoritären Bewegung beitragen
sollte. Durch diese Konflikte und seine Abgrenzung von der westlichen
wie von der östlichen Blockpolitik wurde der SDS zum
Orientierungszentrum einer wirklich unabhängigen "Neuen Linken". Zudem
koordinierte er den Aufbau eines kontaktfreudigen neuen
internationalen Netzwerks von linkssozialistischen, gewerkschaftlichen
und studentischen Organisationen. Die SDS-Zeitschrift neue kritik
wurde zum wichtigsten Forum, das die neuen Ideen und Bewegungen
und die Kritik an der alten Linken der Sozialdemokratie und der
Kommunisten diskutierte. Durch seine Unabhängigkeit und Offenheit
wurde der SDS, über die bisherigen sozialistischen Kerngruppen hinaus,
für viele Aktivisten der neuen demokratischen Jugendkultur attraktiv.

Aus dieser Opposition gegen die etablierten Mächte heraus erwarteten
viele neulinke Aktivisten Veränderungen nicht von mächtigen
Organisationen, Ideologien oder charismatischen Führern. Stattdessen
setzten sie auf die Mobilisierung der real aus den historischen
Bedingungen hervorgehenden Bewegungen. Dies war angesichts der noch
überwiegenden politischen Apathie eine schwierige Aufgabe. Einerseits
setzten die linkssozialistischen Aktivisten nach wie vor auf die
Arbeiterklasse als wichtigsten Akteur einer Transformation der
kapitalistischen Gesellschaft. Andererseits wurde ihnen immer mehr
klar, dass dieser Akteur und der Kapitalismus sich selber erheblich
verändert hatten und mit den traditionellen Konzepten der alten Linken
nicht mehr zu begreifen waren.


2. Die arbeitende Klasse: Entproletarisierung, soziale
Teilhabe, demokratische Mitbestimmung 

In dem führerzentrierten Mythos, der sich auf die medienwirksamen
Ereignisse allein des Jahres 1968 konzentriert, kommt die empirische
Arbeiterklasse kaum als Akteur und allenfalls als Kulisse vor. Ohne
sie sind aber wichtige soziale Machtverschiebungen, von der
Durchsetzung der Mitbestimmung bis zu den spontanen Streikbewegungen
zur Zeit der Protestbewegungen und den einzigartigen Wahlsiegen Willy
Brandts, nicht erklärbar.

Das Festhalten an den arbeitenden Klassen als Akteuren historischer
Veränderungen war nicht einfach ein ideologisches Relikt des
Marxismus. In fast allen Industrieländern gab es seit dem 19.
Jahrhundert enge Verbindungen der linken Fraktionen der
Bildungsmilieus zur Presse- und Bildungsaktivität der
Arbeiterbewegung. Auch nach 1945 wurde die enge, wenn auch nie
spannungsfreie Zusammenarbeit mit einer starken Gewerkschaftslinken
und dem linken Minderheitsflügel der Sozialdemokratie fortgesetzt. Wie
sehr dieser Zusammenhang die Entwicklung der Bundesrepublik und
anderer Länder mitgeprägt hat, ist aufgearbeitet in den großen neueren
Biographien zu Otto Brenner, Heinz Brandt, Fritz Lamm, Monika Seifert,
Hans Matthöfer, Olof Palme und Peter von Oertzen. In den
Gewerkschaften gehörten viele Aktivisten zur Arbeiterintelligenz, die
sich in der Weimarer Republik in der linken Arbeiterjugend sowie der
linksreformistischen Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP) und unter
dem Faschismus im Widerstand engagiert hatte. Diese in vielen Ländern
ähnliche Geschichte war eine wichtige Basis der nach 1960 aufblühenden
Zusammenarbeit der linkssozialistischen Gewerkschafter in Westeuropa,
deren Orientierung an den Facharbeitern zu der Bezeichnung
"Ouvrierismus" oder "Operaismus" geführt hat.

Diese Linkssozialisten waren nach 1945 dadurch herausgefordert, dass
die kapitalistischen Gesellschaften in eine neue Phase ihrer Klassen-
und Machtkonstellationen eingetreten waren. Sozialdemokraten hatten
nach 1930 in Skandinavien und von 1945 bis 1951 auch in Großbritannien
moderne Wohlfahrtsstaaten aufgebaut, die die Teilhabe und die Rechte
der Arbeitnehmer erheblich erweitert hatten. In Konkurrenz damit und
mit dem kommunistischen Block mussten auch die konservativ regierten
Länder Westeuropas eigene Varianten des Wohlfahrtsstaates entwickeln.
In der Bundesrepublik schloss dies sogar einen hohen Grad
institutionalisierter demokratischer Mitbestimmung in Unternehmen und
Betrieben ein. Dies war auf zwei Weisen eine Art Fernwirkung der
Machtkonflikte der Weimarer Republik.

Zum einen hatten die Arbeiterräte in der Novemberrevolution von 1918
nicht nur die parlamentarische Demokratie nach Deutschland gebracht,
sondern auch das Fernziel einer Wirtschaftsdemokratie in der
Arbeiterbewegung verankert. Viele Aktivisten, die mit großen
Streikbewegungen das Betriebsverfassungsgesetz von 1949 und das
Mitbestimmungsgesetz von 1951 mit erkämpften, standen noch in dieser
Tradition. Diese hatte, wie die Räterevolutionen um 1918, eine
internationale Dimension. Sie war eingebettet in die internationale
Strömung des linken Reformismus, der Wirtschaftsdemokratie und eines
undogmatischen Marxismus im Sinne von Rosa Luxemburg und Karl Korsch,
die nach 1945 noch virulent blieb, besonders in den Arbeiterprotesten
in der DDR, in Ungarn und in Polen, nach 1960 besonders auch in
Westeuropa (s. Albers/Goldschmidt/Oehlke 1971) und nach 1970 auch in
Chile, Portugal und Nicaragua.

Auf der anderen Seite stand die Macht der Großunternehmen, von denen
mehr als zweihundert mit großen Spenden Hitler zur Macht verholfen
hatten. Ihre Position war nach 1945 zunächst geschwächt. Nach großen
Protest- und Streikbewegungen wurde ihnen, mit Ausnahme der chemischen
Industrie, 1951 durch das Gesetz über die Mitbestimmung in der Kohle-
und Stahlindustrie auferlegt, ihre Aufsichtsräte zur Hälfte mit
Arbeitnehmervertretern zu teilen.

Diese Machtverschiebung ist, wie auch die Erhöhungen der Rechte,
Einkommen und sozialen Sicherungen der abhängig Arbeitenden, nicht
unter SPD-Regierungen, sondern unter konservativen
Regierungsmehrheiten durchgesetzt worden. Die Bewegungen haben sie
selbst erkämpft, allerdings unter neuen institutionellen Bedingungen,
die dem bürgerlichen Lager abgerungen worden waren. Dieses Lager hatte
nach den Erfahrungen von Weltwirtschaftskrise, Faschismus und Krieg
schmerzliche Lernprozesse durchgemacht. Der Einfluss der
Deutschnationalen sollte nun durch die "Union" mit der von den Nazis
unabhängig gebliebenen sozialkatholischen Zentrumspartei begrenzt
werden. Unter der Führung des früheren Zentrumspolitikers Konrad
Adenauer, von 1949 bis 1963 auch Bundeskanzler, erstritt die CDU/CSU
große Wahlsiege. Sie suchte einen neuen Konservatismus zu entwickeln,
der - wenn auch auf paternalistische Weise - den Forderungen der
Arbeitnehmer und des Mittelstands nach der Institutionalisierung der
sozialen Absicherung und der Teilhabe entgegenkam. Der konservative
Wohlfahrtsstaat sollte dafür sorgen, dass der nach 1945 erneut
beschleunigte wirtschaftliche Strukturwandel nicht mehr zu Lasten
dieser beiden Klassen ging, und damit schweren Konflikten und dem
Abwandern zu der extremen Linken bzw. Rechten vorbeugen. Zusätzlich
initiierte Adenauer eine Art konservative Internationale, die die
Bundesrepublik über europäische und atlantische Institutionen auf dem
Kurs friedlicher und demokratischer Konfliktregulierung halten sollte.
Damit entstand ein Wirtschafts- und Sozialmodell, das wie ein
Produktivitätspakt wirkte. Die innergesellschaftliche Teilhabe und die
internationale Integration motivierten hohe Arbeitsleistungen und,
gegründet auf ein enormes Wachstum von Inlandsnachfrage und Export,
einen zwei Jahrzehnte anhaltenden Boom, den die Union sich als
"Wirtschaftswunder" selbst zurechnete.

Damit waren in den 1950er Jahren die alten Klassenkonflikte in die
Bahn einer institutionellen Regulierung und Teilhabe gelenkt worden.
Theodor Geiger (1949) beschrieb, am Beispiel des skandinavischen
Wohlfahrtsstaats, diese Konstellation als neue Entwicklungsphase des
Kapitalismus, in der dessen Risiken durch die Gegenmächte der
parlamentarischen Demokratie, der Gewerkschaften und Verbände und
durch die Einbettung in eine wachstumsgünstige internationale
Kooperation eingedämmt werden konnten. Das Hauptresultat dieser
Veränderungen war die "Entproletarisierung", die Aufhebung der typisch
unsicheren Lage der Arbeiterklasse durch die "Institutionalisierung
des Klassenantagonismus" (ebd.: 182), ein Konzept, das Ralf Dahrendorf
(1957) später als "institutionalisierten Klassenkonflikt" in die
Soziologie eingeführt hat.

Die Arbeiterklasse wurde dadurch nicht an die kapitalistische
"Konsumgesellschaft" angepasst, "verkleinbürgerlicht" oder
"befriedet", wie dies Theoretiker der alten Linken, wie u.a. der
Sozialphilosoph Herbert Marcuse, behaupteten. Vielmehr wurden in den
1950er Jahren die Institutionen des Arbeitskampfrechts insbesondere
von der Industriegewerkschaft Metall dazu genutzt, in großen Streiks
die 40-Stunden-Woche und den arbeitsfreien Sonnabend, die Teilhabe am
Wachstum durch Lohnerhöhungen und die Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall durchzusetzen. Diese Zugeständnisse schadeten der
exportbegünstigten Industrie nicht. Obwohl die Bundesrepublik zwölf
Millionen Flüchtlinge zu integrieren hatte, endete die
Arbeitslosigkeit bereits 1956.

Die Beendigung der grundlegenden Unsicherheit, die die "Proletarität"
ausgemacht hatte, führte, wie der Historiker Josef Mooser in seiner
großen Untersuchung Arbeiterleben in Deutschland 1900-1970
umfassend belegt hat, zwar zu einer relativen Konsolidierung, nicht
aber zu einer Anpassung an die kleinbürgerlich-hierarchische Weltsicht
(Mooser 1984). Unsere eigenen repräsentativen Untersuchungen belegten,
dass der besonders in der Facharbeiterschaft verankerte Anspruch auf
Autonomie bis zu einem gewissen Grade auch zu einem zentralen Wert der
konservativeren Arbeitnehmermilieus wurde; die Ungleichheit nach
sozialen Klassen wurde nicht aufgelöst, aber pluralistischer (Vester
u.a. 2015 [2001], insbes.: 123-149).

Dass es in den arbeitenden Klassen auch konservative und
kleinbürgerliche Milieus gab, war schon im 19. Jahrhundert beobachtet
worden, u.a. auch von Marx und Engels (1959 [1848]: 471-475) im
Kommunistischen Manifest. Für die 1950er Jahre bestätigte dies
die große Studie Das Gesellschaftsbild des Arbeiters, die
Popitz, Bahrdt und andere in Duisburg-Rheinhausen durchgeführt hatten.
Sie fanden drei prinzipiell verschiedene Grundhaltungen der Arbeiter
zur sozialen Ordnung (Popitz u.a. 1957: 184-249). Konservative
Arbeiter, etwa 14 Prozent, akzeptierten die Gesellschaft als
Hierarchie, in die man sich sinnvoll einordnen konnte. Etwa 48 Prozent
gingen von einer unüberwindlichen Zweiteilung ("Dichotomie") der
Gesellschaft in mächtige Kapitalisten und machtlose Arbeiter aus. Nur
etwa 4 Prozent hingen dem traditionellen Konzept an, dass diese
Zweiteilung durch Klassenkampf überwunden werden musste. 34 Prozent
aber verbanden eine harte politische und soziale Kritik am
Kapitalismus mit der Auffassung, dass dieser mit den neuen
Institutionen der Mitwirkung durch einen entschiedenen Kampf um
Reformen verändert werden könnte. Dieses Konzept eines
klassenbewussten linken Reformismus hatte durch die
gesamtgesellschaftlichen Machtverschiebungen und den Wandel der
Lebensweisen und Mentalitäten eine zunehmende Legitimation bekommen.

Der allmähliche Mentalitätswandel wurde besonders augenfällig durch
die Umorientierung vieler katholischer Arbeiter im größten Bundesland,
Nordrhein-Westfalen. Hier fand in den 1950er und 1960er Jahren ein
"Hegemoniewechsel" von der CDU zur SPD statt. Von Wahl zu Wahl nahmen,
sehr langsam, die SPD-Stimmen zu. Dieser "Genosse Trend" lässt sich
vor allem mit der Demokratisierung der Machtverhältnisse und
dem wachsenden Selbstbewusstsein der Arbeitnehmer erklären. Dies
zeigen besonders die großen Ruhrgebietsstudien, die Lutz Niethammer ab
1983 vorlegte (Niethammer 1983a: 7-65, 133-162; 1983b: passim). An
Rhein und Ruhr waren große Gruppen traditionell an paternalistischen
Autoritäten wie der von Krupp orientiert gewesen. Nach 1945 machten
viele die Erfahrung, aus eigener Kraft ihre Lage verbessern und
unabhängiger von Autoritäten werden zu können. Es war ein ganzes
Bündel von praktischen Erfahrungen:


	der von den Arbeitern geleistete wirtschaftliche Wiederaufbau;

	die Durchsetzung und Nutzung der Institutionen der Betriebsräte und der Mitbestimmung;

	die selbstständigere Lebensgestaltung durch die Zunahme von Einkommen, Freizeit und sozialen Sicherungen;

	die Besserstellung durch höhere Ausbildungs- und Schulbildungsstandards;

	nicht zuletzt auch für viele Frauen das Einrücken in die Erwerbsarbeit, die sie im Einkommen und im Status von den Männern unabhängiger machte.



Seit den Erfahrungen des Wiederaufbaus galt das Vertrauen der
Arbeitermilieus primär den Betriebsräten, die eine neue
Basisinstitution darstellten, zunehmend auch in die Kommunalparlamente
gewählt wurden und den Typus der "Kümmerer" verkörperten. Die
Betriebsräte, die ursprünglich der Zentrumspartei näherstanden,
machten die Erfahrung, dass die CDU-Spitzen zunehmend
unternehmerfreundlich entschieden und wechselten daher nach und nach
zur SPD, die für sie einen linken Reformismus verkörperte. Darin
folgten ihnen auch ihre Wählerinnen und Wähler.


3. Die rebellische Jugendkultur: Wandel der Alltagskultur und
'Sponti'-Milieus

Die Nachkriegsgeneration der Arbeiterklasse hatte damit bereits schon
ein ganzes Stück Emanzipation von äußeren und verinnerlichten
autoritären Strukturen errungen. Gleichwohl kam es nicht zu einem
glatten Übergang zu der Generation ihrer Kinder. Diese ging einen
entscheidenden Schritt weiter und vollzog mit den antiautoritären
Bewegungen einen neuen fundamentalen Generationenbruch nicht nur mit
den konservativen Milieus, sondern auch mit denen ihrer eigenen
Eltern, der Aufbaugeneration der BRD. Obwohl bei diesen, wie wir
gesehen haben, das emanzipatorische Potential latent vorhanden war,
hatten sie sich mit anscheinendem Einverständnis in der neuen
Gesellschaft eingerichtet.

Der Bruch mit der Elterngeneration wurde nicht individuell, gleichsam
"zu Hause", vollzogen, sondern in der aufblühenden Gruppen- und
Freizeitkultur, in der sich die Jugendlichen der äußeren
Disziplinierung entzogen. In vielen Ländern der Welt war gleichzeitig
und ohne planmäßige Koordination ein breites Spektrum
verschiedenartiger Jugendmilieus bald auch politisch in Bewegung
gekommen. Dies beruhte nicht einfach auf der Verbreitung
intellektueller Ideen, sondern auf parallelen gesellschaftlichen
Situationen und Erfahrungen, die sich in neuen Musik-, Tanz- und
Gesellungsmustern wiederfanden. Dieser Entwicklung lagen
offensichtlich die Koinzidenz und das Zusammenspiel grundlegender
Strukturveränderungen der Alltagskultur und der politischen Kultur,
der Wirtschafts- und Klassenverhältnisse und des politischen
Machtfeldes zugrunde.

Die neue Jugendkultur war zunächst ein vorpolitisches Phänomen der
Freizeit- und Musikkulturen. Erst indem sie sich seit Mitte der 1960er
Jahre mit den antiautoritären Aktivistenmilieus verband, wurde sie zur
Basis breiter Bewegungen. Wie diese Verbindung entstand und wirksam
wurde, ist vor allem von den Historikern Detlef Siegfried (2006) und
Sven Reichardt (2014) umfassend aufgearbeitet worden. Sie untersuchten
die subkulturellen Milieus, die aus den rebellischen Freizeit- und
Musikkulturen seit den 1950er Jahren und aus der 'Sponti'-Kultur der
Studierenden nach 1967 entstanden und zur Massenbasis der neuen linken
Politik, die bei der Veränderung des Alltagslebens ansetzte, geworden
waren.

Siegfried und Reichardt griffen damit die Sichtweise der sog.
"Subkulturdebatte" der Protestjahre auf, in der politisch aktive
Sozialwissenschaftler der undogmatischen Linken diese Politik
diskutiert hatten. Die Debatte, die 1971 in dem einflussreichen Buch
Die hedonistische Linke (hg. von Kerbs 1970/1971)
zusammengefasst worden war, hatte einen Paradigmenwechsel begründet.
Die undogmatischen Konzepte setzten auf Lernprozesse, die bei den
praktischen Erfahrungen in den Konflikten des Alltags und der Politik
ansetzten. Die Rolle der Intellektuellen sei nicht die von 'Führern',
sondern die von Vermittlern, die die selbstständigen Lernprozesse der
Menschen begleiten und anregen sollten. Nicht in Wirtschaftskrisen,
Elend und Not, wie es die "alte Linke" erwartete, sondern in der
Erfahrung wachsender materieller Möglichkeiten und in dem Wunsch nach
mehr Selbstverwirklichung und Lebensgenuss - in 'hedonistischen'
Bedürfnissen also - seien die neuen Motive sozialer Veränderung zu
suchen.

Die Autoren des Buches verstanden die neuen Entwicklungen nicht rein
"kulturalistisch", sondern im Zusammenhang mit den neueren
Veränderungen des Kapitalismus und mit der politischen Perspektive
einer solidarischen, nachkapitalistischen Gesellschaft. Es ging um die
emanzipatorische Aneignung der mit dem Wachstum der ökonomischen
Produktivkräfte erweiterten Möglichkeiten der Selbstbestimmung und
Solidarität. Unter dem Titel "Solidarisierung als historischer
Lernprozess" stellte ich in dem Buch die in der Neuen Linken
vertretene Hypothese zur Diskussion,

"dass möglicherweise heute [...] eine zunehmende Konfrontation von
 kapitalistischer und antikapitalistischer Kultur" entsteht. So
 "finden sich heute in Gestalt der jüngeren Arbeitergenerationen
 Elemente nachkapitalistischer Wertmuster. Während heute die älteren
 Generationen die Verzichtgewohnheiten der Mangelgesellschaft noch
 tief verinnerlicht haben, werden den jüngeren der Reichtum der
 Gesellschaft und die Erfüllbarkeit ihrer Wünsche eher erkennbar.
 [...] Zugleich scheint ihr Verhalten in Autoritätskonflikten
 weniger von Angst geprägt zu sein. [...] Hier liegt die Chance
 einer Remobilisierung nichtkapitalistischer kultureller
 Wertvorstellungen [...]. Wer Waren verkaufen will, kann nicht
 Askese predigen." (Vester 1971: 151-154).



Dieses Argument knüpfte an die Theorie der linken Psychoanalyse
Wilhelm Reichs an, die wir seit 1960 auf Initiative von Monika
Seifert-Mitscherlich neu entdeckt hatten. Reich hatte um 1930 das
Fehlen eines oppositionellen, antikapitalistischen Bewusstseins in der
arbeitenden Klasse auf die Disziplinierung der Gefühle in der
familialen Sozialisation unter den Bedingungen der kapitalistischen
Mangelwirtschaft zurückgeführt. Diese restriktiven Bedingungen hatten
sich aber, so argumentierten wir, im neuen Kapitalismus, wie ihn
damals der linkskeynesianische Ökonom John Kenneth Galbraith (1959
[1958]) in seinem viel diskutierten Buch "Gesellschaft im Überfluss"
analysierte, geändert. Bei allen Gruppen der jüngeren Generation hatte
sich die Auffassung durchgesetzt, dass die Verhaltensregeln sozialer
Disziplinierung nicht mehr zu einer Gesellschaft mit wachsenden
objektiven Möglichkeiten passten. Dies bedeutete allerdings nicht,
dass mit der neuen Jugendkultur die Klassenunterschiede verschwinden
würden.

"Die kulturellen Hauptverschiedenheiten bestehen freilich nicht
 [...] zwischen Generationen, sondern zwischen den großen sozialen
 Klassen. Die historische Bedeutung der erwähnten
 Generationenunterschiede liegt darin, dass sie innerhalb
 jeder Klasse neue Entwicklung motivieren können."
(Ebd.: 149)



Dies war die später von breit angelegten Forschungen (Vester u.a. 2015
[2001]) bestätigte Annahme, dass mit dem Wandel der Werte die Klassen,
anstatt zu verschwinden, sich in jüngeren Generationen mit höheren
Autonomieansprüchen und Bildungsstandards ausdifferenzieren würden.

Für die 1950er und 1960er Jahre stellt Detlef Siegfried (2006) an
umfassendem Material dar, wie der Wunsch der jüngeren Generationen
nach Befreiung in rebellischen Musik- und Lebensstilen seinen Ausdruck
fand, die zunehmend soziale Konflikte nach sich zogen. Die neuen
Entwicklungen der Rockmusik, bis hin zu den Beatles, machten
einen anti-autoritären und auch solidarischen Wandel der Alltagskultur
zum Thema. Ihr Stil symbolisierte die Befreiung von den restriktiven
kleinbürgerlichen Konventionen des Tanzens, indem sie die emotionale
und ästhetische Freiheit der schwarzen Musikstile, der aktiven
Haltungen der Frauen und des in der Arbeiterkultur wichtigen
körperlichen Ausdrucks rehabilitierte. Damit wurden auch die
Leitmotive der Protestbewegungen vorweggenommen, die nach der Mitte
der 1960er Jahre für die Gleichberechtigung der drei großen
benachteiligten Gruppen, der Frauen, der ethnischen Minderheiten und
der arbeitenden Klassen, eintraten. Aber damals trafen die neuen Musik-
und Freizeitstile in der Herkunftskultur wie in der herrschenden
Kultur auf eine schroffe Ablehnung. Die neuen Entwicklungen wurden
nicht - wie seit den 1980er Jahren - vom gesellschaftlichen Mainstream
akzeptiert, sondern zum Anlass mannigfacher Konflikte im Alltagsleben
(etwa um den Haarschnitt, die Kleidung oder die Geschlechtermischung)
wie in ihrer öffentlichen Darstellung (in Versammlungen, Konzerten
oder 'Krawallen').

Sven Reichardt (2014) zeigt insbesondere, wie diese jugendliche
Freizeitkultur seit etwa 1967 in eine dauerhaftere Struktur, die sog.
'Sponti'-Milieus verwandelt wurde. Ermöglicht wurde dies durch ein
neues, schnell wachsendes Phänomen, die Institution der
Wohngemeinschaften, in denen hauptsächlich Studierende
zusammenlebten. Dies war weitgehend eine praktische Notwendigkeit, da
im Zuge der Bildungsexpansion auch die Zahl der Studierenden
beschleunigt anstieg, von 241.000 im Jahre 1961 auf 393.000 im Jahre
1970. 1973 schätzten Statistiker die Wohngemeinschaften bereits auf
68.600 Personen (Müschen 1988: 49). Die steigenden Bildungschancen der
Frauen und der Arbeiterkinder spiegelten sich auch in einer
zunehmenden Mischung nach Geschlecht und Klassenherkunft in den
Wohngemeinschaften. Ihre Mitglieder konzentrierten sich in den Kultur-
und Sozialwissenschaften und bei Studierenden der Lehr-,
Sozialarbeits, Architektur-, Musik- und Kunstberufe, aber auch bei
Angehörigen der medizinischen, theologischen und juristischen
Professionen und nicht zuletzt bei Aktivistinnen und Aktivisten der
Erwachsenenbildung und der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. Diese
breite berufliche Streuung erklärt, wie weit die Bewegungen in den
1970er Jahren auch in Berufsgruppen hineinwirkten, die Hochburgen des
konservativen Bildungsbürgertums waren.

Wie die jugendliche Freizeitkultur provozierten auch die
Wohngemeinschaften, als Zone unkontrollierten sozialen, politischen
und auch sexuellen Studierendenlebens, die Ressentiments der
Öffentlichkeit und der älteren Generationen. Dieser Konflikt trieb
seinerseits die Entwicklung neuer sozialer, moralischer und
politischer Orientierungen an. Die Konfrontation trug nicht
unerheblich dazu bei, dass die 'Sponti'-Kultur sich mit der neuen
anti-autoritären politischen Kultur der linken Aktivisten
verbinden konnte, zumal deren Ziel ja war, die Menschen über ihre
Alltagserfahrung für Politik zu interessieren. Als die anti-autoritäre
Strömung um den SDS sich nach 1965 in eine breite Bewegung mit
Kampagnen und zahllosen örtlichen Gruppen verwandelte, verstärkten die
'Sponti'-Milieus ihre Suche nach neuen, repressionsfreien
Gemeinschaftsformen, während sie sich gleichzeitig den Protesten gegen
die Atomwaffen in Ost und West, gegen den Rassismus, gegen die
Hinterlassenschaften des Faschismus und besonders gegen den Krieg in
Vietnam anschlossen.

Die neuen Milieus der Studierenden wurden als 'Sponti'-Milieus
bezeichnet, weil sie sich mit ihrem emanzipatorischen und spontanen
Lebensstil von der herrschenden Kultur und auch der Kultur der
autoritären Alten Linken unterschieden, insbesondere von den
sozialdemokratischen und kommunistischen Parteien und ebenso von den
hochdisziplinierten neuen 'marxistisch-leninistischen' Gruppen und
Untergrundgruppen, die nach 1968 entstanden.

Bis 1970 wurden die Gemeinschaften der 'Spontis' das Saatbeet einer
breiten 'Szene' von Milieus, Projekten, Infrastrukturen und Protesten,
die sich als 'alternativ' bzw. 'linksalternativ' verstanden. Ihre
Aktivität und Vielfalt wird besonders in den umfassenden
soziologischen Studien von Dieter Rucht und Roland Roth beschrieben
(Roth/Rucht 2008, Rucht 2010). Diese institutionellen Netzwerke
bildeten die Ebene, die zwischen dem privaten und dem öffentlichen
Leben vermittelte und damit die Präsenz der Bewegungen im politischen
Feld ermöglichte.


4. Die linksliberalen Klassenfraktionen: Restrukturierung des
politischen Feldes und neue progressive Allianzen

Wie war die Entstehung einer neuen linken Aktivistenszene, einer
linksreformistischen Arbeitnehmerklasse und der antiautoritären
Jugendmilieus in gesamtgesellschaftliche Machtverschiebungen
umzusetzen? Um 1960 fehlten hierfür noch wichtige Voraussetzungen. Die
langsamen Stimmengewinne der SPD bei den Arbeitnehmern reichten für
Regierungsmehrheiten nicht aus. Dafür hätte die SPD eine neue
Generation von Jungwählern und einen bürgerlichen Koalitionspartner
gebraucht. Doch im politischen Machtfeld war die Hegemonie der CDU/CSU
noch unangefochten. Um aus der Isolierung herauszukommen, hatten sich
Willy Brandt, Helmut Schmidt und Herbert Wehner zusammengefunden. Ihre
Strategie zielte darauf, durch das Godesberger Programm von 1959 im
Feld der Politik und der Medien das Odium des Bürgerschrecks
loszuwerden. Um dies zu erreichen, trennte sich die SPD 1960 von den
Aktivisten des SDS, die als Blitzableiter für antikommunistische
Aggressionen freigegeben wurden. Diese Feindpolitik war noch ein
Mechanismus der Konfrontationen des Kalten Krieges.

Tatsächlich aber kam das Bündnis mit dem progressiven Bürgertum und
die Mobilisierung der jungen Protestbewegungen für die SPD durch ganz
andere Mechanismen des politischen Machtfeldes zustande. Deren
Ausdruck waren außenpolitisch Ansätze einer Entspannung des
Ost-West-Gegensatzes und innenpolitisch schwere Autoritätskrisen der
CDU. Diese eskalierten, als die Regierung Adenauer 1962 die Redaktion
des liberalen Nachrichtenmagazins Der Spiegel unter dem Vorwand des
Landesverrats besetzen ließ. Diese Überreaktion gegenüber liberaler
Kritik provozierte so heftige Gegenreaktionen der liberalen
öffentlichen Meinung, dass sich Adenauer 1963 zum Rücktritt gezwungen
sah. Mit ihm fiel das Symbol des autoritär verhärteten Konservatismus.
1966 wurde die Autorität der CDU/CSU zusätzlich untergraben, als die
unerwartete erste Wirtschaftskrise, die spontane Streiks in der
Montanindustrie auslöste, den Glauben an eine anhaltende Prosperität
erschütterte. Der linksliberale Mainstream und das linke Spektrum, von
Teilen der SPD und der Gewerkschaften bis zu den Protestbewegungen,
begannen, sich in der Opposition gegen die autoritär-konservative
Linie der CDU/CSU zusammenzufinden. Aus dieser Verschiebung der
Mehrheiten ist im Dezember 1966 die sozial-liberale
Regierungskoalition in Nordrhein-Westfalen hervorgegangen. Diese wurde
schließlich zum Modell für die 1969 begründete SPD-FDP-Koalition auf
Bundesebene, die unter Willy Brandt mit einem linken Reformismus ernst
zu machen suchte.

Dazu trug aber auch eine paradoxe andere Entwicklung bei. Ebenfalls im
Dezember 1966 musste die CDU/CSU auf Bundesebene eine große Koalition
mit der SPD bilden, die mit dem keynesianischen Ökonomen Karl Schiller
eine antizyklische Wirtschaftspolitik einleitete. Da die SPD nun als
parlamentarische Opposition ausfiel, erklärten sich die
Protestbewegungen und ihre Aktivisten, die an vielen Orten ihre Kräfte
in "Republikanischen Clubs" sammelten, zur "außerparlamentarischen
Opposition", zur "APO". Das Muster der Mobilisierung gegen
Überreaktionen wiederholte sich nun. Als 1967 in Berlin der Student
Benno Ohnesorg bei einer Demonstration gegen den Schah von Persien von
einer Polizeikugel getötet wurde, löste dies wachsende Studierenden-
und Jugendproteste gegen autoritäre Regierungsmaßnahmen und nicht
zuletzt gegen den Vietnam-Krieg aus. Das Gleiche wiederholte sich, als
Ostern 1968 der Berliner 'Studentenführer' Rudi Dutschke von einem
Attentäter niedergeschossen wurde.

Die Oppositionsbewegungen wurden in der APO-Zeit auch von den neu
angewachsenen linken Flügeln der SPD und der Gewerkschaften verstärkt.
Durch den neuen linken Flügel erhielt die SPD eine zusätzliche
Integrations- und Mobilisierungskraft, die sie erst nach ihrer
neoliberalen Wende von 2003 wieder verlor. Ein großer Teil der neuen
Bewegungen war in der Jugendsektion der SPD, den Jungsozialisten oder
Jusos, organisiert, von denen viele eine antiautoritäre und
basisdemokratische Politik verfolgten und begannen, immer mehr
Regionalverbände der SPD zu erobern. In Frankfurt hatte dies schon
1961 begonnen, als die Jusos dort Hans Matthöfer, der die
Bildungsabteilung der IG-Metall leitete und sich für eine am
Arbeitsplatz beginnende Wirtschaftsdemokratie einsetzte, in den
Bundestag gebracht hatten. Von 1964 bis 1974 gewann die SPD 700.000
Neumitglieder, von denen 75 Prozent unter 40 und 20 Prozent unter 21
Jahre alt waren (Reichardt 2014: 13).

Willy Brandts Bundestags-Wahlkämpfe waren auf die Integration der
verschiedenen Milieus gerichtet. Sie thematisierten nicht nur die
Notwendigkeit der Entspannungspolitik und der Weiterentwicklung des
westdeutschen Sozialmodells in Richtung des skandinavischen
Wohlfahrtsstaats, sondern auch die "postmaterialistischen" Ziele von
mehr Mitbestimmung von unten und einer Verbesserung der "Qualität des
Lebens." Nach seinem mit 43 Prozent einzigartigen zweiten Wahlsieg
sprach er 1972 vom Modell der "Arbeitnehmergesellschaft", die an die
Stelle der Macht des großen Geldes trete.

Insgesamt brachten die frühen 1970er Jahre die Übersetzung vieler
Bewegungsziele in institutionelle Veränderungen. Die rechtliche
Diskriminierung der Frauen sowie die Kriminalisierung der
Homosexualität und der Abtreibung wurden beendet. Erhöht wurden auch
die Sicherungen bei Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter und die
Rechte der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz. Die Mobilisierung der
Bildungsschichten verband sich mit einer toleranteren, kulturell
vielfältigeren Politik, die mehr Teilhabe für Frauen, Zugewanderte und
Minderheiten sowie mehr Mitwirkung aller Bürger versprach - eine
"Bürgergesellschaft" oder "Zivilgesellschaft". Die demokratischen
Mitwirkungsrechte der Schülerinnen und Schüler, Lehrlinge und
Hochschulangehörigen wurden ausgebaut, verbunden mit einer erweiterten
Öffnung der weiterführenden Schulen und Hochschulen. Doch diese und
andere partizipatorische Reformen wurden rückgängig gemacht, als
Brandts Amtsnachfolger Helmut Schmidt und der inzwischen nicht mehr so
progressive liberale Koalitionspartner die Errungenschaften von "1968"
auszubremsen begannen.

Trotzdem sind die Ansprüche auf mehr Selbst- und Mitbestimmung in den
Milieus und der politischen Bürgergesellschaft auf der vorpolitischen
Ebene unaufhaltsam über Jahrzehnte weiter gewachsen. Die erstarrten
Volksparteien werden durch eine neue junge Generation mehr infrage
gestellt als je zuvor.


Dr. phil. Michael Vester, geb. 1939 in Berlin, ist
Professor i. R. an der Leibniz Universität Hannover und forscht zur
politischen Soziologie sozialer Strukturen, Mentalitäten, Milieus und
Bewegungen. Er ist Mitherausgeber der spw. Neufassung von Teilen von:
M. Vester, "1968" im historischen Kontext: Basisdemokratische
Bewegungen und linker Reformismus im Wandel der BRD 1949-1989, in:
Michael Thomas/Ulrich Busch, Transformation im 21. Jahrhundert.
Berlin: 2015, II. Halbband, S. 339-379).
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KURSE/495: Mönchengladbach - "Kunst und Zufall" vom 23.-26. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Kunst und Zufall

Kursus für Kinder und Jugendliche im Museum Abteiberg



Nicht alle Kunstwerke sind komponiert und bis ins Detail geplant. So
malte Karl Otto Götz seine Bilder mit einem riesigen Rakel und auch
als er im Alter blind wurde malte er lustig weiter. Andere Künstler
spritzten einfach mit Farbe und andere programmierten einen Computer,
der zufällig Striche auf ein Blatt Papier zeichnete. Die Ergebnisse
sind oft faszinierend und meist erstaunlich dekorativ. In diesem Kurs
können Kinder im Alter von 8 - 10 Jahren, vom 23.-26. Juli, jeweils 11
bis 13 Uhr, versuchen mit Hilfe des Zufalls viele tolle Kunstwerke zu
gestalten.

Kosten: 30 Euro

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort auf der Internetseite des
Museums möglich. www.museum-abteiberg.de (Menü:
Veranstaltungen/Praktische Kurse)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019
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THEATER - PUPPENTHEATER/300: Unna - "Finn, der Feuerwehrelch" am 24. Juli 2019


Stadt Unna

Finn, der Feuerwehrelch kommt ins Feuerwehrhaus nach Lünern

Kindertheater in den Ferien



Kreisstadt Unna. Jedes Jahr zur Unnaer Summertime gibt es das
Kindertheater in den Stadtteilen - alle vierzehn Tage bei freiem
Eintritt. Auf Einladung des Bereichs Kultur der Kreisstadt Unna
gastiert am Mittwoch, 24. Juli 2019, um 15 Uhr das Theater
"WoDo-Puppenspiel" mit dem Stück "Finn, der Feuerwehrelch". Alle
Kinder mit ihren Familien sind in das Feuerwehrhaus in Unna-Lünern
(Lünerner Schulstraße 12) eingeladen, dieses Stück nach dem
gleichnamigen Bilderbuch von Sharon Rentta zu sehen.

Der Elch Finn möchte Feuerwehrelch werden. Zunächst muss er in der
Grundausbildung zeigen, ob er geeignet ist, die verantwortungsvolle
und schwierige Arbeit zu bewältigen. Danach kommt es zu ersten
Einsätzen und letztlich erhält er die Chance, seinem großen Wunsch
nachzukommen und das Einsatzfahrzeug zu steuern.

Die Zuschauer werden einbezogen und stimmen gerne als Feuerwehrchor
ein "Mensch in Not, wer hilft denn jetzt? Die Feuerwehr sogleich hin
hetzt".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019
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Frankreich: Massenverhaftungen am Nationalfeiertag in Paris

Von Will Morrow und Alex Lantier

16. Juli 2019



Am Sonntag, 230 Jahre nach dem Sturm auf die Bastille am 14. Juli 1789, mit
der die Französische Revolution begann, führte die Regierung von Präsident
Emmanuel Macron am Nationalfeiertag in Paris massive Präventivverhaftungen
von bekannten "Gelbwesten"-Aktivisten durch. Als Macrons Autokolonne am
Sonntagmorgen zur traditionellen Militärparade die Champs-Élysées entlang
fuhr, wurde er ausgebuht und beschimpft.

Laut der Polizeipräfektur von Paris wurden im Verlauf des Tages 175
Menschen verhaftet, die meisten davon an Orten rund um die jährliche
Militärparade auf den Champs-Élysées. Fast alle Verhaftungen geschahen
unter dem Vorwurf der "Organisation einer nicht angemeldeten
Demonstration".

Der Pariser Polizeipräfekt Didier Lallement hatte einen Tag zuvor für den
Nationalfeiertag in einer Bannmeile um den Triumphbogen, die
Champs-Élysées, die Place de la Concorde, den Louvre, den Invalidendom und
den Eiffelturm sämtliche Versammlungen von Menschen verboten, die "sich als
'Gelbwesten' bezeichnen". Durch diese außergewöhnliche
Polizeistaatsmaßnahme sollte Menschen nur aufgrund ihrer politischen
Ansichten das Betreten dieser Gebiete verboten werden, obwohl sie keine
Straftat begangen haben.

Die "Gelbwesten" veröffentlichten auf ihrer Facebook-Seite ein
beängstigendes Video [1], auf dem zu sehen ist, wie ein Polizeibus eine
Gruppe von verhafteten Demonstranten in der Pariser Innenstadt durch ein
leeres Industriegebiet nahe einer Polizeiwache transportiert. Die Fahrt
endet bei einer Gruppe von leeren Lagerhäusern, die von der Polizei als
Hafteinrichtung hergerichtet und von Stacheldraht umzäunt wurden. Man kann
hören, wie die Inhaftierten rufen: "Die Nazis warten auf uns." Andere
rufen, dass sie in "Konzentrationslager" gebracht werden.

Die Polizei verhaftete gezielt bekannte Persönlichkeiten, die mit den
Protesten der "Gelbwesten" in Zusammenhang stehen. Die Bewegung begann im
November letzten Jahres und veranstaltet seither jeden Samstag Proteste
gegen soziale Ungleichheit. Die Aktivisten Maxime Nicolle, Jerome Rodrigues
und Eric Drouet wurden verhaftet und unter dem Vorwand, sie würden eine
nicht genehmigte Demonstration und eine "Rebellion" organisieren, mehrere
Stunden festgehalten. Nach ihrer Freilassung wurden alle Anklagepunkte
fallen gelassen.

Nicolle wurde auf der Avenue de Friedland verhaftet, die nicht Teil des
Sperrgebiets war, während er ein Facebook-Livevideo aufnahm. Darauf ist zu
sehen, wie eine Autokolonne mit einem Dutzend maskierter
Bereitschaftspolizisten ankommt, ihn umzingelt und verhaftet. Laut Nicolles
Anwalt, Juan Branco, soll einer der Polizisten zu einem anderen gesagt
haben: "Also los, das ist der dritte."

Branco erklärte, Nicolles geplante Demonstration hätten daraus bestanden,
Präsident Macron den Rücken zuzukehren, wenn er die Champs-Élysées
hinunterfährt: "Wir müssen uns fragen, bis zu welchem Grad wir den
undemokratischen Kurs der derzeitigen Regierung akzeptieren."

Drouet wurde von Zivilpolizisten aus einer Menschenmenge während der
Militärparade auf den Champs-Élysées heraus verhaftet. Er stand ruhig da
und filmte mit seinem Handy.

Diese Aktion wurde durch die Sondervollmachten ermöglicht, die die Polizei
nach dem Ende des Ausnahmezustands von 2015 bis 2017 erhielt, und
verdeutlicht den fortgeschrittenen Stand der Vorbereitungen auf autoritäre
Herrschaft in Europa. Die herrschenden Eliten sind entschlossen, ihre
Austeritätsmaßnahmen zu verschärfen, um den Reichtum in den Händen einer
winzigen Wirtschaftselite zu konzentrieren und gleichzeitig die
französischen und europäischen Armeen bis an die Zähne zu bewaffnen.
Deshalb können sie keinerlei unabhängigen Ausdruck des Widerstands der
Bevölkerung oder der Arbeiterklasse dulden.

Die herrschenden Klassen auf der ganzen Welt haben Kurs genommen auf
Polizeistaatsmaßnahmen und die Propagierung faschistischer und
rechtsextremer Kräfte gegen die Arbeiter. In den USA hat die 
Trump-Regierung mit Massenverhaftungen von nicht gemeldeten Immigranten begonnen.
In Deutschland haben das politische Establishment und die Medien die
neofaschistische AfD als offizielle Oppositionspartei legitimiert und
propagiert. Dabei haben sie den Mord am CDU-Politiker Walter Lübcke durch
einen Rechtsextremisten mit engen Beziehungen zu Neonazi-Netzwerken
abgedeckt.

Die Macron-Regierung lässt keine Gelegenheit aus, um die 
"Gelbwesten"-Proteste für erledigt zu erklären. Allerdings fürchtet sie jeden Ausdruck
von massivem Hass auf Macrons Regierung. Innenminister Christopher Castaner
erklärte am Sonntag gegenüber BFM-TV: "Diejenigen, die diese Parade
verhindern wollten, sollten sich schämen. Heute ist der Tag, an dem die
Nation vereint ist. Und ich glaube, die Nation muss respektiert werden."

Die Feiern zum Nationalfeiertag wurden schon immer als
Propagandaveranstaltung für den französischen Militarismus benutzt. Formell
wird an diesem Tag dem Sturm auf die Bastille und der Französischen
Revolution gedacht. Die Feier mit einer Militärparade wurde allerdings erst
ein Jahrhundert später eingeführt, im Jahr 1880, neun Jahre nach der
Unterdrückung der Pariser Kommune und der französischen Niederlage im
Deutsch-Französischen Krieg von 1870. Sie wurde von Anfang an benutzt, um
das Militär zu verherrlichen.

Soldaten versperren den Weg zum Invalidendom, wo den ganzen Tag Panzer und
andere Militärfahrzeuge stationiert waren
Dieses Jahr begann die Parade mit einem bizarren Spektakel: Der
französische Jet-Ski-Champion Franky Zapata flog auf seinem
kerosingetriebenen Hoverboard, der Flyboard Air, stehend über die 
Champs-Élysées und richtete ohne ersichtlichen Grund ein Sturmgewehr auf die
Zuschauer am Boden.

Dann begann die traditionelle massive Zurschaustellung von Kriegsgerät, die
Donald Trump als Vorbild für seine militarisierten Feierlichkeiten zum 4.
Juli diente. Ganze 4.299 Soldaten und Offiziere marschierten die 
Champs-Élysées hinunter. Außerdem waren 67 Flugzeuge, 40 Helikopter, 196 Autos und
237 Pferde an der Parade beteiligt.

In der ganzen Stadt war Kriegsgerät stationiert. Nahe dem Invalidendom
standen bewaffnete Soldaten.

Der militaristische Charakter der diesjährigen Parade wurde noch
offensichtlicher durch den Kontext der zunehmenden "Großmachtkonflikte" und
Macrons Drängen auf eine europäische Armee, die unabhängig vom und gegen
den US-Imperialismus agieren kann. Die deutsche Bundeskanzlerin Angela
Merkel, der niederländische Premierminister Mark Rutte, der ehemalige
belgische Premierminister Charles Michel und der EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker nahmen allesamt an der Veranstaltung teil. Macron
forderte in seiner traditionellen Rede zum Nationalfeiertag mehrfach
deutlich eine EU-Armee.

Macron erklärte: "Europa war seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nie so
notwendig wie heute. Der Aufbau Europas als Militärmacht zusammen mit dem
Nato-Bündnis, dessen 70. Geburtstag wir feiern, ist für Frankreich eine
Priorität. [...] Es stellt den roten Faden dar, der diese Parade
verbindet."

Im Vorfeld der Parade zum Nationalfeiertag hatte Macron eine Reihe von
militärischen Ankündigungen gemacht, die auf den massiven Aufwand an
Mitteln hinweisen, die Frankreich für das Militär ausgibt.

Letzte Woche hatten Macron und Verteidigungsministerin Florience Parly das
U-Boot Suffren enthüllt, das erste Modell einer neuen Klasse von
französischen Atom-U-Booten. Macron betonte, die Entwicklung der 
U-Boot-Technologie sei nicht nur entscheidend für Frankreichs Pläne zum Angriff
auf Kriegsschiffe, sondern auch für die französische Atomkriegsstrategie.
Der Bau der sechs neuen U-Boote wird Dutzende Milliarden Euro kosten und
ist laut Macron "bezeichnend für die Erneuerung unserer Kapazitäten, nicht
nur unserer konventionellen Truppen, sondern auch der nuklearen
Abschreckung."

Macron rief am Wochenende außerdem das französische Weltraumkommando ins
Leben, durch das der Weltraum formell zum Gebiet militärischer Operationen
für die französische Luftwaffe wird.

Er erklärte: "Die neue militärische Weltraumdoktrin, die mir der
[Verteidigungs-]Minister vorgeschlagen hat, und die ich genehmigt habe,
wird es uns erlauben, unsere Verteidigung des Weltraums zu gewährleisten.
Wir werden unsere Wahrnehmung für die Lage im Weltraum verstärken, wir
werden unsere Satelliten besser schützen, auch durch aktive Methoden. Und
um diese Doktrin Gestalt annehmen zu lassen und die Entwicklung und
Verstärkung unserer Kapazitäten im Weltraum zu gewährleisten, wird
innerhalb der Luftwaffe ein großes Weltraumkommando ins Leben gerufen."


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/100032951114492/videos/145379006570469/
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IMI/957: Freiheit stirbt mit Sicherheit!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/028 vom 16. Juli 2019

Freiheit stirbt mit Sicherheit!

Rede auf der Demo gegen das Polizeigesetz in Baden-Württemberg

von Alexander Kleiß (gehalten am 13. Juli 2019)



Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter,

die bundesweiten Verschärfungen der Polizeigesetze sind auch Ausdruck einer
zunehmenden Militarisierung der Polizei. Auch in Baden-Württemberg, wo die
Grünen mit an der Regierung beteiligt sind, schreckt die Landesregierung
nicht mehr davor zurück, militärische und auch nachrichtendienstliche
Mittel gegen Zivilist*innen einzusetzen.

Schon bei der bereits in Kraft getretenen Verschärfung 2017 wurde die
Militarisierung der Polizei massiv vorangetrieben:

Das eindrücklichste Beispiel für die Militarisierung der Polizei ist die
Ausstattung der Polizei mit Kriegswaffen. Das ist leider schon seit
längerem traurige Wirklichkeit. Vor allem die SEKs greifen schon seit
Jahren auf ein Waffenarsenal zurück, das dem einer militärischen
Spezialeinheit gleicht. Mit der Verschärfung 2017 wurde es der Polizei nun
sogar gestattet, Sprengstoff, Granaten und Granatwerfer auch gegen Personen
einzusetzen. Sind wir hier etwa in einem Kriegsgebiet? Auf welche
bürgerkriegsähnlichen Zustände will sich die Landesregierung hier denn
vorbereiten?

Auch die Einführung der sogenannten "intelligenten" Videoüberwachung ist
ein Beispiel für die Militarisierung der Polizei. Kameraaufnahmen sollen
dabei in Echtzeit durch eine KI-gestützte Software ausgewertet werden. Die
Software soll Alarm schlagen, wenn sie Verhalten erkennt, das auf die
Begehung einer Straftat hindeutet. Diese Software wird auch bereits
eingesetzt.

Warum bedeutet auch diese "intelligente" Videoüberwachung eine
Militarisierung? Weil die Forschung auf diesem Gebiet extrem militarisiert
ist. Militär und Rüstungskonzerne haben ein großes Interesse an solchen
Technologien des maschinellen Sehens, weil eine große Nachfrage nach diesen
Technologien für autonome oder teilautonome Drohnensysteme besteht.

Beauftragt mit der Entwicklung und Implementierung der intelligenten
Videoüberwachung wurde das Fraunhofer IOSB, ein militärnahes
Forschungsinstitut, das staatlich gefördert wird. Durch den
flächendeckender Einsatz der intelligenten Videoüberwachung in 
Baden-Württemberg kann die Überwachungs-KI weiter lernen und ihre Algorithmen
perfektioniert werden. Davon profitiert auch das Militär.

Bei der intelligenten Videoüberwachung handelt es sich um eine militärische
Technologie, mit der nun Zivilist*innen in Baden-Württemberg überwacht
werden sollen! Wir sagen: Schluss damit!

Auch die Einführung des Staatstrojaners zur Überwachung der laufenden
Kommunikation stellt eine Militarisierung dar: In diesem Fall wird ein
Vorgehen, das bisher nur Geheimdiensten oder militärischen Cyber-Kommandos
vorbehalten war, zu unserer Überwachung durch die Polizei eingesetzt. Um
den Staatstrojaner - nichts anderes als eine staatliche Schadsoftware - auf
die betreffenden Geräte zu spielen, werden Sicherheitslücken benötigt. Die
Polizei hat nun also ein Interesse daran, Softwareschwachstellen offen zu
halten anstatt sie zu schließen. Begründet wird das wie immer mit dem
Stichwort "Sicherheit".

Aber ich fühle mich nicht sicher, wenn ich Angst haben muss, dass der Staat
mein Handy mit Schadsoftware angreift. Ich würde mich sicherer fühlen, wenn
Sicherheitslücken endlich geschlossen werden würden und der Staat kein
Interesse mehr daran hätte, diese Sicherheitslücken offen zu halten.

Mit der nun anstehenden Verschärfung plant das CDU-geführte
Innenministerium sogar, dass der Staatstrojaner nicht nur zur Überwachung
der laufenden Kommunikation eingesetzt werden soll, sondern zur Überwachung
aller Daten auf einem Gerät:

Kontakte, Bilder, Kalendereinträge, Kommunikation aus der Vergangenheit,
Inhalte von Apps, Browserverläufe, GPS-Daten, Passwörter, mit denen dann
auf SocialMedia-Accounts zugegriffen werden kann - usw.

Kurz: der feuchte Traum eines autoritären Innenministers.

Doch Innenminister Strobl hat diese Rechnung ohne uns gemacht: Wir dürfen
und werden nicht zulassen, dass die Landespolizei Baden-Württemberg mit
einem solchen Bespitzelungsarsenal ausgestattet wird!

Wir wollen nicht nur die neuen Verschärfungen verhindern. Nein, wir fordern
auch die Rücknahme der bereits umgesetzten Verschärfungen.

Wir wollen keine Polizei, die mit Kriegswaffen ausgerüstet ist!

Wir wollen auch nicht durch intelligente Videoüberwachung oder den
Staatstrojaner überwacht werden! Wir wollen gar nicht überwacht werden!

Die Militarisierung der Polizei zeigt eines deutlich: Der Staat ist bereit,
nachrichtendienstliche oder militärische Mittel, die bisher nur gegen
äußere Feinde, also andere Geheimdienste, Terrormilizen oder Armeen,
eingesetzt wurden, nun auch gegen innere Feinde einzusetzen - also
womöglich auch gegen uns. In dieser Logik sind wir keine Bürgerinnen und
Bürger mehr, für die Grundrechte gelten, sondern im Falle eines
Fehlverhaltens sind wir schlicht Feinde, gegen die man mit militärischem
Kalkül vorgeht. Die Bilder von militarisierten Spezialeinheiten, die beim
G20-Gipfel vor zwei Jahren gegen Demonstrierende eingesetzt wurden, haben
einen ersten Eindruck dieser Logik vermittelt.

Und man will sich nicht vorstellen, was z.B. die AfD in
Regierungsverantwortung mit solchen Überwachungs- oder Gewaltwerkzeugen
anfangen könnte. Doch schlimm genug ist schon die momentane Realität: Der
Staatsapperat ist geradezu durchsetzt mit Nazis. Polizist*innen, die sich
als NSU 2.0 bezeichnen, bedrohen politische Gegner*innen. SEK-Polizisten
aus Mecklenburg-Vorpommern entwendeten zehntausende Schuss Dienstmunition,
um damit an einem Tag X Linke umzubringen. In der BFE-Einheit der vom NSU
ermordeten Michele Kiesewetter wimmelte es von Nazis, die beim KuKluxKlan
waren oder mittlerweile bei UNITER oder der AfD organisiert sind. Andere
Polizisten aus Berlin, Hessen oder Mecklenburg-Vorpommern nutzten
Dienstcomputer, um illegal auf Meldedaten von Linken zuzugreifen.

Und wie begegnet der Staat dieser Problematik? Mit mehr
Überwachungsbefugnissen für die Sicherheitsbehörden. Doch das ist der
falsche Weg! Dem muss dringend Einhalt geboten werden, sonst fliegt uns das
hier bald alles um die Ohren!

Deshalb sind wir heute hier und zeigen, dass wir auf keinen Fall bereit
sind, weitere Verschärfungen des Polizeigesetzes mitzutragen. Im Gegenteil:
Wir fordern auch die Rücknahme der bereits verabschiedeten Verschärfungen.
Nicht nur hier in Baden-Württemberg, sondern auch in jedem anderen
Bundesland und auf Bundesebene!

Gegen die Militarisierung der Polizei!

Denn Freiheit stirbt mit Sicherheit!

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2019/028 vom 16. Juli 2019

Freiheit stirbt mit Sicherheit!

https://www.imi-online.de/2019/07/16/freiheit-stirbt-mit-sicherheit/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





KAZ/296: IG-Metall - Fair wandeln oder mutig handeln?


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 367, Juni 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Fair wandeln oder mutig handeln?

von Ludwig Jost



Unter dem Motto #FairWandel hat der IGM-Vorstand die Mitglieder,
Vertrauensleute, Betriebsräte und Belegschaften zur Großkundgebung am
29. Juni 2019 in Berlin vor dem Brandenburger Tor aufgerufen. Bei der
Mobilisierung dafür betätigte sich IGM-Vorsitzender Jörg Hofmann in
den metallZeitungen Mai/Juni 2019 hierbei als Prophet. Unter anderem
erklärt er: "... Regierung und Unternehmen müssen endlich handeln,
damit es im Wandel gerecht zugeht. Sie sollen "eine faire
Transformation" sicherstellen. Denn: "2019 und 2020 sind
Schicksalsjahre für die deutsche Industrie. Es geht um die ganz großen
Fragen: Schaffen wir die digitale und ökologische Wende oder fahren
wir vor die Wand. Bauen wir in Deutschland die Produkte der Zukunft
oder bauen wir die Arbeitsplätze ab? Wir wollen Zukunft für die
Beschäftigten und daher gilt es gemeinsam ein Zeichen zu setzen, das
niemand im Land übersehen kann: Ohne uns geht es nicht."

Die Zeichen setzen aber im Moment immer noch andere. Während der
IGM-Vorstand die gesellschaftliche Realität mit Fairness- und
#FairWandel-Gespinsten zukleistert und verkündet: "Ohne uns geht es
nicht", zeigen uns Kapital und Regierung, was alles gegen uns geht.
Ein Beispiel dafür ist immer noch der Kampf um die Arbeitszeit der
"Zukunft oder 4.0", um mit den Worten zu sprechen, die nicht nur von
der IGM-Führung in Umlauf gesetzt werden. Und dabei geht es, abgesehen
von der Angleichung anderer Rechte an Westniveau, immer noch um die
35-Stunden-Woche in der Metall- und Elektroindustrie Ost. Sie wird
dort - angeführt vom Kapitalverband Gesamtmetall - auch für die
"Transformations-Zukunft" von den zuständigen Kapitalistenverbänden
abgelehnt. Die Gespräche darüber laufen bereits seit dem Frühjahr
2019, wobei nach IGM-Infos vom 12. und 13. Juni auch das 5. Gespräch
erfolglos blieb. Im IGM-Info vom 12. Juni 2019 stellt
IGM-Bezirksleiter Olvier Höbel dazu fest: "Wir haben sehr konkrete
Vorschläge für einen Tarifvertrag Zukunft gemacht. Dieser sieht einen
10-jährigen Einführungszeitraum der 35-Stundenwoche mit einem
flexiblen Modell unterschiedlicher Geschwindigkeiten bei der
betrieblichen Einführung vor. Die Arbeitgeber haben diesen Vorschlag
abgelehnt. Sie beharren stattdessen auf einem Korridor-Modell, das den
tariflichen Gestaltungsspielraum auf die Ebene der Betriebsparteien -
ohne Beteiligung der Tarifvertragsparteien - verschiebt."

Nach dem Korridor-Modell des Kapitals sollen "die Betriebe dabei
zwischen 30 und 40 Stunden wählen können."

Aber das ist nicht alles. Im "Info" vom 13. Juni heißt es. "Zudem
haben die Arbeitgeber einen Katalog zur 'Kostenkompensation'
präsentiert: Für die Arbeitszeitverkürzung wollen sie Geld von den
Beschäftigten."

Mit dieser Forderung fällt der IGM-Führung auf die Füße, was sie als
große Errungenschaft des letztjährigen Tarifabschlusses hochgejubelt
hat. Die sogenannte kurze Vollzeit: Die Verkürzung der 35- auf die
28-Stundenwoche, bezahlt mit entsprechendem Lohnverlust. Mit dieser
Form durch Lohnverlust bezahlter Arbeitszeitverkürzung will die
IGM-Führung fortfahren. Das hat sie bereits in ihrem Debattenpapier
zum im Oktober stattfindenden Gewerkschaftstag erklärt (KAZ 366).
Jetzt greifen die Kapitalisten das "Modell" mit dem Ziel auf:
Tarifverträge gegen die Gewerkschaften in Stellung bringen. Das lässt
sich leicht auf die 38-Stunden im Osten anwenden. Was ist, ihr wollt
die 35 haben? Dann kauft sie euch doch. Soviel kostet sie ja nicht, 3
Stunden wöchentlich und 13 Stunden Lohnverlust im Monat. Macht im Jahr
156 Stunden bzw. einen Monat.

Es ist gut möglich, dass das Kapital damit versucht, evtl. tarifliche
Regelungen durchzusetzen, die als Vorlagen für entsprechende
Änderungen im Arbeitszeitgesetz gedacht sind. Dafür spricht nicht nur
die Tatsache, dass Gesamtmetall alles an Verhandlungen an sich
gerissen hat, sondern ebenso ihr Korridor-Modell. Es deckt sich
einerseits mit der Forderung: Keine Arbeitszeiterfassung, weg mit
starren Arbeitszeiten und statt 8-Stundentag wöchentliche
Höchstarbeitszeitgrenze und andererseits mit dem Ziel, alles in die
Hände der Betriebsparteien zu legen, die sogenannte Verbetrieblichung,
um die Gewerkschaften samt Streikrecht aus den Betrieben zu
vertreiben. Bei Letzterem hat die IGM-Führung bei der Einführung
solcher Regelungen kräftig mitgeholfen. Was allerdings für die von ihr
oben beschriebene Situation genauso gilt. Sie ist der Tatsache
geschuldet, dass die Durchsetzung der 35 für den Osten nicht in die
Tarifbewegung 2018 einbezogen wurde. Jetzt mühen sich die Kolleginnen
und Kollegen in den Ostbetrieben mit Aktionstagen und Anderem ab. Bei
BMW in Leipzig heißt es jeden Mittwoch: "Roter Mittwoch". Dann trägt
die Belegschaft - Arbeiter und Angestellte - IGM-T-Shirts mit der
Aufschrift "35 reicht! Keine Zeit für neue Mauern." Abgesehen
davon heißt es in der Juni metallzeitung: "Unterstützt die
Metallerinnen und Metaller im Osten. Macht mit bei unserer Fotoaktion
'35 - im Osten und Westen.'" Es steht nicht dabei, dass ein
möglichst grimmiges Gesicht gemacht werden muss, damit die
Kapitalisten vor lauter Schreck zusammenzucken und zur 35 Ja sagen.
Die versucht die IGM-Führung offensichtlich immer noch ohne
Einbeziehung und Mobilisierung der Westbetriebe zum gemeinsamen Kampf
und Streik durchzusetzen ohne die Devise: "Jetzt geht der Hebel in Ost
und West aber runter". Dabei steht allerdings jetzt schon fest, was
dabei rauskommt. Die Diktate von Gesamtmetall werden geschluckt und
das angeblich untätige Kapital schlägt die Pflöcke für seinen Wandel
ein. Was dabei dann als #FairWandel für die von der IGM-Führung
beschworenen Arbeits- und Lebensbedingungen der Metallerinnen und
Metaller und Lohnabhängigen in anderen Betrieben heißt: Nochmals 10
Jahre "Mauer" oder evtl. auch noch mehr, für die Durchsetzung von 3
Stunden Arbeitszeitverkürzung.

Für viele Kolleginnen und Kollegen ist es erstmal ein Grund zur
Freude, dass die IGM endlich mal wieder zu etwas Großem, zu einer
Groß-Demo und Kundgebung aufgerufen hat. Den Kritischeren ist aber
sicherlich aufgefallen, dass sie mit Erfindungen wie #FairWandel, die
aus der Sammelkiste eines Werbeveranstalters stammen, von den nicht
gelösten gewerkschaftlichen Fragen und Aufgaben abgelenkt werden
sollen. Und dabei geht es noch immer um Forderungen, wie ein
gesetzliches Verbot der Leiharbeit und ebenso um die Durchsetzung der
35-Stunden-Woche im Osten. Wofür der gemeinsame Kampf in Ost und West
- wie oben gesagt - organisiert werden muss. Zu diesem Kampf gehört
die Forderung nach weiterer und kollektiver Arbeitszeitverkürzung mit
vollem Lohnausgleich. Z.B. 35 im gesamten Metallbereich sowie ihre
gesetzliche Verankerung im Arbeitszeitgesetz.

Statt auf diese Panikmache (Digitalisierung, Arbeitszeit 4.0)
hereinzufallen, sollten wir die Diskussion darüber führen, wie wir
diese Entwicklung tatsächlich für uns nutzen können. Und das geht nur,
wenn wir in der Arbeiterbewegung, in den Gewerkschaften wieder
beginnen, über das zu diskutieren, wofür die ganze Kapitalistenbrut
und ihre Vertreter in Regierung, Parteien, an Hochschulen, in den
Medien usw. den Jusochef Kühnert vor ein paar Wochen ans Kreuz nageln
wollten. Und weswegen sie aufgrund einer ganz normalen demokratischen
Unterschriftensammlung von Berliner Mietern die drohende
kommunistische Machtergreifung an die Wand malten: Die
Enteignungsfrage. Die Forderung der Arbeiterbewegung, die bisher nur
in sozialistischen Ländern gesamtgesellschaftlich angepackt wurde. Die
Forderung, die beim Gründungskongress der 2. Internationale am 14.
Juli 1889 unter der Forderung "Proletarierer aller Länder vereinigt
euch" stand: "Politische und wirtschaftliche Enteignung der
Kapitalistenklasse, Vergesellschaftung der Produktionsmittel."

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2403: Ich bin mal eben in China...


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ich bin mal eben in China...

Eine Untersuchung über die Arbeitssituation in deutschen Betrieben in
China(*)

von Violetta Bock



Ein Restaurant in einem Arbeiterdorf nahe eines chinesischen
Amazon-Betriebsgeländes. Es hatte sich herumgesprochen, dass Besuch
aus Deutschland dort aufkreuzen würde. Dennoch war man unsicher,
wieviele der chinesischen Beschäftigten kommen würden. Das Treffen
fand während der Schicht statt und die KollegInnen mussten extra
Überstundenabbau beantragen.

Sechs bis sieben sind neugierig genug. Wie sich herausstellt, arbeiten
sie in Vorgesetzten- und Spezialistenpositionen, sind aber durchaus
auskunftsfreudig. Es wird ein ausgelassener Abend mit
AmazonkollegInnen aus Deutschland und China sowie Engagierten, die den
Austausch ermöglicht haben. Was Bad Hersfelder KollegInnen schon in
Frankreich und Polen erleben durften, erfahren sie nun auch in China
- hier fährt Amazon die gleiche Strategie. Auch in China liegt der
Lohn etwas oberhalb des Mindestlohns, Arbeitsbedingungen und -abläufe
sind ähnlich.

Im Gegensatz zum europäischen oder amerikanischen Markt, hat Amazon in
China nur einen geringen Marktanteil. Da sollte es doch nahe liegen,
sich gemeinsam als internationale Arbeiterklasse zu organisieren. Doch
oft wissen Belegschaften wenig über die Lebensbedingungen ihrer
KollegInnen in anderen Ländern. Das Forum Arbeitswelten (FAW) in
Deutschland und Globalization Monitor (GM) in Hong Kong/China wollen
dazu beitragen, die Spaltung zu überwinden. 2015 starteten sie ein
gemeinsames Projekt, bei dem sie in China Beschäftigte aus
international agierenden Unternehmen interviewten, befragten, Seminare
organisierten und versuchten, direkten Kontakt zu KollegInnen in
Deutschland herzustellen. In einem Bericht, der im Juli 2018
erschienen ist, dokumentieren sie ehrlich und offen die Ergebnisse der
Begegnungen von Aktivisten und Gewerkschaftern in China und
Deutschland. Zwar gibt es viele Publikationen über die
deutsch-chinesischen Arbeitsbeziehungen, aber selten aus der
Perspektive der ArbeiterInnen. FAW und GM legen daher einen Fokus auf
ArbeiterInnen aus gleichen Betrieben und konzentrieren sich in China
auf die Regionen Suzhou, Wuhan und das Perlflussdelta.

Aber so einfach ist Internationalismus gar nicht. So gibt es zwar ein
reges Interesse und große Offenheit, doch häufig stoßen sie auf
Ratlosigkeit, wie sie denn nun umgesetzt werden soll, diese
internationale gewerkschaftliche Zusammenarbeit. In China galt es,
zuerst einmal ArbeiterInnen zu finden, und stieß man auf
ArbeiterInnen, die sich in ihrem Betrieb organisieren, erschwerte
Repression den Kontakt. So gibt es durchaus Drohungen oder zumindest
Hindernisse, gerade an internationalistischen Aktivitäten
teilzunehmen. Beschäftigte der Daimler AG in China fürchteten etwa,
ihren für China überdurchschnittlichen Lohn zu verlieren. In
Deutschland hatten mehrere Betriebsratsmitglieder durchaus Interesse
oder Vorstellungen von einem Weltbetriebsrat, doch am Ende hatten sie
keine Zeit wegen akuter Verhandlungen mit der Geschäftsleitung, oder
andere Schwerpunkte schienen wichtiger.

Der internationale Austausch ist für manche daher eher ein Add-on als
integraler Bestandteil der eigenen Gewerkschaftsarbeit. Ein paar
Treffen und erfolgreiche Reisen gab es aber doch, die gefüllt waren
mit Veranstaltungen und Betriebsbesichtigungen.

Neben diesen konkreten Berichten, findet sich in der 75 Seiten langen
Broschüre ein kurzer Überblick über die deutsch-chinesischen
Wirtschaftsbeziehungen. Ein Großteil (73 Prozent) der deutschen
Unternehmen in China ist klein oder mittelständisch mit bis zu 250
Beschäftigten. Nur 7 Prozent beschäftigen mehr als 3000 ArbeiterInnen.
China ist auch längst nicht mehr nur Produktionsstandort, bei 40
Prozent der chinesischen Standorte liegt der Fokus auf Forschung und
Entwicklung.

Ein Großteil der Broschüre besteht aus Fallstudien, bei denen zuerst
kurz die Unternehmen skizziert werden, und dann mal die Situation in
Deutschland, meist die in China auf Grundlage von Interviews mit 51
Beschäftigten aus neun Betrieben dargestellt wird. Die Systematik ist
dabei nicht immer ganz klar, dennoch erhält man einen Einblick, nicht
zuletzt in die gewerkschaftlichen Strukturen. In den ausgewählten
Regionen in China stießen die Autoren dabei häufiger auf das Bild,
dass Gewerkschaften für die Chefs da sind. Aber letztendlich kennen
wir das ja auch hier von manchen Betriebsräten.


(*) Forum Arbeitswelten e.V., Globalization Monitor (Hrsg.) (2018):
Unersuchung über die Arbeitssituation in Unternehmen mit Betrieben
in Deutschland und China. Die Broschüre findet sich auch als
PDF-Datei auf der Webseite:

www.forumarbeitswelten.de/projekte/projekt-deutsche-unternehmen-in-china/

 * 
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VORWÄRTS/1486: Sichere Fluchtwege schaffen jetzt!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 27. Juni 2019

Sichere Fluchtwege schaffen jetzt!

von Damian Bugmann



Über 68 Millionen Menschen, mehr als je zuvor, sind heute weltweit
auf der Flucht vor Krieg, Gewalt und Verfolgung.
Sichere Fluchtwege standen im Juni im Zentrum des nationalen Tags des
Flüchtlings der Schweizerischen Flüchtlingshilfe SFH. Solidarité sans
frontières Sosf lancierte die Kampagne zur Entkriminalisierung der
Hilfe für Geflüchtete.


116 Schweizer Anwält*innen schliessen sich der zum
Flüchtlingstag gestarteten Sosf-Kampagne zur Änderung von Artikel 116
des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG) und zur
Entkriminalisierung der Hilfe für Geflüchtete aus achtenswerten
Gründen an. In der "Erklärung der Anwält*innen der Schweiz zum
Vergehen aus Solidarität" fordern sie die richterliche Gewalt der
jeweiligen Kantone auf, die Verfolgung und/oder die Verurteilung von
Handlungen aus Solidarität einzustellen. Die Unterzeichnenden dieser
Erklärung sind in der gesamten Schweiz tätig. Sie erklären sich
bereit, jede Person zu verteidigen, die verfolgt wird, weil sie
gegenüber einem flüchtenden Mitmenschen in Not Solidarität gezeigt
hat. Anwalt Dr. hc. Paolo Bernasconi erinnert daran, dass "unsere
Bundesverfassung uns alle verpflichtet, in Solidarität zu wirken".


Gefährliche Routen

Millionen Menschen riskieren auf der Flucht vor Krieg, Gewalt und
Verfolgung ihre Gesundheit und ihr Leben oder sitzen ohne Perspektive
unter prekären Verhältnissen in unterfinanzierten Lagern fest. Solche
humanitären Katastrophen lassen sich laut der Schweizerischen
Flüchtlingshilfe SFH mit legalen und sicheren Fluchtwegen verhindern
- sie schützen Geflüchtete vor Gewalt, Elend und Tod. Europa schottet
sich ab und drängt die Flüchtenden auf immer gefährlichere Routen. Es
kommt zu humanitären Katastrophen: Bei der Überfahrt über das
Mittelmeer kamen in den letzten Jahren über 10.000 Menschen ums Leben.
Unzählige Flüchtende müssen in Transitzonen ausharren oder sitzen in
überfüllten Lagern fest - in Ländern, die völlig überfordert sind
damit, diesen Menschen den nötigen Schutz zu bieten. Für Frauen* mit
kleinen Kindern, kranke oder alte Menschen ist die Situation besonders
prekär. Über einen legalen und sicheren Fluchtweg könnten sie in einem
anderen Land Schutz suchen, ohne dabei ihr Leben zu riskieren.


Zu tiefe Kontingente

In der ganzen Schweiz fanden rund um die Flüchtlingstage über hundert
Events statt. Dies ist laut Eliane Engeler, Mediensprecherin der
Schweizerischen Flüchtlingshilfe, "insgesamt ein starkes Zeichen für
eine solidarische und tolerante Schweiz." Angesichts des akuten
Handlungsbedarfs, der rekordhohen globalen Flüchtlingszahlen und des
breiten Rückhalts in der Schweizer Bevölkerung sind die für 2019 bis
2021 beschlossenen 800 Kontingentsplätze pro Jahr aus Sicht der SFH zu
wenig. Die Organisation engagiert sich auch für eine weitere
Vertiefung und Diversifizierung der Schweizer Resettlement-Politik,
was etwa die grosszügige Gewährung von zusätzlichen Kontingenten zur
Aufnahme von besonders Schutzbedürftigen umfasst.

Es braucht dafür künftig auch die heute noch fehlenden gesetzlichen
Grundlagen und Möglichkeiten, um das breite zivilgesellschaftliche
Engagement bei der Umsetzung von humanitären Aufnahmeaktionen
verstärkt zu nutzen und zivilgesellschaftliche Akteuri*nnen
verbindlich daran zu beteiligen. In diesen Zusammenhang gehört laut
Engeler auch kurzfristig eine grosszügigere Nutzung des rechtlichen
Spielraums bei der Erteilung humanitärer Visa und bei
Familienzusammenführungen. Beides würde besonders Schutzbedürftigen
ebenfalls die Möglichkeit bieten, sicher in die Schweiz zu flüchten.
Mittelfristig sollten aus Sicht der SFH die heute hier bestehenden
gesetzlichen Hürden ganz abgebaut werden. Eliane Engeler: "Umso mehr
als die gelebte Humanität, Schutzsuchenden in grösster Not Hilfe zu
bieten, von der Bevölkerung mitgetragen wird. Das belegen nicht nur
die knapp 40.000 Menschen, die die Petition 'für sichere und legale
Fluchtwege in die Schweiz' von HEKS und SFH unterzeichnet haben. Das
zeigen auch die Erfahrungen in der Vergangenheit und das vielfältige
Engagement der Zivilgesellschaft bei der Aufnahme und Integration von
Syrien-Flüchtlingen seit 2013."

SVP-Vorstösse versenkt

Auf nationaler Ebene sind heute diverse politische Vorstösse zum Thema
hängig, die die SFH unterstützt. So etwa die Motion Quadranti
(18.4157), die erleichterte Erteilung humanitärer Visa insbesondere
durch die Abschaffung der Drittstaatenregelung verlangt, oder die
Motion Mazzone (18.4311). Sie fordert Familienzusammenführungen zu
erleichtern und dazu insbesondere den heute sehr engen Begriff der
Kernfamilie zu erweitern.

Gleichzeitig gilt es, Angriffe auf die jüngst beschlossene
Resettlement-Politik und die regelmässige Teilnahme an den
UNHCR-Programm abzuwehren. Hier hat der Nationalrat soeben in der
Sommersession zwei wegweisende Entscheide gefällt: Er versenkte zwei
parlamentarische Initiativen der SVP, die verlangten, dass künftig
nicht mehr der Bundesrat, sondern das Parlament über die
Gruppenaufnahme von anerkannten Flüchtlingen entscheiden solle. "Der
Nationalrat bekräftigte damit nicht nur den vom Bundesrat
eingeschlagenen Kurs", sagt Eliane Engeler, "er verhinderte so auch,
dass Schutzbedürftige zum Spielball parteipolitischer Interessen
werden. Auch Kantone, Gemeinden und Städte setzen sich für die
regelmässige Aufnahme von anerkannten Flüchtlingsgruppen ein."


Mehr Informationen:

www.sosf.ch/de/

www.fluechtlingshjlfe.ch/
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FORSCHUNG/152: Ringen der Redaktionen um Talente und mehr Vielfalt - Studie zum Journalismus (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 15.07.2019

Ringen der Redaktionen um Talente und mehr Vielfalt

Studie zum Journalismus in Deutschland, Schweden und Großbritannien



Das Ringen um guten Nachwuchs wird zu einer zentralen Herausforderung für
moderne Medienunternehmen. Chefredaktionen und Leitungen von
Journalistenschulen wünschen sich mehr Vielfalt. Programme, die Vielfalt
fördern, existieren nur vereinzelt.

Die Medienbranche muss den digitalen Strukturwandel meistern und attraktiv
bleiben für den journalistischen Nachwuchs. Die Suche nach Talenten ist
komplizierter geworden. Redaktionen konkurrieren mit Tech-Firmen, zugleich
wollen sie vielfältiger werden. Mehr Migranten, mehr Frauen, weniger Ober-
und Mittelschichtkinder - Chefredaktionen und Journalistenschulen wünschen
sich eine buntere soziale Struktur. Konkrete Förderprogramme dafür gibt es
bisher aber nur vereinzelt. Das ist das Ergebnis einer qualitativen
Studie, die ein Team des Reuters Institute for the Study of Journalism der
Universität Oxford und des Journalistischen Seminars der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz durchgeführt hat. Unterstützt wurde das
Projekt von der Deutsche Telekom Stiftung im Kontext ihres Engagements für
den Qualitätsjournalismus. Die Stiftung vergibt jedes Jahr den Medienpreis
Bildungsjournalismus.

Für die Studie "Are Journalists Today's Coal Miners? The Struggle for
Talent and Diversity in Modern Newsrooms - A Study on Journalists in
Germany, Sweden, and the United Kingdom" hat ein Forschungsteam um Dr.
Alexandra Borchardt (Oxford) und Prof. Dr. Tanjev Schultz (Mainz)
Leitfadeninterviews mit 18 Chefredaktionen sowie leitenden Redakteurinnen
und Redakteuren führender Medien in Deutschland, Schweden und
Großbritannien geführt. Hinzu kamen Gespräche mit zehn Leitungen wichtiger
Journalistenschulen sowie Befragungen von Studierenden und
Journalistenschülern.

Demnach ist für viele junge Menschen der Journalismus noch immer ein
Traumjob. Es gibt jedoch auch Bedenken wegen der vielen Unsicherheiten in
der Medienbranche, und der Nachwuchs wird anspruchsvoller, wenn es um
seine Freiheit und die Work-Life-Balance geht. "Viele junge Leute wollen
zwar flexibel arbeiten, aber zu ihren eigenen Bedingungen. In Redaktionen,
die ständige Einsatzbereitschaft verlangen, kann das zum Problem werden",
sagt Tanjev Schultz.

Vor allem außerhalb der großen Städte wird es für Medienunternehmen
schwieriger, hochqualifizierten Nachwuchs anzulocken und zu halten.
Außerdem gelingt es bisher nur in Ansätzen, die soziale Vielfalt in den
Redaktionen zu steigern. Unzureichende sprachliche Fähigkeiten gelten vor
allem in Schweden und Deutschland als Hindernis, mehr Einwanderer und
Angehörige ethnischer Minderheiten einzustellen. Dazu kommt, dass in
manchen Milieus eine Karriere im Journalismus nicht als prestigeträchtig
erscheint.

Wollen die Redaktionen mehr Vielfalt erlangen, müssen sie aktiver werden
und zielgerichtet auf entsprechende Gruppen zugehen. "Es funktioniert
nicht, das Medienhaus per Imagekampagne als angesagten Arbeitgeber zu
verkaufen, wenn die Redaktionskultur nicht dazu passt. Es kommt darauf an,
Vielfalt zuzulassen und entsprechend zu führen", sagt Alexandra Borchardt.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-mainz.de/downloads_presse/02_Studie_Journalismus_Zusammenfassung.pdf

- Zusammenfassung: Die Studie und ihre Ergebnisse

http://www.uni-mainz.de/downloads_presse/02_Studie_Journalismus_Report.pdf

- Report: Are Journalists Today's Coal Miners? The Struggle for Talent
and Diversity in Modern Newsrooms - A Study on Journalists in Germany,
Sweden, and the United Kingdom

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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SERIE/947: BR - Serienliebling Michael A. Grimm ist zurück bei "Dahoam is Dahoam", 18.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 15. Juli 2019

Dahoam is Dahoam

Nach 10 Jahren: Serienliebling Michael A. Grimm ist zurück

Donnerstag, 18. Juli, 19.30 Uhr, BR Fernsehen



Als "Dahoam is Dahoam" im Oktober 2007 an den Start ging, gehörte
Michael A. Grimm als sympathischer Metzger Max Brunner zum
Stamm-Ensemble. Als er 2009 nach rund 400 Folgen ausstieg, war die
Enttäuschung bei zahlreichen Zuschauern groß. Fast zehn Jahre später
meldet sich der Publikumsliebling nun in Lansing zurück: Ab
Donnerstag, 18. Juli, 19.30 Uhr, ist Michael A. Grimm wieder
regelmäßig in dieser Rolle im BR Fernsehen zu sehen.

Nach fast zehn Jahren kehrt Publikumsliebling Michael A. Grimm zu
"Dahoam is Dahoam" zurück: Ab 18. Juli 2019 ist er in der beliebten
Familienserie wieder in der Paraderolle des Max Brunner zu sehen.

2009 verließ der von Michael A. Grimm verkörperte Metzger Max Brunner -
 zugleich Ex-Ehemann der Lansinger Bürgermeisterin Vroni (Senta Auth)
sowie Vater von Flori (Tommy Schwimmer) und Ludwig (Martin Wenzl) -
die Serie, um in die USA auszuwandern.

Seitdem hat sich in Lansing viel verändert: Mittlerweile ist Max (im
aktuellen Foto) zweifacher Großvater, die Metzgerei führt seine
Schwester Annalena (Heidrun Gärtner, Foto), sein Bruder Gregor (Holger
M. Wilhelm) ist der Chef vom Brunnerwirt. Wird Max, der sich in den
USA zum Unternehmer entwickelt hat, wieder seinen Platz in der
Dorfgemeinschaft finden? Eine Frage, die viel Stoff für neue,
spannende Episoden verspricht.

"Es ist so schön, dass zahlreiche Kollegen aus dem damaligen Team
 nach wie vor dabei sind. Ich freue mich aber natürlich auch auf
 meine neuen Kollegen. Ganz Lansing hat sich weiterentwickelt. Zehn
 Jahre sind eine sehr lange Zeit - und so ist es vertraut und neu
 zugleich. 'Dahoam is Dahoam' ist jedenfalls einzigartig und für
 mich persönlich auch jeden Tag ein Stück Heimat."

 Schauspieler Michael A. Grimm über sein Comeback



"Wir freuen uns sehr, dass Michael A. Grimm wieder für eine längere
 Zeit ins Ensemble zurückkehrt. Wir sind uns sicher, dass die
 Zuschauer ihren 'alten' Max wieder ins Herz schließen werden und
 freuen uns schon jetzt auf schöne Folgen mit dem humorvollen
 Anpacker."

 Daniela Boehm, Redakteurin Dahoam is Dahoam




Zahlreiche Rollen jenseits von "Dahoam is Dahoam"

Seit Beginn seiner Schauspielkarriere Mitte der 1990er-Jahre erlangte
Michael A. Grimm durch zahlreiche Film- und Fernsehproduktionen
Bekanntheit. Für den BR wirkte der Münchner unter anderem in den
Krimireihen "Tatort", "Polizeiruf 110" und "Kommissar Pascha" mit,
außerdem im Fernsehfilm "Das Wunder von Wörgl" und der Satire-Serie
"Akte Lansing", die noch bis 3. September 2019 in der BR Mediathek zu
sehen ist. Auch bei der historischen Serie "Oktoberfest - 1900" (AT)
steht er derzeit vor der Kamera. In der täglichen Vorabendserie
"Dahoam is Dahoam", zu deren Gründungs-Ensemble er 2007 gehörte,
feiert Michael A. Grimm nun nach fast zehn Jahren ein Comeback und
wird in den nächsten Monaten regelmäßig zu sehen sein.


Die bayerische Vorabendserie "Dahoam is Dahoam"

Seit dem Start am 8. Oktober 2007 hat sich "Dahoam is Dahoam" zur
erfolgreichsten täglichen Vorabendserie in Bayern und zugleich zu
einer der bekanntesten Marken im BR Fernsehen entwickelt. Die
Familienserie erzählt lebensnah, facettenreich und humorvoll vom
Miteinander aller Generationen in einem fiktiven bayerischen Dorf.
"Dahoam is Dahoam" läuft montags bis donnerstags von 19.30 Uhr bis
20.00 Uhr im BR Fernsehen und vorab im Netz. Das BR Fernsehen ist das
einzige Dritte Programm, das seinen Zuschauern eine eigene tägliche
Vorabendserie bietet.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Juli 2019
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MUSIK/2961: Deutschlandfunk Kultur - tribute to whistle, 18.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kunstausstellung Biennale di Venezia

tribute to whistle

Von Natascha Süder Happelmann

Institut für Auslandsbeziehungen/

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 56'30

(Ursendung)

Klangkunst

Donnerstag, 18. Juli 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Für den Deutschen Pavillon bei der 58. Internationalen
Kunstausstellung der "Biennale di Venezia" arbeitete die Künstlerin
Natascha Süder Happelmann mit sechs Komponistinnen und Musikern aus
unterschiedlichen Stilrichtungen. Aus ihren Kompositionen entstand im
Raum des Deutschen Pavillons ein vielstimmiger Klang, der sich während
der Laufzeit der Biennale fortlaufend verändert. Sechs musikalische
Charaktere gesellen sich zueinander und teilen einen Ort, an dem sie
sich beständig überlagern, überschneiden, kollidieren, verschmelzen
und wieder voneinander lossagen. Für Deutschlandfunk Kultur überträgt
Natascha Süder Happelmann diesen Klangraum ins Radio.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juli 2019
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TALK/1661: Deutschlandfunk - E-Scooter. Da rollt was auf uns zu, 18.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Da rollt was auf uns zu - E-Scooter

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 18. Juli 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Auch Deutschland hat sich entschlossen, Elektro-Tretroller im
Straßenverkehr zuzulassen. Verkehrsfachleute und Umweltaktivisten
versprechen sich davon, dass mehr Pendler auf Bus und Bahn umsteigen.
Die Strecke von der Vorortwohnung bis zur ÖPNV-Haltestelle fährt sich
mit dem kleinen E-Scooter flott, ab Zielbahnhof lässt es sich damit
dann weiter ins Büro sausen. Das könnte jedoch bedeuten, dass es
künftig nicht nur auf der Straße, sondern auch auf Radwegen enger
wird. Sind die elektronischen Roller die Zukunft urbaner Fortbewegung -
 oder mehr ein Spielzeug, das für Fahrer, Fußgänger und Radfahrer
gefährlich ist? Ihre und unsere Fragen besprechen Sandra Pfister und
ihre Gäste. Hörerfragen sind wie immer willkommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ALTERNATIVMEDIZIN/255: Statement zur Erstattung homöopathischer Leistungen durch die gesetzlichen Krankenkassen (DZVhÄ)


Deutscher Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V. - 12. Juli 2019

Statement zur Erstattung homöopathischer Leistungen durch die gesetzlichen Krankenkassen



Andreas Gassen, Vorsitzender der KBV, fordert ein Verbot der
Erstattung homöopathischer Leistungen durch die gesetzlichen
Krankenkassen. Dazu sagt Dr. med. Michaela Geiger, 1. Vorsitzende des
Deutschen Zentralvereins homöopathischer Ärzte (DZVhÄ):

Ein Verbot der Erstattung homöopathischer Leistungen wäre ein Schritt
hin zu einer "Monokultur" in der Medizin. Wir benötigen aufgrund der
medizinischen Herausforderungen in Deutschland (chronisch Kranke,
multimorbide Patienten, Antibiotikaresistenzen etc.) dagegen eine
pluralistische Medizin.

Wir wünschen uns eine Versorgung nach dem Vorbild des Schweizer
Modells. Hier werden Leistungen der Homöopathie, Naturheilkunde und
weiterer Therapiemethoden seit 2017 von der Grundversicherung voll
erstattet. - In diesem Zusammenhang wurde die Wirksamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit mithilfe eines Health Technology
Assessments (HTA) geprüft. (HTA Bericht: 

https://www.homoeopathie-online.info/homoeopathie-nach-schweizer-modell/). 

In Frankreich gab es dagegen keine wissenschaftliche Prüfung der Homöopathie durch ein HTA.

Eine aktuelle und für Deutschland repräsentative Befragung zeigt: 79
Prozent der Befragten gaben an, dass sie das Schweizer Modell einer
Integrativen Medizin inkl. der Homöopathie für Deutschland
befürworten. Nur 11 Prozent begrüßen es nicht. 10 Prozent trauten sich
kein Urteil zu ("Weiß nicht"). 

(https://www.dzvhae.de/forsa-buerger-wuenschen-homoeopathie-nach-schweizer-vorbild/)

Gassens Äußerung ist widersprüchlich: Zwar spricht sich Herr Gassen
gelegentlich gegen die Homöopathie aus. Dennoch schließen KVn selbst
Homöopathie-Verträge (Selektivverträge) mit Krankenkassen ab. 

(https://www.kbv.de/html/7579.php)

Die Ärzteschaft in Deutschland begrüßt die Homöopathie in der
Versorgung. Der Deutsche Ärztetag hat sich im letzten Jahr explizit
für die ärztliche Homöopathie ausgesprochen. Sie ist in der
Weiterbildung für Ärzte (MWBO) bestätigt worden. Die Anforderungen für
das Führen einer "Zusatzbezeichnung Homöopathie" wurde in diesem
Kontext sogar erhöht. 

(https://www.homoeopathie-online.info/die-deutsche-aerzteschaft-sagt-ja-zur-homoeopathie/)

Forsa-2019_Homöopathie-nach-Schweizer-Modell_Integrative-Medizin-1-1024x697

 * 

Quelle:

Deutscher Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V.
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MIKROBIOLOGIE/015: Wie Pesterreger das Immunsystem austricksen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.07.2019

Wie Pesterreger das Immunsystem austricksen



Yersinien verbreiteten vor allem in vergangenen Zeiten Angst und
Schrecken, doch die Pesterreger sind auch heute noch nicht vollständig
ausgerottet. Die Bakterien spritzen verschiedene Enzyme, darunter das
Enzym YopO, in die Fresszellen des Immunsystems. Dort wird es aktiviert
und hindert die Abwehrzellen daran, die Pestbakterien zu umschließen und
zu verdauen. Mit neuesten Methoden haben Wissenschaftler des Instituts für
Physikalische und Theoretische Chemie der Universität Bonn nun
entschlüsselt, wie YopO seine Gestalt verändert und damit dazu beiträgt,
das Immunsystem zu verwirren. Die Ergebnisse sind nun im Fachjournal
"Structure" veröffentlicht.

Zu den Yersinien gehört auch der Pesterreger, der bis zur Entdeckung der
Antibiotika weltweit für Angst und Schrecken sorgte. Die großen Epidemien
sind vorbei, doch die Weltgesundheitsorganisation (WHO) meldete zwischen
1978 und 1992 insgesamt 1451 Todesfälle in 21 Ländern. Pestbakterien
kommen auch noch in wildlebenden Nagetieren vor. Die Übertragung erfolgt
überwiegend über Flöhe, aber auch durch Tröpfcheninfektion. "Yersinien
tricksen die Makrophagen des Immunsystems aus", sagt Dr. Gregor Hagelüken
vom Institut für Physikalische und Theoretische Chemie der Universität
Bonn.

Der Strukturbiologe erforschte bereits als Doktorand am Helmholtz-Zentrum
für Infektionsforschung in Braunschweig Yersinien. Die Besonderheit der
Pesterreger ist eine Art Spritze, mit der sie das Enzym YopO und einige
andere Enzyme in die Fresszellen (Makrophagen) des Immunsystems
injizieren. YopO wird aber erst aktiv, wenn es an das Aktin der Fresszelle
bindet. Normalerweise hilft das Strukturprotein Aktin dabei mit, dass die
Fresszelle Ausstülpungen bilden kann, mit der sie die Erreger umfließt und
dann zerkleinert. Bei dem Vorgang ruft die Fresszelle weitere Abwehrzellen
um Hilfe.

YopO bringt die Kommunikation des Immunsystems durcheinander

"Sobald aber YopO an das Aktin gebunden hat, trägt es dazu bei, die
Kommunikation innerhalb des Makrophagen zu stören - er kann nicht mehr
angreifen", berichtet Hagelüken. "Die Yersinien bleiben letztlich
unbehelligt." Forscher fragen sich schon länger, wie YopO durch die
Bindung an Aktin aktiviert und damit der Schalter für den dramatischen
Verlauf umgelegt wird. "Wissenschaftler der Universität Oxford und der
National University of Singapore haben bereits 2015 die Struktur des ans
Aktin gebundenen YopO entschlüsselt", berichtet Hagelükens Mitarbeiter und
Erstautor Martin F. Peter. Allerdings handelte es sich bei den
Strukturaufnahmen um eine Art "Standbild": Es war nicht erkennbar, wie das
YopO seine Gestalt verändert, wenn es ans Aktin bindet.

"Enzyme sind nicht steife Strukturen, sondern verfügen über etliche
bewegliche 'Scharniere', mit der sie ihre Form verändern können", erklärt
Hagelüken. Die Forscher wollten zwei "Schnappschüsse" aufnehmen: Einen von
YopO alleine und in einem zweiten Durchgang einen von dem
YopO/Aktin-Komplex. Auf diesen "Vorher-Nachher-Bildern" sollte sich erkennen lassen,
wie die beiden Partner durch die Komplexbildung ihre Gestalt verändern.
"Diese Idee war eine Herausforderung, da die normale Methode der
Kristallstrukturanalyse bei dem freien YopO nicht funktionierte. Wie sich
herausstellt, ist es zu flexibel, um geordnete Kristalle zu bilden", sagt
Peter.

Neueste Werkzeuge der Strukturaufklärung

Die Wissenschaftler der Universität Bonn bedienten sich deshalb gleich
mehrerer Instrumente aus dem Werkzeugkasten der Strukturaufklärung. Mit
Dr. Dmitri Svergun vom European Molecular Biology Laboratory in Hamburg
nutzten sie den Elektronenbeschleuniger PETRA III des Deutschen
Elektronen-Synchrotrons DESY. "Mit den extrem intensiven und gebündelten
Röntgenstrahlen kann man mithilfe der sogenannten
Röntgenkleinwinkelstreuung die Gesamtstruktur und strukturelle
Veränderungen von in Wasser gelösten Enzymen studieren", sagt Svergun.

Zusätzlich brachten die Forscher an bestimmten Positionen des YopO und des
Aktin Spin-Marker an. Sie funktionieren wie Vermessungspunkte in der
Landschaft, an denen zum Beispiel die exakte Lage eines Grundstücks
ermittelt werden kann. "Anhand der Spin-Marker können wir mit einem
molekularen Linear - der PELDOR-Methode - die Nanometer Abstände zwischen
diesen Positionen vermessen und dadurch bestimmen, wie YopO und Aktin ihre
Form verändern", berichtet Hagelüken. Bislang wurde vermutet, dass YopO
wie eine Schere eine Klappbewegung ausführt, sobald es an Aktin bindet.
"Unsere Ergebnisse deuten aber darauf hin, dass es sich nicht um eine
größere Bewegung, sondern viele kleine handelt, mit der YopO in den
aktiven Zustand übergeht", sagt Peter.

Grundlagen für maßgeschneiderte Substanzen

Rechtzeitig erkannt, lässt sich die Pest gut mit Antibiotika heilen.
"Allerdings können Bakterien bei häufiger Antibiotika-Anwendung resistent
werden, wodurch die Medikamente nicht mehr richtig wirken", sagt
Hagelüken. Wenn die grundlegenden Prozesse von Erregern, mit der sie das
Immunsystem überlisten, besser verstanden werden, könnten vielleicht auch
gezielter maßgeschneiderte Substanzen zu deren Hemmung entwickelt werden.


Originalpublikation:

Martin F. Peter, Anne T. Tuukkanen, Caspar A. Heubach, Alexander Selsam,
Fraser G. Duthie, Dmitri I. Svergun, Olav Schiemann, and Gregor
Hagelueken: Studying Conformational Changes of the Yersinia
Type-III-Secretion Effector YopO in Solution by Integrative Structural Biology,
Journal "Structure"

DOI: 10.1016/j.str.2019.06.007

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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ONKOLOGIE/2009: Umfangreiche genetische Studie klärt Transformation von Vorleukämie zur vollständigen Leukämie auf (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 12.07.2019

Umfangreiche genetische Studie klärt Transformation von Vorleukämie zur vollständigen Leukämie auf



Bevor eine Leukämie (Blutkrebs) entsteht, gibt es häufig Vorstufen,
sogenannte Vorleukämien. Wie genau allerdings aus einer Vorleukämie eine
tatsächliche Leukämie entsteht, blieb lange Zeit unvollständig verstanden.
Am Modell der Leukämie im Kindesalter bei Kindern mit Down-Syndrom
(Trisomie 21) hat nun eine internationale Gruppe von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern die Mechanismen der Transformationen von Vorstufen
zur vollständigen ausgeprägten Leukämie in einer großen Funktionsstudie
nachgewiesen. Ihre Ergebnisse haben sie gerade im renommierten Fachjournal
"Cancer Cell" publiziert (doi: 10.1016/j.ccell.2019.06.007

https://doi.org/10.1016/j.ccell.2019.06.007)

Prof. Dr. Jan-Henning Klusmann, Leiter der Studie und Direktor der
Universitätsklinik und Poliklinik für Pädiatrie I am Universitätsklinikum
Halle (Saale), ist ein renommierter Wissenschaftler auf dem Gebiet der
Leukämie im Kindesalter, insbesondere bei Kindern mit Down-Syndrom.
"Insgesamt ist dies unseres Wissens nach die umfangreichste und
vollständigste genetische Charakterisierung einer Krebsart. Es gibt keine
Studie, die die Mutationen in einer so großen Kohorte von 218 Patienten
bestimmt und anschließend die gefundenen Mutationen auf ihr
krebsförderndes Potenzial hin untersucht hat. Unsere Ergebnisse zeigen
aber, dass dies extrem wichtig ist", sagt Klusmann.

Es habe bereits große Studien gegeben, die das Krebsgenom in
Patientenkohorten sequenziert haben. Doch neben der reinen Beschreibung
der Mutationen sei es wichtig, die genetischen Varianten und ihren
Einfluss während der Krebsentstehung zu verstehen. Die Leukämie im
Kindesalter sei dafür ein hervorragendes Modell, weil hier zeitlich
unterschiedliche Vorstufen vorliegen, wodurch die separate Untersuchung
von Vorleukämie und Leukämie möglich gewesen sei, so Klusmann weiter.

Langjährige vorangegangene Forschung hat laut der Forschergruppe gezeigt,
dass rund ein Drittel der Kinder mit Down-Syndrom (DS) Vorstufen einer
Leukämie aufweist, die üblicherweise mit einer erworbenen Mutation des
sogenannten GATA1-Gens assoziiert ist. Ein Fünftel dieser Kinder
entwickelt eine Myeloische Leukämie und zwar typischerweise dann, wenn
zusätzliche Mutationen hinzukommen. In der Sequenzierungsstudie wurden nun
Patientenproben von Leukämiegruppen aus Großbritannien, Deutschland, Japan
und den USA untersucht.

Der genetische Datensatz wurde anschließend als Plattform für
zielgerichtete, umfassende Funktionsstudien verwendet, um die Bedeutung
der identifizierten Varianten zu verstehen. "Wir haben die Mutationen
gezielt in Blutzellen eingebracht. Hierfür haben wir unter anderem das
CRISPR/Cas9-System, die Genschere, genutzt", so Klusmann. "Solche
Untersuchungen waren vor fünf oder sechs Jahren, das heißt vor der
Entdeckung der Genschere, gar nicht möglich."

Die Ergebnisse zeigten, dass zahlreiche der gefundenen Mutationen - vor
allem in der Vorleukämie - überhaupt keinen Effekt auf Stammzellen hatten.
Auf der anderen Seite wurden neue Mutationen gefunden, die zum Beispiel
einen Zytokinrezeptor betreffen. "Zytokinrezeptoren steuern das Wachstum
von Zellen", erklärt Klusmann. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler um den Kinderonkologen wiesen in ihren Experimenten an
Blutstammzellen nach, dass die Mutation in dem Zytokinrezeptor das
unkontrollierte Wachstum von unreifen Zellen bedingt. Mit Hilfe des
CRISPR-Cas9 Systems beleuchteten die Wissenschaftler zusätzlich das
Zusammenspiel von Mutationen in Zytokinrezeptoren oder ihren
nachgeschalteten Signalwegen mit Mutationen in Faktoren, die das Genom
organisieren. Dadurch konnten die Wissenschaftler neue
Therapiemöglichkeiten aufzeigen. "Die veränderten Zytokinrezeptoren und
ihre Signalwege sowie die epigenetischen Faktoren eignen sich als
therapeutische Ansatzpunkte. Es stehen Medikamente zur Verfügung oder
werden gerade entwickelt, die diese Enzyme gezielt hemmen", so Klusmann.
"Wir hoffen so, die Therapie für die betroffenen Kinder in der Zukunft
verbessern zu können."


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.ccell.2019.06.007

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.medizin.uni-halle.de
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ONKOLOGIE/2008: Enzym für gefährliche Eigenschaften von Hirntumor-Stammzellen verantwortlich (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 11.07.2019

Enzym für gefährliche Eigenschaften von Hirntumor-Stammzellen verantwortlich



Wenn Hirntumoren nach einer Therapie zurückkehren, geht dies auf das Konto
von Krebsstammzellen, denen die Behandlung nichts anhaben konnte.
Wissenschaftler aus dem Deutschen Krebsforschungszentrum suchten nun nach
charakteristischen Proteinen, die die Hirntumor-Stammzellen auszeichnen.
Dabei identifizierten sie ein Enzym, das für die gefährlichen
Stammzelleigenschaften des Glioblastoms verantwortlich ist und
gleichzeitig eine mögliche "Achillessehne" darstellt, an der die Zellen
verwundbar sind.

Bei vielen Krebsarten wirken die Behandlungen ausschließlich auf die sich
schnell teilenden Krebszellen, die die große Masse des Tumors ausmachen.
Die Stammzellen des Tumors dagegen teilen sich so gut wie nicht und sind
resistent gegenüber Chemotherapie und Bestrahlung. Schlimmer noch: Durch
die Behandlungen werden sie aktiviert und sind dann verantwortlich dafür,
dass der Tumor zurückkehrt. Dies gilt insbesondere für das Glioblastom,
den aggressivsten unter den Hirntumoren.

"Der einzige Weg, um beim Glioblastom einen Rückfall nach der Behandlung
zu verhindern, wäre eine Therapie, die gegen die Hirntumor-Stammzellen
wirksam ist", sagt Haikun Liu vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ).
"Dazu müssten wir aber molekulare Zielstrukturen kennen, die spezifisch
für diese Krebsstammzellen sind - damit die Therapie keine gesunden Zellen
schädigt. Doch das Problem ist, dass Hirntumor-Stammzellen und die
Stammzellen des gesunden Gehirns viele molekulare Merkmale und
Eigenschaften teilen."

Um spezifische Zielstrukturen der Hirntumor-Stammzellen zu identifizieren,
verglichen Liu und seine Kollegen nun deren Protein-Ausstattung mit der
normaler Hirnstammzellen. Für diese Untersuchung an Glioblastomen von
Mäusen setzten die DKFZ-Forscher moderne Techniken der RNA-Sequenzierung
ein. Damit konnten sie quantifizieren, in welchen Mengen die Zellen
einzelne Proteine produzieren.

Unter den Proteinen, die in Krebsstammzellen, nicht aber in
Gehirnstammzellen gebildet werden, erschien ihnen ein Enzym des
Energiestoffwechsels als besonders interessant: Die Glycerol-3-Phosphat
Dehydrogenase 1 (GPD1)-produzierenden Krebszellen teilten sich nicht und
traten vor allem an der sogenannten Invasionsfront auf, wo der Tumor ins
gesunde Gehirngewebe einwächst. Sehr früh, schon etwa zwei Wochen nach dem
Beginn der Krebsentstehung, konnten die Forscher im wachsenden Tumor die
GPD1-Produktion nachweisen.

Die Forscher behandelten Mäuse mit dem Standard-Chemotherapeutikum
Temozolomid und analysierten die Tumoren zu verschiedenen Zeitpunkten nach
Ende der Therapie: Während der Behandlung zeigten die GPD1-produzierenden
Zellen keine Teilungsaktivität und verharrten in dem für Stammzellen
charakteristischen Schlafzustand. Doch erwachten sie mit dem Beginn des
Rückfalls aus ihrem Schlummer - ein starkes Indiz dafür, dass sie für die
Wiederkehr des Tumors verantwortlich sind. Wurde die GPD1 mit genetischen
Methoden in den Tumorstammzellen der Mäuse ausgeschaltet, so überlebten
die Tiere länger.

Hohe GPD-1-Spiegel - ungünstige Prognose

Ist die GPD1 auch in Glioblastomen des Menschen für die gefährlichen
Stammzell-Eigenschaften verantwortlich? Eine Datenbank-Analyse von
Tumorgenomen ergab, dass bei Glioblastom-Patienten eine hohe
GPD1-Produktion mit ungünstiger Prognose korreliert. Auch bei anderen
Krebsarten, etwa beim Nierenzellkarzinom, sind hohe GPD1-Spiegel mit einem
ungünstigen Verlauf verbunden.

Wie schon an den Mäusen beobachtet, fanden sich auch in Gewebeschnitten
von Hirntumoren des Menschen die GPD1-produzierenden Zellen vorwiegend an
der Invasionsfront. Aus Glioblastomen gezüchtete Zelllinien, deren GPD-1
die Forscher ausgeschaltet hatten, wuchsen in der Kulturschale nicht mehr
zu "Minitumoren" heran - und verloren damit eine typische Stammzell-Fähigkeit.

"Alle unsere Ergebnisse sprechen dafür, dass GPD1 für die Stammzell-
Eigenschaften der Hirntumor-Stammzellen verantwortlich ist. In normalen
Hirnstammzellen spielt das Enzym offenbar keine besondere Rolle", fasst
Haikun Liu zusammen. Aus der wissenschaftlichen Literatur wissen Liu und
Kollegen, dass Mäuse problemlos ohne GPD1 leben können. Auch Menschen,
deren GPD1-Gen durch Mutationen geschädigt ist, haben keine
schwerwiegenden gesundheitlichen Probleme. Das ist ein wichtiger Hinweis
dafür, dass man das Enzym mit Wirkstoffen blockieren könnte, ohne schwere
Nebenwirkungen auszulösen.

"Diese Arbeit war ein erster Schritt, um Proteinmarker zu identifizieren,
die schlafende Hirntumorstammzellen charakterisieren, und um deren Rolle
für die Tumorbiologie zu untersuchen", sagt Liu. "Dabei haben wir so viele
interessante Eigenschaften der GPD1 entdeckt, dass wir das Enzym nun als
Zielstruktur möglicher Therapien weitererforschen werden."

Diese Arbeit entstand als gemeinsames Projekt des DKFZ und der Bayer-Onkologieforschung im Rahmen ihrer strategischen Allianz.


Originalpublikation:

Patricia Rusu, Chunxuan Shao, Anna Neuerburg, Azer Aylin Acikgöz, Yonghe
Wu, Peng Zou, Prasad Phapale, Tchirupura S Shankar, Kristina Döring,
Steffen Dettling, Huiqin Körkel-Qu, Gözde Bekki, Barbara Costa, Te Guo,
Olga Friesen, Magdalena Schlotter, Mathias Heikenwälder, Darjus F.
Tschaharganeh, Bernd Bukau, Günter Kramer, Peter Angel, Christel
Herold-Mende, Bernhard Radlwimmer, Hai-Kun Liu: GPD1 specifically marks dormant
glioma stem cells with a distinct metabolic profile.

CELL Stem Cell 2019

DOI: https://doi.org/10.1016/j.stem.2019.06.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/160: Studie - Wie Sport bei unerfülltem Kinderwunsch helfen kann (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 12.07.2019

Wie Sport bei unerfülltem Kinderwunsch helfen kann



Eine Studie der University of Queensland zufolge kann sportliche
Betätigung die Chancen einer Frau, schwanger zu werden, verbessern. Dabei
ist es unerheblich, welche Sportart ausgeübt wird.

Dr. Gabriela Mena von der UQ School of Human Movement and Nutrition
Sciences analysierte die Forschungsergebnisse über reproduktive Gesundheit
und Bewegung aus den letzten zwei Jahrzehnten. "Wenn körperliche Aktivität
mit Standard-Fertilitätsbehandlungen wie IVF oder Ovulationsinduktion
verglichen wurde, war kein Unterschied bei der Schwangerschaftsrate und
der Geburtenrate zwischen Frauen, die Sport treiben, und denen, die
Fertilitätsbehandlungen durchführen, feststellbar", so Dr. Mena.

"Dies deutet darauf hin, dass körperliche Aktivität genauso effektiv sein
kann wie die häufig angewandten Fertilitätsbehandlungen. Gleichzeitig
stellt sie eine erschwingliche und praktikable alternative oder ergänzende
Therapie zu diesen sehr teuren Behandlungen dar.
Wir haben auch höhere Schwangerschafts- und Geburtenraten bei Frauen
festgestellt, die körperlich aktiv waren, als bei Frauen, die sich nicht
bewegen oder sich keiner Fruchtbarkeitsbehandlung unterziehen."

Dr. Mena erklärte, dass keine bestimmte Sportart identifiziert wurde, die
besser wirkte als jede andere: "Es gab verschiedene Arten von körperlicher
Aktivität in den untersuchten Studien, wie z.B. Aerobic-Training allein
oder in Verbindung mit Krafttraining, aber auch moderate Erhöhungen der
körperlichen Aktivität - wie z.B. die Erhöhung der Schrittanzahl -
schienen die reproduktive Gesundheit zu verbessern. Wir glauben, dass eine
Kombination aus Aerobic- und Widerstandstraining gut für die Verbesserung
der reproduktiven Gesundheit ist, aber es ist schwierig, in diesem Stadium
eine bestimmte Art von Bewegung zu empfehlen."

"Es besteht immer noch Bedarf an weiteren Studien, die sich auf die
körperliche Aktivität bei Frauen konzentrieren, die Probleme mit der
Fruchtbarkeit haben", so Dr Mena.
"Weitere Studien, die unterschiedliche Formen der Bewegung, ihre
Intensität und ihre Dauer untersuchen, sind erforderlich, um die optimale
"Dosis" von körperlicher Aktivität zu finden.

Die Studie wurde im Human Reproduction Update Journal veröffentlicht und
von Professor Wendy Brown und Dr. Gregore Iven Mielke gemeinsam verfasst.


Institut Ranke-Heinemann / Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund

Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://https_//www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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ERNÄHRUNG/1487: Neue Referenzwerte für die Zufuhr von Zink und Vitamin B6 (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 9. Juli 2019

Neue Referenzwerte für die Zufuhr von Zink und Vitamin B6

DGE veröffentlicht überarbeitete Referenzwerte



Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) hat auf Basis
aktueller wissenschaftlicher Daten die Referenzwerte für die Zufuhr
von Zink und Vitamin B6 überarbeitet.

Neu ist, dass die empfohlene Zufuhr von Zink für Erwachsene nun
abhängig von der Höhe der Phytatzufuhr angegeben wird. Eine hohe
Zufuhr von Phytat, das vor allem in Hülsenfrüchten und
Vollkornprodukten vorkommt, kann die Bioverfügbarkeit von Zink um bis
zu 45 % vermindern. Deshalb werden die Referenzwerte für die
Zinkzufuhr jetzt differenziert für eine niedrige, mittlere und hohe
Phytatzufuhr angegeben. Eine vollwertige Ernährung nach den 10 Regeln
der DGE weist eine mittlere Phytatzufuhr auf, bei der die empfohlene
Zufuhr pro Tag für Frauen 8 mg und für Männer 14 mg beträgt.

Die empfohlene Zufuhr von Vitamin B6 wird jetzt auf Basis von
Bilanzstudien mit dem Biomarker Pyridoxal-5'-Phosphat (PLP) abgeleitet
und nicht mehr wie zuvor anhand der Referenzwerte für Protein. Die
aktuelle Studienlage weist darauf hin, dass der Vitamin-B6-Bedarf bei
einer üblichen Mischkost nicht von der Proteinzufuhr abhängig ist. Der
Biomarker PLP ist die wesentliche Speicherform von Vitamin B6 in der
Muskulatur und auch im Blutplasma zirkuliert Vitamin B6 vorwiegend als
PLP. Die aktualisierte empfohlene Vitamin-B6-Zufuhr liegt bei 1,4 mg
pro Tag für Frauen und 1,6 mg pro Tag für Männer.

Für die beiden Nährstoffe Zink und Vitamin B6 hat die DGE jeweils ein
FAQ-Papier mit praxisbezogenen Fragen und Antworten zusammengestellt.
Diese sind - ebenso wie die aktualisierten Referenzwertetabellen für
alle Altersgruppen - kostenfrei im Internet zugänglich. Die
wissenschaftliche Ausarbeitung zu den aktuellen Referenzwerten für
Zink und Vitamin B6 kann als 4. Ergänzungslieferung zum Ringordner
"Referenzwerte für die Nährstoffzufuhr", Artikel-Nr. 120116 (ISBN
978-3-88749-265-6) zum Preis von 3,00 EUR zzgl. Versandkosten über den
DGE-MedienService, www.dge-medienservice.de, Tel.: 0228 9092626, Fax:
0228 9092610, E-Mail: info@dge-medienservice.de bestellt werden.


Hintergrundinformation

Die DGE gibt die Referenzwerte für die Nährstoffzufuhr gemeinsam mit
den Ernährungsfachgesellschaften aus Österreich und der Schweiz
heraus. Sie sind die Basis für die praktische Umsetzung einer
vollwertigen Ernährung indem sie Mengen für die tägliche Zufuhr von
Energie und Nährstoffen benennen. Mit einer Zufuhr in Höhe der
Referenzwerte werden lebenswichtige physische und psychische
Funktionen sichergestellt, Mangelkrankheiten ebenso wie eine
Überversorgung verhindert, Körperreserven geschaffen und - wo möglich -
wird ein Beitrag zur Prävention chronischer ernährungsmitbedingter
Krankheiten geleistet. Die Umsetzung der Referenzwerte trägt dazu bei,
Wachstum, Entwicklung und Leistungsfähigkeit sowie die Gesundheit des
Menschen ein Leben lang zu fördern bzw. zu erhalten. Somit sind die
Referenzwerte für die Nährstoffzufuhr eine unverzichtbare Grundlage
für die Ernährungs- und Gesundheitsberatung: Sie finden unter anderem
Einsatz bei der Planung einer vollwertigen Ernährung und bei der
Beurteilung der Nährstoffzufuhr.


Den Pressetext finden Sie unter:

https://www.dge.de/presse/pm/neue-referenzwerte-fuer-die-zufuhr-von-zink-und-vitamin-b6/
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Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 15/2019, 9. Juli 2019

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800
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FORSCHUNG/4069: Geschwindigkeitsregler für Proteinherstellung (idw)


Universität Basel - Biozentrum, 12.07.2019

Geschwindigkeitsregler für Proteinherstellung



Die Übersetzung des genetischen Codes in Proteine, auch Translation
genannt, ist ein lebenswichtiger Vorgang in jeder Zelle. Das Team von
Prof. Mihaela Zavolan vom Biozentrum der Universität Basel hat nun
bedeutende Faktoren entdeckt, die die Geschwindigkeit der Proteinsynthese
in der Zelle beeinflussen. Die in "PNAS" veröffentlichten Ergebnisse
ermöglichen es, die Kontrolle der Translation bei einer Vielzahl
unterschiedlicher Zelltypen zu untersuchen.

Proteine erfüllen verschiedenste Aufgaben in Zellen, sie katalysieren
Tausende von biochemischen Reaktionen, leiten Signale weiter und werden
zum Aufbau von Zellstrukturen und bei Transportprozessen benötigt. In
jeder einzelnen Zelle unseres Körpers werden ununterbrochen Unmengen an
Proteinen hergestellt.

Das Wachstum, die Differenzierung und die Funktion von Zellen ist eng mit
der Proteinsynthese, also der Übersetzung des genetischen Codes in
Proteine - der Translation - verbunden. Das Team um Prof. Mihaela Zavolan
vom Biozentrum hat Tausende von Genen in wachsenden Hefezellen untersucht
und neue Einflussfaktoren entdeckt, die sich auf die
Produktionsgeschwindigkeit der Proteine auswirken.

Proteinsynthese: vom genetischen Code zum Protein

Für die Proteinherstellung braucht es drei Hauptakteure: die mRNA, welche
die genetische Information überträgt, dient als Matrize; die tRNA bringt
die Proteinbausteine, die Aminosäuren, zum Ribosom und das Ribosom setzt
die Aminosäuren zu einem Protein zusammen. In einer eukaryotischen Zelle
gibt es Millionen von Ribosomen, die je nach Bedarf die in der Zelle
benötigten Proteine herstellen. Wie auf einer Perlenkette aufgereiht,
arbeiten dabei gleich mehrere Ribosomen an einem mRNA-Strang und
produzieren zur gleichen Zeit die entsprechende Menge an Proteinen.

Die Translation beeinflussende Faktoren

"Wir wollten herausfinden, welche Faktoren die Syntheserate von Proteinen
beeinflussen, insbesondere auf der Ebene der Elongation, also die
Verlängerung der Aminosäurekette. Frühere Studien deuteten darauf hin,
dass die aufgereihten Ribosomen selten zusammenstossen und so die
Proteinproduktion drosseln würden", sagt Zavolan, "aber wir konnten für
einen solchen Crash keinen Hinweis finden, auch nicht für mRNAs mit einer
hohen Ribosomen-Dichte."

Darüber hinaus fanden die Forscher heraus, dass sowohl die Ladung der
eingebauten Aminosäuren als auch die Verfügbarkeit von tRNAs einen
Einfluss auf die Geschwindigkeit der Translation haben. "Dies ist zum
Beispiel bei den Proteinen des Ribosoms selbst der Fall. Wir haben
festgestellt, dass die positiv geladenen Aminosäuren von ribosomalen
Proteinen die Geschwindigkeit, mit der die Ribosomen die entsprechenden
mRNAs ablesen, deutlich senken", so Zavolan. "Diese ribosomalen Proteine
sind jedoch in vielerlei Hinsicht optimiert um eine hohe
Translationsgeschwindigkeit aufrechtzuerhalten, beispielsweise durch
Codons für die es viele passende tRNAs gibt." Neben bereits zuvor
bekannten Parametern spielen die in der Studie beschriebenen Faktoren eine
wesentliche Rolle, um die Unterschiede in den Translationsraten zwischen
mRNAs zu erklären.

Von sensitiven mRNAs zu Krankheiten

Die Wissenschaftler möchten nun untersuchen, ob und wie Zellen über die
Kontrolle der Translation ihre Identität erhalten. Es gibt Hinweise
darauf, dass bestimmte mRNAs empfindlicher auf Veränderungen in der Anzahl
von Ribosomen in der Zelle reagieren als andere. Eine dieser mRNAs codiert
für einen Transkriptionsfaktor, der an der Bildung roter Blutkörperchen
beteiligt ist. "Eine Verringerung der Ribosomen-Menge, zum Beispiel durch
Mutationen, beeinflusst diesen Faktor und beeinträchtigt den
Reifungsprozess der roten Blutkörperchen. Die davon Betroffenen leiden
deshalb an Blutarmut", sagt Zavolan. "Mit der Ausweitung unseres Ansatzes
auf andere Systeme wollen wir besser verstehen, welche mRNAs besonders
empfindlich auf Veränderungen in der Translation reagieren."


Originalpublikation:

Andrea Riba, Noemi Di Nanni, Nitish Mittal, Erik Arhne, Alexander Schmidt,
Mihaela Zavolan. Protein synthesis rates and ribosome occupancies reveal
determinants of translation elongation rates. PNAS.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pnas.org/content/early/2019/07/05/1817299116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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AUSLAND/2534: Big Data in der Medizin - Gemeinsames Projekt mit der Open University of Tanzania (idw)


Universität Bremen - 12.07.2019

Big Data in der Medizin: Gemeinsames Projekt mit der Open University of Tanzania



Ein Forschungsteam der Universität Bremen und der Open University of
Tanzania untersucht in den nächsten drei Jahren die datenschutzrechtlichen
Herausforderungen im Gesundheitssektor beider Länder. Außerdem soll die
Einrichtung eines Aufbaustudienprogramms für Gesundheitsrecht an der Open
University of Tanzania vorbereitet werden. Die Alexander von Humboldt-Stiftung fördert das Projekt mit rund 48.000 Euro.

Professor Alex Boniface Makulilo von der Open University of Tanzania und
Professor Benedikt Buchner vom Institut für Informations-, Gesundheits-
und Medizinrecht der Universität Bremen konzentrieren sich bei ihrer
gemeinsamen Forschung vor allem auf die elektronische Gesundheitskarte und
die damit verbundenen Herausforderungen für die Datenschutzregulierung in
beiden Ländern Gleichzeitig soll damit auch die Basis für die Einrichtung
eines Master of Laws-Programms zum Gesundheitsrecht in Tansania geschaffen
werden, das Lehrveranstaltungen von tansanischer und deutscher Seite
vorsieht. Eingebunden sind in das Projekt auf beiden Seiten auch
Nachwuchsforschende: Dr. Dennis-Kenji Kipker und Merle Freye von der
Universität Bremen sowie Dr. Rindstone Ezekiel und Doreen Mwamlangala von
der Open University of Tanzania. Das Projekt trägt den Titel
"Strengthening protection of personal data in the health sector: a
comparative analysis of the Tanzanian and German eHealth System".

Globale Problemstellung Datenschutz

Mit E-Health-Anwendungen wie der elektronischen Gesundheitskarte halten
digitale Technologien weltweit zunehmend auch in das Gesundheitssystem
Einzug. E-Health kann eine Unterstützung für ein effektiv funktionierendes
und kostensparendes Gesundheitswesen sein, insbesondere auch in ländlichen
Gebieten mit geringerer ärztlicher Versorgung. So kommen laut
Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Tansania auf einen Arzt 20.000
Patienten, in Deutschland sind es 218 Patienten. Gleichzeitig forciert
E-Health das Sammeln von Daten, die verarbeitet und an verschiedenen
Stellen bereitgestellt werden.

"Es ist eine besondere Herausforderung, sensible persönliche
Gesundheitsdaten durch entsprechende gesetzliche Regulierung zu schützen,
ohne das Funktionieren des Gesundheitssystems über Gebühr zu
beeinträchtigen", beschreibt Benedikt Buchner die zentrale Aufgabe des
Forschungsprojekts. Diese Herausforderung für die Datenschutzregulierung
besteht gleichermaßen in Deutschland wie in Tansania, wobei die deutsche
Seite die elektronische Gesundheitskarte bereits früher eingeführt hat.
"Die komplexen Problemstellungen im Bereich E-Health erfordern eine
intensive internationale Zusammenarbeit. Beide Seiten können durch die
unterschiedlichen Erfahrungswerte und Perspektiven voneinander
profitieren", sagt Alex Boniface Makulilo.

Vergleichende Forschung und Austausch mit Praxis

In rechtsvergleichenden sowie empirischen Studien wollen die Forschenden
die datenschutzrechtliche Situation in beiden Ländern untersuchen, dies
auch mit Blick auf die Internationalisierung des Datenschutzrechts und
die zunehmend erforderliche Angleichung der Datenschutzgesetze an die
Europäische Datenschutzgrundverordnung auch in Drittländern. Neben
Fachpublikationen soll die geplante Einrichtung eines LL.M.-Programms für
Gesundheitsrecht an der Open University of Tanzania vorbereitet werden,
hierfür das Curriculum sowie eine Handreichung für Hochschullehrende
entwickelt werden. Vier Workshops, wechselweise in Bremen und Dar es
Salaam, sind geplant. Der erste Workshop wird vom 5. bis zum 12. August
2019 an der Open University of Tanzania in Dar es Salaam und auf Sansibar
stattfinden. Alle Projektbeteiligten sowie Expertinnen und Experten aus
Tansania werden teilnehmen.

Professor Alex Boniface Makulilo ist Research Ambassador der Universität Bremen

Die Förderung des gemeinsamen Forschungsprojekts durch die Alexander von
Humboldt-Stiftung ist zugleich eine Bestätigung der Idee hinter dem
Research Ambassador-Programm der Universität Bremen. Professor Alex
Boniface Makulilo ist vor kurzem zu einem von zehn Research Ambassadors
der Universität Bremen ernannt worden. Research Ambassadors sollen die
Universität Bremen im Ausland repräsentieren, Ansprechpartnerinnen und
-partner für Interessierte an einem Studien-, Lehr- oder
Forschungsaufenthalt in Bremen sein und dabei helfen, ein Netzwerk
ehemaliger Studierender und Forschender der Universität Bremen
aufzubauen. Die Universität Bremen unterstützt die Research Ambassadors
dabei finanziell und ideell. Alex Boniface Makulilo hat 2012 als
DAAD-Stipendiat bei Benedikt Buchner promoviert und 2014 bis 2016 sowie 2017
als Stipendiat der Alexander von Humboldt-Stiftung am Institut für
Informations-, Gesundheits- und Medizinrecht (IGMR) insbesondere zum Datenschutzrecht
in Afrika geforscht.


Weitere Informationen:

www.uni-bremen.de/jura/fachbereich-6-rechtswissenschaft/fachbereich/personen/prof-dr-benedikt-buchner-llm-ucla/

www.uni-bremen.de/de/alumni/forscher-alumni/research-ambassadors/

www.uni-bremen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution59
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STELLUNGNAHME/207: Klinikschließungen - Pflegefachpersonal steht im Vordergrund (DBfK)


Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V. - 15.07.2019

Bettenabbau stützt Patientensicherheit



Zu der Diskussion über die Schließung von Kliniken in Deutschland
nimmt der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V.
- auch angesichts einer jüngst von der Niedersächsischen
Krankenhausgesellschaft veröffentlichten Position - wie folgt
Stellung:

Die aktuelle Diskussion über die Frage der notwendigen Anzahl von
Kliniken in Deutschland ist lange überfällig.

Die Patientensicherheit leidet derzeit an einer über die verfügbaren
Personalressourcen hinweg aufgeblähten Krankenhauslandschaft.

Die Menschen kommen wegen der Pflege in das Krankenhaus - wäre der
Pflegebedarf in Zusammenhang mit der medizinischen Behandlung
entbehrlich, könnte die Versorgung auch ambulant in einer Praxis
erfolgen. Die Personalpolitik der Krankenhäuser hat dem in Jahrzehnten
keine Rechnung getragen.

Es ist auch Teil der Wahrheit, dass die Qualität der medizinischen
Versorgung nicht gehalten werden kann, wenn das Pflegefachpersonal
nicht zur Verfügung steht - da helfen auch keine Überlegungen, andere
Berufsgruppen in die Pflege zu bringen.

In den Krankenhäusern ist über Jahrzehnte verpasst worden, für eine
gute Personalausstattung bei Pflegefachpersonen zu sorgen - vielmehr
wurden in vielen Krankenhäusern sogar alle Register gezogen,
Pflegepersonal abzubauen.

Die Folgen dieser Personalpolitik sind jetzt allgegenwärtig: 

Dienstpläne können nicht eingehalten werden, dringend nötige
Freizeitausgleiche werden den Pflegefachpersonen kurzfristig versagt,
angestellte Pflegefachpersonen wechseln in die Zeitarbeit und müssen
von den Krankenhäusern anschließend teuer dort wieder ausgeliehen
werden.

Die Pflegepersonaluntergrenzen schützen das verbliebene Pflegefachpersonal davor, endgültig auszubrennen.

Dass die Pflegepersonaluntergrenzen als unflexibel wahrgenommen
werden, liegt auch daran, dass die mit der Erstellung beauftragten
Selbstverwaltungsorgane kein tragfähiges Konzept vereinbaren konnten
und schließlich der Bundesgesundheitsminister die Notbremse gezogen
hat. Die Pflegepersonaluntergrenzen sind in der vorliegenden Form
nicht ausreichend, bleiben aber angesichts der Unfähigkeit der
Selbstverwaltungsorgane eine alternativlose Notwendigkeit.

Die Gesellschaft sollte sich für eine Diskussion öffnen, die sich auch
der Frage zuwendet, welche Versorgungsstruktur wirklich nötig ist, um
eine gute medizinische Behandlung zu ermöglichen. Pflegende können da
einiges mehr anbieten als ihnen im Moment zugetraut wird. Dafür gibt
es zahlreiche gut funktionierende Beispiele - zumindest überall dort,
wo Besitzstandswahrung und Partikularinteressen überwunden wurden.

 * 

Quelle:

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V.

Geschäftsstelle

Lister Kirchweg 45, D-30163 Hannover

Telefon 0511/69 68 44-0, Telefax 0511/69 68 44-299

E-Mail: presse-nordwest@dbfk.de

Internet: www.dbfk.de
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STELLUNGNAHME/206: Studie der Bertelsmann Stiftung zur Krankenhausversorgung fehlt der Realitätsbezug (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 15. Juli 2019

Studie der Bertelsmann Stiftung zur Krankenhausversorgung fehlt der Realitätsbezug

Krankenhausschließungen statt nachhaltiges Versorgungskonzept im Vordergrund



Düsseldorf - "In der Studie der Bertelsmann Stiftung zu einer
zukunftsfähigen Krankenhausversorgung wird am Beispiel einer
Versorgungsregion in NRW die Simulation einer theoretischen
Neustrukturierung der Krankenhauslandschaft vorgenommen, die aber erst
einmal einem Realitäts- und Faktencheck standhalten muss", erklärte
Jochen Brink, Präsident der Krankenhausgesellschaft
Nordrhein-Westfalen, nach einer ersten Bewertung der heute
veröffentlichten Studie der Bertelsmann Stiftung zur Neustrukturierung
der Krankenhausversorgung am Beispiel der Versorgungsregion 5 im Sinne
der Krankenhausplanung des Landes Nordrhein-Westfalen.

"Auch die KGNW ist offen für einen Strukturwandel zur
Weiterentwicklung der stationären Versorgung und unterstützt
Strukturveränderungen, die in den Regionen und vor Ort entwickelt und
gelebt werden müssen", stellte der KGNW-Präsident heraus. Er
kritisierte aber, dass die Verfasser in der Studie zwar ihre Vision
von einer für sie optimal strukturierten stationären
Krankenhausversorgung am Beispiel der Region Köln darstellten, aber
einige zentrale Aspekte außer Acht gelassen hätten, die die
Umsetzbarkeit schwierig bis nahezu unmöglich machten.

"Für die im Gutachten vorgeschlagene Reduzierung der Anzahl der
Krankenhäuser in der Region von 45 auf 12 oder 14 Standorte sind
erhebliche Investitionen notwendig, die an keiner Stelle erwähnt oder
beziffert werden. Allein für diese grundlegende Umstrukturierung wären
nach unseren überschlägigen Berechnungen Mittel in Höhe von bis zu 3,3
Mrd. Euro erforderlich," untermauerte Brink seine Kritik. Das Geld für
diese Strukturveränderung müsste vom Land kommen, aber bereits jetzt
fehle den 344 Krankenhäusern in NRW - auch von der Politik anerkannt -
jährlich rund eine Mrd. Euro an Fördermitteln von der Landesregierung.
Dies allein zeige schon den fehlenden Realitätsbezug des
Simulationsgutachtens.

Geradezu grotesk werde es hinsichtlich des vorgeschlagenen
Kapazitätsabbaus für die Region aufgrund kartellrechtlicher Gründe,
die Krankenhauszusammenschlüssen und -kooperationen entgegenstünden,
so Brink und nannte Köln als Beispiel. Hier habe vor kurzem das
Bundeskartellamt im Hauptprüfverfahren eine Trägerfusion im
Krankenhausbereich in Köln aufgrund von vermuteten Marktbeherrschungen
untersagt.

"Auch ist bei einer Zentralisierung und Kapazitätsaufteilung die
Verbundbildung von Krankenhäusern eine entscheidende Voraussetzung.
Eine Verbundbildung setzt aber zwangsläufig auch einen Konsens
unterschiedlicher Träger voraus und kann nicht einfach verordnet
werden, was sonst einer Enteignung gleichkommt. Auch dies bleibt in
der Analyse unberücksichtigt," hob Brink hervor.

"Zudem finden in den Modellrechnungen und Analysen die
stadtplanerischen Hemmnisse gerade in Ballungsräumen wie Köln keine
Berücksichtigung. Schon jetzt fehlen für dringend benötigte Wohnungen
die erforderlichen Baugrundstücke. Wo sollen die benötigten Flächen
für die im Gutachten beschriebenen Erweiterungen von bestehenden
Kliniken von bis zu 2000 Betten herkommen", merkte Brink an.

"Ein weiterer Aspekt ist die Forderung der Autoren als eine
Voraussetzung ihres Konzeptes, deutlich mehr bislang stationär
erbrachte Leistungen in ambulante Leistungen zu überführen. Hier sehen
auch wir durchaus Möglichkeiten. Dies kann aber nur gelingen, wenn die
Krankenhäuser mit ihren medizinischen Kompetenzen und mit ihrer
Infrastruktur für die Erbringung ambulanter Leistungen vom Gesetzgeber
zugelassen werden und an der Versorgung weiter teilnehmen können,"
unterstrich der KGNW-Präsident. "Die niedergelassenen Praxen können
diese Leistungen nicht auffangen. Die Kassenärztlichen Vereinigungen
haben die Versorgungsengpässe im ambulanten Bereich seit Jahren nicht
lösen können. Hier gilt es jetzt, neue Wege zu gehen," so Brink.

"Wir haben immer wieder betont, dass bei der Weiterentwicklung der
Krankenhausstrukturen nicht der Aspekt des Kapazitätsabbaus im
Vordergrund stehen darf. Wir brauchen eine gestaltende
Gesundheitspolitik, die gemeinsam ein nachhaltiges Versorgungskonzept
im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in NRW verfolgt," betonte
Brink. "Planspiele anhand statistischer Daten mit fehlendem
Realitätsbezug sind dabei nicht wirklich hilfreich."

 * 

Quelle:

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Pressemitteilung vom 15. Juli 2019

Referat für Politik, PR und Presse

Humboldtstr. 31, 40237 Düsseldorf

E-Mail: presse@kgnw.de

Internet: www.kgnw.de
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STUDIE/072: Mit weniger als der Hälfte der Krankenhäuser wären Patienten in Deutschland besser versorgt (Bertelsmann Stiftung)


Bertelsmann Stiftung - 15.07.2019

Mit weniger als der Hälfte der Krankenhäuser wären Patienten in Deutschland besser versorgt



In der Bundesrepublik Deutschland gibt es zu viele Krankenhäuser. Eine
starke Verringerung der Klinikanzahl, von aktuell knapp 1.400 auf deutlich
unter 600 Häuser, würde die Versorgungsqualität für Patienten verbessern
und bestehende Engpässe bei Ärzten und Pflegepersonal mildern. Das zeigt
eine neue Studie inklusive Modellberechnung im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung.

Gütersloh, 15. Juli 2019. Eine Reduzierung der Klinikanzahl würde zu einer
besseren medizinischen Versorgung der Patienten in Deutschland führen. In
einer neuen Studie der Bertelsmann Stiftung weisen führende
Krankenhausexperten darauf hin, dass viele Krankenhäuser in der
Bundesrepublik Deutschland zu klein sind und oftmals nicht über die nötige
Ausstattung und Erfahrung verfügen, um lebensbedrohliche Notfälle wie
einen Herzinfarkt oder Schlaganfall angemessen zu behandeln. Viele
Komplikationen und Todesfälle ließen sich durch eine Konzentration auf
deutlich unter 600 statt heute knapp 1.400 Kliniken vermeiden. Ebenso
gingen damit eine bessere Ausstattung, eine höhere Spezialisierung sowie
eine bessere Betreuung durch Fachärzte und Pflegekräfte einher.

Das Berliner Institut für Gesundheits- und Sozialforschung (IGES) ist im
Auftrag der Bertelsmann Stiftung der Frage nachgegangen, wie eine
Versorgung durch Kliniken aussähe, die sich nicht in erster Linie an einer
schnellen Erreichbarkeit, sondern an Qualitätskriterien orientiert. Dazu
gehören beispielsweise eine gesicherte Notfallversorgung, eine
Facharztbereitschaft rund um die Uhr, ausreichend Erfahrung und Routine
des medizinischen Personals sowie eine angemessene technische Ausstattung.

Neuordnung der Krankenhauslandschaft ist eine Frage der Patientensicherheit

"Die Neuordnung der Krankenhauslandschaft ist eine Frage der
Patientensicherheit und muss vor allem das Ziel verfolgen, die
Versorgungsqualität zu verbessern", sagt Brigitte Mohn, Vorstand der
Bertelsmann Stiftung. Eine primäre Orientierung an Fahrzeiten ginge
dagegen in die falsche Richtung. "Wenn ein Schlaganfallpatient die
nächstgelegene Klinik nach 30 Minuten erreicht, dort aber keinen
entsprechend qualifizierten Arzt und nicht die medizinisch notwendige
Fachabteilung vorfindet, wäre er sicher lieber ein paar Minuten länger zu
einer gut ausgestatteten Klinik gefahren worden", so Mohn.

Für die Studie haben die führenden deutschen Krankenhausexperten in einem
ersten Schritt ein Zielbild für Deutschland entwickelt, das sich an den
benannten Qualitätskriterien orientiert. Im Anschluss berechnete das IGES
in einer Simulation erstmals, wie sich eine verpflichtende Einhaltung
dieser Vorgaben auf die Kliniklandschaft einer ganzen Region auswirken
würde. Die Wahl fiel dabei auf den Großraum Köln/Leverkusen, der sowohl
von städtischen als auch ländlichen Gebieten geprägt ist.

Modellregion Köln/Leverkusen bräuchte 14 statt 38 Krankenhäuser

Wie die Simulation zeigt, könnte die Region mit 14 statt den aktuell 38
Akutkrankenhäusern eine bessere Versorgung bieten, ohne dass die Patienten
im Durchschnitt viel längere Fahrzeiten in Kauf nehmen müssten. Die
Bündelung von medizinischem Personal und Gerät würde zu einer höheren
Versorgungsqualität in den verbleibenden Häusern beitragen, vor allem in
der Notfallversorgung und bei planbaren Operationen. Nur diese Kliniken in
der Region verfügen überhaupt über die technische Ausstattung, um
Herzinfarktpatienten angemessen zu behandeln.

"Das Ergebnis, dass in der betrachteten Region eine Reduzierung auf
weniger als die Hälfte der Kliniken zu einer Verbesserung der Versorgung
führen würde, klingt zunächst drastisch", sagt der internationale
Krankenhausexperte Uwe Preusker. An vielen Stellen lägen der Berechnung
jedoch eher zurückhaltende Annahmen zugrunde, so zum Beispiel bei der
medizinisch erforderlichen Leistungsmenge oder der Verweildauer im
Krankenhaus. "Beide liegen in vergleichbaren Ländern deutlich niedriger",
erklärt Preusker. Wenn man sich am internationalen Standard orientieren
würde, müsste man einen deutlich konsequenteren Umstrukturierungsprozess
einleiten, so der Experte.

Blick ins Ausland zeigt Potenzial für eine Verringerung

Tatsächlich zeigt der Blick ins Ausland, dass es Potenzial für eine
Verringerung der Klinikanzahl gibt. Deutschland weist im internationalen
Vergleich im Durchschnitt mehr medizinisches Personal pro Einwohner auf
als vergleichbare Länder, aber weniger pro Patient. Diese paradoxe
Situation liegt daran, dass in der Bundesrepublik viel mehr Patienten in
Krankenhäusern versorgt werden als im Ausland. Wie Untersuchungen ergaben,
müssten rund ein Viertel der heute in deutschen Kliniken behandelten Fälle
nicht stationär versorgt werden.

Zwar ist die konkrete Ausgestaltung der umliegenden ambulanten Strukturen
noch offen. Trotzdem belegen die Erkenntnisse der Studie, dass es zur
Konzentration im Kliniksektor keine Alternative gibt. Zum einen kann eine
Qualitätssteigerung nur gelingen, wenn sowohl die Patienten als auch die
medizinischen und pflegerischen Fachkräfte in größeren, spezialisierten
Kliniken mit mehr Fällen zusammengeführt werden. Auf der anderen Seite
wird gut ausgebildetes Personal auch in Zukunft knapp sein. Nur durch die
Bündelung könnten Krankenhäuser der Regelversorgung in allen zentralen
Abteilungen jederzeit die entsprechende fachärztliche und pflegerische
Kompetenz vorhalten.

Zusatzinformationen

Die Bertelsmann Stiftung hat sich in verschiedenen Studien mit den
Prozessen der Konzentration und Spezialisierung im stationären Sektor
beschäftigt. Für die vorliegende Studie hat das Berliner IGES Institut in
einer Simulation berechnet, wie sich die Umsetzung des von Experten
entwickelten qualitativen Zielbilds für 2030 auf die Anzahl und
Ausstattung der Krankenhäuser in der Versorgungsregion 5 (Köln/Leverkusen
sowie der Rhein-Erft-Kreis, der Oberbergische Kreis und der
Rheinisch-Bergische Kreis) auswirkt.

Folgende Experten waren an der Diskussion über die als notwendig erachtete
Veränderung der Krankenhausstrukturen in Deutschland und der Entwicklung
eines Zielbildes für die als sinnvoll und wünschenswert erachteten
Veränderungen der deutschen Krankenhausstrukturen beteiligt:


	Dr. Martin Albrecht, IGES Institut, Berlin

	Prof. Dr. Boris Augurzky, RWI - Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung

	Prof. Dr. Andreas Beivers, Hochschule Fresenius für Wirtschaft und Medien

	Prof. Dr. Reinhard Busse, Technische Universität Berlin

	Prof Dr. Max Geraedts, Philipps-Universität Marburg

	Dr. Matthias Gruhl, Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg
 (zum 2.11.2018 mit der Ernennung zum Staatsrat ausgeschieden)

	Dr. Stefan Loos, IGES Institut, Berlin

	Dr. Uwe Preusker, internationaler Gesundheitsexperte, Helsinki

	Prof. Dr. Bernt-Peter Robra, Universität Magdeburg

	Prof. Dr. Jonas Schreyögg, Hamburg Center for Health Economics - hche



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2019/juli/eine-bessere-versorgung-ist-nur-mit-halb-so-vielen-kliniken-moeglich/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung - 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/456: Neuer Rahmenvertrag zwischen den Krankenkassen und den Apotheken zur Arzneimittelversorgung (VDEK)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 12. Juli 2019

Neuer Rahmenvertrag zur Arzneimittelversorgung

Sorgen der Apotheker wegen Abrechnungs-Problemen unbegründet



Berlin - Ein Rahmenvertrag zwischen den Krankenkassen und den
Apotheken regelt seit 1.7.2019 die Abrechnung von Arzneimitteln neu.
Wegen Problemen bei den notwendigen Anpassungen der Apotheken-Software
befürchten Apotheken finanzielle Einbußen. Diese Sorgen sind
unbegründet, erklärt der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek).

Der vdek stellt klar: Nach Inkrafttreten des neuen Rahmenvertrags
befinde man sich derzeit in einer Übergangsphase. Wenn es in dieser
Phase tatsächlich zu Problemen bei der Abrechnung durch Apotheken
kommen sollte, werden die Ersatzkassen eine gemeinsame Lösung mit den
betroffenen Apotheken finden. Der vdek und seine Mitgliedskassen
folgen mit ihrem Vorgehen bei der Umsetzung der neuen
Vertragsregelungen der Empfehlung des GKV-Spitzenverbandes.

Der neue Rahmenvertrag war bereits vor mehr als einem halben Jahr am
1.1.2019 unterzeichnet worden. Er regelt unter anderem die Abrechnung
zur Abgabe von importierten Arzneimitteln an Versicherte (§ 129 Abs. 1
Nummer 2 SGB V) neu.


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen rund
28 Millionen Menschen in Deutschland versichern:


	Techniker Krankenkasse (TK), Twitter: @DieTechniker

	BARMER, Twitter: @BARMER_Presse

	DAK-Gesundheit, Twitter: @DAKGesundheit

	KKH Kaufmännische Krankenkasse, Twitter: @KKH_Politik

	hkk - Handelskrankenkasse

	HEK - Hanseatische Krankenkasse, Twitter: @HEKonline



Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V."
(VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 350 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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THERAPIE/260: Aids - Anzahl der HI-Viren läßt sich im Blut der Infizierten auf fast null senken (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 11. Juli 2019

Zahl des Monats Juli

fast 0



Berlin - Jahrzehntelang galten HIV bzw. Aids als unbesiegbar. Heilbar
ist die Krankheit noch immer nicht - doch gelingt es inzwischen, die
Anzahl der HI-Viren im Blut der Infizierten auf fast null zu senken.
Für die rund 70.000 Patienten, die in Deutschland HIV-Medikamente
einnehmen, bedeutet das eine Lebenserwartung, die mit der von gesunden
Menschen vergleichbar ist.

Eine Errungenschaft der Medizin, an der auch Generika einen Anteil
haben:


	Von den 537.275 HIV-Verordnungen im Jahr 2018 waren 108.325 Generika.

	Obwohl Generika somit ein Fünftel aller Verordnungen darstellen, verursachten sie nur neun Prozent der Kosten.

	Seit auch Generika-Hersteller Medikamente für die sogenannte Prä-Expositions-Prophylaxe (PrEP) anbieten, ist auch diese Form des Schutzes für Menschen mit hohem HIV-Risiko erschwinglich geworden.



Bei einer HIV-Therapie werden häufig mehrere Medikamente miteinander
kombiniert. So wird das Virus unterdrückt. Es ist im Körper zwar noch
vorhanden, aber nicht mehr nachweisbar.

Arzneimittel gegen HIV sind sehr teuer. Sie kosteten die gesetzlichen
Krankenkassen im Jahr 2018 fast 900 Millionen Euro (876.406.817 Euro).
Generische Arzneimittel, die seit den ersten Patentabläufen im Jahr
2013 auf den Markt kommen, sind deshalb für eine breite Versorgung von
HIV-Patienten unerlässlich.

"90-90-90" - so lautet das Ziel der Vereinten Nationen für die
weltweite Behandlung von HIV-Patienten: 90 Prozent der Menschen mit
HIV sollen von ihrer Infektion wissen, mehr als 90 Prozent der
Diagnostizierten sollen Medikamente nehmen. Und bei mehr als 90
Prozent davon soll das Virus nicht mehr nachweisbar sein. Eine Vision,
von der weite Teile der Welt noch sehr weit entfernt sind - und die
trotzdem das Ziel sein sollte. Denn: Dass das Virus im Blut der
Infizierten dereinst auf fast null gesenkt werden kann, schien vor
zwei Jahrzehnten wohl ebenfalls unerreichbar.


www.progenerika.de/presse/zahl-des-monats-juli-fast-0

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 11. Juli 2019

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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JAZZ/2199: Altenberge - "Die Zwillinge - Jazzuniversität" am 21. Juli 2019


Kreis Borken

Swing und Jazz in der historischen Dorfanlage

"Die Zwillinge - Jazzuniversität" spielen am Sonntag, 21. Juli, in der
Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige" in Altenberge



Münsterland / Altenberge. Bekannter Swing und eigene
Jazz-Kompositionen - damit überzeugen "Die Zwillinge -
Jazzuniversität" seit vielen Jahren ihr Publikum. Jetzt kommen sie
nach Altenberge: An Stenings Scheune, auf der historischen Dorfanlage,
in Altenberge geben sie am Sonntag, 21. Juli, ein Konzert im Rahmen
der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten und Parks im
Münsterland". Der musikalische Nachmittag beginnt um 16 Uhr.
Anschließend, gegen 17.30 Uhr, wird eine Führung durch das Areal des
Heimatvereins, Friedhofstraße 9, in Altenberge angeboten.

Seit mehr als 15 Jahren machen "Die Zwillinge - Jazzuniversität"
gemeinsam Musik. Neben Ritski Bracht am Saxophon und Gerd Bracht am
Kontrabass sind das Matthias Fleige (Posaune, Gitarre), Aaron Schrade
(Schlagzeug) und Winne Voget (Piano, Akkordeon). Wo die charmante
Jazzformation um die Zwillinge Bracht auftaucht, da vibriert die Luft.
Mit einem Lächeln präsentieren sie ihren Jazz, der irgendwo zwischen
Swing, Blues, Dixieland und mehr angesiedelt ist. Das Besondere: Neben
eigenen Bandkompositionen singt Saxofonist Ritski Bracht auch zu
altbekannten Swingtiteln selbstgeschriebene, teilweise eigenwillige,
aber immer höchst unterhaltsame Texte. Wer charmant-dezenten bis wild
konzertanten Jazz mag, darf die "Zwillinge Jazzuniversität" nicht
verpassen.

Zum Konzert können die Besucherinnen und Besucher diesmal eine kleine
Zeitreise unternehmen: Auf dem Gelände des Heimatvereins Altenberge
finden sie sich in einer liebevoll restaurierten altertümlichen
Dorfanlage wieder, die mit Heimathaus, Kornspeicher und Backhaus sowie
einer Schutzengelstation in vergangene Zeiten entführt. Seit dem
vergangenen Jahr rundet zusätzlich die historische Fachwerkscheune
Stening mit malerischem Bauerngarten das Ensemble ab. Zusätzlich lockt
ein Baumlehrpfad, der direkt an der Parkanlage des Heimatvereins
startet. Die Scheune ist für die Altenberger Geschichte von besonderer
Bedeutung: Ursprünglich an einem Handelsweg zwischen Enschede und
Münster gelegen machte man hier Rast und wechselte die Pferde. An
seinem neuen Standort auf dem Gelände des Heimatvereins beherbergt sie
nun ein Zentrum für Genealogie und Ortsgeschichte.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Organisation übernehmen die Kulturabteilung des Kreises Borken und
Münsterland e.V. gemeinsam. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum
und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Altenberge findet in Zusammenarbeit
mit dem Heimatverein Altenberge statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 21. Juli, gibt es an der Tageskasse
ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt es für
Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind zudem
beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das Programm der
Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am
Veranstaltungstag unter Tel. 0172-4338268.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9124: Aus aller Welt - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkei setzt umstrittene Gasbohrungen im Mittelmeer fort

Im Gasstreit zwischen der Türkei und Zypern hat die EU am Montag
Strafmaßnahmen gegen Ankara beschlossen. So sollen EU-Gelder für die
Türkei gekürzt sowie Spitzengespräche bis auf weiteres ausgesetzt
werden. Die Türkei zeigt sich davon völlig unbeeindruckt und setzt
die umstrittenen Erkundungsbohrungen im östlichen Mittelmeer fort.
Die Sanktionen seien nicht ernstzunehmen, sagte Außenminister Mevlüt
Cavusoglu bei einem Besuch in Skopje. Er verwies darauf, daß die EU
die Türkei bei der Migrationsfrage oder anderen Themen brauche und er
daher nicht mit einer Umsetzung der Strafmaßnahmen rechne. Seit der
Entdeckung großer Erdgasvorkommen vor der Küste der Mittelmeerinsel
kommt es zu Konflikten um den Zugang zu den Ressourcen. Nach Ansicht
der zyprischen Regierung verstößt die Türkei mit den Bohrungen gegen
internationales Recht. Laut Ankara finden die Bohraktivitäten
ausschließlich in der eigenen, von den Vereinten Nationen 2004
registrierten Wirtschaftszone statt.

16. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9124: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lager mit illegaler Pyrotechnik in Wohnhaus entdeckt

In Paderborn haben Polizeibeamte bei einer Hausdurchsuchung große
Mengen illegaler Pyrotechnik aufgespürt. Nach Angaben der Behörden
waren die aus dem Ausland stammenden Feuerwerkskörper und Böller
ungesichert in Schränken und Regalen im Keller aufbewahrt worden.
Darüber hinaus stellten die Polizisten Tüten mit Marihuana und
größere Bargeldsummen sicher. Gegen die 25jährige Hausbewohnerin wird
nun wegen Verstößen gegen das Sprengstoffgesetz und Drogenhandels
ermittelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9121: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea kritisiert US-Militärübung mit Südkorea

Das nordkoreanische Außenministerium warnt vor einem Scheitern der
geplanten Wiederaufnahme der Atomverhandlungen mit Washington. Sollte
das für August geplante Militärmanöver "19-2 Dong Maeng" zwischen den
USA und Südkorea stattfinden, werde das die Gespräche auf
Arbeitsebene beeinträchtigen, zitierte die staatliche
Nachrichtenagentur KCNA einen Ministeriumssprecher. Die geplanten
Übungen seien eindeutig ein Verstoß gegen eine in Singapur
unterzeichnete Vereinbarung und übten einen eklatanten Druck auf
Nordkorea aus, so der Sprecher weiter. Nach Ansicht der
kommunistischen Führung in Pjöngjang dienen die gemeinsamen
Militärübungen der Vereinigten Staaten mit ihrem Verbündeten Südkorea
als Vorbereitung für einen Angriff auf Nordkorea.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9123: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Merkel empfängt moldauische Ministerpräsidentin

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hat heute die neue
Ministerpräsidentin der Republik Moldau, Maia Sandu, in Berlin
empfangen. Bei einem anschließenden Treffen im Kanzleramt sprachen
die beiden Regierungschefinnen über politische Beziehungen sowie über
europapolitische und regionale Themen. Das seit einer Woche in
Chisinau regierende Bündnis besteht aus den vom moskaufreundlichen
Präsidenten Igor Dodon unterstützten Sozialisten und dem
proeuropäischen Parteienblock ACUM.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9121: Tragisches und Kurioses - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erhöhte Strahlungswerte um havariertes Atom-U-Boot gemessen

Wissenschaftler vom norwegischen Institut für Meeresforschung haben
mit Hilfe eines ferngesteuerten Unterwasserfahrzeugs, einem
sogenannten ROV (Remotely Operated Vehicle), das Wrack des
sowjetischen Atom-U-Boots "Komsomolez" untersucht und dabei offenbar
gering erhöhte Strahlungswerte gemessen. Die Menge an radioaktivem
Cäsium sei nicht alarmierend, da das arktische Wasser es schnell
verdünne. Es bestehe keine Gefahr für Tiere und Menschen, heißt es im
Bericht des Havforskningsinstituttet. Nach einem Brand war die
"Komsomolez" am 7. April 1989 gesunken. Von der 69köpfigen Mannschaft
überlebten nur 27 Seeleute das Unglück. Das Boot liegt rund 190
Kilometer westsüdwestlich der Bäreninsel im Europäischen Nordmeer vor
der Küste Norwegens in einer Tiefe von etwa 1.858 Metern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8206: Aus Forschung und Technik - 16.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indische Mondmission: Leck im Tiefkühlsystem führte zum Startabbruch

Einen Tag nach dem Startabbruch der Mondlandemission Chandrayaan-2
haben Ingenieure und Techniker der indischen Raumfahrtbehörde ISRO
(Indian Space Research Organisation) den Fehler lokalisieren können.
Wie die Times of India unter Berufung auf ISRO-Mitarbeiter
berichtete, war nach dem Betanken der Trägerrakete vom Typ GSLV-MkIII
mit Helium ein Druckabfall festgestellt worden. Ein undichtes Gelenk
an der Heliumgasflasche, das den Kraftstoff- und Sauerstofftank mit
Druck versorgt, war demnach die Ursache dafür. Wie es zu dem Leck
kam, ist noch nicht bekannt. Eine endgültige Fehleranalyse wird nach
Angaben der Tageszeitung erst in ein oder zwei Tagen vorliegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8220: Aus aller Welt - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Die USA führen Drittstaatregelung für Asylbewerber ein

In den USA ist am Dienstag eine vorläufige Drittstaatregelung für
Migranten in Kraft getreten. Wenn diese an der Grenze zu Mexiko
eintreffen, sollen sie bis auf wenige Ausnahmen kein Asyl für die USA
beantragen können, falls sie zuvor einen Drittstaat betreten hatten,
ohne dort einen Asylantrag zu stellen. Das UNO-Flüchtlingshilfswerk
sieht in der Regelung einen Widerspruch zu den internationalen
Verpflichtungen der Vereinigten Staaten. Der UNHCR-Leiter Grandi
mahnte, dadurch würden die Grundrechte von Flüchtlingen
eingeschränkt. Menschen würden gefährdet, die vor Gewalt und
Verfolgung geflohen seien. Mexikos Außenminister Ebrard verwies
ebenfalls darauf, daß die Menschen ihrer Heimat um ihr Leben zu
fürchteten hätten. Seine Regierung werde den Grundsatz der
Nichtzurückweisung nach internationalem Recht respektieren,
versicherte Ebrard. US-Justizminister Barr sagte, mit der neuen
Regelung wolle man Wirtschaftsmigranten davon abhalten, das
Asylsystem der USA auszunutzen. Das neue Asylregime gilt auch für
unbegleitete Minderjährige. Nur Opfer von Folter, Verfolgung und
Menschenhandel sollen trotz Drittstaatregel in den USA Asyl
beantragen können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8178: Medizin und Gesundheitswesen - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erster Ebola-Fall in Millionenstadt Goma

Gerade erst wurde bekannt, daß der Kampf der WHO gegen den
Ebola-Ausbruch in der Demokratischen Republik Kongo nicht so richtig
vorankommt, da verschärft sich die Lage. Jetzt hat es auch in der im
Osten des Landes liegenden Millionenstadt Goma einen Ebola-Fall
gegeben. Mike Ryan, der für Krisenfälle zuständige WHO-Direktor,
kommentierte das laut Deutschem Ärzteblatt als ein ernstes
Alarmsignal. War der Kampf gegen das hämorrhagische Fieber schon
durch Angriffe bewaffneter Milizen auf Behandlungszentren schwer
genug, so besteht jetzt die Gefahr einer ungezügelten Ausbreitung der
tödlichen Krankheit. Zwar verkünden die kongolesischen Behörden, daß
das Risiko dafür gering sei, weil der Infizierte schnell bemerkt und
isoliert wurde. Auch sollen 60 Kontaktpersonen identifiziert und 30
davon gegen Ebola geimpft worden sein. Doch erst die nächsten Tage
werden zeigen, ob dies erfolgreich war. Auf jeden Fall meint die
WHO, daß sich die Krise an einem kritischen Punkt befindet, weil das
Risiko einer Ausbreitung auf benachbarte Provinzen und Länder sehr
hoch sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8208: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Gericht mindert für Bayer Strafzahlung wegen Glyphosat von Monsanto

In einem Berufungsverfahren von Bayer wegen Schadensersatzforderungen
in den USA im Zusammenhang mit dem Unkrautvernichter Glyphosat von
Monsanto hat am Montag (Ortszeit) der zuständige Richter Vince
Chhabria in San Francisco die ursprünglich von einem
Geschworenengericht verhängte Entschädigungssumme von gut 80
Millionen Dollar auf 25,3 Millionen Dollar verringert. Aus
verfassungsrechtlichen Gründen darf ein in besonders schweren Fällen
verhängter Strafschadenersatz das Neunfache des eigentlichen
Schadenersatzes nicht übersteigen. Letzterer beträgt im aktuellen
Fall fünf Millionen Dollar. Der Richter hob in dem Zusammenhang
hervor, daß keine Beweise für eine bewußte Vertuschung von
Gesundheitsrisiken durch Monsanto vorliegen, aber das Unternehmen
Sicherheitsbedenken eher heruntergespielt hat, als die Sicherheit der
Glyphosat-Anwendung zu gewährleisten. Deswegen verdiene Monsanto auf
Basis der im Prozeß vorgelegten Beweise eine Bestrafung. Der
Leverkusener Konzern kündigte nach der Revisionsentscheidung an,
erneut in Berufung gehen zu wollen.

Bayer hatte den Saatgut- und Agrochemiekonzern Monsanto 2018
übernommen und sich damit mehr als 13.400 Klagen in den USA im
Zusammenhang mit potentiellen Krebsrisiken glyphosathaltiger
Unkrautvernichter eingehandelt. Im Mai hatte eine Jury in den USA
einem an Krebs erkrankten Rentnerehepaar mehr als zwei Milliarden
Dollar Schadenersatz zugesprochen. Bayer ficht auch diese
Entscheidung an. Die bei der Weltgesundheitsorganisation WHO
angesiedelte Krebsforschungsagentur IARC hatte 2015 glyphosathaltige
Herbizide als für Menschen wahrscheinlich krebserregend eingestuft.
Bayer verweist auf zahlreiche Untersuchungen, wonach das
Monsanto-Produkt bei sachgemäßer Anwendung für den Menschen
unschädlich ist. Das hat auch die Umweltbehörde EPA in den USA vor
kurzem bestätigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8131: Sprache, Kunst und Medium - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Opernhäuser halten sich an bewährte Stoffe

Die meisten Opernhäuser gehen bei der Auswahl der Stücke, die zur
Aufführung kommen sollen, kein Risiko ein, sie greifen auf Komponisten
wie Mozart, Verdi, Puccini, Wagner und wenige andere zurück.

Nach einer Erhebung des WDR trifft das auch auf das Rheinland zu, wo
auf den Spielplänen kaum Werke lebender Komponisten zu finden sind.
Demnach ist nur etwa jeder dritte gespielte Komponist noch am Leben.
Die meisten waren bereits vor Jahrhunderten erfolgreich.

Begründet wird die immer neue Präsentation altbewährter Stoffe damit, 
daß Auftragswerke aufwendig und teuer seien. Außerdem hätten es neue
Stoffe häufig schwer, sich gegen die bekannten populären Melodien
durchzusetzen. Daneben erhalten Komponistinnen so gut wie nie eine
Chance gespielt zu werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8197: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erdoğan will die Türkei an der S-400-Produktion beteiligen

Rußland liefert seit vergangenem Freitag sein Raketenabwehrsystem
S-400 an die Türkei aus. Dem türkischen Präsidenten Erdoğan
zufolge wird die Lieferung im April 2020 abgeschlossen sein. Das
NATO-Mitglied werde künftig das System zusammen mit Rußland
herstellen, kündigte der Präsident an. Die Militärs in den USA
befürchten unter anderem, daß Rußland an Daten über das neue
US-Tarnkappenflugzeug F-35 gelangt, wenn die Türkei das Radar des
S-400 aktiviert. Die Türkei hat bereits 100 Jets F-35 mit über einer
Milliarde Dollar angezahlt, doch die US-Regierung droht, den Deal
noch diesen Monat rückgängig zu machen, falls Ankara die S-400
stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8211: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel empfängt Moldawiens Premierministerin Sandu

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat am Dienstag in Berlin die
Ministerpräsidentin der Republik Moldau, Maia Sandu, mit
militärischen Ehren empfangen. Die Ökonomin und frühere
Bildungsministerin von der Partei Aktion und Solidarität war acht
Tage zuvor vom Parlament in Chișinău ins Amt gewählt worden. Die
Europäische Union hat mit der zwischen Rumänien und der Ukraine
gelegenen, früheren Sowjetrepublik ein Assoziierungsabkommen
getroffen. Mit Verweis darauf hielt sich Merkel in der Frage nach
einer EU-Beitrittsperspektive Moldawiens bedeckt. Sie sage weder ja
noch nein, sagte die Kanzlerin. Vor einem Beitritt müsse Sandu
Moldawien reformieren. Letztere gestand dies Merkel zu und versprach,
die Verpflichtungen aus dem Assoziierungsabkommen umzusetzen und vor
allem die Korruption in ihrem Land zu bekämpfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8181: Tragisches und Kurioses - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Ausreißer in Australien nach 1000 Kilometern "Flucht" gestoppt

Am vergangenen Wochenende waren vier Kinder aus der Nähe der
ostaustralischen Küstenstadt Rockhampton mit einem Familienauto
verschwunden. Erst rund 1000 Kilometer südlich wurden sie nahe der
Stadt Grafton im benachbarten Bundesstaat New South Wales von einer
Polizeistreife gestellt.

Doch die Heranwachsenden im Alter von 14, 13 und 10 Jahren wollten mit
den Beamten offenbar nichts zu tun haben, denn sie verriegelten die
Türen des Wagens. Auch nachdem einer der Polizisten ein Fenster
eingeschlagen hatte, waren sie nicht bereit, Auskunft über die Gründe
ihrer "Flucht" und ihrem Ziel zu geben. Klar war nur, daß sie außer
dem Wagen Geld und ein paar Angeln mitgenommen hatten, wie Spiegel
Online berichtete.

Da zwei Tankstellen angezeigt hatten, daß an ihren Säulen Kraftstoff
gestohlen wurde, konnte rekonstruiert werden, daß die drei Jungen und
das Mädchen praktisch die ganze Zeit gefahren sein mußten. Deshalb
nimmt die Polizei an, daß nicht nur der 14jährige am Steuer saß,
sondern mindestens noch eines der jüngeren Kinder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8209: Arbeit, Soziales und Familie - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Für-die-Tonne-Aktion bei Amazon endet Dienstagnacht

Am Sonntagabend hatten rund 40 Aktivisten und Aktivistinnen der
Umweltschutzorganisation Greenpeace das Dach der Amazon-Niederlassung
in Winsen (Landkreis Harburg) besetzt, um gegen die klimaschädliche
Vernichtung von Warenretouren bei dem Online-Händler zu protestieren.
Dazu hatten sie eine 27 Meter lange Kartoninstallation mit dem
Schriftzug "Für die Tonne" auf das Dach gehievt. Die Aktion sollte
Dienstagnacht, am zweiten Sonderverkaufstag von Amazon, beendet
werden. Per Video-Schaltung berichtete Greenpeace laufend vom Leben
im Camp auf dem Dach. Die Umweltschützer sollen nicht nur viel
Zuspruch über das Internet erhalten haben, sondern auch von
Amazon-Mitarbeitern und -Mitarbeiterinnen. Amazon stellte Strafantrag
wegen Hausfriedensbruchs, doch die zuständige Polizei wurde nicht
tätig, weil sich die beteiligten Personen friedlich verhielten und
der Betrieb des Versandlagers nicht gestört wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8189: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erneutes Erdbeben auf Bali

Erneut ist die indonesische Insel Bali von einem Erdbeben
erschüttert worden. Es hatte die Stärke 5,7, und sein Zentrum lag rund
100 Kilometer vor der Küste in einer Tiefe von 96 Kilometern. Eine
Tsunami-Warnung wurde dpa zufolge nicht gegeben. Wie schwer die
Schäden waren und ob es Opfer gab, ist zur Zeit nicht bekannt. Es ist
erst ein paar Tage her, daß in Indonesien zwei Menschen bei einem
Erdbeben der Stärke 7,3 getötet wurden. Dutzende Häuser waren dabei
zerstört worden. Erdbeben sind in dem Inselstaat nicht ungewöhnlich,
da er am Pazifischen Feuerring liegt, wo sich rund 90 Prozent aller
Erdbeben weltweit ereignen.

16. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8197: Märkte und Finanzen - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Ikea schließt Fabrik in den USA wegen hoher Rohstoffpreise

Das niederländische Möbelhaus Ikea wird laut Pressemitteilung vom
Montag seine Fabrik im US-Bundesstaat Virginia bis zum Jahresende
schließen und die 300 Mitarbeiter entlassen. Als Grund gibt der
Konzern, der seine Waren in 24 Ländern produzieren läßt, die hohen
Rohstoffpreise in den USA an. Dadurch kommt die Fertigung deutlich
teurer als in Europa. In der Fabrik in Danville werden seit 2008
unter anderem Holzregale gefertigt.
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WISSENSCHAFT/8212: Aus Forschung und Technik - 16.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Start der indischen Mondmission abgebrochen

Eigentlich war der Zeitpunkt für Indiens erste Mondlandemission gut
gewählt. Der Start hatte kurz vor dem 50. Jahrestag der historisch
ersten bemannten Mondlandung durch Neil Armstrong und Buzz Aldrin
stattfinden sollen. Doch ein Leck machte dem einen Strich durch die
Rechnung. Wie aus einer afp-Meldung hervorgeht, stellten Techniker
der indischen Weltraumbehörde Indian Space Research Organisation
(ISRO) nach dem Betanken der Rakete mit Helium einen Druckabfall
fest. Nach Auskunft von ISRO deutet das auf ein oder mehrere undichte
Stellen hin. Der Schaden soll behoben werden, damit der Start vom 
Satish Dhawan Space Center noch Ende Juli stattfinden kann. Indien 
will als vierte Mondlandenation der Welt nach den USA, Rußland und 
China in die Geschichte eingehen.
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BIOCHEMIE/245: Das Kernkörperchen - bekanntes Organell mit neuen Aufgaben (idw)


Max-Planck-Institut für Biochemie - 12.07.2019

Das Kernkörperchen - bekanntes Organell mit neuen Aufgaben



Der Nukleolus, das Kernkörperchen, ist eine altbekannte Zellstruktur, die
unter dem Lichtmikroskop gut sichtbar ist. Die Struktur im Zellkern ist
als Ort der Ribosomenproduktion bekannt. Forscher am Max-Planck-Institut
für Biochemie zeigen in einer aktuellen Studie, dass der Nukleolus auch
ein Ort der Qualitätskontrolle für Proteine ist. Werden Zellen gestresst,
neigen Proteine zur Fehlfaltung und Zusammenlagerung. Damit es nicht zur
Verklumpung bestimmter Proteine im Zellkern kommt, werden diese
vorübergehend in den Nukleolus transportiert. Die dortigen speziellen
Bedingungen verhindern gefährliche Proteinzusammenlagerungen. Die
Ergebnisse wurden jetzt im Fachmagazin Science veröffentlicht




[image: Bild: © MPI für Biochemie]

Superauflösende Lichtmikroskopie zeigt, dass der Nukleolus aus
verschiedenen membranlosen Zonen besteht (hier: grün, magenta und
gelb). Fehlgefaltete Protein lagern vorübergehend im grünen Bereich.

Bild: © MPI für Biochemie



Gern möchte man glauben, dass die grundlegenden zellulären Prozesse schon
entschlüsselt sind und sich die Forschung nur noch den Details zu widmen
braucht. Doch auch heute werden aufgrund der Kombination moderner Methoden
neue, grundlegende Prinzipien entdeckt. Der Nukleolus wurde in den
1830iger Jahren das erste Mal beschrieben und in den 1960iger Jahren wurde
erkannt, dass hier die Ribosomen, die Proteinfabriken hergestellt werden.
Seit längerem wissen Forscher, dass Proteinfaltungshelfer, sogenannte
Chaperone, sich unter bestimmten Umständen in den Nukleolus bewegen. Es
wurde vermutet, dass dies im Zusammenhang mit der Proteinherstellung
steht. Jetzt zeigen Forscher vom Max-Planck-Institut (MPI) für Biochemie,
dass in den Nukleolus geleitete Chaperone an Stress-sensitive Proteine
gebunden sind.

Als Pionier der Chaperonforschung hat F.-Ulrich Hartl mit seinem Team
entdeckt, dass Chaperone entscheidend für die korrekte Proteinfaltung sind
und eine zentrale Aufgabe in der Qualitätskontrolle von Proteinen
übernehmen. Wenn diese Prozesse nicht gut funktionieren, können sich
fehlgefaltete Proteine zusammenlagern und verklumpen. Solche Ablagerungen
werden oft in neurodegenerativen Krankheiten, wie Alzheimer, Parkinson
oder Huntington, beobachtet.

Mark Hipp, Leiter der Studie und Mitarbeiter in der Abteilung von
F.-Ulrich Hartl: "Seit vielen Jahren nutzen wir Luciferase als
Modellprotein um Mechanismen der Proteinfaltung zu untersuchen." Gebunden
an ein fluoreszierendes Protein können die Wissenschaftler unter dem
Mikroskop sehen, ob das Protein korrekt gefaltet ist, oder ob
fehlgefaltete Proteine zusammengelagert vorliegen. "Wir konnten zeigen,
dass in gestressten Zellen, verursacht durch Erhitzen auf 43°C, das
Luciferaseprotein zusammen mit Chaperonen in den Nukleolus transportiert
wird."

Die Proteinforscher kooperierten mit den ebenfalls am MPI für Biochemie
angesiedelten Forschungsgruppen von Ralf Jungmann, Entwickler von
hochauflösenden Fluoreszenzmethoden, und Jürgen Cox, Entwickler von
bioinformatischen Analysemethoden, um die mechanistischen Details
aufzuklären. Zusammen konnten sie zeigen, dass das Luciferaseprotein sich
im Nukleolus anders verhielt als im Rest der Zelle. "Im Nukleolus konnte
das zur Verklumpung neigende Protein in einer Art flüssigen Zustand
gehalten werden", erklärt Frédéric Frottin, Erstautor der Studie. Dies ist
aufgrund der speziellen Umgebungsbedingungen möglich, die für den
Nukleolus bekannt sind. "Zur Verklumpung neigende Proteine werden
anscheinend in der Zeit, in der die Zelle gestresst ist, in einer weniger
gefährlichen Form zwischengelagert. So wird die Zelle nicht geschädigt.
Sobald die Zelle Zeit hat sich zu erholen, werden die gefährdeten Proteine
wieder aus dem Nukleolus entlassen", so Frottin weiter. Die Zelle hat
jetzt wieder die Kapazitäten, weitere Mechanismen zu aktivieren, die eine
Reparatur des Proteins oder seinen Abbau ermöglichen. Die Forscher konnten
auch zeigen, dass der Schutzmechanismus versagt, wenn der Zellstress zu
lange andauert. "Es ist ein neuer Mechanismus um die Unversehrtheit der
Zelle zu ermöglichen", fasst Mark Hipp zusammen. Diese Unversehrtheit ist
letztendlich unentbehrlich um Alterungsprozesse und das Entstehen von
Krankheiten zu verhindern.


Originalpublikation:

F. Frottin, F. Schueder, S. Tiwary, R. Gupta, R. Körner, T. Schlichthaerle,
J. Cox, R. Jungmann, F.U. Hartl, M.S. Hipp:

The nucleolus functions as a phase-separated protein quality control
compartment.

Science. Juli 2019
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ZOOLOGIE/1656: Buntbarsche im Riftvalley - Neues Licht auf Cichliden-Evolution in Afrika (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 15.07.2019

Buntbarsche im Riftvalley - Neues Licht auf Cichliden-Evolution in
Afrika



Ein interdisziplinäres Team unter dem Dach des GeoBio-Centers der LMU
entwickelt einen integrativen Ansatz, um fossile Buntbarsche zu
klassifizieren.

Buntbarsche (Cichlidae) sind weltweit verbreitete tropische
Süßwasserfische. Sie weisen vielfältige Spezialisierungen auf, wie zum
Beispiel Brutpflege der Eier und Larven, manche betreiben zum Schutz des
Nachwuchses sogar Maulbrutpflege. Als "Tilapia" sind einige Arten auch als
Delikatesse bekannt und von großer ökonomischer Bedeutung. In Afrika haben
Buntbarsche ihre größte Artenvielfalt entwickelt, mit mindestens 1.100
Spezies. Die meisten der Arten sind in den großen Seen im Ostafrikanischen
Grabenbruch (Riftvalley) beheimatet.

"Wann und wie die afrikanischen Buntbarsche ihre Vielfalt entwickelt
haben, ist ein zentrales Thema der Evolutionsbiologie und Paläobiologie",
sagt Bettina Reichenbacher, Professorin für Paläontologie an der LMU und
Mitglied des GeoBio-Centers der LMU. Denn fossile Buntbarsche sind der
einzige direkte Nachweis, wie sich Linien entwickelt haben; sie sind für
die Wissenschaft die unmittelbaren Zeugen der Evolutionsgeschichte.
Allerdings gestaltet sich die Suche nach derartigen Fossilien als
schwierig und extrem aufwendig. In Afrika wurden bisher nur etwa 20
fossile Buntbarsch-Arten entdeckt - eine verschwindend kleine Zahl
gemessen an der Artenvielfalt der heutigen afrikanischen Buntbarsche.

In einer Studie, die aktuell im Fachjournal Scientific Reports erscheint,
stellt ein Team um Bettina Reichenbacher den fossilen Buntbarsch
Oreochromimos erstmals vor. Sein Name weist auf seine Ähnlichkeit mit den
heute in ganz Afrika verbreiteten Oreochromini hin. "Bei der Bearbeitung
war die Frage, ob die Fossilien einer der heutigen Buntbarsch-Linien
zugeordnet werden können, eine besondere Herausforderung", sagt Stefanie
Penk, Erstautorin der Studie und Doktorandin in der Arbeitsgruppe von
Bettina Reichenbacher. Das liegt zum einen an der heutigen Vielfalt der
Buntbarsche, zum anderen an der großen Ähnlichkeit zwischen auch nicht
näher verwandten Arten. "Die Architektur des Knochengerüstes von
Buntbarschen ist ziemlich konservativ. Sie haben alle ein ähnliches
Grundgerüst, das sich auch bei der Entstehung neuer Arten kaum ändert",
erläutert Bettina Reichenbacher. Gemeinsam mit Dr. Ulrich K. Schliewen,
Ko-Autor der Studie und Kurator für Fische an der Zoologischen
Staatssammlung in München (SNSB-ZSM) sowie ebenfalls Mitglied des
GeoBio-Centers der LMU, entwickelte die Arbeitsgruppe daher den "best fit"
approach. "Dieser bedeutet, dass das Fossil mit allen heutigen Linien
verglichen wird - ein Ansatz, der unmöglich erscheint angesichts der
heutigen Vielfalt dieser Fische -, jedoch durch die Zusammenarbeit mit
Ulrich Schliewen gelang. Denn in der von ihm betreuten Sammlung befindet
sich eine unglaubliche Fülle afrikanischer Buntbarscharten, und damit das
notwendige Vergleichsmaterial für unsere Studie", sagt Stefanie Penk.

Einzigartiges Fenster in die Vergangenheit

Oreochromimos wurde in Zentral-Kenia entdeckt. Dort, inmitten des
Ostafrikanischen Grabenbruchs, befindet sich die Gebirgskette der Tugen
Hills. Diese bietet ein einzigartiges Fenster in die Vergangenheit:
Vulkan- und Sedimentgesteine, die vor etwa fünf bis 20 Millionen Jahren
abgelagert und anschließend tief versenkt wurden, wurden später durch
geologische Aktivitäten wieder angehoben, bis auf 2000 Meter über dem
Meeresspiegel. Dadurch sind in den Tugen Hills fossilienführende Gesteine
zugänglich, die in anderen Regionen Afrikas nicht vorhanden oder nicht
zugänglich sind. Die aus den Gesteinen der Tugen Hills geborgenen
Fossilien sind einzigartig, auch der im Jahr 2000 gefundene etwa sechs
Millionen Jahre alte "Ur-Mensch aus den Tugen Hills", Orrorin tugenensis,
stammt von dort.

Zu den einzigartigen Funden aus den Gesteinsformationen der Tugen Hills
zählen auch die fossilen Buntbarsche. Sie sind seit 2011 Gegenstand des
"Kenia-Projektes" von Bettina Reichenbacher und ihrer Arbeitsgruppe.
Zunächst in Kenia ausgegraben, danach in Kooperation mit der Egerton
Universität in Kenia als Leihgabe an das Department für Geo- und
Umweltwissenschaften der LMU transportiert, werden sie dort seither
wissenschaftlich ausgewertet.

Oreochromimos ist mit 12,5 Millionen Jahren der älteste Vertreter der
Oreochromini. Zudem ist er der älteste fossile Nachweis der Gruppe der
Haplotilapiinen Buntbarsche und damit der Linie, aus der der Löwenanteil
der heutigen Vielfalt der afrikanischen Buntbarsche hervorgegangen ist.
Mit dem innovativen und vergleichenden Ansatz hat das Team außerdem eine
Grundlage für künftige Bestimmungen von Buntbarsch-Fossilien erarbeitet.
"Mit diesem Datensatz wird es in Zukunft möglich sein, fossile Buntbarsche
weitaus genauer zu klassifizieren als bisher und so ihre
Evolutionsgeschichte weiter zu erhellen", sagt Bettina Reichenbacher.


Originalpublikation:
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New fossil cichlid from the middle Miocene of East Africa revealed as oldest
known member of the Oreochromini.
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ZOOLOGIE/1655: Kindstötung auch durch Säugetier-Mütter (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 15.07.2019

Kindstötung auch durch Säugetier-Mütter



Im Wettbewerb um Nahrung, Partner und andere Ressourcen töten Säugetiere
im Extremfall die Nachkommen von Rivalen. Bei manchen Säugetierarten ist
Kindstötung sogar die häufigste Todesursache bei Jungtieren. Frühere
Studien konzentrierten sich auf einen solchen sogenannten Infantizid durch
männliche Tiere. Dieter Lukas vom Max-Planck-Institut für evolutionäre
Anthropologie in Leipzig und Elise Huchard vom Institut des Sciences de
l'Évolution der Université Montpellier haben jetzt Beobachtungen
zusammengetragen, die zeigen, dass bei vielen Säugetierarten auch die
Weibchen den Nachwuchs von Konkurrentinnen töten. Dies scheint ihnen
erhebliche Vorteile zu bringen.

Früheren Studien zufolge töten männliche Säugetiere Jungtiere
hauptsächlich, um sich den Zugang zu paarungsbereiten Weibchen zu sichern.
Denn diese verpaaren sich nicht neu, solange sie sich noch um den
Nachwuchs eines vorherigen Partners kümmern. "Bei Weibchen hingegen findet
man Kindstötungen häufiger bei Säugetierarten, die unter schwierigen
Bedingungen leben und bei denen das Austragen und die Aufzucht der
Nachkommen mit besonders hohen Kosten verbunden sind", sagt Huchard. "Die
Auslöser des Infantizids und mögliche Vorteile, die daraus entstehen,
variieren jedoch in Abhängigkeit von den spezifischen Umständen."

Beseitigung potentieller Rivalen

Sind Weibchen territorial und benötigen Zugang zu einem Brutort oder Bau,
so können sie durch Kindstötung benachbarte Weibchen aus der Gegend
vertreiben und ihr eigenes Revier vergrößern. Wenn Weibchen Brutorte
gemeinsam nutzen, kann eine Kindstötung verhindern, dass fremde Nachkommen
ihnen die Milch stehlen. Leben Weibchen in Gruppen zusammen, in denen sie
sich um die Aufzucht nicht nur des eigenen Nachwuchses kümmern, dann
könnte ein Infantizid dazu beitragen, dass die eigenen Nachkommen mehr
Zuwendung erhalten. Und wenn Weibchen in stabilen sozialen Gruppen
zusammenleben, so kann das Töten eines Jungtiers potentielle Rivalen um
den Zugang zu einem besseren sozialen Status und Ressourcen beseitigen.
"All diesen Umständen ist jedoch eines gemein: Eine Kindstötung erfolgt
häufig dann, wenn die Anwesenheit fremder Nachkommen den
Fortpflanzungserfolg eines Weibchens direkt gefährdet. Dies kann der Fall
sein, wenn fremde Jungtiere den Zugang zu Ressourcen einschränken, die für
den eigenen Nachwuchs lebenswichtig sind - zum Beispiel den Zugang zu
Brutorten, Milch, Zuwendung und sozialem Status", sagt Huchard.

Viele weibliche Säugetiere leben mit verwandten Gruppenmitgliedern
zusammen. Man könnte also annehmen, dass Infantizid bei diesen Arten
weniger häufig auftritt. Die aktuelle Studie konnte dies jedoch nicht
bestätigen: Bei in sozialen Gruppen lebenden Weibchen kommen Kindstötungen
häufiger vor als bei Arten, in denen Weibchen allein leben. Es gibt
offenbar mehr Möglichkeiten, Kindstötungen zu begehen und zu beobachten,
wenn Weibchen in Gruppen zusammenleben. "Weibchen begehen etwa genauso
häufig Infantizid, unabhängig davon, ob sie mit eng verwandten oder mit
nicht verwandten Artgenossen zusammenleben", sagt Lukas. "Es wurde
mehrfach beobachtet, dass Großmütter ihre Enkel oder Tanten ihre Nichten
töteten. Dass Weibchen sogar bereit sind, die Nachkommen naher Verwandter
zu töten, zeigt, dass der Nutzen für sie selbst und die eigenen Nachkommen
den Schaden ausgleicht, den sie einem Familienmitglied zufügen."


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/564: Neue Studie zum Immunsystem von Pflanzen - Es funktioniert anders als gedacht (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 15.07.2019

Neue Studie zum Immunsystem von Pflanzen: Es funktioniert anders als
gedacht



Was passiert in Pflanzen auf molekularer Ebene, wenn sie sich gegen
Schädlinge zur Wehr setzen? Bisher ging man davon aus, dass dabei in allen
Pflanzen in etwa die gleichen Prozesse ablaufen. Das stimmt nicht, wie ein
Team von Biologen der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in
einer neuen Studie in der Fachzeitschrift "The Plant Cell" zeigt. Die
Forschenden untersuchten dafür die Abwehrprozesse in der wilden Tabakart
N. benthamiana und stellten fest, dass die Prozesse ganz anders
funktionieren als bislang angenommen. In der Studie beschreibt das Team
auch, wie es mit Hilfe der Gen-Schere CRISPR/Cas9 diesem komplexen
Zusammenspiel auf die Schliche gekommen ist.

Um sich gegen Schädlinge zu wehren, können Pflanzen ausschließlich auf ihr
angeborenes Immunsystem zurückgreifen. "Im Grunde genommen ist das
Immunsystem von Pflanzen relativ simpel. Auf der Oberfläche der
Pflanzenzellen gibt es spezielle Rezeptor-Proteine, die Schädlinge
erkennen und abwehren können. Dadurch wird eine gewisse Grundimmunität
erreicht", sagt Dr. Johannes Stuttmann vom Institut für Biologie der MLU.
Einige Bakterien haben allerdings einen Weg gefunden, diese Verteidigung
zu überwinden: Sie injizieren sogenannte Effektor-Proteine direkt in die
Pflanzenzelle, um so die Abwehrreaktion zu unterdrücken. Im Laufe der
Evolution haben Pflanzen sich auf diesen Trick eingestellt und ihrerseits
weitere Rezeptor-Proteine gebildet, die im Zellinneren die Eindringlinge
erkennen und eine schnelle, starke Immunreaktion auslösen können. "Da
Pflanzen keine eigenen Immunzellen oder Antikörper haben, kommt den
Rezeptor-Proteinen eine Schlüsselposition in der pflanzlichen Immunantwort
zu", so Stuttmann.

Bisher wurden die Grundlagen des pflanzlichen Immunsystems vor allem in
der Ackerschmalwand - Arabidopsis thaliana - erforscht, einem relativ
einfachen Modellorganismus. Die Gruppe von Stuttmann wollte nun
überprüfen, ob sich diese Erkenntnisse auch auf die Tabakpflanze N.
benthamiana übertragen lassen. Ihr Genom sei deutlich komplexer und auch
noch nicht vollständig entschlüsselt, so Stuttmann. Die Pflanze habe aber
verschiedene Vorteile, die sie für die weiterführende Forschung
interessant machen.

Das Team untersuchte eine spezielle Klasse von Rezeptoren im Zellinneren,
die sogenannten TNL-Rezeptoren. Bekannt ist, dass Immunrezeptoren dieser
Klasse nur in Kombination mit einem bestimmten Proteinkomplex richtig
funktionieren. Um zu überprüfen, ob in den beiden Pflanzenarten dieselben
Gene für das Immunsystem verantwortlich sind, schalteten die Forscher mit
Hilfe der Gen-Schere CRISPR/Cas9 zunächst mehrere Kandidatengene in den
Tabakpflanzen aus und tauschten außerdem Gene zwischen den beiden Spezies
aus. Danach überprüften sie, ob die Pflanzen noch auf Schädlinge
reagieren. "Dabei zeigte sich eine unerwartete Komplexität: Während ein
TNL-Rezeptor aus dem Tabak auch in der Ackerschmalwand funktionierte, traf
das nicht auf die Gene des Proteinkomplexes zu. Tatsächlich wird in
Tabakpflanzen ein anderer Proteinkomplex für die Immunantwort, induziert
durch TNL-Rezeptoren, benötigt als in der Ackerschmalwand. Die Signalwege
für Immunreaktionen in verschiedenen Pflanzen sind also offenbar
unterschiedlich", sagt Stuttmann. Das sei überraschend, weil man bislang
davon ausging, dass diese Prozesse in Pflanzen weitestgehend identisch
sind, da sich auch die beteiligten Proteine im Laufe der Evolution der
Pflanzen relativ wenig verändert haben.

"Die weitläufige Meinung, dass man Erkenntnisse aus Arabidopsis thaliana
so einfach auf andere Spezies übertragen kann, erweist sich häufig als
falsch", fasst Stuttmann abschließend zusammen. Gleichzeitig diene die
neue Studie dazu, N. benthamiana als Modellorganismus für diese und
weitere Fragestellungen zu etablieren.


Originalpublikation:
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VULKANISMUS/090: "Künstliche Intelligenz" eignet sich zur Überwachung von Vulkanen (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 15.07.2019

"Künstliche Intelligenz" eignet sich zur Überwachung von Vulkanen



Mehr als die Hälfte der aktiven Vulkane der Erde werden nicht
instrumentell überwacht. So können Ausbrüche auftreten, vor denen man
mindestens theoretisch Menschen hätte warnen können, ohne dass dabei ein
Alarm ausgelöst wird. Forschende der Technischen Universität Berlin und
des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam haben nun die
Vulkanüberwachungsplattform MOUNTS geschaffen, die verschiedene Messdaten
zusammenführt und Satellitenbilder unter anderem mithilfe von
"maschinellem Lernen" analysiert.

Mehr als die Hälfte der aktiven Vulkane der Erde werden nicht
instrumentell überwacht. So können Ausbrüche auftreten, vor denen man
mindestens theoretisch Menschen hätte warnen können, ohne dass ein Alarm
ausgelöst wird. In einem ersten und noch frühen Schritt auf dem Weg zu
einem Vulkanwarnsystem ist in einem Forschungsprojekt unter der Leitung
von Sébastien Valade von der Technischen Universität Berlin (TU Berlin)
und dem Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam eine neue
Vulkanüberwachungsplattform entstanden, die Satellitenbilder unter anderem
mithilfe "Künstlicher Intelligenz" analysiert. Durch Tests mit Daten
jüngerer Ereignisse zeigten Valade und seine Kollegen, dass ihre Plattform
MOUNTS (Monitoring Unrest from Space) mehrere Datensätze mit
unterschiedlichen Arten von Daten für eine umfassende Überwachung von
Vulkanen zusammenführen kann. Die Ergebnisse des Teams wurden im
Fachjournal Remote Sensing veröffentlicht.

Von den 1500 aktiven Vulkanen weltweit brechen jedes Jahr bis zu 85 aus.
Aufgrund der Kosten und Unwägbarkeiten bei der Wartung von
Messinstrumenten in vulkanischen Umgebungen werden weniger als die Hälfte
der aktiven Vulkane mit bodengestützten Sensoren überwacht und noch
weniger gelten als gut überwacht. Vulkane, die als ruhend oder erloschen
gelten, werden in der Regel gar nicht instrumentell beobachtet. Sie können
aber unerwartet und massiv ausbrechen, wie dies 2008 beim Vulkan Chaitén
in Chile der Fall war, der nach 8000 Jahren Inaktivität erwachte.

Eruptionen werden oft von Vorläufersignalen begleitet

Satelliten können entscheidende Daten liefern, wenn die bodengebundene
Überwachung eingeschränkt ist oder ganz fehlt. Kontinuierliche
Langzeitbeobachtungen vom Weltraum aus sind dabei der Schlüssel, um
Anzeichen geologischer Unruhe besser zu erkennen. Eruptionen werden oft -
wenn auch nicht immer - von Vorläufersignalen begleitet, die einige
Stunden bis zu einigen Jahren dauern können. Diese Signale können
Änderungen des seismischen Verhaltens, Bodenverformungen, Gasemissionen,
ansteigende Temperaturen oder eine Kombination daraus umfassen.

"Mit Ausnahme der Seismizität können alle diese Phänomene vom Weltraum aus
überwacht werden, indem man verschiedene Wellenlängen im
elektromagnetischen Spektrum nutzt", sagt Sébastien Valade, Leiter des
MOUNTS-Projekts. Es wird von GEO.X, einem 2010 gegründeten
Forschungsnetzwerk für Geowissenschaften in Berlin und Potsdam finanziert
und an der TU Berlin und dem GFZ durchgeführt. "Beim
MOUNTS-Überwachungssystem nutzen wir unterschiedliche Satellitensensoren,
um Veränderungen bei Vulkanen zu erkennen und zu vermessen", fügt Valade
hinzu. "Und wir haben auch seismische Daten aus dem weltweiten
GEOFON-Netzwerk der GFZ und Daten des United States Geological Survey USGS
einbezogen."

Teil des Projekts war es, zu testen, ob sich "Künstliche Intelligenz" (KI)
erfolgreich in das Datenanalyseverfahren integrieren lässt. Die
KI-Algorithmen wurden hauptsächlich von Andreas Ley von der TU Berlin
entwickelt. Zur automatischen Erkennung großer Deformationsereignisse
verwendete er so genannte künstliche neuronale Netze. Die Forscher
trainierten sie mit computergenerierten Bildern, die echten
Satellitenbildern nachempfunden waren. Aus dieser großen Anzahl
synthetischer Beispiele lernte die Software, größere
Deformationsereignisse in echten, ihr bisher nicht bekannten
Satellitendaten zu erkennen. Dieser Bereich der Datenwissenschaft wird als
"maschinelles Lernen" bezeichnet.

"Für uns war das ein wichtiger 'Testballon', um zu sehen, wie wir
maschinelles Lernen in das System integrieren können", sagt Ley. "Im
Moment löst unser Deformationsdetektor nur eine einzige Aufgabe. Unsere
Vision ist es, mehrere KI-Tools für unterschiedliche Aufgaben zu
integrieren. Da diese Tools in der Regel vom Lernen auf großen Datenmengen
profitieren, wollen wir sie kontinuierlich aus sämtlichen Daten lernen
lassen, die das System auf globaler Ebene sammelt."

MOUNTS überwacht weltweit 17 Vulkane

Die wichtigsten Herausforderungen, mit denen Sébastien Valade und seine
Ko-Autoren zu kämpfen hatten, waren das Handling der großen Datenmengen
und Fragen der Software-Entwicklung. "Aber diese Probleme sind lösbar",
sagt Valade. "Ich bin davon überzeugt, dass automatisierte
Überwachungssysteme mithilfe von KI und Daten aus verschiedenen Quellen
wie Fernerkundung und erdgebundenen Sensoren in nicht allzu ferner Zukunft
dazu beitragen werden, Menschen zeitgerechter und verlässlicher zu
warnen."

Die Analyse, die die MOUNTS-Überwachungsplattform aktuell liefert,
ermöglicht bereits ein umfassendes Verständnis verschiedener Prozesse in
unterschiedlichen klimatischen und vulkanischen Umgebungen auf der ganzen
Welt: Von der Ausbreitung des Magmas unter der Oberfläche über die
Verteilung von vulkanischem Material während des Ausbruchs bis hin zu den
morphologischen Veränderungen der betroffenen Gebiete und der Emission von
Gasen in die Atmosphäre. Die Forschenden testeten MOUNTS erfolgreich an
Daten aktueller Ereignisse wie dem Ausbruch des Krakatau in Indonesien
2018 oder Ausbrüchen auf Hawaii und in Guatemala.

Das System überwacht derzeit 17 Vulkane weltweit, darunter den
Popocatépetl in Mexiko und den Ätna in Italien. Die Website der Plattform
ist im Internet frei zugänglich und so konzipiert, dass dank der globalen
Abdeckung und des freien Zugangs zu den Daten neue Daten einfach
integriert werden können.
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INTERVIEW/037: Experimentierhalle SHELL - Koordination und Bau experimenteller Meßtechnik ...    Michael Matysek im Gespräch (SB)


Dunkle Materie heißt ja nicht Dunkle Materie, weil sie schwarz
angemalt ist, sondern weil man eigentlich keine Ahnung hat, was das
ist. Das ist das Dunkle daran. Man weiß nicht, welche Form, welche
Energie, welche Größe sie hat, was für ein Zustand das ist. Man hat
eigentlich keinen Schimmer davon.

(Michael Matysek, Technischer Leiter von MADMAX am 8. Juli 2019 bei der Eröffnung der Experimentierhalle SHELL)
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Michael Matysek, technischer Leiter von MADMAX
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Der Ingenieur und Techniker Michael Matysek bezeichnet sich selbst
als Dinosaurier "in diesem Laden". Gegenwärtig arbeitet er als
technischer Leiter an der Seite der Teilchenphysikerin Prof. Dr.
Erika Garutti vom Institut für Experimentalphysik der Universität
Hamburg in der Experimentierhalle SHELL am Experiment MADMAX (das
Akronym steht für Magnetized Disc and Mirror Axion Experiment). Dort,
auf dem Gelände des DESY, des Deutschen Elektronen-Synchrotrons, in
Hamburg-Bahrenfeld werden im Rahmen des mit vergleichsweise üppigen
Fördergeldern der Deutschen Forschungsgemeinschaft ausgestatteten
Exzellenzclusters Quantum Universe der Universität Hamburg zwei
neuartige Experimente aufgebaut, MADMAX und BRASS. Mit beiden
Experimenten sollen Axionen hervorgelockt werden, jene von der
Teilchenphysik postulierten Grundbausteine der Dunklen Materie. Dem
gängigen physikalischen Weltbild zufolge macht sie rund 25 Prozent
des Universums aus und übertrifft damit die sichtbare Materie -
Planeten, Sterne, Gas- und Staubwolken, etc. - um den Faktor 5.

Der Aufbau von MADMAX ist so knifflig, daß zunächst einmal ein
kleinerer Prototyp gebaut wird, um daran die verschiedenen
Materialien und Verfahren zu erproben. Beim Endprodukt sollen
parallel zueinander 80 je einen Meter durchmessende Scheiben aus an
ihren Kanten miteinander verklebten Einkristall-Sechsecken
aufgestellt werden. Zusätzlich wird jede dieser Scheiben mit eigenen
Motoren versehen, die sie mit einer Genauigkeit von 10 Mikrometern
bewegen sollen.

Die Experimentierhalle SHELL, die auch als Bunker bezeichnet wird,
weil dort ursprünglich ein Zyklotron untergebracht war, der mit
dicken Betonwänden nach außen abgeschirmt werden mußte, wurde am 8.
Juli 2019 feierlich eröffnet. Bei dieser Gelegenheit hat der
technische Leiter von MADMAX dem Schattenblick einige Fragen zu den
technischen Herausforderungen beantwortet, die noch zu bewältigen
sind, bevor überhaupt das physikalische Experiment starten kann.

Schattenblick (SB): Die Experimentierhalle SHELL ist so gebaut, daß
die Experimente gegenüber der elektromagnetischen Strahlung, die von
außen kommt, abgeschirmt werden. Produzieren Sie selbst über Computer
und andere Aggregate nicht auch elektromagnetische Strahlung, die
abgeschirmt werden muß?

Michael Matysek (MM): Die Meßsignale, nach denen wir suchen, sind
sehr klein. Wir haben hier elektronische Geräte zur Steuerung, und
die dürften schon ein Problem werden. Insofern werden wir wohl noch
zusätzliche Abschirmungen brauchen. Die theoretisch vorhergesagten
Axione machen sehr niederenergetische Signale. Wir sprechen hier von
Mikroampere. Damit wir das überhaupt messen können, müssen wir einen
riesigen Aufwand betreiben. Man muß allerdings dazu sagen, daß wir
heute erst die Einweihung feiern. Vor uns liegt noch soviel
unbekanntes Terrain, daß wir hier und da sicherlich verzweifeln
werden. Das ist jedoch spannend. Wir sind hier mit der Forschung
ziemlich vorne an. Ich meine, es reden viele Leute über Dunkle
Materie - und wir weisen sie nach. Die Chancen dafür stehen relativ
gut.

SB: Abgesehen von der Abschirmung gegen Außeneinflüsse - welche
anderen Probleme haben Sie zu bewältigen?

MM: Es gibt noch keine Technologien, die beweisen, daß man Dunkle
Materie nachweisen kann. Die Herausforderungen kommen natürlich
zunächst einmal von der Physik. Sie sagt uns, daß wir unsere Platten
aus Lanthanaluminat mit einer Genauigkeit im Mikrometerbereich
positionieren müssen. Das leisten unsere Piezomotoren zwar, aber das
müssen sie auch dann schaffen, wenn wir sie ins Vakuum packen und die
Scheiben bei vier Kelvin, also nahe dem absoluten Gefrierpunkt
bewegen wollen. Das ist schon eine besondere Herausforderung. Denn
Materialien dehnen sich aus oder ziehen sich zusammen, je nachdem ob
es kalt oder warm wird. Wenn wir etwas hier an der Atmosphäre in dem
warmen Raum mit seinen rund 21 Grad Celsius einjustieren, dann
bedeutet das nicht, daß es bei vier Kelvin noch genauso einjustiert
ist. Wir brauchen hier spezielle Materialien, nicht nur das
Lanthanaluminat für die Messungen der Physik, sondern wir brauchen
auch besondere Materialien, einfach nur um das Gestell zu bauen.
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SB: Müssen jene Plättchen aus Lanthanaluminat aufwendig verklebt
werden, weil es sich um Einkristalle handelt, die nicht größer
hergestellt werden können?

MM: Richtig, diese Sechsecke aus Lanthanaluminat müssen miteinander
verklebt werden, was wir computertechnisch organisieren wollen. Noch
haben wir an den Ecken immer eine Menge Kleber zuviel. Außerdem ist
er zwischen den Platten nicht hundertprozentig gleichmäßig verlaufen.
Das mußten wir erst alles lernen - die Kleberei ist nicht so einfach.
Wir müssen natürlich mit Blick darauf, daß wir nachher bei
Tiefsttemperaturen arbeiten, einen Kleber haben, der das auch kann.
Zur Zeit verwenden wir eine Sorte, die Aluminiumoxid als Füllmaterial
enthält. Angefangen sind wir mit Glas, das wir verklebt haben.

SB: Sie erwähnten spezielle "Piezomotoren". Wo befinden sich diese?

MM: Die Motoren sind sehr klein. Wie Sie sehen, läuft die
Führungsstange durch den winzigen Motor hindurch. Zur Zeit wird die
Glasplatte bewegt, später ersetzen wir sie durch
Lanthanaluminatplatten. Eine Platte wird immer mit drei Motoren
justiert. Diese Piezomotoren arbeiten auf einen Nanometer genau. Wir
wollen ja nur in den Mikrometerbereich hinein, insofern ist das für
uns eine gute Ausgangslage.

Für die Justierung der Platte baue ich mir ein Lasersystem auf. Dazu
verwende ich zunächst einmal einen Industrielaser, der das radial
abfahren und ausmessen kann. Später brauchen wir ein Meßgerät, das
bei vier Kelvin funktioniert, denn ein Industrielaser schafft das
nicht. Dann nehmen wir ein sogenanntes Interferometer. Das heißt,
hier wird noch gar keine Physik betrieben, sondern erstmal die
Technologie gelernt. Wenn das alles funktioniert, ist das hier die
Mutter zum Bau des eigentlichen Experiments.

Der Aufwand ist ziemlich groß, bis wir da hinkommen, wo wir
hinwollen. Da ist sehr viel Neuland, weil, wie gesagt, wir immer im
Blick haben müssen: Vakuum, Kälte und später, wenn wir mit den
Platten von 0,30 auf 1,20 Meter Durchmesser gehen, kommt noch das
starke Magnetfeld von zehn Tesla hinzu. Da dürfen wir natürlich nur
antimagnetische Materialien einsetzen. Aber das ist das geringste
Problem - das Hauptproblem ist die Kälte.

SB: Was Sie hier beschreiben, macht deutlich, welche großen
technischen Voraussetzungen zu erfüllen sind, um das Experiment
vorzubereiten. Werden Sie als technischer Leiter nachher in den
wissenschaftlichen Publikationen, die von MADMAX-Forschungen
sicherlich abfallen werden, erwähnt?

MM: Ich kann das alles nicht allein machen, wir haben natürlich einen
technischen Stab um uns herum. Und der besteht aus Technikern selber
und Studenten, die hier ihre Bachelor- oder Masterarbeit machen. Von
ihnen werden dann Teilprojekte übernommen. Zum Beispiel haben wir
jemanden, der kümmert sich nur um die Motoren. Der schaut nach, wie
die Motoren reagieren, beispielsweise im Anfahren. Es wird aber schon
darauf geguckt, daß es immer noch eine physikalische Arbeit und keine
technische Arbeit ist.

Aber das sind so Teilbereiche, die dann immer abfallen. Oder es wird
die Qualität der Materialien gemessen. Auch unser Lanthanaluminat
müssen wir testen. Das hat in verschiedenen Dicken verschiedene
Eigenschaften, das heißt, die kristalline Ausrichtung ist etwas
unterschiedlich. Dann müssen wir auch den Kleber testen, weil der ja
mit eingefroren wird. Eigentlich ist Materialanalyse nicht unser
Kerngebiet, aber sie gehört zu diesem Experiment dazu und wird auch
mit eingebunden. Daran sitzt im Moment ebenfalls eine Bachelor- oder
Master-Arbeit. Das reine Engineering werden wir natürlich selber
machen, das können diese jungen Menschen noch nicht. Aber die
erhalten einen tollen Einblick in diese Ebene der Forschung, und
hoffentlich motivieren wir sie auch, daß sie später an dieser Stelle
weitermachen. Auch das ist ein bißchen das Ziel. Und das Ganze
natürlich nebenbei, neben dem, daß wir das Axion finden.
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SB: Wann sind Sie zu dieser Forschung dazugestoßen?

MM: Ich bin hier ein Dinosaurier. Ich bin seit 1974 in diesem
"Laden". Der Bunker ist sozusagen mein Zuhause. Hier stand früher ein
Zyklotron, das ist ein kernphysikalischer Beschleuniger. Der hat 20
Jahre seinen Dienst getan. Der Bunker ist eigens deswegen gebaut
worden, zur radioaktiven Abschirmung. Nachdem das durch war, lag das
Gebäude erstmal brach. Irgendwann stellte jemand fest, daß zwei Meter
dicke Betonwände hochfrequenztechnisch gesehen schon riesige
Abschirmungen sind. Dann haben wir hier noch gemauerte Räume mit
jeweils zwei Doppellagen Gewebe hineingebaut. Und diese Tür ist keine
Schlachthaustür, sondern tatsächlich eine spezielle Tür, um die
Abschirmung zu sichern.

Jedes Loch und jede Durchführung von diesem Raum nach außen ist ein
Problem. Wir haben alles, was hier als Strom gebraucht wird, über
sogenannte Hochfrequenzfilter reingeführt. Eigentlich haben wir
keinen Durchgang zu der Außenhaut. Alles, was hier reingeht, ist
gefiltert. Selbst das Licht unter der Decke ist eine
Gleichspannungsquelle, es gibt dazu also keinen Frequenzgenerator.
Alle Quellen, die man normalerweise heute hat, enthalten diese
kleinen Netzgeräte. Das sind Schaltnetzteile, die in einem
Frequenzbereich zwischen 100 und 400 Kilohertz arbeiten. Das stört
uns. Deshalb wird es so etwas hier im Raum nicht geben. Noch messen
wir diese Sachen nicht, deshalb können wir uns das zur Zeit leisten,
hier einen Computer stehen zu haben. Aber auch Handys wird später
niemand mit hineinnehmen dürfen, denn die funken von sich aus.

SB: Wir sehen hier auf dem Gelände viel Baustellenverkehr. Haben die
Erschütterungen Einfluß auf das Experiment?

MM: Erschütterungen sind für uns nicht so glücklich, sage ich mal.
Der Baustellenverkehr ist natürlich da, den können wir auch nicht
abstellen. Hier baut die Max-Planck-Gesellschaft ein neues Institut,
das ist nun mal so. Allerdings sind wir im Moment noch in einer
Phase, wo uns das nicht stört. Aber wenn Sie den optischen Tisch
aufmerksam betrachtet haben, werden Sie festgestellt haben, daß er
eine Luftfederung hat. Erschütterungen fängt der Tisch selber ab. Der
ist extra für solche Zwecke gebaut. Ich fremdnutze ihn eigentlich,
denn er war für optische Geräte gedacht. Auch wegen der
Erschütterungen habe ich diesen Tisch als Fundament für das, was
ich aufbaue, genommen.

SB: Herr Matysek, vielen Dank, daß Sie sich die Zeit für uns genommen
haben.
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Foto: © 2019 by Schattenblick



Bisher sind zur Einweihung der Experimentierhalle SHELL auf dem
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INTERVIEW/036: Experimentierhalle SHELL - zur Jagd auf die Axionen ...    Prof. Dr. Dieter Horns im Gespräch, Teil 1 (SB)
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Galaxien verhalten sich so, als gäbe es neben der sichtbaren noch
eine unsichtbare Materie. Deren Existenz vermutete schon 1933 der
Schweizer Astronom Fritz Zwicky nach der Beobachtung von Galaxien in
einem Galaxienhaufen und nannte sie Dunkle Materie. In den 1970er
Jahren waren es die US-Astronomin Vera Rubin und andere, die
feststellten, daß die äußeren Sterne der sich drehenden
Spiralgalaxien eine so hohe Geschwindigkeit besitzen, daß sie
eigentlich davonfliegen müßten, würden sie nicht durch die
Massenanziehungskraft einer Dunklen Materie an die Drehbewegung der
Galaxien gebunden. Weitere Phänomene sind inzwischen dazugekommen, so
daß die Dunkle Materie, die ausschließlich über ihre
Gravitationswirkung auf sichtbare Materie zu erkennen ist, fester
Bestandteil des heutigen physikalischen Weltbilds wurde. Nur rund
fünf Prozent des Universums sind sichtbar, 25 Prozent werden der
Dunklen Materie zugeordnet und 70 Prozent der Dunklen Energie.

Auf dem Campus Bahrenfeld in Hamburg versuchen gleich mehrere
Forschungsgruppen, die Existenz der Dunklen Materie nachzuweisen.
Dazu wurden am 8. Juli 2019 in der Experimentierhalle SHELL zwei
neuartige Experimente des Exzellenzclusters Quantum Universe der
Universität Hamburg feierlich eingeweiht, MADMAX und BRASS. Letzteres
wird von dem Physiker Prof. Dr. Dieter Horns vom Institut für
Experimentalphysik wissenschaftlich geleitet.

Mit BRASS soll die Theorie überprüft werden, daß die angenommene
Dunkle Materie mindestens teilweise aus Axionen besteht. Wie wir
berichteten (siehe unten), baut Horns dazu eine Parabolschüssel auf,
bestückt sie mit handelsüblichen Permanentmagneten und installiert in
4,80 Metern Entfernung hochsensible Empfänger. Sie sollen nicht die
Axionen selbst registrieren, denen eine rund eine Milliarde Mal
geringere Masse als Elektronen zugesprochen wird, sondern Photonen,
Lichtteilchen, die der Theorie nach entstehen müßten, wenn Axionen
auf eine Parabolschüssel mit einem Magnetfeld treffen. Man weiß
allerdings nicht, in welchem Frequenzbereich das stattfinden wird,
und stochert gewissermaßen im Nebel - wobei selbst der Nebel noch
mehr Anhaltspunkte zur Orientierung liefert als die Dunkle Materie.
Das Besondere an BRASS (Broadband Radiometric Axion Searches) ist die
Möglichkeit, mit einer einzigen Messung einen breiten Spektralbereich
abzudecken, das heißt, den Nebel an ganz vielen Stellen gleichzeitig
anzustechen.

Im Anschluß an die Eröffnung der Experimentierhalle SHELL stellte
sich Prof. Dr. Horns dem Schattenblick für einige Nachfragen zur
Verfügung.

Schattenblick (SB): Kam die Idee zu dem BRASS-Experiment ursprünglich
von Ihnen?

Prof. Dr. Dieter Horns (DH): Die Idee, überhaupt in dieser Art und
Weise nach Dunkler Materie zu suchen, hatten wir zusammen mit den
Kollegen vom DESY und vom Max-Planck-Institut für Radioastronomie in
Bonn entworfen. Dazu haben wir 2012 eine Veröffentlichung
geschrieben. Damals war die Idee etwas komplett Neues, an diese
Nachweismethode hatte zuvor niemand gedacht. Inzwischen gibt es
mehrere Experimente, die mit so einem Reflektor nach Dunkler Materie
suchen. Aber wie das so ist, eine Idee vorzustellen ist nur ein
kleiner Schritt. Jetzt haben wir 2019 und endlich diesen Aufbau. Das
war schon ein ziemlich langer Weg, um auch die Institutionen davon zu
überzeugen, mehr Geld in die Hand zu nehmen. Man muß klar sagen,
letztendlich hat uns das die Exzellenz-Cluster-Initiative ermöglicht.

SB: Im Vergleich mit Parabolschüsseln, wie sie von der
Radioastronomie her bekannt sind, ist die Schüssel von BRASS ziemlich
klein.

DH: Ja, auch vom Kostenvolumen her ist BRASS kein sehr großes
Experiment. Zudem ist es nicht das einzige, wir führen hier noch
weitere Laborexperimente durch. Ich habe hier drei Laborräume, in
denen unter anderem Dunkle-Materie-Suchexperimente und
interferometrische Experimente laufen. BRASS ist somit eine von
mehreren Aktivitäten.

SB: Was ist das teuerste daran?

DH: Der Spiegel hat etwa 100.000 Euro gekostet. Doch jede Komponente
des Spiegels werden wir weiterverwenden können. Das ist nicht etwas
für nur einen Aufbau. Wir können den Spiegel vergrößern und ihn am
Ende sogar als Radioteleskop verwenden. Das ist vielleicht eine etwas
verrückt klingende Idee, aber so etwas Wertvolles werfe ich ja nicht
weg. Der Empfänger, den wir zusammen mit den Forschern aus Bonn
bauen, kostet etwa 200.000 Euro. Da wir davon unterschiedliche
Varianten brauchen werden, werden sie das meiste Geld in Anspruch
nehmen.

Die Empfänger sind hochempfindliche Geräte, die mit flüssigem Helium
gekühlt werden. Das ist erforderlich, damit sie so wenig thermisches
Rauschen wie möglich messen. Die sollen ja nur unsere Signale
registrieren, auch im höherfrequenten Bereich. Wir fangen jetzt bei
1020 Gigahertz an, dann gehen wir auf ungefähr 1040, dann
auf 1080 und schließlich auf über 10100 Gigahertz. Jeder
dieser Empfänger kostet ähnlich viel Geld. Wenn man in all diesen
Frequenzbereichen suchen will, geht da das meiste Geld da hinein.
Demgegenüber sind die Magnete gar nicht so teuer.




[image: 2,50 Meter große Parabolschüssel, davor ein Hinweisschild 'Bitte nicht anfassen - Please do not touch' - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Der Spiegel des Experiments BRASS reflektiert kaum im sichtbaren
Bereich, aber sehr gut in einem Spektrum, in dem sich Axionen aufhalten
sollen.

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Kommen die Axionen, nach denen Sie suchen, aus dem Weltraum?

DH: Dunkle Materie ist überall, und wenn sie aus Axionen besteht,
dann existieren diese überall, auch in diesem Raum. In jedem
Kubikzentimeter wären dann ungefähr 1014  Axione.

SB: Kann man sich diese so wie Neutrinos vorstellen, die feste Materie
durchdringen können?

DH: Im Prinzip wie die niederenergetischen Neutrinos. Die
höherenergetischen Neutrinos hingegen kommen nicht mehr durch die
Erde durch, sie werden in ihr gestreut. Wobei Axione noch weniger und
in einer anderen Art und Weise wechselwirken als Neutrinos. Axione
sind immer da.

Sehen Sie, es ist ganz interessant, wenn man darüber nachdenkt, daß
sich Erde und Sonne, also das ganze Sonnensystem, mit einer
Geschwindigkeit von 220 Kilometern pro Sekunde um das galaktische
Zentrum herumbewegen. Die Erde wiederum bewegt sich um die Sonne, was
bedeutet, daß gerade jetzt, wo wir hier miteinander sprechen, im
Monat Juli, wir uns mit der Erde in derselben Richtung bewegen. Dann
addieren sich diese 30 Kilometer pro Sekunde von der Erde zu den 220
Kilometern pro Sekunde von der Sonne. Wir bewegen uns also rund zehn
Prozent schneller als im Winter. Anfang Dezember wären wir dann
ungefähr 30 Kilometer pro Sekunde langsamer.

Das führt zu interessanten Effekten, denn die Dunkle Materie bewegt
sich nicht auf einem kreisförmigen Orbit um das galaktische Zentrum,
sondern sie bewegt sich zwar auch um das Zentrum, aber ungeordnet in
alle möglichen Richtungen. Vor diesem Hintergrund variiert unsere
durchschnittliche Bewegungsgeschwindigkeit im Halbjahresintervall.
Das heißt, unser Signal variiert in derselben Weise und wird sich ein
ganz klein wenig in der Frequenz verschieben.

SB: Ist das dann wichtig für den Nachweis?

DH: Ja, das ist sehr wichtig für den Nachweis. Weil, wenn wir später
tatsächlich irgendwann anfangen, Signalkandidaten zu messen, wir
damit zeigen können, daß es sich wirklich um Dunkle Materie handelt.
Denn es gibt keine anderen Untergrundsignale, die diesen Effekt
bewirken könnten. Das ist einer der Gründe, warum wir wissen, daß wir
eine sehr genaue Frequenzauflösung brauchen. Nur so können wir den
Unterschied messen. Der macht bei 100 Gigahertz vielleicht etwas im
zweistelligen Kilohertzbereich aus. Diese sehr kleine
Frequenzverschiebung ist aber meßbar und als Unterscheidung von
anderen möglichen Untergrundsignalen wichtig.

SB: Im Jahr 2012 wurde die Entdeckung des Higgs-Bosons
bekanntgegeben. An dem Nachweis hatte ein Supercomputer jahrelang
gearbeitet, um aus einer ungeheuer großen Datenmenge ein einziges
Ereignis von extrem kurzer Zeit herauszufiltern. Wird für den
Nachweis von Axionen auch so ein Supercomputer benötigt?

DH: Nein, die Datenmengen, die im LHC [Anm. der SB-Red.: Large Hadron
Collider] für das Higgs-Boson erzeugt wurden, waren immens. Wir
erzeugen mit unserem Experiment zwar auch große Datenmengen, aber die
sind nicht so groß. Wir haben über das Computing noch gar nicht viel
nachgedacht, weil wir davon ausgehen, daß die Computer in der Zeit,
in der wir die Experimente entwickeln, immer besser werden. Bei uns
kommen vielleicht rund sechzehn Gigabyte pro Sekunde zustande, die
wir speichern müssen. Wir werden aber nicht alles abspeichern,
sondern die Daten akkumulieren, das heißt, wir addieren unsere
Signale auf, um das Rauschen zu unterdrücken. Das Rauschen ist eine
zufällige Fluktuation in beide Richtungen, aber ein echtes Signal
sollte sich positiv immer weiter aufaddieren.

Natürlich arbeiten auch wir mit parallelisiertem Computing, weil wir
sehr große Datenmengen gleichzeitig verarbeiten müssen. Das
tatsächliche Datenaufsammeln am Ende ist gar nicht so schwierig. Wir
bieten sogar ein Experiment im Praktikum an. Da können die Studenten
dann selbst mit einer ähnlichen Methode nach Dunkler Materie suchen
und die Daten aufzeichnen. Das läuft auf vielleicht ein halbes
Gigabyte pro Sekunde hinaus. Die können fast schon an einem
herkömmlichen PC ausgewertet werden.

SB: Es wird angenommen, daß hinter dem Higgs-Boson ein Higgs-Feld
existiert. Man nimmt also bereits ein Feld im Raum an, das alles
durchdringt. Würden die Axionen dem gleichen Feld entspringen, oder
nimmt man an, daß es noch ein weiteres Feld im Hintergrund gibt?

DH: Das wäre ein weiteres Feld. Das Higgs-Feld ist ja eines, das wir
schon seit den 60er Jahren als Erklärung für verschiedene Effekte
erwarten, auf die wir in der Teilchenphysik treffen. Aber es hat ein
paar Gemeinsamkeiten mit dem Axionfeld, und zwar handelt es sich bei
beiden Elementarteilchen um sogenannte skalare Teilchen. Eine skalare
Größe ist einfach nur eine Zahl wie eins, zwei, drei. Eine
vektorielle Größe dagegen sind mindestens drei Zahlen, mit denen ich
eine Richtung im Raum vorschreiben kann. Ein Skalar hat dagegen
einfach nur eine Größe, keine Ausrichtung.

SB: Es hat keine Dimension?

DH: Genau, es hat die Dimension Null, wenn man so will. Das
Higgs-Boson ist ein solches skalares Teilchen, es hat den Spin 0.
Spin stellt man sich als eine Art Eigendrehimpuls eines Teilchens
vor. Das Axion ist auch ein Teilchen mit dem Spin 0. Das hat also
eine sehr ähnliche Eigenschaft. Eine weitere Eigenschaft ist
ebenfalls gleich: Das Higgs-Feld ist ein Feld, das es überall im
Universum gibt und dafür sorgt, daß die Teilchen Masse erhalten. Wenn
Axione Dunkle Materie sind, sind sie auch als Feld oder als Anregung
des Feldes überall vorhanden, wenngleich in unterschiedlicher Stärke.
Das Higgs-Feld ist dagegen überall gleich stark. Aber die
Energiedichte des Axionfelds ist unterschiedlich, je nachdem, wo
ich bin. Innerhalb der Galaxie ist die Energiedichte wesentlich höher
als außerhalb. In einem Galaxienhaufen ist sie ebenfalls relativ
hoch.

SB: Worauf gründet sich das Modell, daß es unterschiedliche
Gewichtungen gibt, mit mehr Dunkler Materie in den Galaxien?

DH: Ganz einfach aus den Beobachtungen. Wenn ich die Geschwindigkeit
unserer Sonne messe, dann weiß ich, daß ich eine gewisse
Gravitationskraft brauche, um sie auf dieser Bahn bei dieser
Geschwindigkeit zu halten. Ungefähr die Hälfte der Gravitation kann
ich durch die Materie, die ich in unserer Galaxie kenne, also Sterne,
Staub, Gas, etc., erklären Die andere Hälfte muß ich mir irgendwie
anders erklären. Je weiter ich mich von dem Zentrum der Galaxie
entferne, desto mehr von der Dunklen Materie brauche ich, weil die
andere sichtbare Materie dann in ihrer Dichte abfällt. Und wenn ich
einen Galaxienhaufen betrachte, dann sehe ich, daß sich die Galaxien
darin mit ein-, zweitausend Kilometern pro Sekunde bewegen. Wenn ich
aber die Galaxien zähle und schaue, wie viele davon da sind, und jede
Galaxie hat rund 1011 Sonnenmassen, dann fehlt mir ungefähr ein
Faktor 200. Das heißt, ich brauche 200mal mehr Dunkle Materie, um die
Gravitationskraft zu erzeugen, um die Galaxien in diesem
Galaxienhaufen zu halten.

SB: Noch einmal nachgefragt: In dem riesigen Leerraum zwischen den
Galaxien oder Galaxienhaufen gibt es keine sichtbare Materie, die
sich gravitativ verhalten könnte - könnte da nicht auch Dunkle
Materie vorhanden sein, ohne daß man sie erkennt?

DH: Die muß sogar da sein.

SB: Aber nicht in der gleichen Dichte?

DH: In einer geringeren Dichte. Wir wissen, was die mittlere Dichte
im ganzen Universum ist. Wir kennen die sichtbare Materie und
errechnen daraus, daß die Dunkle Materie im Mittel um den Faktor fünf
dichter ist.

(wird fortgesetzt)
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Dunkle Materie im Visier 

Foto: © 2019 by Schattenblick



Bisher sind zur Einweihung der Experimentierhalle SHELL auf dem
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INTERVIEW/035: Experimentierhalle SHELL - am kleinsten Teil hängt der Rest ...     Prof. Dr. Erika Garutti und Prof. Dr. Peter Schleper im Gespräch (SB)


"Wenn wir auf der Grundlage unserer Naturgesetze versuchen, von
Mikrosekunden nach dem Urknall ausgehend weiterzurechnen, gibt es
keine Galaxien, weil in unseren Naturgesetzen keine Dunkle Materie
vorkommt. Für diese gewaltige Diskrepanz zwischen dem, was wir in
Laborexperimenten messen und wie unsere Natur tatsächlich beschaffen
ist, hätten wir schon lange eine Lösung finden müssen."

(Prof. Dr. Peter Schleper zum Problem in der Grundlagenphysik am 8.
Juli 2019)

"Am stärksten werden wir uns hier in Hamburg auf die Suche nach
einer kleinen, besonders leichten Art theoretisch postulierter Dunkler
Materie konzentrieren, den Axionen. Diese erhalten ihre gravitative
Attraktion durch ihre große Menge. Wir haben ausgerechnet, daß dafür
in einem Behälter von einem Liter 10¹⁸ Axione enthalten
sein müssen."

(Prof. Dr. Erika Garutti zum Experiment MADMAX am 8. Juli 2019)






[image: Eingang zum frischgestrichenen alten Bunker, in den zwei neue Räume und 3,4 Meter dicke Wände aus Stahlbeton jede elektromagnetische Wechselwirkung mit der Außenwelt abschirmen. - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Die Suche nach Dunkler Materie beginnt im stillsten Raum von Hamburg. 
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Die neue Experimentierhalle SHELL am DESY in Hamburg soll ein
besonders dunkles Kapitel in der Astronomie endlich zu einem
befriedigenden Abschluß bringen. Denn daß es noch etwas anderes als
sichtbare Materie im Universum geben muß, leiteten Wissenschaftler
schon vor 80 Jahren aus dem Mißverhältnis zwischen errechneten und
beobachteten Zusammenhängen bei der Rotation von Sternen in Galaxien
ab. Offenbar werden Galaxien durch die Gravitation einer unsichtbaren
Materie zusammengehalten, über die man bis heute nichts weiß. Auch
Beobachtungen, daß an Galaxien vorbeifliegendes Licht stärker
abgelenkt wird, als die Masseberechnungen für diese Galaxien vorgeben,
wurden bereits 1933 dahingehend interpretiert, daß es neben der
bekannten Masse etwas Unsichtbares geben muß, das dieses Licht
anzieht. Seither sprechen Forscher von "Dunkler Materie".

Die meisten Physiker glauben, daß es sich um bisher noch unbekannte,
winzige Elementarteilchen handelt, die diese ungeheure Kraft
entfalten. Allerdings mußten diejenigen, die sich seit Jahrzehnten mit
der Fahndung befassen, bisher jeden noch so vielversprechenden
Kandidaten aus dem Teilchenzoo ad acta legen, weil er am Ende doch
nicht in die Falle ging. Einer der möglicherweise letzten Optionen,
die Dunkle Materie doch noch mit Hilfe einer Vielzahl unsichtbarer
Teilchen zu erklären, scheint nun das Axion zu sein, nach dem zwei
Experimente am Hamburger DESY suchen werden, die am 8. Juli 2019 in
einem feierlichen Akt der Öffentlichkeit vorgestellt wurden. Auch die
Suche nach diesem Teilchen hat lange auf Eis gelegen, weil man sich
von Experimenten mit massereicheren Kandidaten ein schnelleres
Ergebnis versprochen hatte. Doch der Erfolg blieb aus.

Darüber, warum es sich die Grundlagenforschung trotz vieler
kostspieliger Mißerfolge nicht nehmen lassen will, das Rätsel der
Dunklen-Materie-Teilchen zu lösen, sprach der Schattenblick nach der
offiziellen Einweihung der Experimente mit der Teilchenphysikerin
Prof. Dr. Erika Garutti, Leiterin des Experiments MADMAX, und Prof.
Dr. Peter Schleper, stellvertretender Sprecher des Exzellenzclusters
Quantum Universe, die beide darüber hinaus an namhaften Experimenten
am LHC in CERN und am DESY in Hamburg beteiligt sind. Sie wollen die
Suche nach der Dunklen Materie auf die Sprünge helfen und damit das
wissenschaftliche Verständnis der Natur einen Quantensprung nach vorne
bringen.




[image: Diese dreidimensionale Karte bietet einen ersten Blick auf die webartige großflächige Verteilung der Dunklen Materie, einer unsichtbaren Materieform, die den größten Teil der Masse des Universums ausmacht. - Grafik: by NASA/ESA/Richard Massey (California Institute of Technology) [Gemeinfrei]]

Von einem wolkenartigen Gebilde aus unsichtbaren Axionen erhoffen sich
Physiker Stützfunktion für das Universum, für ihre Theorien und vieles
mehr.

Grafik: by NASA/ESA/Richard Massey (California Institute of Technology) [Gemeinfrei]



Schattenblick (SB):
Normalerweise erwartet man bei dem Attribut "dunkel" etwas, von dem
das Licht dahinter abgeschattet wird. Gilt das auch für die "Dunkle
Materie"?

Prof. Dr. Peter Schleper (PS): Nein, es geht nicht um einen
Abschattungseffekt. Es geht um Teilchen, die keine elektromagnetische
Wechselwirkung haben. Sie haben keine elektrische Ladung und könnten
Licht gar nicht abschirmen.

SB: Das heißt, "transparent" wäre dann vielleicht sogar der
zutreffendere Begriff?

PS: "Transparent" würde das sehr gut beschreiben.

SB: Wie stellt man sich die Dunkle Materie vor? Sind die Teilchen,
nach denen Sie suchen, auch auf der atomaren Ebene zu finden? Sind sie
in irgendeiner Weise mit Atomen vergleichbar?

PS: Atome bestehen aus elementaren Teilchen, etwa Quarks, die in den
Kernteilchen, den Protonen und Neutronen, vorkommen oder Elektronen.
Und aus ähnlichen elementaren Teilchen sollte eigentlich auch die
Dunkle Materie bestehen. Also von der Seite gibt es keinen
Unterschied. Aber die Natur der Teilchen ist völlig anders, so daß sie
eben auch nicht in Atomen gebunden sind. Ein Elektron ist ja
normalerweise in einem Atom gebunden. Wasserstoff besteht aus einem
Proton und einem Elektron. Doch bei der Dunklen Materie ist das
anders.

SB: Trotzdem erwartet man, daß sie Gravitationskräfte entfaltet, um
dann sogar Galaxien zusammenzuhalten ...

PS: Das ist zu erwarten. Gravitation kommt vornehmlich von der Masse,
auch ein bißchen von der Energie, aber in dem Bereich, den wir
betrachten, hängt die Graviationswirkung von der Masse der Teilchen
ab. Deshalb erwarten wir auch, daß diese Teilchen, die wir
untersuchen, eine Masse haben. Also ähnlich, wie auch ein Elektron
eine Masse besitzt.




[image: Porträt des Wissenschaftlers vor der Tür des Bunkers, in dem die Experimentierhalle SHELL (SHielded Experiment haLL) untergebracht ist. - Foto: © 2019 by Schattenblick]

'Wir haben kein Naturgesetz für Dunkle Materie, in dem festgelegt
wird, was die Dunkle Materie bewirkt. Wir haben nur Ideen, wie man es
formulieren kann.' (Prof. Dr. Peter Schleper) 

Foto: © 2019 by Schattenblick
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'Die Axionen durchdringen unser gesamtes Universum und wir sind
mitten drin.'(Prof. Dr. Erika Garutti) 

Foto: © 2019 by Schattenblick



Prof. Dr. Erika Garutti (EG): Eine interessante Herausforderung für
uns Wissenschaftler bei den Dunkle-Materie-Kandidaten, auf die wir uns
in Hamburg konzentrieren wollen, ist ihre unglaublich geringe Masse.
Im Vergleich zu einem Elektron, das mit 500 Kilo-Elektronenvolt/c² [keV/c²] oder 500.000
Elektronenvolt/c² [eV/c²] bereits sehr klein ist, suchen
wir Axionen im Mikro-Elektronenvolt-Bereich zwischen 40 und 400
Mikro-Elektronenvolt/c² [µeV/c²]. Das ist eine unglaublich
große Differenz. Ihre gravitative Attraktion erhalten diese winzigen
Teilchen durch ihre große Anzahl. Wir haben ausgerechnet, daß dafür in
einem Behälter von einem Liter 10¹⁸ Axione enthalten sein
müssen. Wir haben es also mit ungewöhnlich vielen sehr leichten
Teilchen zu tun.

SB: Sitzen wir dann ständig in einem Feld aus Axionen? Sind diese
Teilchen überall vorhanden?

EG: Wir befinden uns tatsächlich in einem Axionfeld, so wie wir uns
auch gleichzeitig in einem elektromagnetischen Feld oder sogar einem
Higgs-Feld aufhalten. Das ist der theoretische Hintergrund dieser
beiden Experimente. Die Axionen durchdringen unser gesamtes Universum
und wir sind mitten drin. Wir interagieren einfach kaum oder gar nicht
mit diesem Axionfeld, weil es, wie gesagt, nicht elektromagnetisch
interagiert.

SB: Das Hamburger Exzellenzcluster will sich mit den 95 Prozent der
Materie im Universum befassen, die noch unbekannt ist. Ergebnisse des
Planck-Satelliten gehen davon aus, daß das Universum zu 4,9 Prozent
aus gewöhnlicher Materie und zu 26,8 Prozent aus Dunkler Materie
besteht. [1] Das ist etwa fünfmal soviel. Wie kommt man zu diesen
präzisen Angaben bei derart superunsichtbaren Stoffen?




[image: Materie- und Energie-Anteil des Universums zum jetzigen Zeitpunkt und zur Entkopplungszeit, 380.000 Jahre nach dem Urknall. (Beobachtungen der WMAP-Mission u. a.). Die Bezeichnung 'Atome' steht für 'normale Materie'. - Grafik: NASA / WMAP Science Team [Gemeinfrei]]

Die wahrnehmbare Welt ist nur ein winziges Stück im Universum. 

Grafik: NASA / WMAP Science Team [Gemeinfrei]



PS: Also, die einfachste Methode, das zu messen, besteht darin, daß
man sich Galaxien anschaut und die Rotationsgeschwindigkeiten dieser
Galaxien ausmißt. Daran erkennt man, daß alle Galaxien eigentlich
instabil sein müßten und auseinanderfliegen, weil sie so schnell
rotieren. Um zu erklären, daß sie trotzdem stabil erscheinen, ist die
Annahme, daß es im Zentrum dieser Galaxien und auch mit einer gewissen
Verteilung im Umfeld darum Dunkle Materie gibt, die zusätzlich
Gravitation darstellt und die auch die Sterne auf ihren Bahnen um das
Zentrum der Galaxie hält. Das ist wohl einer der schönsten Beweise für
die Dunkle Materie. Aber es gibt noch weitere.

So wird Licht beispielsweise von sehr fernen Galaxien gekrümmt, so daß
man es in, an oder um Galaxien herum reisen sehen kann. Wenn wir das
von der Erde aus beobachten, sehen wir Ringe, die von dem Licht ferner
Galaxien gebildet werden. Und wenn man dann berechnet, wie stark diese
Bögen sein dürfen - das hat Einstein über die allgemeine
Relativitätstheorie vorausgesagt - dann stellt man fest, daß die
Galaxie, die eine solche starke Krümmung bewirkt, viel schwerer sein
müßte, als unsere Masseberechnungen der jeweiligen Galaxien vorgeben.
Das heißt, sie müßte schwerer sein als die Summe aller Sterne und
schwerer als alle Gase in der Galaxie. Das wäre schon der zweite große
Beweis.




[image: Ein massiver Haufen gelblicher Galaxien. Die Schwerkraft der Billionen Sterne des Clusters - plus Dunkle Materie - wirkt wie eine 2 Millionen Lichtjahre breite Linse im Weltraum. Diese Gravitationslinse beugt und vergrößert das Licht der weit dahinter liegenden Galaxien. - Foto: 2002 by NASA, N. Benitez (JHU), T. Broadhurst (Racah Institute of Physics/The Hebrew University), H. Ford (JHU), M. Clampin (STScI),G. Hartig (STScI), G. Illingworth (UCO/Lick Observatory), the ACS Science Team and ESA [Gemeinfrei]]

Der zweite große Beweis für das Vorhandensein von Dunkler Materie
zeigt sich in Form von starken Gravitationslinsen, wie sie vom
Hubble-Weltraumteleskop in 'Abell 1689' beobachtet werden.

Foto: 2002 by NASA, N. Benitez (JHU), T. Broadhurst (Racah Institute
of Physics/The Hebrew University), H. Ford (JHU), M. Clampin
(STScI),G. Hartig (STScI), G. Illingworth (UCO/Lick Observatory), the
ACS Science Team and ESA [Gemeinfrei]



Dazu kommen noch einige seltener erwähnte Beweise, die alle zu dem
Ergebnis kommen, daß es Dunkle Materie gibt. Das ist nicht die Frage.
Wir haben sie gemessen. Wir wissen sogar auf ein paar Prozent genau,
wieviel davon da sein muß. Daraus leiten wir beispielsweise den Faktor
fünf ab, von dem Sie gesprochen haben.

Die Frage, die sich uns nun stellt, ist aber: "Gibt es außer
Gravitation irgendetwas anderes, mit dessen Hilfe Dunkle Materie mit
uns interagieren kann und das wir mit Hilfe eines Meßinstruments
messen können? Dies brachte eine Idee auf, die speziell für Axionen
relevant zu sein scheint. Denn offenbar können sie sich in ganz
besonders starken Magnetfeldern in jeweils ein Lichtteilchen oder
Photon, umwandeln. Diese Photonen sind zwar keine Lichtteilchen im
optischen Lichtbereich, die wir direkt sehen könnten, aber sie sind in
einem bestimmten Radiowellenbereich meßbar. Genau das wollen wir hier
versuchen

SB: Gehen Sie davon aus, daß die Dunkle Materie in den Galaxien
ebenfalls der normalen Physik wie etwa den Fliehkräften unterworfen
ist?

PS: Ja. Absolut.

SB: Muß man das so verstehen, daß die unsichtbare Masse zum einen die
Funktion hat, für den Zusammenhalt der Galaxien zu sorgen, und zum
anderen dafür, den Fliehkräften zu widerstehen und auch alles andere
zusammenzuhalten. Das ist nicht voneinander zu trennen?

PS: Sie können das im Grunde auch mit Erde und Mond vergleichen. Wenn
Sie die Geschwindigkeit des Mondes bei seiner Bahn um die Erde messen
würden, dann müßte der Mond genau genommen wegfliegen, es sei denn,
die Erde ist sehr schwer und vor allem schwerer als der Mond. Es
handelt sich um ein und dasselbe Prinzip der Kepplerschen Bewegung von
Materie um ein Zentrum herum.

SB: Gibt es bereits eine vereinfachte, bildhafte Vorstellung, wie ein
Axion der Dunklen Materie aussehen könnte, eine Art Axionenmodell?
Oder handelt es sich dabei um ein rein theoretisch-physikalisches
Konstrukt?

EG: Ich glaube, wir müssen uns die Axionen wie eine Flüssigkeit oder
ein Wolkenfeld vorstellen, das um uns herum schwebt. Das ist momentan
das beste Bild, das wir davon haben.

PS: Ein anderes wäre vielleicht noch das einer Gaswolke. In einer
Gaswolke sind einzelne Bestandteile des Gases, etwa die
Sauerstoffteilchen in der Luft, nicht miteinander verbunden. Trotzdem
bilden sie ein gemeinsames Gas. Und so stellt man sich das Axionfeld
und seine Quanten, das sind die einzelnen Axionen, wie ein Gas
innerhalb der Galaxie vor. Im Zentrum dichter als an den Rändern, aber
relativ weit nach außen gestreckt. Ob es auch so spiralförmig ist, wie
wir das bei unserer Galaxie und bei vielen anderen Galaxien beobachten
können, wissen wir nicht. Das wäre aber eher unwahrscheinlich, weil
die Spiralform wieder von anderen Mechanismen abhängt.

SB: Wenn ich das, was Sie über das Axion wissen, einmal laienhaft
zusammenfasse, dann handelt es sich bei Dunkler Materie vor allem um
etwas, das man überhaupt noch nicht kennt. Was sich aber höchst
wahrscheinlich wie ein Gas verhält und für das ganz normale
physikalisch-mechanische Naturgesetze gelten. Müssen die neuen
Teilchen darüber hinaus unter neuen physikalischen oder noch zu
entdeckenden Quantengesetzmäßigkeiten betrachtet werden, weil Axione
mal als Welle und dann im Magnetfeld als Teilchen auftreten?

PS: Nein, wir betrachten sie als ganz normale Quanten. Nur handelt es
sich um andere Quanten, das heißt um einen Typ von Quanten, den wir
noch nicht entdeckt haben. Wir haben Elektronen entdeckt, wir haben
Neutrinos entdeckt, wir haben Quarks entdeckt und seit kurzem auch das
Higgs-Teilchen. Und nun haben wir es mit einer ganz neuen Sorte von
Teilchen zu tun. Das ist die Grundidee. Aber sie unterliegt genau den
gleichen Gesetzen der Quantenmechanik. Das einzige, was vielleicht
anders ist, ist die Wechselwirkung mit anderen Teilchen. Also, die
Gesetze, welche Kräfte zwischen einem Axion und einem Atom wirken oder
wie es mit einem Photon oder anderen Teilchen reagiert, sind sehr
spezifisch für Axionen.

SB: Das heißt, Sie haben bereits konkrete Vorstellungen davon oder
wissen im Grunde schon, wie diese Wechselwirkungen aussehen müßten,
damit man sie als etwas für den Nachweis von Axionen Spezifisches
detektieren kann, wenn es dazu kommt?

PS: Ja.

EG: Ja, das sind genau die Theorien, die wir im Moment überprüfen. Es
gibt natürlich noch andere Vorstellungen, die sich auch nicht mit
einem einzigen Experiment ausschließen lassen. Aber auf den
Vorhersagen spezifischer Interaktionen für eine bestimmte Art von
Photonen basiert beispielsweise unser Experiment. Und die versuchen
wir zu messen. Falls ein Axion wirklich vollkommen anders mit Photonen
und Materieteilchen reagiert, als wir das denken, dann wäre es
tatsächlich nicht in unserem Experiment detektierbar.

SB: Das heißt, wenn sie mit dem BRASS oder mit dem MADMAX-Experiment
ein Signal detektieren, dann können Sie das Ereignis so definieren,
daß sich die gemessenen Werte oder beobachteten Erscheinungen auf das
Auftreten eines Axions im Experiment zurückführen lassen? Sie legen
sozusagen die entsprechenden Parameter selbst erst fest?

EG: Das sind sozusagen die Zeichen, mit denen die Vorhersagen einer
bestimmten Reihe von Theorien bestätigt werden können.

PS: Darüber hinaus werden solche Ergebnisse sofort weltweit überprüft,
das heißt, sobald wir etwas mit diesem Experiment entdecken werden,
werden zahlreiche Wissenschaftler aus aller Welt versuchen, das
gleiche noch einmal in anderen Experimenten aufzugreifen, um die
Ergebnisse zu überprüfen und gegebenenfalls zu bestätigen.

EG: Doch mit zwei komplett unterschiedlichen Experimentalmethoden wie
BRASS und MADMAX haben wir natürlich hier vor Ort die Möglichkeit,
falls es zu einer Entdeckung kommt, sie quasi im eigenen Haus zu
verifizieren.

SB: Könnte man sagen, daß am Ende dieses diffuse, feldartige,
unsichtbare Gebilde, letztendlich die Masse-Diskrepanz von real
meßbaren Planeten, unstimmige Galaxienbewegung und andere
Ungereimtheiten im Universum zur Theorie erklärt?

EG: Genau. Deswegen sprechen wir von Dunkler Materie, weil es sich
dabei jeweils immer um Eigenschaften einer Masse handelt. Es gibt auch
noch einen weiteren dunklen Teil in unserem Universum, der nicht
sichtbar ist, das ist Dunkle Energie. Aber die steht auf einem anderen
Blatt.

PS: Für uns ist das nicht einmal etwas Besonderes. Denn wir haben
viele Teilchen im Universum, die Masse haben. Alle reagieren aufgrund
ihrer Masse gleich und wir können das ganz normal messen. Das gilt
auch für die Axionen. Soweit es die Gravitation betrifft,
unterscheiden sie sich nicht. Gravitation ist im Grunde ein
allgemeines Prinzip, das eigentlich mit Raum und Zeit zusammenhängt
und darüber auch indirekt wieder mit der Masse, aber das muß für alle
Masseteilchen gleich sein. Nach Albert Einstein würde sich das Axion
nicht von einem anderen Teilchen unterscheiden, was die Masse und die
Gravitationskraft angeht

SB: Könnte dieses Axionfeld, das uns umgibt und von dem wir
durchdrungen werden, auch körperlich-physiologische Auswirkungen haben
oder medizinische Phänomene erklären?

PS: Persönlich glaube ich das nicht. Die Wechselwirkungsstärke mit
beispielsweise Photonen, die wir hier nachzuweisen versuchen, ist so
extrem klein, daß wir mit unseren Sinnen davon niemals Auswirkungen
auf den Körper wahrnehmen könnten. Über Ihre persönliche Lebensdauer
hinweg würde das nicht einmal ein Atom in Ihrem Körper aus der Bahn
bringen. Und deswegen ist da keinerlei medizinische Wirkung zu
erwarten.

SB: Wie erklären Sie der Öffentlichkeit, unter anderem auch, um den
doch sehr kostspieligen, apparativen Aufwand zu rechtfertigen, warum
es wichtig ist, nach Dunkler Materie zu forschen?

PS: Ganz einfach: Als Kolumbus nach Amerika gesegelt ist, hat er das
noch damit gerechtfertigt, daß er Gold, Gewürze oder sonst etwas in
Indien finden wollte. Doch er ist völlig woanders gelandet. Daß die
Entdeckung Amerikas und damit eines riesigen Kontinents auf der
anderen Seite unseres Planeten fundamental zu unserem heutigen
Weltbild gehört, steht meines Erachtens außer Frage. Hätte er nicht
segeln sollen, nur weil er nicht nach Indien gekommen ist? Also,
grundlegend die Natur zu erforschen, ist - glaube ich - etwas, das die
Kultur der Menschheit ausmacht, spätestens seit der Zeit der
Aufklärung oder seit dem Mittelalter auch hier in diesen Breiten. Daß
man versucht, die Natur zu verstehen, in allen ihren Facetten,
definiert zu einem guten Teil den Unterschied zwischen Menschen und
Tieren. Das ist für mich tatsächlich ein philosophisches Argument.

EG: Absolut. - Meine persönliche Motivation dafür, jeden Tag
aufzustehen, hierher zu kommen, mich mit vielen technischen Problemen
zu konfrontieren und sie eventuell zu lösen, also dafür, jeden Tag
weiterzuforschen, ist, daß man am Ende eben oft eine Lösung findet,
die auch für die Gesellschaft immer ein Zugewinn, ein Surplus an
Wissen bedeutet.

SB: Inwiefern bietet die Grundlagenforschung, abgesehen von
Fortschritten in der Modellbildung hinsichtlich der Dunklen Materie
und ihrer Funktion im Universum, Perspektiven auf mögliche
Nutzanwendungen?

PS: Es gibt zahlreiche Aspekte, auf die sich Grundlagenforschung
positiv auswirkt. Wir entwickeln permanent neue Technologien, die wir
für unsere Experimente brauchen, die dann Jahre, oder manchmal auch
Jahrzehnte später, in Standardtechnologie übergehen. Denken Sie an ein
einfaches Beispiel: Albert Einsteins allgemeine Relativitätstheorie.
Warum muß ich wissen, daß der Raum gekrümmt ist? Ich sehe es ja in
meinem täglichen Leben nicht. Nun, heute würde kein Satellit mehr
funktionieren und uns unter anderem vernünftige Daten der
Lokalisierung geben, wenn man nicht die Raumkrümmung mit
berücksichtigen würde. Da haben wir es mit einer Theorie zu tun, die
zunächst einmal weit von der Wirklichkeit entfernt zu sein scheint und
die man noch nicht einmal sieht, und 80 Jahre später ist sie für
technologische Anwendungen unabdingbar.

Oder nehmen Sie das World Wide Web, das aus großen Experimenten,
schlußendlich am CERN, entwickelt wurde. Daß es inzwischen eine
gewaltige kommerzielle Geschichte geworden ist, wissen wir alle, das
brauche ich gar nicht zu erwähnen, es war aber ursprünglich überhaupt
nicht dafür konzipiert worden. Es war nur eine Technologie, die wir
benutzen wollten. Fertig.

SB: Da hat noch keiner an den Schattenblick gedacht.

EG: Genau!

PS: Ein nicht zu unterschätzender Aspekt ist darüber hinaus die
Ausbildung!

Es geht nicht nur um die Entwicklung von Technologie, sondern vor
allem auch um die Ausbildung unserer Studenten. Wir versuchen unsere
Studenten und Doktoranden mit den schwierigsten und anspruchsvollsten
Aufgaben zu konfrontieren, die wir uns ausdenken können. Und dabei
trainieren wir sie hoffentlich für eine Zukunft, für zukünftige
Herausforderungen, die sich ihnen nicht nur in den Wissenschaften,
sondern auch in kommerziellen oder industriellen Anwendungen für die
Allgemeinheit stellen. Das ist der zweite große Aspekt. Aber meine
persönliche, ganz große Triebfeder ist tatsächlich, herauszufinden,
was die Welt im Innersten zusammenhält. So ähnlich, wie man dazu
gekommen ist, sich Gedanken darüber zu machen, wie der Urknall
passiert ist, wie die Evolution zustande gekommen ist, Ereignisse, die
unser Leben bis jetzt beeinflussen, so muß ich auch das verstehen.

SB: Wenn wir in der Vergangenheit mit Grundlagen-Wissenschaftlern
gesprochen haben, dann haben sie uns immer gesagt "ganz egal, was
dabei herauskommt, wir sind am Ende ein Stück weiter."

EG: Richtig! Auch wir hätten in jedem Fall viel gelernt.

SB: Trotzdem möchte ich auch Sie beide fragen, was machen Sie, wenn
Sie in Ihren Experimenten hier nun doch keine Axionen fangen können?
Von dem früheren Kandidaten, dem WIMP-Teilchen hat man sich inzwischen
bereits etwas abgewendet ...

PS: Ganz und gar nicht ...

EG: Einige WIMP-Teilchen kann man inzwischen ausschließen, aber viele
Optionen, es zu finden, sind noch offen. Das gleiche wird vermutlich
auch bei der Suche nach Axionen passieren. Wir werden einen Teil der
Kandidaten möglicherweise nach und nach ausschließen müssen. Daraus
erschließen sich weitere Potentialversuche. Man lernt dabei immer
etwas auf dem Weg. Schon das Wissen, daß sich in dem erschlossenen
Bereich die Dunkle Materie nicht befindet, ist ein gutes Ergebnis.
Denn das Spektrum, in dem wir suchen, ist tatsächlich sehr groß. Man
muß ein Stück nach dem anderen davon ausschließen. Und was die
Technologie betrifft - Sie haben vorhin im Labor gesehen, welche
technologischen Herausforderungen sich allein an unser Experiment
stellen -, ganz gleich, ob wir nun ein Axion nachweisen oder auch
nicht, wir werden technologisch etwas entwickelt haben, das auch für
andere Experimente relevant ist.

PS: Es ist wichtig zu verstehen, daß wir ein Riesenproblem in der
Physik haben.

Wenn wir auf der Grundlage unserer Naturgesetze derzeit versuchen, von
Mikrosekunden nach dem Urknall ausgehend weiterzurechnen, gibt es
keine Galaxien, weil in unseren Naturgesetzen keine Dunkle Materie
vorkommt. Wir haben kein Naturgesetz für Dunkle Materie, wir haben nur
Ideen, was das Naturgesetz sein könnte und wie man es formulieren
kann. Aber wir haben kein Naturgesetz, in dem festgelegt wird, was die
Dunkle Materie bewirkt. Damit gibt es keine Galaxien. Wenn es keine
Galaxien gibt, dann gibt es aber auch keine Zusammenballungen von
ausreichend Materie, um einen Stern zu bilden. Wenn es keine Sterne
gibt, wie unsere Sonne, dann gibt es keine Energiequellen im Universum
und dann gibt es nichts "Lebenswertes" und uns, die Menschheit, schon
gar nicht.

Für diese gewaltige Diskrepanz, zwischen dem, was wir in
Laborexperimenten messen und wie unsere Natur tatsächlich beschaffen
ist, hätten wir schon lange eine Lösung finden müssen.

Wir haben mehrere Fragestellungen, für die es noch keine
Erklärungsmöglichkeit gibt. Das eine ist die Dunkle Materie, das
andere ist die Asymmetrie zwischen Materie und Antimaterie. die
Entstehung der diversen Phasen bei der Entstehung des Universums. Das
ist ein Riesenproblem. Und dieses Problem wird von Jahr zu Jahr
drastischer, weil wir auf anderen Gebieten weiter fortschreiten und
beispielsweise in der Quantenphysik exzellente Laborexerimente
durchgeführt haben, mit denen wir sogar das Higgs-Teilchen entdecken
konnten.

Dazu sehen wir in astrophysikalischen Experimenten, daß es Dunkle
Materie gibt. Wir finden das immer genauer und immer überzeugender und
immer mehr Experimente, die ihre Ergebnisse wirklich auf nur noch ganz
kleine Fehlermargen präzisieren.

Es scheint undenkbar, daß wir an die Dunkle Materie-Problematik
einfach nicht herankommen. Und sie wird immer größer. Wenn wir im
Axion-Bereich keine Dunkle Materie entdecken - vielleicht gibt es noch
die eine oder andere Möglichkeit, unsere Sensitivität weiter zu
steigern -, aber wenn wir auch dann keine Dunkle Materie nachweisen,
was bedeuten würde, daß es sie tatsächlich nicht gibt, dann ist wieder
eine Option verbraucht, mit der man aufgrund von Messungen in unseren
Laboren mit Hilfe der Quantenphysik und der Gravitation die Natur
erklären kann. Und das wäre ein Drama, eigentlich sogar eine
Katastrophe. Wir befinden uns so gesehen in einer absoluten Krisenzeit
der Naturwissenschaft.




[image: Prof. Garutti erklärt den Prototyp des künftigen Meßgeräts, der sich noch in der Entwicklungsphase befindet - Foto: © 2019 by Schattenblick]

'Das Spektrum, in dem wir suchen ist tatsächlich sehr groß. Man muß
ein Stück nach dem anderen davon ausschließen.' (Prof. Dr. Erika Garutti) 

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Könnte es auch eine Mischung aus verschiedenen Axionensorten
geben? Also so etwas wie die Isotope bei den Atomen?

EG: Ja, diese Möglichkeit besteht durchaus. Dunkle Materie könnte auch
aus mehreren unterschiedlichen Axionen mit jeweils unterschiedlichen
Massen bestehen. Es wird nur immer schwieriger, dies zu detektieren.
Denn wenn mehr davon existieren, dann ist der Einzelanteil einer Sorte
in einer Probe entsprechend geringer. Und das könnte Probleme für den
Nachweis mit sich bringen.

PS: Es könnte sogar sein, daß die Dunkle Materie aus einer Mischung
von WIMPs und Axionen besteht. Es könnten auch noch weitere, bisher
unauffindbare Kandidaten wie Neutralinos dazwischen sein.

SB: Es gibt ja einen gleichnamigen Action-Film "MAD MAX" von 1980.
Darin geht es drunter und drüber, mit vielen Crashs, waghalsigen
Stunts und unvorhergesehenen Ereignissen. Erwarten Sie das auch von
Ihrem Experiment?

EG: Du liebe Güte, ich muß mich erstmal bei der MADMAX-Regie
entschuldigen. Ich habe den Film nämlich noch nicht gesehen. Das ist
eine Bildungslücke, die wir auf einem unserer nächsten
Kollaborations-Meetings unbedingt schließen müssen. Allerdings hat
auch diese MADMAX-Kollaboration noch einiges vor sich. Wir erwarten
auch sehr turbulente Momente, wo wir viel zu tun haben werden. Neben
guten Ergebnissen müssen wir auch Crashs und Mißerfolge
einkalkulieren. Wir werden auch wie in allen Experimenten viele
technische Probleme lösen und kreative Einfälle haben müssen. Und auch
an unvorhergesehenen Ereignissen wird es uns sicher nicht mangeln.

PS: MADMAX ist ein technologisch extrem herausforderndes Experiment
und es gibt automatisch Rückschläge, um nicht zu sagen
Teilkatastrophen, die man dann wieder reparieren muß. Aber
glücklicherweise ist es ein extrem friedliches Experiment. Das möchte
ich noch mal betonen. Man sitzt still und beobachtet die Natur in
ihrer reinsten Form. Und so gesehen hoffe ich, daß wir möglichst weit
weg sind von MAD MAX, Endzeitszenarien und anderen Dingen dieser Art.

SB: ... im stillsten Raum Hamburgs, in den kein Radiolärm eindringen
und kein Handyanruf die Konzentration stören kann... 

Frau Prof. Garutti, Herr Prof. Schleper, vielen Dank für Ihre Mühe,
das Phänomen der Dunklen Materie für uns zu beleuchten.


Anmerkung:

[1] https://desy-cms.desy.de/activities/physics/susy/dm_amp_susy
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1333: Datenanalyse - Unsicherheit als Informationsquelle (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 12.07.2019

Datenanalyse: Unsicherheit als Informationsquelle



Wachsende Datenmengen eröffnen Möglichkeiten, Herausforderungen aus
Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft zu lösen. Allerdings unterliegen
Daten und Analysen in der Praxis Unsicherheiten. Geeignete
wahrscheinlichkeitstheoretische Verfahren können aus Unsicherheiten aber
eine Informationsquelle machen. Im Projekt "Uncertainty Quantification -
From Data to Reliable Knowledge" arbeiten Anwender und Mathematiker des
Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) und neun weiterer Institutionen
nun zusammen, um zuverlässige Erkenntnisgewinne aus großen Datenmengen zu
ermöglichen und anwendbare Werkzeuge zu entwickeln. Gefördert wird es von
der Helmholtz-Gemeinschaft für die nächsten drei Jahre.

"Gerade bei Themen von öffentlichem Interesse wie Klimawandel,
Energieversorgung und personalisierter Medizin ist eine Quantifizierung
und verständliche Vermittlung von Wahrscheinlichkeiten, Chancen und
Risiken unerlässlich", sagt Professor Martin Frank vom KIT. Er ist
Direktor des Steinbuch Centre for Computing (SCC) des KIT und Sprecher des
KIT-Zentrums MathSEE (steht für Mathematics in Sciences, Engineering, and
Economics). "Wir halten es für unverzichtbar, Unsicherheiten zu verstehen,
und möchten mit unserem Projekt die Datenkompetenz von Forschenden
stärken." Das Projekt "Uncertainty Quantification - From Data to Reliable
Knowledge" war nun im Rahmen des Helmholtz-Inkubators im Bereich
Information & Data Science erfolgreich. Das Projekt kombiniert die
Entwicklung von Methoden und Werkzeugen zum Umgang mit Unsicherheiten in
Datenmengen mit deren Vermittlung.

Mit geeigneten probabilistischen, also wahrscheinlichkeitstheoretischen
Verfahren der Data Science stellt Unsicherheit eine wertvolle
Informationsquelle und Bereicherung von Blackbox-Ansätzen wie der
Künstlichen Intelligenz dar. Um diese Vorteile zu nutzen, setzt das
Projekt an der Schnittstelle von Anwendungen und Mathematik an. Ziel ist
es, zuverlässige Erkenntnisgewinne aus Daten zu ermöglichen, indem breit
anwendbare Werkzeuge und Methoden im Forschungsfeld Uncertainty
Quantification (Deutsch etwa "Unsicherheitsbemessung oder Fehleranalyse")
anhand konkreter Anwendungsfälle entwickelt werden.

Data Science für Klima, Energie, Gesundheit und Information

Das Projekt vernetzt Forschende aus den vier Forschungsprogrammen Erde &
Umwelt, Energie, Gesundheit und Information der Helmholtz-Gemeinschaft
untereinander sowie mit Helmholtz-Datenwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern sowie externen Hochschulpartnern aus Mathematik und
Ökonometrie. Ein Beispiel aus den künftigen Projektthemen sind etwa die
erneuerbaren Energien mit ihrem schwankenden Beitrag zur
Energieversorgung. Die Planung und Operation der zukünftigen
Energiesysteme erfordert daher eine verlässliche Quantifizierung der
Unsicherheiten der Beiträge. Ein weiteres Beispiel sind Klimaprojektionen,
die auf komplexen Simulationsmodellen beruhen, in die fehlerbehaftete
Messdaten eingespeist werden. Eine genaue Quantifizierung von
Unsicherheiten erlaubt eine bessere Auseinandersetzung mit dem Klimawandel
und der Kommunikation über ihn.

Mithilfe der entwickelten Werkzeuge und methodischen Ansätze werden
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus den Fachdisziplinen
verlässliches Wissen aus Unsicherheit extrahieren können, wo traditionelle
Ansätze und Software an den schnell wachsenden Datenmengen und deren hoher
Variabilität scheitern. Das Projekt wird mit zwei Millionen Euro von der
Helmholtz-Gemeinschaft gefördert, weitere zwei Millionen Euro bringen die
beteiligten Institutionen ein. Professor Martin Frank vom KIT koordiniert
es gemeinsam mit Professorin Christiane Fuchs, die an der Universität
Bielefeld und dem Helmholtz-Zentrum München lehrt und forscht.

Helmholtz-Inkubator Information & Data Science

Der Helmholtz-Inkubator Information & Data Science ist ein langfristiger,
gemeinschaftsweiter Bottom-up-Prozess und bringt die vielfältige Expertise
der Helmholtz-Gemeinschaft im Bereich Information & Data Science zusammen.
Er fördert Pilotprojekte, die innovative Ansätze zum Thema haben und dabei
Forscherinnen und Forscher über die Grenzen der Helmholtz-Zentren und
Forschungsbereiche hinweg verbinden. Information & Data Science umfasst
Methoden und Technologien zur Gewinnung von Wissen aus Daten unter den
Herausforderungen großer, komplexer, schnelllebiger oder schwach
strukturierter Daten (Big Data) entlang der gesamten
Daten-Wertschöpfungskette (Data-Lifecycle).


Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und
Umwelt. Ziel ist es, zu den globalen Herausforderungen
maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie, Mobilität und
Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in Natur-, Ingenieur-,
Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften zusammen. Seine 25
100 Studierenden bereitet das KIT durch ein forschungsorientiertes
universitäres Studium auf verantwortungsvolle Aufgaben in
Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die Innovationstätigkeit am
KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und Anwendung zum
gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und Erhalt unserer
natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

https://www.mathsee.kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 12.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1332: TU Ilmenau macht Systeme zur Verarbeitung digitaler Daten ausfall- und angriffssicher (idw)


Technische Universität Ilmenau - 15.07.2019

TU Ilmenau macht Systeme zur Verarbeitung digitaler Daten ausfall- und
angriffssicher



Die Technische Universität Ilmenau führt ein Forschungsprojekt an, in dem
Systeme zur Verarbeitung digitaler Daten gegen Störfälle widerstandsfähig
gemacht werden. Am Beispiel der Energiewirtschaft wird ein innovatives
Software-Design entwickelt, das ausfall- und angriffssicher ist. Dieses
neuartige System-Design könnte künftig auf das gesamte Internet der Dinge
ausgeweitet werden.

Im Zeitalter der Digitalisierung sind in der Energiewirtschaft Systeme zur
Verarbeitung digitaler Daten, die sicher und widerstandsfähig gegen
Störfälle sind, von elementarer Bedeutung. Ein Beispiel: Daten, die für
den reibungslosen Betrieb von Stromnetzen verarbeitet werden, müssen
gegen vielfältige Störungen gesichert sein, damit das Netz nicht
zusammenbricht. Auch für die Optimierung energiewirtschaftlicher Prozesse
und für die Nutzung von Lastverschiebepotenzialen, etwa durch E-Mobilität
und Speicher, ist der fehlerfreie Austausch von Daten von großer
Bedeutung. Ebenso wie für den störungsfreien Betrieb sogenannter Smart
Meter: Allein in Thüringen werden in den kommenden Jahren 120.000 dieser
intelligenten Zähler zur Messung des Energieverbrauchs, von denen die
Kunden erwarten, dass sie vollkommen störungsfrei und korrekt
funktionieren, in Haushalten installiert. Die Verarbeitung solcher
digitalen Daten stellt nicht nur hohe Anforderungen an ihre fehlerfreie
Verwendung, sondern auch an den Schutz vor Ausfällen und vor Angriffen von
außen und nicht zuletzt auch an den Datenschutz.

In dem soeben gestarteten Forschungsprojekt reDesigN ("Resilience by
Design für Internet of Things-Datenplattformen"), das die TU Ilmenau
gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und
Bildauswertung IOSB, Institutsteil Angewandte Systemtechnik Ilmenau, und
zwei Thüringer Unternehmen durchführt, entwickeln Wissenschaftler und
Ingenieure neue Konzepte für ein widerstandsfähiges Energiemanagement.
Dabei streben sie beispielsweise an, dass bei einer ungeplanten Änderung
des Betriebs eines Stromversorgungsunternehmens, etwa dem Ausfall der
Kommunikation, die Energieversorgung weiterhin sichergestellt ist.

Bereits während des Projekts berücksichtigen die Wissenschaftler der TU
Ilmenau und des Fraunhofer IOSB-AST, dass die Erkenntnisse, die sie in
Bezug auf den Energiebereich gewinnen, ausgeweitet werden können auf das
Internet der Dinge, also auf die globale technologische Infrastruktur, die
es ermöglicht, physische und virtuelle Gegenstände miteinander zu
vernetzen und zusammenarbeiten zu lassen. Auch die Industrie 4.0, also die
umfassende Digitalisierung der industriellen Produktion, soll in Zukunft
von dem in Thüringen entwickelten System-Design für sichere Daten
profitieren.


Das reDesigN-Projekt, das eine Laufzeit von drei Jahren und ein
Gesamtvolumen von 2,2 Millionen Euro hat, wird vom
Bundesforschungsministerium mit gut 1,8 Millionen Euro gefördert, die
restlichen 400.000 Euro sind Eigenanteile der beteiligten Unternehmen.
Projektpartner sind das Fachgebiet Datenbanken und Informationssysteme der
TU Ilmenau als Konsortialführer, das Fachgebiet Softwaretechnik für
sicherheitskritische Systeme, das Fraunhofer IOSB-AST, der Ilmenauer
Entwickler von Softwarelösungen für den Energiesektor Cuculus GmbH und die
HKW Elektronik GmbH, ein thüringischer Hersteller elektronischer Geräte.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau, 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/1178: Tariffreie Zone Amazon geht zulasten der Beschäftigten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juli 2019

Tariffreie Zone Amazon geht zulasten der Beschäftigten



Zu den Streiks der Gewerkschaft ver.di an mehreren Amazon-Standorten
anlässlich des "Amazon Prime Day" am 15. und 16. Juli erklärt Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Die tariffreie Zone Amazon geht zulasten der Beschäftigten und
verschärft gleichermaßen die Konkurrenz im Einzelhandel. Beides ist
nicht akzeptabel. Die Geschäftspraxis von Amazon passt auch nicht zum
Prinzip der Sozialpartnerschaft, wie es in Deutschland üblich ist.
Dazu gehört es, mit Gewerkschaften Tarifverträge auszuhandeln und sich
auf gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne zu einigen. Solange Amazon
keine Kehrtwende vollzieht, sind deshalb die Streiks der Beschäftigten
richtig und die logische Konsequenz. Denn ein Tarifvertrag würde
endlich regelmäßige Lohnerhöhungen, Urlaubsansprüche, Weihnachts- und
Urlaubsgeld sowie gesunde Arbeitsbedingungen garantieren.

Amazon ist der weltgrößte Versand- und Onlinehändler, der in
Deutschland satte 20 Milliarden Dollar Umsatz macht. Diesen Erfolg
ermöglichen die Beschäftigten mit ihrer guten und engagierten Arbeit.
Für diese Leistung haben die Beschäftigten nicht nur höhere Löhne und
gute Arbeitsbedingungen, sondern auch Respekt und Anerkennung in Form
eines Tarifvertrags verdient.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/705: Krankenhausversorgung flächendeckend sicherstellen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Juli 2019

Krankenhausversorgung flächendeckend sicherstellen

Verlässliche, aktive Planungsinstrumente schaffen



Die am heutigen Montag veröffentlichte Studie des Berliner Instituts
für Gesundheits- und Sozialforschung (IGES) im Auftrag der
Bertelsmann Stiftung zur "Neuordnung der Krankenhauslandschaft"
empfiehlt, die Zahl der Krankenhäuser von derzeit rund 1.400 auf 600
zu reduzieren. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Wir müssen vorsichtig sein mit Pauschalaussagen. Es dürfen
keinesfalls gleiche Maßstäbe an die Krankenhauslandschaft in dicht
besiedelten und in ländlichen Regionen angelegt werden. Vielmehr
müssen neue verlässliche Strukturen geschaffen werden. Beispielsweise
brauchen wir eine innovative Verzahnung von stationärer und
ambulanter Behandlung gerade in ländlichen Regionen. Auf diese Weise
können wir dörfliche sowie strukturschwache Räume stärken.

Die Studie erkennt, dass vielen Häusern die Spezialisierung fehlt,
was zu Qualitätsverlusten führt. Auch mangelnde technische
Ausstattung und zu geringe Erfahrung des medizinischen Personals sind
zweifelsohne Nachteile. Jedoch ist bei weitem nicht für jede
stationäre medizinische Behandlung eine Spezialisierung erforderlich,
beispielsweise bei der medizinischen Grundversorgung sowie bei
einigen altersbedingten Krankheitsbildern ist das nicht der Fall.
Daher sollten wir uns gegen die Idee wehren, die Krankenhausstruktur
durch eine Verknappung der Finanzmittel zu bereinigen. Das führt zu
den falschen Konsequenzen und ist am Ende sogar riskant für die
Patienten.

Umso mehr ist eine verlässliche, aktive Krankenhausplanung
unerlässlich. Dabei müssen wir ein spezielles Augenmerk auf regionale
Besonderheiten legen. Ziel muss sein, Unterversorgungen sowie
Parallelstrukturen abzubauen. Eine radikale Streichung von
Krankenhäusern ist der falsche Weg."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1980: Bundesregierung rüstet Erdogan auf


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juli 2019

Bundesregierung rüstet Erdogan auf



"Es ist völlig inakzeptabel, dass die Bundesregierung die Türkei mit
maritimen Kriegswaffenexporten unterstützt, trotz der Eskalation
Erdogans im Konflikt mit dem EU-Mitglied Zypern. Es kommt einer
sicherheitspolitischen Geisterfahrt der Bundesregierung gleich,
Kriegswaffen an Erdogan zu liefern, der nachweislich islamistische
Terrorbanden in Syrien und Libyen bewaffnet", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Schon die Genehmigung der Kriegswaffenexporte an die Türkei war
falsch. Dass die Bundesregierung jetzt aber diese Kriegswaffen für
Erdogans Marine trotz der türkischen Aggressionspolitik im östlichen
Mittelmeer gegen den europäischen Mitgliedsstaat Zypern auch noch
ausliefern lässt, ist im hohen Maße unverantwortlich. Die
Bundesregierung trägt eine Mitschuld, wenn Erdogan seine Drohung
wahrmacht, die U-Boote im Konfliktfall gegen Zypern einzusetzen. Die
Solidaritätsbekundungen mit der Republik Zypern sind angesichts dieser
massiven Lieferungen von Kriegswaffen einfach nur heuchlerisch. Die
Rüstungsexporte an das autoritäre Regime in der Türkei müssen gestoppt
werden, sowohl Genehmigungen als auch die Auslieferung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8645: Heute im Bundestag Nr. 788 - 16.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 788

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.42 Uhr

1. FDP fragt nach digitalem Zentralbankgeld

2. Missstände bei Steuerdaten-Abkommen

3. Geldwäsche und Kryptowerte

4. Position zur Hanse-Gruppe

5. Ausbau zwischen Nürnberg und Ebensfeld

6. Preisbindung für Medikamente

7. Sport in der Einwanderungsgesellschaft



1. FDP fragt nach digitalem Zentralbankgeld

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/11495) Überlegungen von Augustin Carstens, Generaldirektor
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, zum digitalen
Zentralbankgeld in einem Zeitungsbeitrag. Von der Bundesregierung will
die Fraktion unter anderem wissen, ob sie Kenntnis von den in dem
Beitrag angeführten Machbarkeitsstudien und Pilotprojekten hat. Zudem
will die Fraktion wissen, "welche Zentralbanken die Absicht haben,
eine digitale Währung auszugeben".

 * 

2. Missstände bei Steuerdaten-Abkommen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach Missständen bei internationalen
Steuerdaten-Abkommen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11511). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, ob Steuerdaten für das Meldejahr 2014 aus Abkommen mit
den USA beziehungsweise den EU-Staaten inzwischen vollständig an die
Finanzverwaltung der Länder weitergeleitet worden sind, wie es bereits
im Mai 2015 vereinbart worden sei. In der Anfrage verweist die
Fraktion auf Vorwürfe an die Bundesregierung, "sie habe sich nicht
adäquat und fristgerecht für die erforderliche IT-Infrastruktur
eingesetzt, die für die Verwertung von Daten aus internationalen
Steuerdaten-Abkommen notwendig ist".

 * 

3. Geldwäsche und Kryptowerte

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion macht "Kryptowerte und Geldwäsche"
zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/11489). Vor dem Hintergrund der in
deutsches Recht umzusetzenden Änderungsrichtlinie zur vierten
EU-Geldwäscherichtlinie fragt die Fraktion die Bundesregierung unter
anderem, ob Kryptowerte in Deutschland für Geldwäsche genutzt werden.
Zudem erkundigen sich die Liberalen nach Details zu im
Referentenentwurf des Umsetzungsgesetzes vorgesehenen Vorgaben für
Betreiber von Kryptoverwahrgeschäften.

 * 

4. Position zur Hanse-Gruppe

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der Meinung der Bundesregierung zu Positionen
der sogenannten Hanse-Gruppe erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/11497). Die Liberalen wollen unter anderem wissen,
wie sich die Bundesregierung zu den Darlegungen der Hanse-Gruppe zu
Reformen der Wirtschafts- und Währungsunion positioniert. Der
Hanse-Gruppe gehören der Anfrage zufolge die skandinavischen und
baltischen EU-Staaten sowie die Niederlande und Irland an.

 * 

5. Ausbau zwischen Nürnberg und Ebensfeld

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der "Vollendung der Ausbaustrecke Nürnberg -
Ebensfeld" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/11514). Von der Bundesregierung verlangt die
Fraktion unter anderem Auskunft über den Planungsstand der DB Netz AG
in den jeweiligen Planfeststellungsabschnitten.

 * 

6. Preisbindung für Medikamente

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/11398) gerichtliche Auseinandersetzungen um die
Preisbindung für rezeptpflichtige Medikamente im Zusammenhang mit
Lockangeboten von Versandapotheken. Die Fraktion fragt darin unter
anderem, ob die Bundesregierung auf eine Anfrage des
Oberlandesgerichts München tatsächlich nicht geantwortet hat.

Laut Darstellung der Linken hatte das OLG bereits im Februar 2018 um
eine amtliche Auskunft zu der Frage gebeten, "ob und gegebenenfalls
welche tatsächlichen Umstände die Annahme rechtfertigen, die
nationalen Regelungen des Arzneimittelpreisrechts, wonach für
verschreibungspflichtige Arzneimittel einheitliche
Apothekenabgabepreise festzusetzen sind, seien zur Gewährleistung
einer flächendeckenden, sicheren und qualitativ hochwertigen
Arzneimittelversorgung der Bevölkerung erforderlich".

Sollte die Bundesregierung darauf nicht geantwortet haben, wäre es aus
Sicht der Linken ein "Skandal". Denn so könnten Fakten geschaffen
werden, "die eine weitere Einschränkung der verbrieften Zuständigkeit
des deutschen Gesetzgebers für das deutsche Gesundheits- und
Sozialsystem zementieren".

 * 

7. Sport in der Einwanderungsgesellschaft

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) "Sport in der inklusiven Einwanderungsgesellschaft"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/11509). Die Grünen fragen die Bundesregierung darin unter
anderem danach, wie im Sportentwicklungsbericht der sogenannte
Migrationshintergrund definiert und abgefragt wird. Zudem
interessieren sich die Grünen beispielsweise dafür, wie viele Menschen
mit Migrationshintergrund in den vergangenen fünf Jahren in einer
deutschen Nationalmannschaft vertreten waren.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 788 - 16. Juli 2019 - 14.42 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8644: Heute im Bundestag Nr. 787 - 16.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 787

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.36 Uhr

1. Borkenkäfer bereiten Forstwirten Sorgen

2. Subventionen und die Biodiversität

3. Förderung privater Spendenbereitschaft

4. Demografievorsorge Rente im Fokus

5. FDP fragt nach Riester-Standardprodukt

6. Vereinfachung der Steuererklärung



1. Borkenkäfer bereiten Forstwirten Sorgen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bekämpfung von Borkenkäfern stellt derzeit eine
besondere Herausforderung für die deutsche Forstwirtschaft dar. Das
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/11452) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10830) zum Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln hervor. Dazu heißt es weiter, dass bei der
Vorbeugung gegen Forstschädlinge auf waldbauliche Maßnahmen gesetzt
werde. Wichtige Instrumente seien dabei die "sogenannte saubere
Waldwirtschaft und der Aufbau strukturierter, vielfältiger, stabiler
Mischbestände". Saubere Waldwirtschaft bedeute, dass bruttaugliches
Material schnell aus dem Wald verbracht oder so behandelt werden soll,
dass es seine Brutraumeigenschaft verliert, zum Beispiel durch die
Entrindung von Baumstämmen. Gemachte Erfahrungen hätten gezeigt, dass
die Prophylaxe gegen holz- und rindenbrütende Käferarten bereits bei
der Aufarbeitung des Sturmholzes ansetzen müsse. Weitere Maßnahmen
seien Nass- oder Folienlager, die Zwischenlagerung außerhalb des
Waldes, Häckseln oder Mulchen des Schlagabraums und die permanente
Befallskontrolle einschließlich der Entnahme frisch befallener Bäume
in den Folgejahren.

 * 

2. Subventionen und die Biodiversität

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Auswirkungen von naturschädigenden Subventionen
auf die Biodiversität thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/11460). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie sie den im April 2019
veröffentlichten Bericht des Bundesamts für Naturschutz (BfN) zum
"Abbau naturschädigender Subventionen und Kompensationszahlungen auf
stoffliche Belastung" bewertet. Der Bericht kritisiere, dass die EU
und die Bundesrepublik mit jährlich rund 22 Milliarden Euro
naturschädigende Subventionen in den Bereichen Siedlung und Verkehr
sowie Landwirtschaft ausreiche, die zu erheblichen Umweltbelastungen
beitragen würden.

 * 

3. Förderung privater Spendenbereitschaft

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich "vor dem Hintergrund
der großen Spendenbereitschaft zum Wiederaufbau der Kathedrale
Notre-Dame de Paris" in einer Kleinen Anfrage (19/11499) nach der
privaten Spendenbereitschaft in Deutschland. Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem wissen, für welche Zwecke in den
vergangenen zehn Jahren die größten Gesamtsummen gespendet wurden.
Zudem interessieren sich die Liberalen dafür, was die Bundesregierung
in den vergangenen zehn Jahren dafür getan hat, "um
Spendenbereitschaft in Deutschland zu erhöhen".

 * 

4. Demografievorsorge Rente im Fokus

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Pläne der Bundesregierung zur
"Demografievorsorge Rente" stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11494). Die Liberalen fragen die Bundesregierung,
ob sie weiterhin beabsichtigt, diese Rücklage mit einer jährlichen
Zuführung in Höhe von zwei Milliarden Euro ab dem Jahr 2021 zu
errichten. Die Fraktion interessiert sich weiterhin dafür, aus welchen
Mitteln diese Rücklage gegebenenfalls finanziert werden soll.

 * 

5. FDP fragt nach Riester-Standardprodukt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion greift in einer Kleinen Anfrage
(19/11490) die Ankündigung der Koalition auf, die Entwicklung eines
Standard-Angebotes für Riester-Verträge anzustreben. Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, wie viele
Bürger aktuell einen Riester-Vertrag halten. Zudem interessieren sich
die Liberalen dafür, was genau die Bundesregierung standardisieren
möchte und welchen Zeitplan sie dabei verfolgt.

 * 

6. Vereinfachung der Steuererklärung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach Maßnahmen der Bundesregierung zur Vereinfachung
der Steuererklärung erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11496). Die Fraktion verweist darin unter anderem auf die
Pläne der Bundesregierung, Steuerpflichtigen zu ermöglichen, eine
vorausgefüllte Steuererklärung zu nutzen. Die Liberalen fragen die
Bundesregierung unter anderem, welche Informationen der
Finanzverwaltung für die Erstellung einer vorausgefüllten
Steuererklärung bereits jetzt elektronisch vorliegen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 787 - 16. Juli 2019 - 12.36 Uhr
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BUNDESTAG/8643: Heute im Bundestag Nr. 786 - 16.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 786

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.35 Uhr

1. Kleiner Waffenschein und Straftaten

2. Behörden-Kooperation bei IS-Rückkehrern

3. Neuverhandlungen über Polizeiverträge

4. Zahl antiziganistischer Straftaten erfragt

5. Linke fragt nach Zahl von Hasspostings

6. Überwachung der 5G-Telefonie



1. Kleiner Waffenschein und Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Zahl der seit 2013 in Deutschland begangenen
Straftaten mit Waffen, die mit dem kleinen Waffenschein geführt werden
dürfen, geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/11388) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10980). Danach sank diese Zahl von
236 im Jahr 2013 über 219 im Folgejahr auf 216 im Jahr 2015.

Wie die Bundesregierung ausführt, enthält die Polizeiliche
Kriminalstatistik (PKS) keine Informationen zur Verwendung der
angefragten Waffen. Die der Beantwortung zugrunde liegenden
Informationen basierten "auf dem vormaligen kriminalpolizeilichen
Meldedienst Waffen-/Sprengstoffkriminalität, der im Mai 2016 durch die
operative Komponente des Polizeilichen Informations- und
Analyseverbundes (PIAV)" abgelöst worden sei. "Die in Rede stehenden
Informationen werden seitdem nicht mehr zentral durch das
Bundeskriminalamt erfasst, sondern durch die einzelnen
Verbundteilnehmer als eigene Daten im PIAV-Operativ bereitgestellt und
können derzeit nicht statistisch ausgewertet werden", heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

2. Behörden-Kooperation bei IS-Rückkehrern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frage nach der Zusammenarbeit von Bund und
Ländern bei der Rückkehr sogenannter IS-Kämpfer ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/11353) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10517). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
findet bei der Rückkehr von Personen, die sich in Kriegsgebieten
aufgehalten haben, ein kontinuierlicher Austausch von Informationen
zwischen den zuständigen Behörden im Inland statt, unter anderem
Generalbundesanwalt, Bundespolizei, Zollkriminalamt,
Bundesnachrichtendienst, Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) und den
jeweiligen Landeskriminalämtern.

"Abhängig von Einzelfall werden in diesen Austausch mitunter auch
andere Landes- oder kommunale Behörden einbezogen, etwa Jugend- oder
Sozialbehörden", heißt es in der Antwort weiter. Dadurch werde
sichergestellt, "dass bereits vor oder nach der Einreise der
betroffenen Person die erforderlichen Maßnahmen sowohl präventiver als
auch gegebenenfalls repressiver Art durchgeführt werden können".

 * 

3. Neuverhandlungen über Polizeiverträge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Von Neuverhandlungen über Vereinbarungen zur
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11350) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10964). Danach hat die Bundesrepublik mit allen Nachbarstaaten
Vereinbarungen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit getroffen,
sogenannte Polizeiverträge, Wie die Bundesregierung weiter ausführt,
sieht sie den Bedarf für Neuverhandlungen in Bezug auf die Verträge
mit Belgien und der Schweiz. Diese würden derzeit neu verhandelt, um
sie den aktuellen Bedürfnissen in Bezug auf die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit anzupassen. Auch Belgien und die Schweiz hätten "die
derzeitigen Vereinbarungen als neuverhandlungswürdig erachtet". Über
diese Vereinbarungen hinaus planen die Bundesregierung und die
Nachbarstaaten den Angaben zufolge derzeit keine Neuverhandlungen.

 * 

4. Zahl antiziganistischer Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl antiziganistischer Straftaten im
laufenden Jahr erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11359). Auch fragt sie darin unter anderem, wie viele
Tatverdächtige nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2019 bisher
ermittelt werden konnten.

 * 

5. Linke fragt nach Zahl von Hasspostings

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
erfahren, wie viele "Hasspostings" es im Internet in den Jahren 2016,
2017 und 2018 gegeben hat. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11394) unter anderem danach, wie die Bundesregierung
beziehungsweise die Sicherheitsbehörden den Begriff "Hassposting"
definieren.

 * 

6. Überwachung der 5G-Telefonie

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Europäische Initiativen zur Überwachung der
5G-Telefonie" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/11396). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, worin aus
Sicht der Bundesregierung die "Herausforderungen" für die
Sicherheitsbehörden hinsichtlich der fünften Mobilfunkgeneration (5G)
bestehen, "die sie in den Bereichen Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
feststellt und die den Zugang zu relevanten Informationen für die
Behörden betreffen". Auch will sie unter anderem wissen, auf welche
Weise "die Europäische Union aus Sicht der Bundesregierung die
Bedürfnisse der Sicherheitsbehörden nach Abhörmöglichkeiten bei der
Standardisierung von 5G unterstützen" könnte.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8642: Heute im Bundestag Nr. 785 - 16.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 785

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.06 Uhr

1. Kunststoffabfälle auf Flächen der Bahn

2. Linke thematisiert Ausländervereinsregister

3. Zahl linksextremer Veranstaltungen

4. Biometrische Gesichtserkennung

5. Gemeinsame EU-Fischereipolitik

6. Umschichtung von Agrarfördergeldern



1. Kunststoffabfälle auf Flächen der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Unachtsam oder nicht ordnungsgemäß weggeworfener
Kunststoffabfall kommt nach Auskunft der Deutschen Bahn AG bundesweit
auf von der DB AG genutzten Flächen ohne lokalen Schwerpunkt vor.
Daten zu den Mengen an Kunststoffabfällen würden allerdings nicht
erhoben, "da der Erkenntniswert einer Datenerhebung angesichts des
damit verbundenen Aufwands nicht ersichtlich ist". Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11447) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11074). Mangels Datenerhebung könne auch keine
Angabe zu der Höhe der Tonnage an Restmüll, Biomüll, Wertstoffen,
Verpackungen, Papier, Glas und Batterien gemacht werden, heißt es in
der Antwort der Bundesregierung weiter.

 * 

2. Linke thematisiert Ausländervereinsregister

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem Ausländervereinsregister befasst sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/11337). Wie die
Fraktion darin schreibt, unterliegen Migrantenorganisationen "als
sogenannte Ausländervereine besonderen Auskunfts- und Anmeldepflichten
gemäß der Durchführungsverordnung zum Vereinsgesetz".
"Ausländervereine" seien gemäß Paragraf 14 des Vereinsgesetzes
Vereine, deren Mitglieder oder Leiter sämtlich oder überwiegend
Ausländer aus EU-Drittstaaten sind. Sie müssten "über ihre Tätigkeit
Auskunft geben und - sofern sie sich politisch betätigen - auch Namen
und Anschriften ihrer Mitglieder mitteilen sowie Herkunft und
Verwendung ihrer Mittel darlegen".

Wissen will die Fraktion, wie viele Vereine von 2009 bis 2019 jeweils
zum 1. Januar im Ausländervereinsregister erfasst waren. Auch fragt
sie unter anderem, wie viele der zum 1. Januar 2019 im
Ausländervereinsregister erfassten Personen deutsche Staatsbürger sind
und wie viele Angehörige von EU-Mitgliedstaaten beziehungsweise von
EU-Drittstaaten.

 * 

3. Zahl linksextremer Veranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche Erkenntnisse
der Bundesregierung "zur Entwicklung von Anzahl und Teilnehmerzahl von
linksextremen und linksextremistischen Veranstaltungen seit dem Jahr
2010 sowie den damit in Verbindung stehenden Straftaten" vorliegen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11334) unter
anderem danach, inwieweit die Bundesregierung die flächendeckende
Erfassung linksextremer und linksextremistischer Veranstaltungen auf
Bundesebene als notwendig einschätzt.

 * 

4. Biometrische Gesichtserkennung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um biometrische Gesichtserkennung geht es in einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/11333). Darin schreibt die
Fraktion, dass in Zusammenarbeit des Bundesministeriums des Innern,
für Bau und Heimat sowie der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts und
der Deutsche Bahn AG im Rahmen eines ersten Teilprojektes "die
biometrische Gesichtserkennung als Unterstützungsinstrument
polizeilicher Fahndung" am Bahnhof Berlin Südkreuz getestet worden
sei.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob durch die Bundesregierung schon
eine Entscheidung getroffen wurde, "unter welchen Bedingungen und in
welchem Umfang die Technik der biometrischen Gesichtserkennung künftig
zum Einsatz kommen soll". Auch erkundigen sie sich unter anderem
danach, ob "das zweite Teilprojekt, welches im Januar 2019 beginnen
sollte", schon gestartet wurde und welche konkreten Anwendungsfälle im
zweiten Teilprojekt durch die Bundesbehörden untersucht und erprobt
werden.

 * 

5. Gemeinsame EU-Fischereipolitik

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Verwirklichung einer nachhaltigen Gemeinsamen
Fischereipolitik bis zum Jahr 2020 ist das Thema einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11426). Die Abgeordneten
verlangen von der Bundesregierung unter anderem Auskunft darüber, im
Rahmen welcher internationaler Umwelt- und Fischereiabkommen die
Bundesrepublik Verpflichtungen eingegangen ist, die Überfischung bis
zum Jahr 2020 zu beenden, und welche Schlussfolgerungen daraus für die
deutschen und europäischen Meeresgebiete gezogen werden.

 * 

6. Umschichtung von Agrarfördergeldern

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Umschichtung von Agrarfördergeldern im Sinne einer nachhaltig
bäuerlich-ökologischen Landwirtschaft. Die Abgeordneten interessiert
in einer Kleinen Anfrage (19/11427) an die Bundesregierung deshalb, ob
in einer geplanten Übergangsverordnung für die Jahre 2021-2022 im
Rahmen der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) den
EU-Mitgliedstaaten weiterhin die Möglichkeit zur Umschichtung von
Direktzahlungsmitteln zur Förderung der Entwicklung des Ländlichen
Raums eröffnet wird. Die Grünen führen dazu aus, dass die
EU-Kommission für die neue Förderperiode ohnehin vorgeschlagen habe,
dass die Obergrenze der Umschichtung von heute 15 Prozent auf bis zu
30 Prozent erhöht werden soll.

 * 
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EUROPA/1631: Unterstützung für Ursula von der Leyen


FDP-Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

FDP-DELEGATION IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT: Unterstützung für Ursula
von der Leyen



Der stellvertretende Pressesprecher der FDP teilt mit: Die
FDP-Delegation im Europäischen Parlament (Nicola Beer, Svenja Hahn,
Andreas Glück, Moritz Körner und Jan-Christoph Oetjen) äußert sich
zur Wahl der Kommissionspräsidentin wie folgt.

"Auch wenn wir das Abweichen des Europäischen Rats vom
Spitzenkandidatensystem kritisieren, werden wir Ursula von der Leyen
bei der Wahl zur Kommissionspräsidentin unterstützen. Bisher offene
Fragen konnte sie im Rahmen ihrer überzeugenden Rede für uns
zufriedenstellend beantworten. Hier sind insbesondere die Einhaltung
der Rechtsstaatlichkeit in Europa und notwendige Reformen für mehr
Demokratie hervorzuheben, insbesondere ein Initiativrecht des
EU-Parlaments. Auch die Unterstützung für eine 'Konferenz für die
Zukunft Europas' zur Erarbeitung demokratischer Reformen für die EU,
inklusive transnationaler Listen für die nächsten Wahlen, sowie für
Margrethe Vestager als Vize-Präsidentin der EU-Kommission, bedeutet
ein für uns wichtiges Entgegenkommen und die Chance, die europäische
Demokratie langfristig zu stärken.

Wir werden Ursula von der Leyen unterstützen, obwohl wir nicht alle
Vorhaben teilen. Über einige Ziele und den besten Weg werden wir mit
ihr diskutieren. Bei allen politischen Vorhaben werden wir sie zur
Einhaltung der Prinzipien solider Haushalte und eines stabilen Euros
drängen. Trotz aller Herausforderungen, die Zukunft Europas kraftvoll
zu gestalten, darf es keinen Vorwand fürs Schuldenmachen geben. Ziel
muss vielmehr die Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit
Europas sein. Heute gilt es, eine Hängepartie an der Spitze der
EU-Kommission zu verhindern und sicherzustellen, dass in stürmischen
Zeiten eines drohenden Brexits die Europäische Union handlungsfähig
ist."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/757: Von der Leyens Rücktrittsankündigung ist folgerichtige Entscheidung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Juli 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Von der Leyens Rücktrittsankündigung ist
folgerichtige Entscheidung



Zum angekündigten Rücktritt von Bundesverteidigungsministerin von der
Leyen erklärt die verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Die Rücktrittsankündigung von Bundesverteidigungsministerin Ursula
von der Leyen ist zumindest eine folgerichtige Entscheidung,
unabhängig von ihrer Kandidatur als EU-Kommissionschefin. Trotz aller
politischen Differenzen und der Berateraffäre, die im
Untersuchungsausschuss noch aufgeklärt werden muss, zeigt ihr Handeln
Charakter und Konsequenz. Das kann nicht jeder Amtsvorgänger von sich
behaupten. Die Nachfolge muss nun umgehend geklärt werden. Eine
Hängepartie wie bei der Nachfolge im Bundesjustizministerium kann
sich die Bundesregierung angesichts der Herausforderungen, vor denen
die Bundeswehr aktuell steht, nicht erlauben."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1128: Rückzugsraum im Landtag (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 75/2019

Rückzugsraum im Landtag von Baden-Württemberg

Neuer "Raum der Stille" im Haus des Landtags ist Ort für Gebet,
Meditation und Andacht



Stuttgart. Nach zweieinhalbjähriger Planungs- und Bauphase war es am
Dienstag, 16. Juli 2019, soweit: Im Landtag von Baden-Württemberg
wurde der neu geschaffene "Raum der Stille" seiner Bestimmung
übergeben. "Im Parlament, in dem es oft turbulent und auch hitzig
zugeht, soll der Ort, der Abgeordneten, Besuchern und Mitarbeitern zur
Verfügung steht, Rückzugsraum sein für ein Gebet oder eine Meditation
und auch für ökumenische Andachten", sagte Landtagspräsidentin
Muhterem Aras (Grüne) bei der Eröffnung.

Der "Raum der Stille" befindet sich im Untergeschoss des
Landtagsgebäudes direkt am Tunnel zum Haus der Abgeordneten.
Künstlerisch gestaltet wurde er von dem Esslinger Raumkonzept-Künstler
Bernhard Huber. Der entsprechende Präsidiumsbeschluss erfolgte im
Dezember 2016, die Kosten belaufen sich auf insgesamt 215.000 Euro.
Der Landtag von Baden-Württemberg steht damit in einer Reihe von
Landesparlamenten, die über einen solchen Rückzugsort verfügen. Von
den anderen 15 Landtagen gibt es in sieben ebenfalls einen "Raum der
Stille".

An der Eröffnung nahmen neben Landtagspräsidentin Aras und
Vizepräsidentin Sabine Kurtz (CDU) auch Vertreterinnen und Vertreter
der Fraktionen sowie von Kirchen und Religionsgemeinschaften teil.
"Ich wünsche mir, dass dieser Raum eine wohltuende Wirkung auf jeden
hat, der ihn betritt", sagte die Landtagspräsidentin vor den Gästen.

Für die Ausgestaltung des etwa 40 Quadratmeter großen "Raumes der
Stille" wurde ein Künstlerwettbewerb veranstaltet. Die Fachjury setzte
sich aus Vertretern des Landtags und der Fraktionen, des
Landesbetriebs Vermögen und Bau, von Kirchen und
Religionsgemeinschaften sowie Architekten zusammen. Den Zuschlag zur
Gestaltung erhielt schließlich Bernhard Huber. Sein Entwurf setzt aus
Sicht der Jury die Vorstellung von Ruhe, Schönheit und Würde sehr gut
um.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4819: CumEx-Skandal - Gegen Banken ermitteln, nicht gegen die Presse (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Juli 2019

CumEx-Skandal: Gegen Banken ermitteln, nicht gegen die Presse!



Die Staatsanwaltschaft Hamburg hat die Ermittlungen gegen
Correctiv-Chefredakteur Oliver Schröm eingestellt. Nach seinen
Recherchen und Berichten über den CumEx-Finanzskandal war ihm
"Anstiftung zum Verrat von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen"
vorgeworfen worden. "Ich begrüße die Einstellung sehr. Aber es
erschreckt, dass die Staatsanwaltschaft gegen Schröm 423 Tage
ermittelt hat, zu den von ihm aufgedeckten Steuerhinterziehungen
Hamburger Banken aber bisher keinerlei Anstrengungen unternommen hat",
kommentiert Norbert Hackbusch, der haushaltspolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es geht nicht
an, dass die staatlichen Ermittlungen in dieser großangelegten
Steuerhinterziehung sich immer noch vor allem gegen Aufklärer und
Rechercheure richten."

Ein Lichtblick sei immerhin die Zulassung des Verfahrens gegen zwei
Mitarbeiter der Hypo-Vereinsbank wegen CumEx-Geschäften in Bonn, so
Hackbusch: "Damit gibt es die Chance, das Thema CumEx und auch die
Verstrickungen der Hamburger Warburg Bank gerichtlich aufzuarbeiten."

Derweil laufen die Ermittlungen gegen Schröm in der Schweiz wegen
Wirtschaftsspionage weiter.

 * 

Quelle:
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HUNGER/373: UN-Bericht - Die Zahl der Hungernden weltweit steigt zum dritten Jahr in Folge (WEP)


UN World Food Programme (WFP) - Pressemitteilung vom 15. Juli 2019

UN-Bericht: Die Zahl der Hungernden weltweit steigt zum dritten Jahr in
Folge



NEW YORK - Rund 820 Millionen Menschen hatten 2018 nicht genug zu essen. Im
Vorjahr waren es noch 811 Millionen. Damit steigt der Hunger weltweit zum
dritten Jahr in Folge. Dieser Trend verdeutlicht die immensen
Herausforderungen, das zweite Ziel für nachhaltige Entwicklung (SDG 2) -
eine Welt ohne Hunger bis 2030 - zu erreichen, heißt es in der neuseten
Ausgabe des jährlichen UN-Berichts "The State of Food Security and
Nutrition in the World", der heute in New York veröffentlicht wurde.

Der Bericht macht deutlich, dass mehr getan werden muss, damit weniger
Kinder unterentwickelt oder schon bei Geburt untergewichtig sind. Der
aktuelle Fortschritt ist zu langsam, um das SDG 2 zu erreichen.

Gleichzeitig steigen Übergewicht und Fettleibigkeit in allen Regionen der
Welt, insbesondere bei Kindern im schulpflichtigen Alter und Erwachsenen.

Auf allen Kontinenten hungern mehr Frauen als Männer. Am größten ist der
Unterschied in Lateinamerika, wo Frauen wesentlich stärker von Hunger
betroffen sind.

"Unsere Maßnahmen zur Bewältigung dieses beunruhigenden Trends müssen
mutiger werden, nicht nur in ihrem Umfang, sondern auch in Bezug auf die
multisektorale Zusammenarbeit", forderten die Leiter der UN Food and
Agriculture Organization (FAO), des International Fund for Agricultural
Development (IFAD), des UN Children's Fund (UNICEF), des UN World Food
Programme (WFP) und der World Health Organization (WHO) in ihrem
gemeinsamen Vorwort zum Bericht.

Der Hunger nimmt in vielen Ländern zu, in denen das Wirtschaftswachstum
hinterherhinkt, vor allem in Ländern mit mittlerem Einkommen und solchen,
die stark vom internationalen Primärrohstoffhandel abhängig sind. Der
UN-Bericht stellt auch fest, dass das Gefälle der Einkommen in vielen
Ländern zunimmt, in denen Hunger steigt. Für arme, bedürftige und
ausgegrenzte Menschen wird es dabei noch schwieriger, mit einer langsameren
und rückgängigen Konjunktur fertig zu werden.

"Wir müssen einen Strukturwandel fördern, der integrativ ist und sich auf
die Menschen - vor allem Arme - konzentriert und Gemeinschaften in das
Zentrum stellt. So können wir die wirtschaftliche Verwundbarkeit verringern
und Hunger sowie alle Formen der Unterernährung beenden", sagten die Leiter
der UN-Organisationen.

Langsame Fortschritte in Afrika und Asien 

Am alarmierendsten ist die Situation in Afrika, wo die Raten der Hungernden
im weltweiten Vergleich am höchsten sind und Hunger in fast allen
Subregionen weiterhin langsam, aber stetig ansteigt. Vor allem in Ostafrika
ist fast ein Drittel der Bevölkerung (30,8 Prozent) unterernährt. Neben
Klimakrisen und Konflikten treiben konjunkturelle Verlangsamungen und
Abschwächungen den Anstieg an. Seit 2011 lag fast die Hälfte der Länder, in
denen Hunger wegen schwacher oder stagnierender Konjunktur stieg, in
Afrika.

Die meisten unterernährten Menschen (mehr als 500 Millionen) leben in
Asien, vor allem in südasiatischen Ländern. In Afrika und Asien sind
darüber hinaus am meisten Menschen von Mangelernährung in unterschiedlichen
Formen betroffen. Dort leben mehr als neun von zehn aller unterentwickelten
Kinder weltweit und über neun von zehn aller unterernährter Kinder. In
Südasien und Afrika südlich der Sahara ist sogar jedes dritte Kind
unterentwickelt.

Über den Hunger hinaus 

Der diesjährige Bericht führt einen neuen Indikator zur Messung der
gesicherten Ernährung und zur Überwachung der Fortschritte ein. Dieser
Indikator basiert auf Daten, die direkt von Personen in Umfragen über ihren
Zugang zu Nahrungsmitteln in den letzten zwölf Monaten unter Verwendung der
Food Unecurity Experience Scale (FIES) erhoben wurden. Menschen, deren
Ernährung nur mäßig gesichert ist, mussten die Qualität und/oder Quantität
der Nahrungsmittel, die sie essen, reduzieren, um zurechtzukommen.

Der Bericht schätzt, dass über 2 Milliarden Menschen, meist in Ländern mit
niedrigem und mittlerem Einkommen, keinen regelmäßigen Zugang zu sicheren,
nahrhaften und ausreichenden Nahrungsmitteln haben. Aber auch für Länder
mit hohem Einkommen, darunter acht Prozent der Bevölkerung in Nordamerika
und Europa, ist der gesicherte Zugang zu ausreichend Nahrung eine
Herausforderung.

Dies erfordert eine tiefgreifende Transformation der Ernährungssysteme, um
einer wachsenden Weltbevölkerung eine nachhaltig produzierte gesunde
Ernährung zu ermöglichen.

Wichtige Daten und Fakten


	Anzahl der Hungernden weltweit 2018: 821,6 Millionen (oder 1 von 9 Menschen)
 · in Asien: 513,9 Mio.
 · in Afrika: 256,1 Mio.
 · in Lateinamerika und der Karibik: 42,5 Mio.

	Anzahl der Menschen, deren Ernährung - mäßig oder stark - ungesichert ist: 2 Milliarden (26,4%)

	Babys mit niedrigem Geburtsgewicht: 20,5 Millionen (jedes siebte)

	Kinder unter 5 Jahren, die unterentwickelt sind (zu geringe Körpergröße für ihr Alter): 148,9 Millionen (21,9%)

	Kinder unter 5 Jahren, die unterernährt sind (zu geringes Gewicht für die Körpergröße): 49,5 Millionen (7,3%)

	Kinder unter 5 Jahren mit Übergewicht (zu hohes Gewicht für die Körpergröße): 40 Millionen (5,9%)

	Übergewichtige Kinder und Jugendliche im Schulalter: 338 Mio.

	Erwachsene, die fettleibig sind: 672 Millionen (13% oder 1 von 8 Erwachsenen)




Der Bericht ist ein wichtiger Bestandteil, um den Fortschritt des
zweiten Ziels für nachhaltige Entwicklung - eine Welt ohne Hunger bis 2030 -
 zu verfolgen. Er identifizierte 2017 drei Faktoren für den Anstieg von
Hunger: Konflikt, Klima und wirtschaftliche Abschwächung. Der diesjährige
Bericht konzentriert sich auf die Auswirkung schwacher oder stagnierender
Konjunktur auf die Ernährung von Menschen.

In Bezug auf die Prävalenz von Unterernährung wurde der gesamte Datensatz
vor der Veröffentlichung überprüft und überarbeitet wird. Dadurch wird
sichergestellt, dass der letzte Bericht alle neuen Informationen
berücksichtigt, die seit der Veröffentlichung der vorherigen Ausgabe
eingegangen sind. Die Vergleichbarkeit des Wertes mit vorherigen Ausgaben
des Berichts ist dadurch allerdings eingeschränkt.


Zum vollständigen Bericht:

www.fao.org/3/ca5162en/ca5162en.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juli 2019

UN World Food Programme (WFP)

Wallstr. 9-13, 10179 Berlin

Telefon: +49 (0)30 20 61 49-0

E-Mail: wfp.berlin@wfp.org

Internet: http://de.wfp.org
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KOLLATERAL/031: Schleichender Genozid durch abgereichertes Uran (RUBIKON)


RUBIKON - 13. Juli 2019

Schleichender Genozid

An den Wirkungen von abgereichertem Uran, das bei der Bombardierung
Ex-Jugoslawiens 1999 verwendet wurde, sterben die Menschen dort noch
heute

Von Barbara Hug



Der Krieg ist vorbei, und sein völkerrechtswidriger Charakter kann
heutzutage nicht mehr bestritten werden. Die öffentliche
Aufmerksamkeit wandert weiter zu den nächsten Kriegsschauplätzen, auf
denen meist ebenfalls NATO-Staaten aktiv sind. Während die
Kampfhandlungen in Jugoslawien jedoch aus dem kollektiven Gedächtnis
verschwinden, sind die Folgen des Krieges für viele Menschen vor Ort
grausige Gegenwart. Die Krebsrate in Serbien und im Kosovo ist in
Folge der dort eingesetzten Uranmunition extrem angestiegen. Eine
Warnung auch im Hinblick auf künftige Kriegshandlungen, die es zu
verhindern gilt.

Vom 17. bis zum 19. Juni 2019 fand in der Universität Niš,
Niš/Südserbien, das 2. Internationale Symposium zum Thema Uran
238 - Konsequenzen der Bombardierung von Jugoslawien mit
abgereichertem Uran im Jahr 1999 statt. Veranstalter waren das
Anwaltsbüro Srdjan Aleksić, Niš, der Verein für den Schutz
kritischer Infrastruktur, Belgrad, sowie die Orthodoxe Akademie für
Wissenschaft, Kunst, Handwerk und Innovation von Serbien.

Der Krieg gegen Jugoslawien ist 20 Jahre vorbei. Inzwischen hat sich
die NATO an den Grenzen Serbiens eingerichtet, siegesgewiss, und
inzwischen steht die deutsche Regierung dem Aufbau einer zweiten UCK
wieder beratend und finanziell zur Seite. Warum der Blick in die
Vergangenheit?

Weil die stets steigende Krebsrate in Serbien und im Kosovo horrende
Ausmaße annimmt und die NATO-Staaten noch genauso kriegslüstern
agieren wie zuvor.

Die NATO öffnete 1999 ihr Waffenarsenal über Jugoslawien, um der Welt
zu zeigen, wie "gut" ihre Kriegsmaschine läuft. Später "durften" auch
der Irak und Afghanistan den "Segen" radioaktiver und
chemisch-toxischer Uranmunition erfahren.

Schon 2001 wies der Spiegel-Journalist Siegesmund von Ilsemann darauf
hin, dass amerikanische Forscher das Risiko von abgereichertem Uran,
depleted uranium, DU, durch den vom Boden aufgewirbelten Staub
kannten. Oberstleutnant Ziehmn vom US-Atomwaffenzentrum Los Alamos
warnte 1991 in einem Brief:

"Es gab und es gibt weiterhin Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen
von abgereichertem Uran auf die Umwelt. Daher besteht die Gefahr, dass
DU-Munition politisch als nicht mehr hinnehmbar erscheinen könnte."

Nicht gerne wird zugegeben, welche den 1999-Krieg lange überdauernden
Kriegsschäden die Kriegsallianz hinterlassen hat. Das Thema
Uranmunition blieb tabu, die Bevölkerung Serbiens und des Kosovo
schwieg lange, musste jedoch die massiv und schnell auftretenden Fälle
von bösartigen Tumoren und Leukämien in den Familien realisieren. Sich
heute darüber hinwegzutäuschen ist nicht mehr möglich.

Während die NATO und ihre Think Tanks noch immer versuchen, die
Problematik unter den Tisch zu kehren, begann ein serbischer
Rechtsanwalt aus dem Süden Serbiens, Srdjan Aleksić aus Niš,
mit dem Aufbau einer Bewegung, deren Ziel darin besteht, finanzielle
Entschädigung für die Opfer zu erhalten. Er vertritt erkrankte Kläger
aus Vranje und Niš oder deren Familien. Wie schon 2018
organisierte er 2019 ein internationales Symposium in der Universität
Niš. Legale, politische, ökonomische und ökologische Aspekte,
Gesundheit und Sicherheit waren die Themen der Experten.

Die Situation des südlich von Niš gelegenen Berggebietes um
Vranje machte besonders von sich reden. Auf einem Hügel bei dem Dorf
Plackovica bombardierte die NATO einen Sendemast. Die Arbeiter, die
zur Wiederherstellung des Mastes beordert waren, starben alle nach
wenigen Jahren an Krebs. Plackovica ist heute ein Geisterdorf. Die
heutige Bequereldosis übersteigt die Schwelle der Unbedenklichkeit bei
weitem. Eine Bürgerinitiative unter Führung von Gradimir Jovanovic hat
sich in Vranje gebildet.

Mirjana Andjelkovic Lukic aus Belgrad trug zur speziellen chemischen
Kriegsführung vor. Man habe Explosionsvorrichtungen mit verschiedenen
Zusätzen verwendet, um ihre Energie zu erhöhen. Daraus seien extrem
giftige Gase entstanden, die zusammen mit den bombardierten Objekten
Effekte eines speziellen chemischen Krieges hatten. Für die
elektrischen Leitungen sei ein neuer, nicht flüchtiger Stoff verwendet
worden, genannt "weiche Bomben" aus elektroleitenden Fasern. Diese
seien ein Produkt aus der Nanotechnologie.

Rechtliche, menschenrechtliche und rechtsethische Aspekte, vorgetragen
von den griechischen Referenten Janis Rahiotis und Nikolos Progulis,
bezeugten die dringende Notwendigkeit einer international getragenen
juristischen Aufarbeitung des Krieges von 1999.

Die Völkerrechtswidrigkeit dieses Angriffskrieges stand ja außer
Zweifel und die Umdeutungen zu einer "Humanitären Intervention"
erweisen sich auch 20 Jahre später als unhaltbare Konstruktion,
bedenkt man die zahllosen Opfer unter der Zivilbevölkerung. Ist es
humanitär, die Bevölkerung eines kleinen Landes buchstäblich zu
vergiften?

Mehr als 300 Teilnehmer, - auswärtige Gäste und Vortragende - aus
Griechenland, Norwegen, Italien, Deutschland, Schweiz, Russland,
Bulgarien, Nordmazedonien, Bosnien mit Republik Srpska und Malta
bezeugten das hohe Interesse, das zumindest in der Zivilgesellschaft
dieser Länder vorhanden ist. Serbien hat eine weltweit grosse
Diaspora, deren Mitglieder ebenfalls betroffen sind.

Das Ziel dieser engagierten Tagung war es, mehr öffentliches
Bewusstsein über den Zusammenhang zwischen den steigenden Krebsraten
und den von der NATO angewendeten Waffen zu erzeugen. Die WHO hat
schon lange eindeutig Stellung bezogen: DU ist ein Alpha-Strahler, ein
gen-toxischer Stoff. Wenn sich dieser innerhalb des Körpers befindet,
zum Beispiel durch inhalierten Staub, ist er krebserzeugend. DU zählt
die Internationale Agency for research on cancer der WHO zur Gruppe 1
der krebserzeugenden Substanzen.

Der in Serbien und Kosovo auftretende Krebs ist äußerst aggressiv, und
der Mensch erkrankt schon etwa 5 Jahre nach der Exposition. Wollte man
diesen Krebs behandeln, bräuchte es exakte chemisch-radiologische und
medizinische Analysen, um die angepasste Behandlung festzulegen. Die
arme Bevölkerung auf dem Balkan kann das Geld für solche Behandlungen
und Abklärungen nicht aufbringen. Wer ist also dafür zuständig? Falls
überhaupt geholfen werden kann, muss den Betroffenen zuerst einmal
eine angemessene Entschädigung bezahlt werden. Weiter braucht es eine
tiefe und umfassende Dekontaminierung der bombardierten Gebiete -
sodass wenigstens die Bauern ihre Tiere wieder auf die Wiesen lassen
können. Das Wasser muss kontinuierlich auf Uran und weitere schädliche
Substanzen untersucht werden.

Angesichts der Äußerungen von Parlamentariern zum zwanzigsten
Jahrestag des Krieges, die die damalige Entscheidung, Jugoslawien zu
bombardieren, immer noch verteidigen, muss ein Blick in die politische
"Trickkiste" im Herbst 1998 geworfen werden. Der Angriffskrieg musste
"gesichert" werden. Ein Blick zurück sei erlaubt:

Da die Befürchtung bestanden hatte, dass die kommende rot-grüne
Regierung den Beschluss nicht durchbringen könnte, war noch kurz vor
Ende der offiziellen Amtszeit des Kanzlers Kohl eine Sondersitzung des
alten Bundestages einberufen worden. Als der Antrag im Oktober 1998 im
Parlament für eine deutsche Beteiligung am Krieg gegen Jugoslawien
eingebracht wurde, war es allen Parlamentariern klar, dass es sich
dabei um einen Angriffskrieg ohne UN-Sicherheitsratsbeschluss handelt.
Das ist dem Antrag der Bundesregierung und auch der Stellungnahme des
Außenministers Kinkel zu entnehmen. Mit 500 Ja- und 62 Neinstimmen, 18
Enthaltungen wurde die deutsche Beteiligung am Krieg beschlossen,
bevor die rot-grüne Regierung ans Ruder kam.

Die rot-grüne Regierung blies dann die Kriegstrompeten umso lauter.
Die Vorarbeit der Zerstückelung Jugoslawiens hatten jedoch Kohl,
Genscher und weitere geleistet. Erst aufgrund dieser destruktiven,
geheimdienstlichen Vorarbeit war der Krieg möglich, das erwünschte
Resultat wurde wohl erreicht.

So wie es jetzt aussieht, wird sich die westliche "Wertegemeinschaft"
keine Sekunde um die in Niš aufgeworfene Thematik kümmern. Bis
jetzt schaut man zum Beispiel in Deutschland mit voller Verachtung auf
die Serben - als hätten diese kein Lebensrecht. Wiederholt sich die
Geschichte?


Quellen und Anmerkungen:


Die Vorträge werden demnächst in englischer Sprache verfügbar sein:
Anwaltsbüro Srdjan Aleksić, simpozijum@uranium238.org und
advokati.aleksic@gmail.com.
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NAHOST/1681: Ägypten - Mohammed Mursis zweiter Tod ... (SB)


Ägypten - Mohammed Mursis zweiter Tod ...



Nicht allzu viel Notiz haben Politik und Medien im Westen vom
plötzlichen Tod Mohammed Al Mursis am 17. Juni bei einer
Gerichtsverhandlung in Kairo genommen. Die fehlende Würdigung des
ersten frei gewählten Präsidenten Ägyptens, der nach nur einem Jahr im
Amt 2013 von der Armee gestürzt wurde, geht auf die enge
Komplizenschaft zurück, die Israel, die europäischen Großmächte, die
USA und Kanada mit der Diktatur pflegen, die vor sechs Jahren der
damalige Verteidigungsminister Abdel Fatah Al Sisi am Nil errichtet
hat. Die heutige Schreckensherrschaft des Generalissimus ist aus dem
Blut Tausender Oppositioneller erwachsen, die Al Sisis Soldateska im
Sommer 2013 im Zentrum Kairos mit Maschinengewehren niedergemäht hat.
Seit dem Verbot von Mursis Moslembruderschaft gibt es in Ägypten
praktisch keine innenpolitische Opposition mehr. Mehr als 60.000
tatsächliche oder mutmaßliche Dissidenten verrecken hinter Gittern und
werden dort schwer mißhandelt, während auf der Halbinsel Sinai junge
Rekruten im Kampf gegen irgendwelche "Islamisten" in Ägyptens eigenem
"Vietnamkrieg" stecken.

Über das eine Jahr Mursis als Präsident gibt es unterschiedliche
Urteile. Zugegeben, er hat an manchen Stellen zu sehr Rücksicht auf
die eigene Wählerbasis genommen, zum Beispiel als er sich für die
Wiedereinführung der Polygamie für Männer und eine Reduzierung des
Heiratsalters für Mädchen aussprach sowie zur feierlichen Einweihung
des neuen Papstes der koptischen Kirche nicht persönlich erschienen
ist. Letzteres widersprach Mursis Versprechen, "Präsident aller
Ägypter" zu sein. Dennoch hat er die Grenzübergänge zum Gazastreifen
geöffnet, die Belagerung der Palästinenser durch Israel gelockert und
sich um eine Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen
Ägypten und dem Iran bemüht, was damals ein wichtiger Beitrag zur
Entspannung im schiitisch-sunnitischen Verhältnis war. Die Lockerung
der Gaza-Blockade und die Entspannungsbemühungen haben die mächtigen
Nachbarn Israel und Saudi-Arabien gegen Mursi aufgebracht und das Ende
des demokratischen Experiments in Ägypten besiegelt. Anders als damals
geschildert, ging Mursi sehr wohl auf die liberalen Kräfte zu und
forderte diese zur Mitarbeit in einer gemeinsamen Regierung auf. Statt
dessen ließ sich die demokratische Jugend im Rahmen der
Tamarod-Bewegung vom Militärgeheimdienst gegen Mursi und die
Moslembruderschaft aufbringen - ein schwerer Fehler, den Ägyptens
Liberale noch lange bereuen werden.

Zum Ende seines Lebens stand Mursi wegen Spionage für die
palästinensischen Hamas-Bewegung vor Gericht. Seit 2013 war er bereits
zu mehreren langjährigen Haftstrafen wegen der angeblichen Ermordung
von Regierungsgegnern sowie der Weitergabe staatlicher Geheimnisse an
Katar, das in der islamischen Welt neben der Türkei als wichtigster
politischer Verbündeter der Moslembruderschaft gilt, verurteilt
worden. Mursi litt an Diabetes. Seine Nieren waren dadurch nur
begrenzt funktionsfähig. Bereits 2018 hatte eine Delegation britischer
Parlamentarier nach einem Gefängnisbesuch bei Mursi öffentlich über
die unwürdigen und vom Standpunkt der Sorgepflicht absolut
mangelhaften Haftbedingungen protestiert, die sie dort vorfanden. Nach
dem Ableben Mursis warf dessen Sohn Abdullah dem amtierenden
Innenminister Mahmud Tawfik, dessen Vorgänger Magdy Abdel Ghaffar,
Geheimdienstchef Abbas Kamel, Generalstaatsanwalt Nabil Sadek sowie
mehreren Richtern vor, seinen Vater ermordet zu haben. Sie hätten
Mursi nicht nur über Jahre die notwendige medizinische Versorgung
vorenthalten, sondern dafür gesorgt, daß er nach dem Zusammenbruch in
seiner abgekapselten Glaszelle im Gerichtssaal zwanzig Minuten lang am
Boden zappelnd den Kampf um sein Leben verlor, weil ihm keinerlei
Notfallhilfe zuteil wurde, so sein Sohn.

Inzwischen gibt es Hinweise, daß beim Tod Mursis nicht nur passive,
sondern auch aktive Sterbehilfe im Spiel war. Am 25. Juni wartete der
langjährige Nahost-Korrespondent David Hearst bei der angesehenen
Onlinezeitung Middle East Eye mit einem spektakulären Bericht über die
Umstände des grausigen Vorfalls im Gerichtspalast von Kairo auf. Laut
Hearst stand Mursi im Frühjahr unter massivem Druck seitens der
Al-Sisi-Regierung. Aus Gründen fehlender Legitimität der herrschenden
Clique hatte diese im Frühjahr dem früheren Professor der
Ingenieurswissenschaft ein erstaunliches Angebot gemacht: Freilassung
gegen offiziellen Verzicht auf das Amt des Präsidenten, Auflösung der
Moslembruderschaft sowie Rückzug aus der aktiven Politik. Hearst gibt
als Quelle dieser Informationen ihm bekannte ägyptische Oppositionelle
an, die er natürlich nicht namentlich nennt, von denen aber einer mit
eigenen Augen die von der Regierung verfaßte Erklärung gesehen haben
soll, die Mursi bis Ende des muslimischen Fastenmonats Ramadan am 3.
Juni unterschreiben sollte.

Mursi blieb jedoch standhaft, weigerte sich, der Forderung seiner
Peiniger nachzukommen und hat damit sein eigenes Todesurteil
unterzeichnet. Was am fraglichen Nachmittag im Gerichtssaal geschah,
beschreibt Hearst in seinem bewegenden Artikel wie folgt:

In den letzten Augenblicken bat Mursi den Richter eindringlich
 darum, Geheimnisse mitteilen zu können, die er bis dahin selbst
 seinem Anwalt vorenthalten hatte. Mursi erklärte, er müsse unter
 Ausschluß der Öffentlichkeit die Informationen offenbaren - eine
 Bitte, die der gestürzte Präsident in der Vergangenheit mehrmals
 wiederholt hatte, die ihm aber nie gewährt wurde. Vor dem Gericht
 stehend sagte Mursi, er werde die Geheimnisse für sich behalten bis
 er sterbe oder Gott treffe. Kurz darauf brach er zusammen.



16. Juli 2019
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BERICHT/345: Diskurs - Basisgespräche links ... (SB)


Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier nannte Habermas eine
"Stimme der kritischen Vernunft, die weit über Deutschland hinaus in
der ganzen Welt Gehör gefunden hat". Er sei ein "Aufklärer, der die
Abgründe der Moderne durchmessen hat, ohne den bleibenden Anspruch
einer Emanzipation des Menschen aufzugeben".

Glückwunschschreiben zum 90. Geburtstag am 18. Juni 2019 [1]



Auch im hohen Alter von 90 Jahren wird der Philosoph und Soziologe
Jürgen Habermas noch immer auf produktive Weise seiner Funktion als
Staatsphilosoph der Bundesrepublik gerecht. Als solchen würdigen ihn
führende politische Repräsentanten und Feuilletonisten, hat sein
Lebenswerk doch dazu beigetragen, den linksbürgerlichen Diskurs von
allen radikaleren Anwandlungen freizuhalten und deren Umsetzung zu
verhindern. Habermas hat sich im politischen Spektrum einmal als
linker Sozialdemokrat verortet, was insofern durchaus zutrifft, als er
die historische Rolle der Sozialdemokratie im Zuge seiner Karriere als
wortgewandter Intellektueller geradezu personifiziert. Er setzte sich
an die Spitze linksbürgerlicher Bestrebungen, um sie beizeiten
auszubremsen, wo immer sie dezidiert antikapitalistische Positionen zu
übernehmen drohten. Dieses Wechselspiel nötigte ihm zwangsläufig
unablässige Windungen und Wendungen ab, deren roter Faden jedoch
durchgängig eine staatstragende Formierung akademischer
Ideologieproduktion blieb. Im Kontext der Spaltung und des Niedergangs
der westdeutschen Linken kann man Habermas eine maßgebliche
Beförderung dieses Prozesses attestieren.

Der Philosoph, Journalist und Kunstkritiker Hans Heinz Holz, der als
Kommunist Professor für Philosophie in Marburg (1971-1979) und
Groningen (1979-1997) war, kritisiert an der dezidiert
antikommunistischen Frankfurter Schule um Adorno, Horkheimer und
Marcuse, daß ihre Gesellschaftskritik stets bloße Kulturkritik war,
welche die Eigentumsfrage und die Grundfragen der Macht ausblendete.
Damit habe sie Intellektuelle angesprochen, aber keinerlei Verbindung
zur Arbeiterklasse hergestellt. Das Muster der daraus hervorgegangenen
Inkonsistenz sei Habermas, der alle paar Jahre seine philosophischen
Auffassungen der jeweiligen Mode angepaßt habe - nie originell, aber
im deutschsprachigen Raum immer zum ersten Mal. Diese
Anpassungsfähigkeit sei charakteristisch für einen bestimmten Typus
akademischer Intelligenz, der opportunistisch auf den Trend aufsattelt
und sich rechtzeitig auf die Seite der Sieger schlägt. Habermas
sympathisierte mit der Studentenbewegung, soweit sie die alten
universitären Strukturen aufbrach, unter denen er selbst zu leiden
hatte, wandte sich jedoch gegen sie, als gesellschaftsverändernde
Tendenzen im Aufwind waren. [2]

Nach der Ermordung Benno Ohnesorgs und einer Aktionen fordernden Rede
Rudi Dutschkes auf dem Kongreß in Hannover im Juni 1967 warnte er vor
"rotlackierten Faschisten", womit er das Extremismuskonstrukt
vorwegnahm, demzufolge links gleich rechts sei und staatlicherseits
gleichermaßen bekämpft werden müsse. Er ruderte anschließend zurück,
weil damals selbst Teile der bürgerlichen Presse dagegen Einspruch
erhoben, doch war diese Äußerung letzten Endes kein Ausrutscher, da
sie sich mit seiner generellen Ausrichtung deckte. Nach den
Turbulenzen während des aktiven Streiks an der Frankfurter Universität
im Winter 1968/69 inklusive der Besetzung des Soziologischen Seminars
und des Instituts für Sozialforschung samt polizeilicher Räumung
polemisierte Habermas gegen "die Scheinrevolution und ihre Kinder".
Insbesondere die "Wahnvorstellungen" des "Agitators" Hans-Jürgen Krahl
nahm er ins Visier, und auch den "Mentor", seinen Assistenten Oskar
Negt, und den "Harlekin", nämlich Hans Magnus Enzensberger, sparte er
nicht aus. Die Linke antwortete ihm, von Negt organisiert, mit einer
geharnischten Replik. [3]

Ende Februar 1971 fand in Frankfurt/Main eine vom Institut für
marxistische Studien und Forschungen veranstaltete Konferenz zum Thema
"Die Frankfurter Schule im Lichte des Marxismus" statt, die sich mit
der Kritischen Theorie und Habermas auseinandersetzte. [4] Wie damals
herausgearbeitet wurde, gibt sich Habermas als Marx-Kritiker und
zugleich als sein legitimer Erbe aus. Er negiert Marx' Kritik an den
grundlegenden materiellen gesellschaftlichen Verhältnissen im
Kapitalismus und versucht, an ihn anzuknüpfen, wo er glaubt, mit
seiner Hilfe kapitalistische Erscheinungsformen kritisieren zu können.
Er registriert sehr genau die Degradierung der Persönlichkeit, die
Verarmung der zwischenmenschlichen Beziehungen, den Abbau der
Demokratie, die Unterwerfung von Wissenschaft und Kultur unter das
Staatsinteresse und die Liquidierung der progressiven Traditionen des
Bürgertums. Er begreift diese Entwicklung jedoch nicht als Ausdruck
des dem Kapitalverhältnis immanenten Strebens zur allseitigen
Herrschaft, sondern versucht, die Errungenschaften des Bürgertums mit
der Entwicklung des kapitalistischen Systems zu versöhnen.

Seiner Meinung nach existiert der Klassengegensatz zwar noch, jedoch
lediglich latent. Aus ihm ließe sich kein systemsprengender Konflikt
mehr entfachen. Dafür gibt Habermas zwei Gründe an. Erstens sei es dem
System gelungen, die Arbeiterklasse durch ökonomische Zugeständnisse
zu korrumpieren, was durch ein Anwachsen der interventionistischen
Staatstätigkeit und des Aufstiegs der Wissenschaft zur ersten
Produktivkraft möglich geworden sei. Zweitens könne der Staat seine
systemstabilisierende Rolle nur erfüllen, wenn die Bevölkerung
entpolitisiert sei. Die Produktivkräfte übernähmen die Rolle einer
Ideologie, indem ihr Fortschritt die privatisierten Konsumbedürfnisse
befriedige. Dies mache es möglich, im angeblichen Interesse eines
Sachzwangs des technischen Fortschritts demokratische
Willensbildungsprozesse auszuschalten.

Dieser Entwicklung will Habermas mit einer Politisierung der
Öffentlichkeit entgegentreten, um den Unterschied von technischen und
gesellschaftlichen Problemen wieder zu Bewußtsein zu bringen. Träger
und Subjekt einer solchen systemverändernden Ideologie könne nicht die
angeblich korrumpierte Arbeiterklasse sein, sondern eine soziale
Gruppe, die aufgrund ihrer privilegierten Stellung, ihres ohnehin
vorhandenen materiellen Einflusses nicht mehr durch ökonomische
Zugeständnisse zu korrumpieren sei, nämlich die Intellektuellen und
vor allem die Studenten bürgerlicher Herkunft. Deren Mission sei es,
auf der Grundlage des Grundgesetzes und in Zusammenarbeit mit den noch
bestehenden bürgerlich-demokratischen Institutionen und Organisationen
die Öffentlichkeit zu repolitisieren.

Habermas will Marx nicht verstehen

Die kapitalistische Gesellschaft habe sich im Zuge ihrer Entwicklung
derart verändert, daß die Marxsche Gesellschaftstheorie nicht mehr
gültig sei. Vor allem treffe das auf die Lehre vom Klassenkampf, vom
Basis-Überbau-Verhältnis, auf die Wert- und Ideologietheorie zu,
überhaupt könne die politische Ökonomie nicht mehr das Kernstück einer
revolutionären Theorie sein. An ihre Stelle müsse Ideologiekritik
treten. Damit kommt Habermas nicht über eine Beschreibung der
ideologischen und moralischen Physiognomie des Kapitalismus hinaus und
er erhebt die Ausklammerung der Produktionsverhältnisse in seiner
Sozialphilosophie zur Methode. Mit seiner Reduktion auf einen bloßen
Kampf der Ideen gibt er Erscheinungen des Überbaus für das eigentliche
Soziale aus, das er aus den auf Technik und Wissenschaft eingeengten
Produktivkräften direkt ableitet.

Habermas' Kardinalvorwurf gegen Marx lautet: Marx sei von einem
automatischen Entwicklungszusammenhang zwischen technischem und
gesellschaftlichem Fortschritt ausgegangen. Er habe gesellschaftliche
Beziehungen auf produktionstechnische reduziert und aus letzteren
hergeleitet. Da der gegenwärtige Kapitalismus aber gerade durch den
Widerspruch zwischen gesellschaftlicher und technischer Entwicklung
gekennzeichnet sei, sei der von Marx angenommene Zusammenhang obsolet
geworden. Da Marx aber keinesfalls einen automatischen Zusammenhang
zwischen technischer und sozialer Entwicklung unterstellt hat, muß
sich Habermas einer selektiven Zitation befleißigen, indem er Passagen
aus dem Zusammenhang reißt. Marx begreift die gesellschaftliche
Produktion als widersprüchliche Einheit von Produktionsverhältnissen
und Produktivkräften sowie von Ökonomie und Gesellschaft. Habermas
setzt an die Stelle dessen die Auseinandersetzung eines als isoliert
gedachten Individuums mit der Natur und hantiert in seiner Soziologie
mit einem Begriff von ungesellschaftlicher Arbeit und Produktion. Wenn
Habermas resümiert, Marx habe Unrecht, da die
Produktivkraftentwicklung nicht notwendig mit der Befreiung von
Knechtschaft und Erniedrigung konvergiere, da kein
entwicklungsautomatischer Zusammenhang zwischen Arbeit und Interaktion
bestehe, spiegelt dies seine unzulängliche Marx-Rezeption wider.

Während Habermas also für sich in Anspruch nimmt, Marx zu kritisieren
und ihn weiterzuentwickeln, zeigt sich bei näherer Überprüfung, daß er
ihn nicht verstanden hat und hinter ihn zurückfällt. Er möchte den
Pessimismus und die Praxisferne eines Adorno überwinden, indem er die
Kritische Theorie auf der "Höhe des gegenwärtigen Methodenbewußtseins
und des Standes der analytischen Wissenschaften" erneuert. So
integriert er in seine Gesellschaftstheorie eine Reihe von Ansätzen
der bürgerlichen Philosophie, Soziologie und Psychologie und
entwickelt Reformvorschläge. Bewußtseinsveränderung ist für ihn die
einzig gebotene Strategie im Sinne einer massenhaften Aufklärung, mit
der er die Öffentlichkeit repolitisieren möchte. Wie er behauptet,
herrsche die spontane Naturwüchsigkeit kapitalistischer Verhältnisse
durch die symbolischen Mittel des Geistes. Deshalb könne sie auch
durch die Kraft der Reflexion bezwungen werden.

Dazu entwickelt Habermas die Strategie, den Kapitalismus von innen
heraus, nämlich vermittels seiner eigenen Institutionen,
aufzusprengen. So war sein zeitweiser Einfluß auf die
Studentenbewegung vor allem darauf zurückzuführen, daß er dem
Intellektuellen die führende Rolle im antimonopolistischen Kampf
suggerierte. Er schloß zwar die Bedeutung der Arbeiterklasse nicht
völlig aus, faßte sie aber lediglich als Objekt der von den
intellektuellen Trägern der Kritischen Theorie zu entfaltenden
Aufklärungsprozesse auf. Sein Vorteil gegenüber der offen
systemkonformen bürgerlichen Sozialwissenschaft ist die Fähigkeit, vor
allem die Kritik der Intelligenz zu binden, sie leerlaufen zu lassen
und letztlich umzufunktionieren. Er adressiert seine Theorie an die
Wissenschaft, empfiehlt sich aber zugleich als Berater der Politik im
unmittelbaren Sinne nach amerikanischem Muster wie auch mit Blick auf
eine allgemeine Befriedungsstrategie unter Einbeziehung
linksbürgerlicher Bestrebungen.

Habermas ist mithin kein origineller Denker, der die soziologische
Aushebelung kritischer Geisteswissenschaft, das Extremismuskonstrukt
oder den Marsch durch die Institutionen erfunden hätte. Was ihn aber
auszeichnet, ist sein Gespür, auf der Höhe jeweils aktueller
gesellschaftlicher Kontroversen zu navigieren und aus Komponenten
einander widersprechender theoretischer Ansätze ein Konglomerat zu
kreieren, welches das sich aufbauende Spannungsverhältnis entschärft
und den Bruch mit den herrschenden Verhältnissen entsorgt. Man muß die
Frankfurter Schule nicht monokausal auf ein Geschöpf US-amerikanischer
Strategien reduzieren, in Zeiten des Kalten Krieges die kommunistisch
infizierte westdeutsche Linke von innen her ideologisch zu zersetzen,
wenngleich es für diese These durchaus ernstzunehmende Anhaltspunkte
gibt. Daß sich die Kritische Theorie in diesem Sinne
instrumentalisieren ließ, verdankt sich indessen ihrem Ansatz, mit der
zeitgeschichtlich unabweislichen Auseinandersetzung mit dem Holocaust
und dem NS-Staat eine dezidierte Absage an eine revolutionäre
Umwälzung zu verbinden. Das nach den Abgründen deutscher Geschichte
erfrischend neu und unbelastet anmutende Konzept der Frankfurter
Sozialforschung barg zugleich die Restauration der Klassengesellschaft
in der jungen Bundesrepublik als vorgeblich emanzipatorischen Entwurf.
Habermas erwies sich als legitimer Erbe der Frankfurter Schule, indem
er Adornos Kulturpessimismus, daß nach dem Holocaust keine befreiende
Philosophie mehr möglich sei, unter Einbeziehung seiner
eklektizistisch verkürzten Marx-Rezeption in einen kulturalistischen
Diskurs reformistischer intellektueller Eliten verwandelte.

Daß Habermas trotz zahlloser Dispute und Verwerfungen, die seinen
Werdegang säumen, immer wieder auf die Füße gefallen und mit
hochdotierten akademischen Posten, Auszeichnungen und Würdigungen
seiner Verdienste bedacht worden ist, nimmt nicht wunder. Wenn er
zugleich Andockstellen für emanzipatorische Entwürfe zu bieten
scheint, verdankt sich diese Annahme derselben Quelle. Er hat die
Grenzen konsensfähiger Theoriebildung lebenslang ausgelotet, so daß
ihm der Fehltritt radikalen Widerspruchs nicht unterläuft. Zugleich
bedient er die Verflachung des philosophischen Diskurses mit
wohlfeilen Konstrukten, die allseitige Akzeptanz generieren, weil sie
mit positiv konnotierten Begriffen der bürgerlichen Gesellschaft
aufgeladen sind. Hatten ihm Kritiker schon Ende der 60er Jahre
attestiert, die Entwicklung habe ihn überholt, so war Habermas doch
nur um die nächste Ecke verschwunden, ehe man ihn festnageln konnte,
um sich nach Maßgaben der Opportunität neu zu erfinden. Um den Jubilar
bundesrepublikanischer Staatsphilosophie kritisch zu würdigen,
empfiehlt sich daher eine Einschätzung seines Gesamtwerks im Kontext
deutscher Ideologieproduktion. Dies dürfte dazu beitragen, trittsicher
auch mit Teilaspekten seines umfangreichen Schaffens umzugehen.
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Habermas - "Staatsphilosoph der BRD"?

Die Arbeitsgemeinschaft "Kommunistische Politik von unten" in der
Partei Die Linke Schleswig-Holstein nahm den 90. Geburtstag von Jürgen
Habermas zum Anlaß, um sich mit seiner Rolle als "Staatsphilosoph der
BRD" auseinanderzusetzen. [5] Beim Treffen am 7. Juli im Parteibüro in
Elmshorn ging es darum, sich kritisch mit seinem Nimbus eines frühen
Verteidigers linker Bewegungen zu befassen und eine Einschätzung zu
erarbeiten, was von seinen Ansätzen für nutzbar zu erachten und was zu
verwerfen sei. Grundlage der Diskussion war insbesondere der
Festvortrag "Zum Verhältnis von Moralität und Sittlichkeit", den
Habermas am 19. Juni 2019 vor 3000 Gästen an der Goethe-Universität
Frankfurt gehalten hat. [6]

Zum besseren Verständnis gab Helmut Lechner einen einleitenden
Überblick über das Schaffen und die wichtigsten thematischen
Schwerpunkte des Philosophen. Habermas werden etwa 750 Schriften
zugeordnet, darunter "Strukturwandel der Öffentlichkeit", "Erkenntnis
und Interesse" und "Technik und Wissenschaft als Ideologie", später
dann sein Hauptwerk "Theorie des kommunikativen Handelns" (1981), der
Historikerstreit 1986, die Kontroverse mit Luhmann, "Die Einbeziehung
des anderen", seit 2001 ein verstärkter Bezug auf Religion in der
Gesellschaft mit "Glauben und Wissen" oder "Naturalismus und
Religion". Und er mischt sich seit langem in die Europadiskussion ein.
Zwei Bände "Glauben und Wissen" folgen im Herbst 2019.

Drei Themen machen Habermas aus: Erkenntnisleitendes Interesse,
herrschaftsfreier Diskurs und das unvollendete Projekt der Moderne.
Erkenntnisleitendes Interesse gliedert er in drei Kategorien. Die
menschliche Gattung habe drei Formen von Interesse: Das technische
Interesse, über die Natur zu verfügen, wozu die empirisch-analytische
Wissenschaft gehört. Die Hermeneutik, also Interpretation: Was
bedeuten bestimmte Erfahrungen, die Menschen machen, für sie? Und die
Emanzipation vom naturwüchsigen Zwang, also das soziologisch zu
beschreibende Gebiet der Gesellschaft. Dazu gehört auch die
Ideologiekritik. Habermas kritisiert den bürgerlichen deutschen
Idealismus, übernimmt aber auch den Gedanken der Psychoanalyse und
postuliert: Wir haben ein Interesse, frei und selbstbestimmt zu leben.

Im herrschaftsfreien Diskurs, den er auf die Französische Revolution
bezieht, sind die Menschen gleich, frei und in der Lage, vernünftig
miteinander zu kommunizieren. Den Verstand zu gebrauchen, ist
Grundlage des Diskurses, niemand darf dem andern aufdrücken, was er zu
denken hat. Das muß sich im Diskurs entwickeln, so sein normativer
Anspruch.

Das unvollendete Projekt der Moderne beginnt mit Kant, dem
Repräsentanten des aufstrebenden Bürgertums. Dieser konstatiert einen
Fortschritt zu demokratischen Institutionen, die Vernunft übernimmt
die führende Rolle im Völkerrecht in Gestalt von Verträgen und
Vereinbarungen. Die Vereinten Nationen bezogen sich bei ihrer Gründung
1948 auf Kants "ewigen Frieden" als den Weg von Vereinbarungen, die
den Krieg überflüssig machen. Kant sieht einen Fortschritt in der
Natur und ebenso im Menschen, im Unterschied zur Religion, die ewig
unveränderliche Werte postuliere.

Ganz anders Hegel, der in seiner "Philosophie des Rechts" wie auch in
der "Phänomenologie des Geistes" vom Ende der Geschichte spricht. Er
beschreibt in dialektischen Widersprüchen, wie sich die Gesellschaft
entwickelt, und beschwört den Weltgeist, der sich in der Entwicklung
der Völker und Nationen entfalte. "Was vernünftig ist, das ist
wirklich, und was wirklich ist, das ist vernünftig." Freiheit als
Einsicht in die Notwendigkeit, der preußische Staat als höchste Form
gesellschaftlicher Entwicklung.

Marx ist in seiner Theorie geprägt vom Antagonismus. "Die Geschichte
aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen"
(Kommunistisches Manifest). Widersprüche treiben die Geschichte voran.

Habermas knüpft an alle drei Theorien an. Bei Kant an die Einheit von
Vernunft und absoluter moralischer Verantwortung. Das Gewissen als
Sitz der Vernunft, die einem sagt, was richtig ist. Kategorischer
Imperativ: "Handle so, daß die Maxime deines Willens jederzeit
zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung gelten könnte."
Die individuelle Verantwortung wird bei Kant als moralisches Zentrum
definiert. Habermas greift bei Hegel den Gedanken des
gesellschaftlichen Prozesses auf. Bei Hegel ist der Staat die
selbstbewußte sittliche Instanz und Substanz in der Vereinigung von
Familie und bürgerlicher Gesellschaft. Der Mensch ist als Gattung
geboren in eine konkrete Gesellschaft, in der Sittlichkeit durch die
Struktur des Staates repräsentiert wird. Von Marx übernimmt Habermas
den Gedanken der kapitalistischen Ökonomie, die Probleme erzeugt. MEW
23: "Die kapitalistische Produktion entwickelt daher nur die Technik
und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses, indem sie
zugleich die Springquellen des Reichtums untergräbt, die Erde und den
Arbeiter."

In "Einbeziehung des anderen" (1996) setzt er sich mit der Frage
auseinander, wie sich ein politisches Gemeinwesen integriert. Worin
besteht seine Identität? Wie lassen sich ausländische Mitbürger,
Minderheiten, die BRD in den europäischen Zusammenhang und die
Weltgemeinschaft integrieren? Was ist eine legitime, rechtsstaatlich
organisierte Politik? Was ist ein moralisch gerechtfertigtes
Gemeinwesen? Zitat: "Ich habe ein Gedankenmotiv und eine grundlegende
Intuition. Diese geht auf religiöse Traditionen etwa der
protestantischen oder der jüdischen Mystiker zurück. Der motivbildende
Gedanke ist die Versöhnung der mit sich selber zerfallenden Moderne,
die Vorstellung also, daß man ohne Preisgabe der Differenzierungen,
die Moderne möglich gemacht haben, Formen des Zusammenlebens findet,
in der wirklich Autonomie und Abhängigkeit ein befriedetes Verhältnis
haben. Daß man aufrecht gehen kann in einer Gemeinsamkeit, die nicht
die Fragwürdigkeit rückwärtsgewandter substantieller
Gemeinschaftlichkeit an sich hat." Nachmetaphysisches Denken, also
nicht abgeleitet von religiösen Maximen oder einer abstrakten
Autorität, sondern aus sich selbst heraus begründet. "Moral läßt sich
in einer metaphysischen Welt nicht mehr aus einem allseits
selbstverständlichen Ethos schöpfen." Die kommunikative Vernunft ist
der Weg.

Nach Habermas ist der Rechtsstaat in einer säkularen und pluralen Welt
die einzig legitime politische Ordnung. Kommunikative Vernunft schafft
die Grundsätze, über die wir uns verständigen müssen. Es ist die
Bereitschaft, die Meinung des anderen zu hören,
Meinungsverschiedenheiten gewaltfrei zu lösen und die Würde des
Menschen unabhängig von seiner Meinung zu respektieren. Demokratisch
muß ein Rechtsstaat sein, weil allein die Beteiligung der Bürger an
den politischen Auseinandersetzungen die erforderliche gemeinsame
Aussprache über das je zu Tuende gewährleistet. Die Einhaltung und
Sicherung der Bedingungen für diesen Diskurs ist die höchste Norm, die
man formulieren kann. Das Staatsverständnis deliberativer Demokratie
bedeutet Diskurs, öffentliche Beratung, Teilhabe der Bürger. Ein Staat
ist keine substantiell eigenständige Größe, sondern ein Prozeß, der
durch den Willen und die Willensartikulation und die Diskussion der
Bürger entsteht.

Für Ausländer fordert er eine offensive Einwanderungspolitik, die
ihnen die Teilhabe ermöglicht. Von religiösen und ethnischen
Minderheiten erwartet er die Bereitschaft zur Anwendung ihrer von der
Verfassung verbrieften Rechte, bestreitet aber jedes Recht auf
Separation. Er plädiert für eine schrittweise Abtretung des
Nationalstaates zugunsten rechtsförmig organisierter internationaler
Zusammenschlüsse. Selbst wenn die Nation irgendeine legitimierende
Kraft hätte, bliebe sie unter den Bedingungen der Globalisierung ein
veraltetes Modell. Europa müsse sich eine gemeinsame rechtsstaatliche
Ordnung geben. Wenn eine normativ gerechtfertigte staatsbürgerliche
Identität nur noch in der geteilten Mitwirkung am politischen Prozeß
besteht, bedarf es für ein geeintes Europa nicht einer europäischen
Volksgemeinschaft, sondern lediglich einer geteilten Praxis
europäischer Staatsbürger. Wenn für die politische Identität die
kulturelle oder religiöse Herkunft der Bürger keine tragende Rolle
spielt, spricht nichts dagegen, den in Deutschland lebenden Ausländern
die gleichen Teilnahmerechte einzuräumen wie den angestammten
Deutschen. Um Partner im politischen Prozeß zu sein, bedarf es keiner
Volksgenossenschaft, so die zentralen Postulate des Philosophen.

"Zum Verhältnis von Moralität und Sittlichkeit"

In seinem Vortrag greift Jürgen Habermas ein klassisches Thema der
praktischen Philosophie auf, das in seinem Werk eine große Rolle
spielt. Ausgehend von der Kontroverse zwischen Kant und Hegel sowie
unter Einbeziehung von Marx stellt er die Frage, wie sich die
Prinzipien moralischer und politischer Autonomie zu der "sittlichen"
Realität historisch situierter Gemeinwesen verhalten. Er erinnert an
Hegels Konzept der Sittlichkeit und an den Einwand, den Kant dagegen
erheben kann. Aus dieser Diskussion resümiert er ein Zwischenergebnis,
das er dann um die politisch wirksamen sozialen Machtverhältnisse
anreichert, die Marx aufdeckt. Aus diesem kurvenreichen Diskurs
ergeben sich abschließend die Gesichtspunkte, unter denen man auch
eine aktuelle Herausforderung der Gegenwart vielleicht etwas besser
verstehen könne.

Auch heute müsse eine staatliche Politik der Krisenvermeidung, die für
ausreichende Verwertungsbedingungen des Kapitals sorgt, sowohl dem
Legitimationserfordernis einer moralisch gehaltvollen Verfassung wie
dem funktionalen Erfordernis des sozialen Zusammenhalts genügen.
Sozialstaaten müssen das Interesse breiter Schichten an den
rechtlichen und materiellen Voraussetzungen ihrer politischen und
persönlichen Autonomie befriedigen und sind andererseits auf die
Solidarität ihrer Bürger angewiesen, damit Mehrheitsentscheidungen von
der jeweils unterlegenen Minderheit akzeptiert werden und
Wahlentscheidungen nicht ausschließlich im kurzfristigen
Eigeninteresse getroffen werden. Hinzu kommen heute im Kontext einer
politischen Inklusion auch unterschiedliche kulturelle Lebensformen
und subkulturelle Milieus.

Dieses Konfliktpotential könne nur durch das Band einer gemeinsamen
politischen Kultur entschärft werden, in der sich alle Bürger
gleichermaßen wiedererkennen. Diese Kultur sei jedoch kein historisch
gewachsenes Milieu, sondern müsse sich erst herauskristallisieren,
ohne mit rechtlichen und administrativen Mitteln erzeugt werden zu
können. Sie könne bestenfalls aus einer staatsbürgerlichen Praxis
hervorgehen, die alle Bürger bereits gemeinsam ausüben. Dabei könne
die moralische Empörung über soziale und politische Ungerechtigkeiten
als Schrittmacher für die Ausdehnung jener neuen Art politischer
Sittlichkeit dienen, die über soziale und kulturelle Abstände hinweg
Solidarität zwischen Bürgern stiftet, indem die kritische Stimme der
verletzten Grundrechte die Führung übernimmt.

Diese kulturalistischen Überlegungen seien kein liberaler Luxus einer
gehobenen Mittelschicht, denn sie entfernten sich nicht von den
handfesten sozialen Problemen, die im Zuge der kapitalistischen
Krisendynamik entstehen. Aus dieser Sicht ließe sich erst die
Größenordnung des Problems erkennen, das die europäischen Völker heute
lösen müßten, um gegenüber den Imperativen eines weltweit entfesselten
Finanzkapitalismus ihre im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung
eingebüßten politischen Handlungsfähigkeiten auf transnationaler Ebene
wiederzugewinnen. Sie müßten, um die Bestände ihres zerbröckelnden
Sozialstaatsmodells zu retten, die Vertiefung der auf europäischer
Ebene halbwegs institutionalisierten Zusammenarbeit vorantreiben und
ein politisches Gehäuse erst noch hervorbringen. Die Völker müßten den
wirtschaftsnationalen Egoismus ihrer Staaten überwinden, indem sie das
bornierte Bewußtsein ihrer nationalstaatlichen Kulturen durchbrechen
und sich füreinander öffnen. Nur durch die Lösung gemeinsamer Probleme
könnten sie sich auch der gemeinsamen Wurzeln ihrer politischen
Kulturen bewußt werden.

Er formuliere diese Sätze im Irrealis, weil heute die Solidarität
stiftende Quelle der demokratischen Praxis schon im jeweils eigenen
Land versiege, so Habermas. Die politischen Eliten ließen sich von
einer ideologisch aufgebauschten gesellschaftlichen Komplexität
entwaffnen und hätten den Mut zu einer gestaltenden Politik verloren.
Währenddessen hätten sich die nationalen Öffentlichkeiten, die von
fast allen wirklich relevanten Themen ausgetrocknet seien, in Arenen
der Ablenkung und der Gleichgültigkeit, wenn nicht des gegenseitig
geschürten nationalistischen Ressentiments verwandelt. Wolle man es
nicht bei einer düsteren Prognose belassen, könne man von einem
marxistisch aufgeklärten Kant eines lernen: "Der Maulwurf der Vernunft
ist nur in dem Sinne blind, daß er den Widerstand eines ungelösten
Problems erkennt, ohne zu wissen, ob es eine Lösung geben wird. Dabei
ist er hartnäckig genug, um sich trotzdem in seinen Gängen
voranzubuddeln. Diese Gesinnung hat uns Kant, gleichzeitig mit seinen
Einsichten, eingeprägt. Und ist sie nicht das Großartigste an seiner
so großartigen, aufklärenden Philosophie?"
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Theorie erschließen - die Praxis im Blick

An die gemeinsame Lesung des gesamten Vortragstextes samt
Zwischenfragen schloß sich eine lebhafte Diskussion an, in der es
einerseits um das Verständnis der Habermasschen Theoriebildung und
andererseits die Umsetzung in eine konkrete politische Praxis ging.
Der Eindruck, nicht genau verstanden zu haben, was er konkret meint,
mündete in die Kritik, daß er gegen seine eigenen Prinzipien
kommunikativen Handelns verstoße, da sein Vortrag nur auf jene
abziele, die ohnehin in dieser Sphäre zu Hause sind, aber andere nicht
einbeziehe. Dieser akademische Diskurs sei Folge einer
ausdifferenzierten Arbeitsteilung. Äußere er sich in praktischen
politischen Fragen, passe das nicht mit dem zusammen, was er
theoretisch formuliere. Andererseits habe er den Festvortrag in einem
bestimmten Kontext gehalten, weshalb man ihm nicht ankreiden könne,
konkrete Details und praktische Vorschläge auszusparen.

Habermas hat die Studenten 1968 als Linksfaschisten bezeichnet, 1999
den Jugoslawienkrieg gutgeheißen und zum Irak gesagt: Wenn es
überhaupt einen Kriegsgrund gäbe, dann hätten wir ihn. Das kann und
muß man ihm übelnehmen. Indessen findet man bei allen Philosophen jede
Menge Mist, muß sie aber in ihrer jeweiligen Zeit sehen. So würde man
sich etwa den Zugang zu Brechts Werken verbauen, legte man allein
seine Lebensweise zugrunde. Skandalisieren reicht nicht, man muß sich
mit der Theorie auseinandersetzen.

Während Rousseau oder Hobbes noch Modelle eines idealen Staates
entwickelt haben, sieht Hegel diesen im preußischen Staat realisiert
und spricht vom Ende der Geschichte. Indessen hat schon Plato auf der
Höhe der mächtigsten Staatswesen seiner Zeit argumentiert, aber dabei
die Sklavenarbeit als ökonomisches Fundament der Gesellschaft
ausgeblendet. Habermas, der ursprünglich aus der bürgerlichen Linken
kommt, bleibt deutlich hinter den Erkenntnissen gesellschaftlicher
Gewaltverhältnisse zurück, die er eigentlich haben müßte, und führt
eine kulturalistische Debatte, während die materiellen Grundlagen
unerwähnt bleiben. Die Klassenfrage blendet er aus, eine grundlegende
Veränderung der Verhältnisse taucht bei ihm nicht auf.

Der für Habermas zentrale Begriff "Vernunft" bleibt unter diesen
Voraussetzungen ein Herrschaftsbegriff, der sich gegen jene richtet,
die entschieden für ihre Interessen eintreten und sich nicht in die
herrschende Ordnung fügen. Er zielt auf einen Konsens innerhalb
gegebener Voraussetzungen ab, fordert Einsicht in die Notwendigkeit
der herrschenden Verhältnisse. Ist es vernünftig, einen Knecht zu
haben, daß ich reich bin und der andere arm? Revolutionen haben das in
Frage gestellt. Vernünftig wäre es im Betrieb, nicht unter solchem
Zeitdruck zu arbeiten, da sich das auf die Qualität des Produkts
auswirkt. Der Betriebsleiter setzt jedoch angesichts enger zeitlicher
Vorgaben seine ganz andere Vorstellung von Vernunft durch. Vernunft
ist geradezu eine Klassenfrage, als unhinterfragter Kernbegriff
vorausgesetzt, kann sie nur im Zuge eines Herrschaftsdiskurses
erörtert werden.

Viel Raum nahm in der Diskussion die "Theorie des kommunikativen
Handelns" ein, in der Habermas fordert, alle müßten gleichberechtigt
an der Debatte beteiligt werden, und zwischen
verständigungsorientierter und erfolgsorientierter Kommunikation
unterscheidet. Dies sei von Interesse, da eine Diskussion auf gleicher
Ebene in der Gesellschaft nicht vorgesehen sei und in der
betrieblichen Praxis nicht vorkomme. Angesichts dieser ausgrenzenden
Umgangsweise müsse linke Politik im Blick haben, daß sich alle äußern
können: Wir sind nicht Stellvertreter, die für andere sprechen,
sondern sollten dafür sorgen, daß alle mitreden können, die das
Problem lösen wollen. Radikaldemokratische Ansätze seien spannend für
linke Politik.

Allerdings argumentiere Habermas auf einer abstrakten Ebene und blende
dabei die konkreten Hindernisse eines Diskurses auf gleicher Augenhöhe
aus. So werde formale Bürgerbeteiligung in begrenztem Umfang
ermöglicht, die aber spontanem Protest und organisiertem Widerstand
das Wasser abgraben soll. Als in Städten wie New York erste Maßnahmen
gegen den Meeresspiegelanstieg in Angriff genommen wurden, bezog man
die Menschen in den betreffenden Stadtteilen ein. Was aber wird
anschließend von wem beschlossen? Die Debatte ist etwa mit Blick auf
lokale Bürgerentscheide oder Volksentscheide schon sehr viel weiter.
Auch fehlten bei Habermas Aussagen zu den Massenmedien, welche die
öffentliche Kommunikation dominieren und sehr einseitig bestimmen.

Junge AktivistInnen beispielsweise der Klimagerechtigkeitsbewegung
haben Fragen herrschaftsfreier Diskurse längst gestellt und ihre
eigene Gesprächskultur entwickelt, die in mancherlei Beziehung
vorbildlich ist. Auch wird in der Organisation der Klimacamps das
Rotationsprinzip praktiziert, um das Anwachsen ungleicher
Einflußmöglichkeiten zu bremsen. Zu diskutieren wären auch Modelle wie
imperatives Mandat oder Rätedemokratie, zumal sich auch für eine
Basisbewegung solche Fragen unmittelbar stellen, sobald eine
Organisierung auf höherer Ebene für erforderlich erachtet wird. Der
Übergang in institutionalisierte und professionalisierte Strukturen
ist zwangsläufig mit anwachsenden Problemen verbunden. Das zeichnet
sich bereits im Hambacher Forst in Gestalt der Übernahme durch große
NGOs ab. Nicht um die Bewegung zu idealisieren, doch als konkretes
Beispiel angeführt, täte die Linke als Partei gut daran, an diese
Bewegungen, die andere Kommunikationskulturen entwickeln und andere
Fragen aufwerfen, stärker anzukoppeln und dies mit der sozialen Frage
im Rahmen einer gesellschaftlichen Veränderung zu verbinden.

Wie vieles, was Habermas sagt, klingen auch seine Aussagen zu Europa
auf den ersten Blick ansprechend. Wenngleich er aus guten Gründen vage
bleibt, gibt er am Ende doch deutliche Signale. Er beklagt den Verlust
der Eliten an Handlungskompetenz, was im Umkehrschluß nur bedeuten
kann, daß er deren Handlungsmacht gutheißt und wiederhergestellt sehen
will. Er ist ein Protagonist der herrschenden Ordnung, die er
tendentiell durch ein internationales Finanzkapital gefährdet sieht.
Er verteidigt also das klassische deutsche Kapital gegen global
agierende Kräfte. Auch spricht er von Europa, wenn er die EU meint,
die ja kein Projekt der Völker Europas, sondern der führenden
Nationalstaaten und ihrer Kapitalfraktionen ist. Als linksbürgerlicher
Intellektueller versteht es Habermas, am Rande dessen zu navigieren,
was fortschrittlich klingt und gerade deswegen geeignet ist, kritische
Geister einzubinden und von einer antikapitalistischen Position und
Staatskritik abzuhalten. So bleibt er als einer der letzten
"öffentlichen Intellektuellen" des Landes, der sich in aktuellen
Debatten zu Wort meldet und dabei einer gewissen Beachtung erfreut,
was er immer schon war: Staatsphilosoph der Bundesrepublik.

Einigkeit herrschte in der Diskussionsrunde darüber, daß der Ansatz,
Habermas zum Anlaß einer theoretischen Auseinandersetzung mit den
Philosophen zu nehmen, anregend und fruchtbar war. Zum einen erwachse
daraus das kritische Interesse, sich noch eingehender mit Habermas zu
befassen, zum anderen kämen dabei Themen zur Sprache, die für eine
linke Praxis bedeutsam und weiterführend seien.
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Treffpunkt Linkes Zentrum Bauerweg in Elmshorn
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Fußnoten:


[1] www.sueddeutsche.de/news/wissen/philosophie-der-politische-intellektuellejuergen-habermas-wird-90-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-190617-99-679993

[2] Hans Heinz Holz: Die Sinnlichkeit der Vernunft, S. 225 ff.

[3] www.taz.de/90-Geburtstag-von-Juergen-Habermas/!5600386/

[4] www.trend.infopartisan.net/trd0216/t050216.html

[5] www.linke-sh.de/2019/habermas-staatsphilosoph-der-brd/

[6] www.normativeorders.net/de/aktuelles/meldungen/69-veranstaltungen/7291-noch-einmal-moralitaet-und-sittlichkeit
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





INTERVIEW/442: Manifest für Gegenkultur - Dauerthemen im Blick ...    Ekinsu Devrim Danis im Gespräch (SB)


Ekinsu Devrim Danis ist Redakteurin der türkischen Zeitung Yeni E. Auf der
Künstlerkonferenz der Kulturzeitschrift Melodie & Rhythmus, die am 8. Juni im
Heimathafen Berlin-Neukölln [1] stattfand, war sie an einem Panel über die
gesellschaftliche Rolle von Medien beteiligt. Im Anschluß beantwortete sie dem
Schattenblick einige Fragen zum Stand linker Kämpfe in der Türkei und ihrer
medialen Repräsentation.
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Ekinsu Devrim Danis
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Schattenblick (SB): Frau Danis, könnten Sie etwas zur Situation der Medien in
der Türkei und dem Ausmaß an Repression sagen, der sie ausgesetzt sind?

Ekinsu Devrim Danis (EDD): In der Türkei gibt es zwei große Linien in den
Mainstreammedien. Die eine vertritt die politischen Positionen säkularer
bürgerlicher Kreise und Parteien, die andere reflektiert kurdische Interessen
und ist daher meist stärker von staatlicher Repression betroffen. Das gilt
allerdings für alle herrschaftskritischen Medien. Soweit ich weiß, ist die
Türkei das Land, in dem sich am meisten JournalistInnen im Gefängnis befinden.

SB: Die durch den Kampf um den Gezi-Park 2013 ausgelösten Proteste hatten
anfangs den Erhalt der dort stehenden Bäume zum Gegenstand. Inwiefern spielen
ökologische Probleme heute eine Rolle in der Linken der Türkei? 

EDD: Zunächst ging es wirklich um die Rodung der Bäume, aber dann hat sich der
Protest gewandelt, hat sich gegen die Unterdrückung der Meinungsfreiheit und
auch gegen die Einmischung der Regierenden in die Lebensweise der Menschen
gerichtet. Es war eine Protestbewegung, an der auch Sozialdemokraten, Linke und
Linksnationale teilgenommen haben. Das hat dazu geführt, daß die Menschen die
Informationen, die sie bis dahin bekommen haben, hinterfragten. Sie haben
sich gefragt, wie die Medien, wenn sie die Gezi-Proteste totschweigen, dann wohl
über die Entwicklung in den kurdischen Regionen berichten. Wenn das wirklich
unsere einzige Nachrichtenquelle war, sind wir dann nicht die ganze Zeit
betrogen worden?

Das hat dazu geführt, daß die Menschen mehr Sympathie für die kurdische Bewegung
entwickelt haben. An den Gezi-Park-Protesten haben sich zu Beginn eher türkische
Kräfte beteiligt, aber die kurdischen Kräfte sind dann dazugestoßen und es
ist diese Atmosphäre entstanden, in der die Frage der Brüderlichkeit oder
Schwesterlichkeit der Völker eine gewichtigere Rolle gespielt hat.

SB: In der Linken der Bundesrepublik findet eine Auseinandersetzung um das
Verhältnis von Klassen- und Identitätspolitik statt. Welche Rolle spielen die
Kämpfe feministischer oder queerer Bewegungen in der türkischen Linken? 

EDD: Seit Gezi werden die Entwicklungen in der kurdischen Bewegung wie auch der
LGBT-Bewegung mit mehr Sensibilität verfolgt. In Europa werden die Kämpfe zum
Beispiel der feministischen Bewegung etwas intensiver geführt, und man hat in
der Türkei aus den Erfahrungen dieser Bewegungen gelernt. Vielleicht kann man
sagen, daß die kurdische Bewegung den anderen einen Schritt voraus war, wenn es
darum ging, die feministische Bewegung oder Identitätsbewegungen wie LGBT und
andere zu unterstützen, weil sie diese Erfahrung am eigenen Leibe gemacht
hat. Wir denken, ob jetzt Umweltbewegung, LGBT-Bewegung oder feministische
Bewegung, all das kann nicht getrennt betrachtet werden von der
Arbeiterbewegung. All das findet schließlich auf der Ebene der kapitalistischen
Machtverhältnisse statt. Deswegen muß man auch diese Kämpfe dagegen in Stellung
bringen und die Klassenfrage stellen, also alle Kämpfe unter diesem
Gesichtspunkt führen.

SB: Die Linke in der Türkei war lange Zeit sehr radikal und auch stark,
zumindest aus der Wahrnehmung hier in der Bundesrepublik. Halten Sie es für
möglich, daß die Linke in der Türkei im Kampf gegen das AKP-Regime einen
Neubeginn wagt und wieder stärker wird? 

EDD: Insbesondere nach dem Gezi-Widerstand hat sich die Auffassung vom
politischen Kampf in den linken Kreisen der Türkei etwas geändert. Viele sind
dazu übergegangen, daß man eine postmoderne linke Kampflinie vorzieht, das
heißt, viele sagen, die Arbeiterbewegung oder die Arbeiterklasse gehört der
Vergangenheit an, von der Arbeiterklasse angeführte Kämpfe brauchen wir heute
nicht mehr, wir brauchen heute die Kämpfe der Minderheiten, die wir zusammenführen
sollen, ob das jetzt Umweltbewegung, feministische Bewegung oder
LGBT-Bewegung ist. 

Das ist nicht unsere Auffassung des Kampfes. So hält zum Beispiel die Partei der
Arbeit ( EMEP) in der Türkei an der "klassischen" Linie des Kampfes, an der
Orientierung an der Arbeiterklasse fest. In der postmarxistischen Entwicklung
wurde die Arbeiterklasse aufgegeben, man hat sich nicht mehr an ihr orientiert,
sondern eher an gesellschaftlichen Kämpfen oder Bewegungen wie zum Beispiel der
Gezi-Bewegung in der Türkei, dem arabischen Frühling in Tunesien oder der
Bewegung der Gelbwesten in Frankreich. Die postmarxistische Linke ist der
Ansicht, daß dies Formen des Kampfes sind, die wir heute brauchen oder die heute
angesagt sind.

SB: Versuchen migrantische Gruppen wie etwa die türkische und kurdische Linke in
der Bundesrepublik, die politische Entwicklung in der Türkei auch von außen zu
beeinflussen?

EDD: Ich denke, daß es in den Ländern außerhalb der Türkei auch soziale Probleme
und andere Fragestellungen gibt. Die Menschen, die dort leben, sind Teil der
Arbeiterklasse der jeweiligen Länder. Meiner Ansicht nach sollten sie sich
weniger um die Probleme in der Türkei kümmern, denn ihre erste Aufgabe sollte
darin bestehen, sich am Klassenkampf in den Ländern zu beteiligen, in denen sie
leben, und dafür zu sorgen, so viele Menschen wie möglich zu erreichen, also
auch türkeistämmige Menschen, und sie dafür zu gewinnen, daß sie als Teil der
Klasse am Klassenkampf teilnehmen.

SB: Frau Danis, vielen Dank für das Gespräch.
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Medienkritik auf der Künstlerkonferenz
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Fußnote:


[1] BERICHT/338: Manifest für Gegenkultur - Gefahren und Chancen ... (SB)

http://schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0338.html 
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MEINUNG/089: Planwirtschaft als Zukunftsmodell einer Postwachstumsgesellschaft? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Planwirtschaft als Zukunftsmodell einer Postwachstumsgesellschaft?


Von Günter Buhlke, 15. Juli 2019



Seit der Oktoberrevolution 1917 bemühen sich
Wirtschaftswissenschaftler, Politologen und andere wissenschaftliche
Disziplinen, die Planwirtschaft als ein effektiveres
gesellschaftliches Führungskonzept einzuführen. Die kapitalistische
Marktwirtschaft, allein mit freien unternehmerischen Entscheidungen
führte bekanntlich zu Krisen, Ungleichheiten, sozialen Sorgen. Kriege
waren immer eine Option der Marktwirtschaft.

Die Realitäten aber, ob mit oder ohne Staat, bestimmen die praktischen
Situationen: Ohne Regeln oder Gesetze des Staates haben sich
unternehmerische Entwicklungen in der Geschichte der Welt allein nie
vollziehen können. Der feudale, kapitalistische Staat legte
Steuersätze fest, bestimmt Flächenräume für den Städtebau, für
Straßen, Eisenbahnen, Flugplätze und beschränkte die Belastung der
Umwelt. Preise für öffentliche Dienstleistungen hängen von staatlichen
Entscheidungen ab. Er regelte seine internationalen Beziehungen, auch
für privatwirtschaftliche Bereiche.

Die staatliche Planwirtschaft wurde in Russland im Verlauf einer
Revolution eingeführt. Praktische Erfahrungen im Umfang eines ganzen
Landes lagen weltweit nicht vor. Wohl aber Erinnerungen aus
urchristlichen Zeiten mit Gemeinwirtschaften und Anregungen der
Engländer Thomas Morus, immerhin ein Lordkanzler und Rechtsanwalt von
London, zum Eigentum und David Hume zu Genossenschaften. Die
Wirtschaft des Landes und Jahre später andere sozialistische Partner
z.B. die DDR, durchlebten mehrere planerische Experimentierphasen.
Staatliches Eigentum an Produktionsanlagen und genossenschaftliches in
der Landwirtschaft (Kolchosen) bestimmten seitdem die Volkswirtschaft.

Marx, Engels u.a. hatten als ihr Erbe umfangreiche Nachweise
hinterlassen, wie die kapitalistische Gewinnlogik in den
Wirtschaftsprozessen abläuft und wie Kapitalkreisläufe funktionieren.
Sie gaben kaum Anregungen, wie reale sozialistische Planungen im
praktischen Leben geregelt sein könnten.

Inzwischen hat die Menschheit erfahren, dass die Wirtschaftsweise des
Kapitalismus mit zyklischen Krisen und mit strukturellen Großkrisen
(1929, 2010), Ungleichheiten, Naturzerstörungen und Kriegen um
Rohstoffe und Absatzmärkte verbunden ist.

Die Suche nach gesellschaftlichen Alternativen steht seit 1917 auf der
Tagesordnung vieler Länder der Welt. Zum Beispiel in Asien, China,
Vietnam, der Mongolei, Nordkorea und in Lateinamerika, Mexiko, Kuba,
Venezuela und acht weiteren Staaten. Zum Ende der Kolonialzeit suchten
auch in Afrika Staaten nach Wegen, selbstbestimmte Volkswirtschaften
zu entwickeln. Russland ist kein Sonderfall der Geschichte.

Die Frage, ob die Planwirtschaft ein dauerhaftes Zukunftsmodell einer
Postwachstumsgesellschaft sein könnte, ist ohne größeren
Analyseaufwand schlüssig zu beantworten.


1. Die Antwort

Unabhängig vom Zukunftszeitraum, kann sie mit einem klaren "Ja"
bestätigt werden. Qualitativ höhere und beständige Zukunftsmodelle
werden aus heutiger Sicht von sozialen und naturschonenden Logiken
geprägt sein. Das bedeutet, dass die großen Bereiche der
Daseinsvorsorge von staatlichen und kommunalen Landesverwaltungen und
wissenschaftlichen Einrichtungen vorgedacht und die Zielstellungen
demokratisch festgelegt werden. Z.B. die Deckung des materiellen und
ideellen Bedarfs der Bevölkerung (Arbeit, Wohnen, Bildung, Gesundheit,
u.ä), die Erfordernisse für Wissenschaft und Forschung, kulturelle
Entwicklungen, Verkehrs- und Kommunikationsbereiche, die Gebiete der
internationalen Zusammenarbeit etc.

Planungen sind in ihrem Kern Führungsinstrumente. Sie sind mit Zahlen
festgelegte und erläuternde Entwicklungsstrategien der Länder. Die
staatliche Planung und Programme der Marktwirtschaft sind mit der
Profitlogik verbunden. Sie sind überwiegend linear aufgestellt,
unbilanziert und meist unverbindlich ausgestaltet. Nur der
Staatshaushalt plant für die staatlichen Bereiche ein detailliertes
Zahlenwerk mit Gesetzkraft, wie auch die Besteuerung der Bevölkerung,
der Wirtschaft, sowie ausgewählte Tarife und Gebühren für
Dienstleistungen. Umweltdaten und andere Verhaltensnormen gehören
gleichfalls zu staatlichen Auflagen.

Es gibt weitere Gründe für die staatliche Planung: Anforderungen aus
der Globalisierung und internationalen Zusammenarbeit zum Schutz des
Friedens, Integration der Migrationen, Durchsetzung der Menschenrechte
und Beschlüsse der UNO. Die Digitalisierung und die Verletzlichkeit
der Computernetze brauchen vom Plansystem erfasste staatliche
Regelungen, ausgestattet mit finanziellen Festlegungen.

Ein deutliches "Nein" kommt, wenn die Originalstruktur der
DDR-Planungssysteme gemeint ist. Die Planung der DDR hatte andere
spezielle historische Hintergründe in Zeit und Raum. Ein freier Zugang
zu finanziellen und materiellen Ressourcen war ihr im Kalten Krieg
verwehrt. Die Aufrechterhaltung des normalen Lebens erforderte
detaillierte Planfestlegungen. Die Ausgangslage war ungünstig und
elektronische Datenverarbeitung und -übermittlung als wichtige
Instrumente einer Planung stand erst in den Anfängen ihrer
Entwicklung. Ein Idealweg für die Volkswirtschaft war schwer zu
finden.

Für die "JA" oder "NEIN" Debatte sind weitere Informationen und
Klarstellungen erforderlich:

a) Die Menschheitsgeschichte war immer von Planungshandlungen
begleitet. Erinnert sei an die Beschaffung von Nahrung über die Zucht
von Pflanzen und Tieren. Monarchen und kapitalistische Regierungen
kamen nicht umhin, ihre Budgets, ihre Verkehrswege, den Unterhalt
ihres Militärs, ihre Entdeckungs- und Eroberungszüge zu planen. Auch
die Entwicklung von Wissenschaft und Technologien brauchten eine
Vorausschau und finanzielle und materielle Festlegungen in einem Plan.

b) Die bürgerliche Wirtschaftswissenschaft kennt unternehmerische
Planungsprozesse und definiert sie als die geistige Beschäftigung mit
der Zukunft und der Suche nach den besten Möglichkeiten (z.B. Günter
Wöhe, Einführung in die allgemeine Betriebswirtschaft, Verlag Vahlen)
[1]. Endziele der Planung sind in allen Gesellschaftsordnungen die
Befriedigung der Gemeinschaftsbedürfnisse gewesen, wenn Kriege nicht
betrachtet werden.

c) Ein weiterer Erkenntnispunkt, der Aufklärung bedarf: Staatliche
Planung ist a priori nicht gleich Sozialismus, wie auch
Marktwirtschaft nicht gleich Demokratie bedeutet. Lobby mit ihrem
demokratieschädlichen und egoistischen Wesen ist Teil der
Marktwirtschaft.

d) Die Hauptunterschiede der sozialistischen und kapitalistischen
Planung liegen in den Endzielen: Im Kapitalismus ist es die Vermehrung
des Geldes, genauer des Profits (des Surplus Teil des Gewinns laut
Marx) für wenige. Die sozialistischen Alternativen streben eine
Verbesserung der materiellen und ideellen Bedingungen, des Gemeinwohls
für alle Mitglieder der Gesellschaft an; gleichberechtigt und unter
Wahrung der Würde.

Der Prozess in beiden Ziellinien verläuft zunächst in einer Mischform.
Ein weiterer Unterschied: Planprojekte unterlagen in der DDR der
Bilanzierung als eine wesentliche zweite Säule des Planungssystems.
Arbeitslosigkeit war in der DDR im Wesentlichen unbekannt. Das
Arbeitsvermögen der Bürger war keine disponible Größe wie in der
Marktwirtschaft. Kaum Unterschiede bestanden in der Organisation der
Betriebswirtschaft. Beide verwenden Kontenführungen,
Preiskalkulationen, Marktforschungen, Vertragsrechte, Gütekontrollen,
Automatisierungen, Lohntarife und ähnliche Instrumente.

e) Die Planung der DDR war zentralistisch für alle Bereiche angelegt,
mit einem Entscheidungsprimat der SED. Sie vermochte es, die
Grundbedürfnisse für die Wirtschaft und die Bevölkerung abzusichern.
Vieles aus den Bereichen der Konsumgüter, der Dienstleistungen blieb
unerfüllt, wie auch der Wohnstandard nicht für alle optimal war. Das
zwingt zur Ursachenforschung in objektiven und subjektiven Bereichen.
Die SPK bestimmte 1989 über 449 Staatsplanpositionen (Erzeugnisse),
die Minister über 698. Es gehört in das Kuriositätenkabinett, dass
sich Ministergremien mit Toilettenpapier oder Büstenhaltern
beschäftigt haben. Lichtblicke waren die zweijährigen Zusammenkünfte
des Chefs der Plankommission mit den Verantwortlichen der Kombinate,
um zu beraten, was in der Planungs- und Bilanzordnung zu verbessern
sei. Das Entscheidungsmonopol der SED ließ Entwicklungsmöglichkeiten
liegen, wenn die Sicherheit des sozialistischen Systems gefährdet war.
Wichtig ist zur Kenntnis zu nehmen: Die Leistungen der DDR sind im
Kontext der Gegebenheiten des Kalten Krieges des 20. Jahrhunderts zu
bewerten.

f) Das Bedürfnis der Bevölkerung, der Wirtschaft und der Regierungen
nach Planungssicherheiten erfordert die Interaktion zwischen Politik
(Parlament, Regierung, Justiz), Wissenschaften und der Wirtschaft
beruhend auf demokratischen Prinzipien, ohne einengende ideologische
Brillen.

g) Rechtliche Regelungen der DDR konzentrierten sich überwiegend auf
das Wesentliche der Projektdurchführung. Jahrelange Zeitverzögerungen
(Flugplatz Berlin, Oper Hamburg und viele mehr) waren unbekannt. Das
Arbeitsrecht der DDR kannte keine Zeitverträge und tariflichen
Unterschiede in der Belohnung zwischen Frauen und Männern bei gleichen
Arbeitsanforderungen. Flächendeckende Zeitverträge wurden erst unter
der Regierung Schröder per Gesetz großflächig eingeführt.
Eine Gesetzesnovelle sollte Zeitverträge nicht mehr zulassen und
Tarifunterschiede für gleiche Arbeit in den unterschiedlichen Regionen
von den Tarifpartnern aus der Wirtschaft und der Gewerkschaft mit der
Kraft des Parlaments aufheben lassen. Der wissenschaftliche Nachwuchs
und Arbeitnehmer hätten bessere Zukunftssicherheiten. Aus
Zeitverträgen und prekärer Arbeit entspringen ökonomische Zwänge, die
die persönliche Freiheit einschränken.

h) Die in die Planung aufgenommenen finanziellen Werbemittel der
DDR-Wirtschaft waren vor allem für die Erläuterung des Gebrauchswerts
der Erzeugnisse vorgesehen; nicht zur Ausweitung des Konsumverhaltens
der Käufer. Ressourcen- und energieaufwendige nicht notwendige
Produkte, so wie Wegwerfartikel fanden keinen oder nur schwer Eingang
in die Planungen.


2. Zukunftsmodelle mit Planwirtschaften und partizipativer
parlamentarischer Demokratie

Die Zukunft ist mit den praktischen Erfahrungen der globalen Welt
heute ohne Planwirtschaft nicht mehr denkbar. Sie erfordert aber
notwendige Erneuerungen der repräsentativen Parteiendemokratie in
Richtung partizipativer Demokratie.

Alle großen Gesellschaftsschichten werden in Zukunft das Recht haben,
an der Ausarbeitung von planbaren Zielstellungen des Landes
teilzunehmen. Das erfordert unter anderem die Modifizierung der
Wahlsysteme zur Besetzung der Parlamente und Gemeinderäte. Nach
heutiger Gesetzeslage gibt der Wähler am Ende der Wahltermine in
Deutschland seine Rechte zur Mitbestimmung an die Abgeordneten ab, die
ihrem Gewissen folgen sollen. Der Einfluss des Souveräns auf die
Mitbestimmung der großen Gesellschafts- und Planungsziele bleibt auf
außerparlamentarische Aktionen mit vielen juristischen und
zeitraubenden Hürden beschränkt. Im Parlament haben
Frauenvertretungen, Gewerkschaften, die Vertreter der Kultur, der
Wissenschaft und der Jugend keine eigene Stimme.

Moderne Kommunikationstechniken sollten Probleme aus Zeiten des
Weimarer Parlaments vermeiden und den Einzug ins Parlament mit 3 %
Stimmenanteil ermöglichen. Es ist schon länger an der Zeit, der Jugend
ein aktives Wahlrecht mit 16 Jahren einzuräumen. Die Wirtschaft
besitzt mit der Lobby legale Möglichkeiten, um im Parlament und der
Regierung die Interessen der Wirtschaft bei Zukunftsplanungen zu
platzieren. Bildung und Medien kommen ihrer Aufgabe nicht ausreichend
nach, Aufklärung über die großen Zusammenhänge zwischen Wirtschaft und
Politik zu betreiben.

Zwischen Wünschen und finanziellen Möglichkeiten klaffen bei den
Wählern oftmals große verständliche Differenzen. Das zu ändern wäre
Aufgabe der Grundausbildung in den Schulen und der medialen
Meinungsbildner. Künftige demokratische Gesellschaften leben von der
aktiven Wahrnehmung der Mitwirkungspflichten der Bürger, die
anderseits für ihr persönliches Fortkommen selbst verantwortlich sind.
Für ihre Sicherheit hat der Staat mit seinen Organen zu sorgen.


3. Ohne Wissenschaft ist die Zukunft zum Wohle der
Gemeinschaft nicht gestaltbar

Zukunftsgedanken, Visionen, Utopien sind so alt wie Homo Sapiens. Das
Trio enthält in seinem Inneren Triebkräfte des Menschen, um bessere
Lebensbedingungen zu erreichen. Wer an die Zukunft denkt, stellt sich
auch die Wegstrecken vor, um künftige Gefilde zu erreichen.

D.F. Maza Zavala, Ex-Direktor der venezolanischen Zentralbank und
Wirtschaftswissenschaftler, schrieb in seinem Sachbuch "Die
Mechanismen der Abhängigkeiten" (span.) 1978, Zitat: "Jedes
Großprojekt wird mit einer Vision geboren und es stirbt mit der
Resignation. Die Zukunft ist in allen Bereichen zunächst eine
Gedankenvorstellung, die mögliche Realitäten verkörpert. Es gilt, die
Vision wissenschaftlich auf der Grundlage praktischer Erfahrungen auf
PRO und KONTRA zu überprüfen." Das Trio beschreibt Idealzustände,
nicht aber den Weg.

Der Wissenschaft kommt die Aufgabe zu, auch die Bedingungen der
Wegstrecke und alle Umstände zu erkennen, wie das Ziel erreicht werden
kann. Zugleich, was erforderlich ist, um das Zielprojekt dauerhaft zu
gründen.

Die Philosophen Heraklit (alles fließt) und Hegel (die Kenntnis der
konkreten Bedingungen in Zeit und Raum stehen für den Erfolg, der
Lehrmeister ist die Erfahrung) geben uns Hilfestellung, auch für das
Zukunftsmodell Planwirtschaft.

Wissenschaftlich ist das Planungsmodell der DDR auf den Prüfstand zu
stellen, wie es unter den künftigen Bedingungen einer neuen
Eigentumsstruktur der Wirtschaft (staatliches, genossenschaftliches
und privates) und den neuen staatlichen und kommunalen Verwaltungen
dem Land dauerhafte Fortschrittsimpulse geben kann. Die Aussagekraft
aller relevanten wirtschaftlichen Kennziffern für Unternehmen, die
Regierungsverwaltung, müsste analysiert werden, wie auch die Steuer-
und Abgabesysteme. Gesetze über Arbeitsrechte, der Aufgaben der Banken
und Versicherungen u.v.a. wären zu novellieren.

Die Bedarfs-, Markt- und Preisforschungen werden weiterhin wichtige
Aufgaben zu erfüllen haben. Viele Gebiete rufen nach
wissenschaftlichen Lösungen, auch die Vereinfachung der staatlichen
Verwaltungsprozesse und der Abbau der Bürokratie. Die Ökologie und die
Globalisierung brauchen starke wissenschaftliche Untersuchungen.
Fortschritte werden hinfällig, wenn der Frieden nicht gesichert werden
kann. Die Konfliktforschung und die Umsetzung ihrer Ergebnisse werden
gewichtige Aufgabenfelder.


4. Die letzte Phase der Marktwirtschaft

Seit der Wendezeit um 1990 tönen Siegesfanfaren in monatlichen
TV-Produktionen, Printmedien und auf öffentlichen Ausstellungen. "Die
Sozialismusidee ist tot und außerdem war und ist sie schlecht".
Francis Fukoyama hat seine Erklärung vom Tod des Sozialismus und vom
Ende der Geschichte im Stil des Galileo Galilei revidiert.
Scholl-Latours gutgemeinte Auffassung, dass das Hegemoniestreben der
USA 1990 zu Ende gegangen sei, hat sich in der Folgezeit als irrig
herausgestellt.

Doch was ist real unter der Antipode Marktwirtschaft in den
vergangenen 30 Jahren in der Welt geschehen?

Mit ihren neoliberalen Konzepten des Washingtoner Consensus (weniger
Staat und Steuern, Privatisierungen, Lobby bei
Gesetzgebungsverfahren), und zweitens mit dem Fokus auf den
Finanzmarkt (Zugriffe auf die Staatshaushalte, Geschäftsmodelle der
Verschuldung, Steuerflucht, Schattenbanken, betrügerische Derivate)
befindet sich die Marktwirtschaft in ihrer Endphase. Das Flaggschiff
Deutsche Bank rutscht durch Manipulationshandlungen des Vorstandes
gegen Gesetzesregeln des USA Marktes, sowie nach der Strukturkrise der
Marktwirtschaft von 2010, die sie mit verursacht hat, an den Börsen
immer tiefer. Ihre Aktionäre wurden mit dem Wertverfall
entschädigungslos enteignet, darunter viele, die mit den Aktien
Vorsorge für ihre Rentnerzeit betreiben wollten. Die Bayer AG
durchlebt ein ähnliches Szenarium. Deutsche Autokonzerne halten ihre
Marktpositionen mit Betrügereien und sie verschlafen die Zeitläufe der
Elektromobilität. Andere große Monopolgebilde, wie Facebook, Amazon,
Google, Apple entziehen sich einfach nationalen Steuergesetzgebungen,
so wie die absoluten Herrscher in der Blütezeit des Feudalismus.
Unkontrollierte Schattenbanken bewegen größere Kapitalvolumina als
zugelassene Geldhäuser. Kapital vagabundiert in der Welt und findet
keine Anlagemöglichkeiten zur Verwertung, gemäß ihren übersteigerten
Profitvorstellungen aus normalen Kreisläufen der Wirtschaft und
Gesellschaft.

Präsident Trump negiert allgemein anerkannte Normen des Welthandels,
verlässt das Klimaschutzabkommen von Paris, zündelt in der Iranfrage.
Sein Militärapparat sucht beharrlich neue riskante Abenteuer.

Die wirtschaftlichen und sozialen Disproportionen zwischen der ersten
und dritten Welt werden nicht verringert. Krisenschwangere
Ungleichheiten nehmen national und international zu. Der Aufkauf von
fruchtbaren Ackerflächen in Afrika und Lateinamerika entziehen der
dortigen Bevölkerung die Lebensgrundlagen und lösen zusammen mit
Kriegen Migrationswellen aus.

Nur noch zwei Triebfedern treiben offensichtlich die Marktwirtschaft
voran: Die Kapitalanhäufung in wenigen Händen und die
Hegemoniebestrebungen des Finanzkapitals. Erfordernisse und Wünsche
der Gemeinschaft spielen kaum noch eine Rolle für die obere
Machtetage. Die Werte der Humanität, Moral, Toleranz, soziale Rechte
sind zu Fremdworten geworden.

Die europäische Justiz vermeidet Urteile in Verfahren gegen die
Oberschicht. Der kostbare Schatz des Humanismus, der Frieden, wurde
nach Kriegen der jüngeren Zeit unsicherer (Libyen, Irak, Syrien,
Afghanistan, Kolumbien).

Der Zukunftshimmel verdüstert sich. Die Stimmungsbilder sind aus
aktuellen Wahlergebnissen und von Protestbewegungen der Jugend
"Fridays for Future" ablesbar. Dennoch, Geschichte bleibt nicht
stehen, lehrt die Vergangenheit (Heraklit).

"Will man den Höllensturz der menschlichen Gattung verhindern,
schreibt der konservative Denker und Mitherausgeber der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung Frank Schirrmacher [2], dann muss sich der
Kapitalismus grundlegend ändern - und wir uns mit ihm".


5. Wachstum und kein Ende?

Gottvater Zeus ließ Prometheus an einem Felsen des Kaukasus
anschmieden, als Strafe dafür, dass er das Feuer des Himmels stahl und
den Menschen brachte. Schmerzvoll ertrug er sein Schicksal in der
Hoffnung, mit Zeus zu einer Verständigung zu gelangen (Aischylos,
Inselverlag, Leipzig 1975).

Feuer hat bekanntlich gegensätzliche Eigenschaften. Seine Beherrschung
kann den Menschen in vielfacher Weise nützlich sein. Es macht Erze
schmiedbar, kann Maschinen antreiben, macht Nahrung genießbarer,
schützt vor Kälte. Anderseits kann Feuer verheerende Katastrophen und
Schäden verursachen.

Wirtschaftswachstum ist gleichfalls ambivalent. Mittels Arbeit kann es
Segen für die Menschen bringen. Etwa ausreichend Nahrung, Wohnstätten,
Bildungs-, Gesundheitseinrichtungen und Kultur. Immer dann, wenn es
der Mensch und die Gesellschaft planmäßig anstreben.

Im Sog des Wachstums entstehen Arbeitsplätze. Gewerbebetriebe können
sich entwickeln. Kultur und Wissenschaft erhalten mit den Wachstum
Wirkungsfelder. Materielles und finanzielles Wachstum wird benötigt,
um den vorhandenen Bestand an Verkehrseinrichtungen, an Immobilien,
der Kultur, Bildung, Sport zu erneuern oder zu erweitern. Es ist
erforderlich für eine geordnete Finanzausstattung der Städte und
Gemeinden. aus der Quelle des Steuertopfes. Auch für Aufgaben des
naturschonenden Recyclings wird ein wachsendes Geldvolumen benötigt.

Die Lebensgesetze der Menschheit bedingen, das ein Grundwachstum kein
Ende nehmen darf. Es ist mit der Evolution verbunden.

Wachstum besitzt gleichfalls negative Wirkungen besonders dort, wo es
unkontrolliert verläuft und eng mit der Profitlogik oder der reinen
Geldanhäufung verbunden ist. Profit und der mit Werbung verbundene
Konsumwahn sind an erster Stelle als schädliche Wachstumstreiber zu
nennen. Wissenschaftliche Untersuchungen bezeugen erstens, dass ein
wachsender Ressourcenverbrauch der Produktion, steigende
Energieerzeugung und zunehmender Fahrzeugverkehr physikalische Gesetze
in der Natur negativ beeinflussen. Unkontrollierter hoher Einsatz von
Chemikalien in der Landwirtschaft und Pflanzenschutzmittel verursachen
höhere Sterberaten in der Tierwelt. Die ungebremste und ungeplante
Produktion für den Konsum führt zur Vermüllung der Meere. Die zweite
bedenkliche Folge des Wachstums der Industrieländer verursacht
weltweite Disproportionen zu den zurückgebliebenen Ländern (World
Inequuality Report, Thomas Piquetty) [3]. Der ungeplante
Entwicklungsprozess schafft Gewinner und Verlierer. Globale Spannungen
wachsen in Afrika, Asien und Lateinamerika. Ein dritter negativer
Bereich ensteht aus unkontrolliertem Wachstum durch ein
Auseinanderklaffen der Einkommensverhältnisse zwischen den unteren und
mittleren Gesellschaftsbereich und denen da Oben, die für das Wachstum
in der Gesellschaft Verantwortung tragen.

Ein Lösungsweg, die schädlichen Effekte einzuschränken, könnte darin
bestehen, mit einer demokratischen Produktionsplanung in den Bereichen
der Daseinsvorsorge das notwendige Wachstum zur Anpassung an die
wachsende Bevölkerungszahl, zum Ersatz verbrauchter Anlagen, zum
Ausgleich in zurückgebliebene Bereiche zu lenken, sowie zu
kontrollieren. Die Einhaltung staatlicher Gesetze zum Naturschutz ist
ohne Ausnahmen unerlässlich.

Wachstum ist eine humane und zugleich globale Problemstellung. Es muss
als eine andauernde Summe menschlicher Leistungen auf der Wegstrecke
in die Zukunft definiert werden. Wachstum braucht eine verlässliche
Messung der Leistungen und Tätigkeiten im Verlauf eines Arbeitsjahres.
Debatten sind noch zu führen, ob die marktwirtschaftliche Kennziffer
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ausreichend ist. Im Schwerpunkt misst
sie nur den Geldzuwachs. Doch Geld ist nicht alles. Die
Menschengemeinschaft braucht zunächst Nahrung, Wohnungen,
Verkehrswege, saubere Luft, Schulen, Theater etc. also materielle
Dinge zum Leben. Die Kennziffer Industrielle Warenproduktion (IWP) der
DDR war ein Versuch Leistungen anders zu messen. Sie ist neu zu
bewerten.

Die Generalversammlung der UNO hat Millenniumsziele bis 2030
empfohlen. Das Ziel Nr. 7 sieht vor, eine ökologische Nachhaltigkeit
zu erreichen und den kommenden Generationen Gerechtigkeit zukommen zu
lassen [4]. Das Pariser Umweltabkommen beschreibt dazu Wegstrecken.

Die Menschheit stellt sich hohe Entwicklungsziele. Unter anderem den
Mars zu besuchen. Wissenschaftler arbeiten an Varianten, das
technologisch hochkomplizierte Projekt zu lösen. Um wie viel einfacher
(?) wäre ein Vorhaben, der Vernunft und es guten Willens, zum 75.
Jahrestag der Erklärung der Menschenrechte im Jahr 2023 eine weltweite
Verpflichtung der Länder einzugehen, die Militärhaushalte jährlich um
5 % zugunsten ziviler Projekte umzuwidmen. Laut SIPRI beliefen sich
die weltweiten Rüstungsausgaben 2016 auf 1,572 Billionen Euro. Viele
positive Wachstumsvorhaben wären finanzierbar.


6. Der Schatz der Erfahrungen

Die russische Gesellschaft erreichte in ihrer 70-jährigen Zeit der
Planwirtschaft für ihre Bevölkerung ein Leben ohne Arbeitslosigkeit,
mit gutentwickeltem, kostenfreien Schul- und Gesundheitswesen. Die
Kultur schaffte in einigen Sparten Weltspitzenleistungen, wie auch die
Wissenschaften, mit ersten Plätzen in der Weltraumforschung, Medizin
und Mathematik. Die Entwicklung ist aus drei Gründen besonders
bemerkenswert:

Ausgangspunkt war 1917 ein halbfeudales, landwirtschaftlich geprägtes
Land, konfrontiert mit einer Konterrevolution von Kräften des In- und
Auslandes. Zweitens musste der mörderische 2. Weltkrieg überstanden
werden, der das Land zwang, alle Kräfte und Ressourcen für die Abwehr
zu organisieren. Nicht genug, nach Kriegsende vollzog sich die
Entwicklung der Sowjetunion über 40 Jahre in der Zeit der
Systemauseinandersetzung (Kalter Krieg).

Die Erfahrungswerte liegen hauptsächlich darin, dass es eine
staatliche Planung schaffen kann, ein rückständiges Land trotz
vielfältiger Schwierigkeiten auf ein akzeptables Niveau zu bringen.
Das Land war 1990 keine Überflussgesellschaft. Die Erfahrungen sagen
auch, dass Zeitpunkte verpasst wurden, um die straffe zentralistische
Planung in Richtung zu mehr Demokratie zu verändern.

Erfahrungswerte mit staatlicher Planung in China geben Lichtblicke. So
mit ihrer Verbindung von Sozialpolitik zugunsten der unteren und
mittleren Schichten, sowie der staatlich gelenkten Wirtschaftspolitik
mit offenen, aber kontrollierten Türen zur Welt. Das Land agiert
global mit einer Politik des Interessensausgleiches (yin, yang), ohne
aus seiner Größe Hegemonieansprüche abzuleiten. Chinas Menschenrechte
räumen den sozialen Rechten (Recht auf Arbeit, Bildung,
Gesundheitsversorgung, Wohnen) den Vorrang ein, ähnlich wie
Entwicklungsländer Afrikas, Lateinamerikas. Russland betrachtet die
Menschenrechte ähnlich.

Der Naturschutz wird zunehmend mit konkreten Maßnahmen gegen die
Luftverschmutzung, gegen die Austrocknung großer Gebiete betrieben. Er
steht aber hinter der Lösung aktueller sozialer Fragen zurück.

Die zentralistische Führung des Landes wird noch nicht aufgegeben,
solange die Gleichwertigkeit mit fortgeschrittenen Ländern noch nicht
hergestellt ist. Über zeitgebundene Lizenzen können ausländische
Konzerne in China ihre Unternehmen entwickeln, wenn sie die Einhaltung
üblicher Gesetzesregelungen gewährleisten.

Vielfältige Erfahrungen der DDR können künftigen
Wachstumsgesellschaften Nutzen bringen. Grundmodelle der Planung und
Bilanzierung stehen im vollen Umfang gebührenfrei zur Verfügung, falls
die Justiz der BRD keine Veränderungen verfügt. Die praktischen
Bilanzierungserfahrungen der DDR bieten beachtliche Vorteile für die
Geschäftspartner großer Investitionsprojekte. Realisierungszeiten
können von den Unternehmen besser beherrscht werden.

Zeitweilige Festpreise verschaffen Sicherheiten für den Rückfluss
aufgenommener Kredite. Langfristig vereinbarte Lieferungen und
Abnahmen von Erzeugnissen, die mit Plänen und Verträgen juristisch
gesichert sind, verringern krisenhafte Zustände.

Die künftig anzustrebenden gesellschaftlichen Alternativen in
sozialverträglicher und naturschonender Richtung werden entsprechend
realer Zustände der Welt weiterhin Leistungsgesellschaften bleiben.
Die Wissenschaften werden helfen, Engpässe zu überwinden. Zwischen
Bedarfswünschen und Deckungsmöglichkeiten werden sich auch in der
Zukunft zeitweilige Differenzen auftun. Die Menschenrechte und der
Humanismus aber bleiben weiter der Kompass der Wegstrecken.

Die Geschichte hat auch die Lehren erteilt: Reformen oder
Transformationen haben nicht ausgereicht, um die kapitalistische
Ordnung grundlegend zu verändern. Qualitative Sprünge wie 1789 sind
wohl erforderlich.


7. Markt, eine Namenswahl der Verwirrung

Märkte begleiten die Völker schon durch alle Zeiten und
Gesellschaftsordnungen. Sie werden notwendigerweise auch in der
Zukunft Bestand haben.

Sie waren zunächst Orte des Zusammentreffens von Warenangeboten und
Nachfragen zur Deckung eines Bedarfs. Güte und Werte (Preise) konnten
real am Produkt geprüft werden. Eigentum wurde getauscht, zunächst ein
Beil gegen einen Sack Roggen oder so ähnlich. Im
wirtschaftswissenschaftlichen Sinn sind Märkte Schnittstellen für
multiple Kreisläufe von Investitionen, Produktion, Handel, Begleichung
vorgeschossener Gelder. Die Marktforschung kennt neun ihrer Merkmale
(Berliner Bank, Fachbegriffe der Wirtschaft). Allgemeine Handels- und
Fachmärkte sowie Läden oder Kaufhallen bestimmen die Lage. Einige
Spezialmärkte sind fast verschwunden (Sklavenmärkte), andere bedienen
für die Gesellschaft nicht willkommene Produkte (Drogen, Waffen).

Die Zeitumstände haben den Charakter der Märkte verändert. Im
Vordergrund stehen gegenwärtig nicht mehr Angebote zur Deckung eines
materiellen oder ideellen Bedarfes, sondern das hauptsächliche
Marktziel besteht darin, viel Geld zu vermehren. Geld erhielt
zunehmend die Fähigkeit Machtstrukturen zum eigenen Vorteil zu
beeinflussen.

Das Handelshaus der Fugger nutzte seine Darlehen an Maximilian I. und
Karl V., sowie seine Verwaltungs- und Transferaufgaben der
Ablassgelder für Papst Julius II. als Experimentfeld für den Wandel
des Geld- und Marktcharakters. ("Kauf dir einen Kaiser", G. Ogger [5],
Verlag Nachfolger Knaur).

Die realen Waren- und Dienstleistungsmärkte haben im Verlauf der
kapitalistischen Entwicklung zunehmend virtuelle Formen angenommen.
Die Gründung der Warenbörsen, die Einführung des Aktienhandels waren
weitere Schritte der Entfremdung des Realmarktes.

Mit der Börse hielten Spekulationen auf hohe Gewinnraten Einzug in den
Markt. Die Manipulationen über Derivate und Fake News zur Steigerung
oder Fall der Preise erhielten offene Türen im Namen der
Marktwirtschaft. Zwischen den Investoren und den staatlichen
Machtstrukturen des Parlaments, der Regierung und zuarbeitenden
Institutionen, sowie den Vorständen der Medienwelt entstand ein
Konsens des Denkens. Die Lobby mit legalem Zugang zur
Entscheidungsetage sortierte alles in die gewünschte Richtung der
Geldvermehrung. Ein Nährboden für institutionalisierte Korruptionsakte
ist gegeben (H. Bäumer, Vorsitzender von Transparency International
Deutschland, Berliner Zeitung. 22/23.7.2019).

Eine moralisch so tiefgesunkene Ordnung sollte nicht den Namen
Marktwirtschaft tragen. Das System, genannt Marktwirtschaft, ist aus
humanen und ökologischen Gründen nicht mehr zukunftsfähig.
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Universität Witten/Herdecke - 15.07.2019

Geschichte des Grundeinkommens

Philip Kovce und Birger P. Priddat veröffentlichen Grundlagentexte



Über das bedingungslose Grundeinkommen wird immer wieder lebhaft
diskutiert. Es bewegt inzwischen die ganze Gesellschaft - Parteien,
Kirchen, Gewerkschaften, Unternehmen und nicht zuletzt Wissenschaftler
nahezu aller Disziplinen. Philip Kovce, der an der Universität
Witten/Herdecke (UW/H) Wirtschaft und Philosophie studierte, und Birger P.
Priddat, der die UW/H-Seniorprofessur für Wirtschaft und Philosophie
innehat, haben nun im Suhrkamp Verlag einen Sammelband herausgegeben, der
sowohl die politische als auch die akademische Diskussion weiter
voranbringt: "Bedingungsloses Grundeinkommen. Grundlagentexte".

Das rund 500 Seiten umfassende Grundlagenwerk versammelt insgesamt 24
Texte zum Thema aus fünf Jahrhunderten. Zu den namhaften Autoren zählen
die Staatsmänner Thomas Morus und Thomas Paine, die Ökonomen John Maynard
Keynes und Milton Friedman, die Philosophen Bertrand Russell und Hannah
Arendt sowie der Soziologe Ralf Dahrendorf, der Psychologe Erich Fromm und
der Künstler Joseph Beuys. Kovce und Priddat haben die ausgewählten Texte
bei Bedarf kommentiert und darüber hinaus in ihrer Einleitung Geschichte
und Gegenwart des Grundeinkommensdiskurses kompakt zusammengefasst.

"Ideen fallen nicht einfach so vom Himmel, sondern entwickeln sich im
Laufe der Zeit", betont Philip Kovce, der derzeit an Priddats Wittener
Seniorprofessur forscht. Und er unterstreicht sogleich die Bedeutung der
Neuerscheinung: "Alle reden über das Grundeinkommen, aber kaum einer weiß
von der wechselvollen Geschichte der Idee", so Kovce. Das läge auch daran,
dass viele ältere Quellen nur schwer zugänglich und teilweise nicht auf
Deutsch verfügbar seien. "Das haben wir geändert", so Kovce, "indem wir
auch entlegenes Material von Bedeutung zusammengetragen und übersetzt
haben."

Dass die Herausgeber mit diesem Sammelband die Gesprächsgrundlage in
Sachen Grundeinkommen auf breiter Basis verbessern wollen, betont auch
Prof. Dr. Birger P. Priddat: "Nur wer die Vergangenheit versteht, kann die
Zukunft gestalten", sagt er. Unabhängig davon, ob man ein bedingungsloses
Grundeinkommen befürworte oder nicht, müsse man wissen, worum es dabei
gehe. "Schließlich ist das Grundeinkommen eines der großen Themen des 21.
Jahrhunderts, das philosophische, politische und ökonomische
Grundsatzfragen verhandelt", so Priddat. Höchste Zeit also, dass dieses
Grundlagenwerk nun endlich vorliegt.


Philip Kovce, Birger P. Priddat (Hg.)

Bedingungsloses Grundeinkommen. Grundlagentexte

Suhrkamp Verlag, Berlin 2019

514 Seiten, 26 Euro

Leseprobe als PDF:

https://www.suhrkamp.de/download/Blickinsbuch/9783518298657.pdf

https://www.suhrkamp.de/buecher/bedingungsloses_grundeinkommen-_29865.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06989: Nur scheinbar harmonisch gegliedert (SB)


Ganz allmählich schien sich der Brand auf dem Brett beruhigt zu haben.
Kestler, der für Barmberg mit den weißen Steinen spielte, hatte seinen
gewonnenen Bauern wieder eingebüßt. Bei relativ ausgeglichener
Bauernformation und dem Bestand gleicher Figuren war das Remis, so
möchte man meinen, kaum mehr als ein paar Schritte entfernt. Doch
schon Goethe, der Meister kurzer Sinnsprüche, warnte erhobenen
Fingers: "Vor zwei Dingen kann man sich nicht genug in acht nehmen:
beschränkt man sich in seinem Fache, vor Starrsinn, tritt man heraus,
vor Unzulänglichkeit." Das heutige Rätsel der Sphinx beherzigt diesen
Satz, und Kestler tat es auch, wenn auch auf seine Weise, Wanderer. So
harmonisch die Kräfte sich auch auf den ersten Blick geordnet hatten,
das Chaos blinzelte doch ins scheinbar Gegliederte hinein!






[image: SCHACH-SPHINX/06989: Nur scheinbar harmonisch gegliedert (SB)]



Kestler - Heidrich

Bundesliga 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1.Se5xd7 Dd8-a5!! 2.Sd7xf6+ Kg8-h8 war gegen 3.Lh6-g7+! Kh8xg7
4.Sf6xe8+ Kg7-f8 5.De2-d3 Ta2-a1+ 6.Dd3-b1 nichts einzuwenden, doch
auf 6...Ta1xb1+ brauchte sich Schwarz nicht einzulassen, zumal ihm das
feine Damenmanöver 6...Da5-g5+! 7.Te1-e3 Dg5-f5! zur Verfügung stand.
Die leichtfertige Fortsetzung 8.Td1-d3? verliert rasch wegen
8...Df5xf2 Doch Weiß kann besser spielen mit 8.Te3-d3!, worauf der
schwarze Gewinnweg sehr genau ausgekundschaftet sein will: 8...Df5xf2
9.Td3-d2! Ta1xb1+ 10.Kc1xb1 Df2-f5+ 11.Kb1-c1 Df5-a5 12.Td2-f2 Da5-a1+
13.Kc1-d2 Da1xb2+ 14.Kd2-e1 Db2-c3+ 15.Ke1-f1 b3-b2 und Schwarz
gewinnt, zum Beispiel 16.Tf2-e2 Dc3-c1 17.Te2-e1 Dc1-f4+ 18.Kf1-g1
Kf8xe8 usw.



Erstveröffentlichung am 17. Juli 2006

16. Juli 2019
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MELDUNG/364: Fußball EM 2024 - Bevölkerung schätzt Deutschland als guten Gastgeber ein (idw)


Universität Hohenheim - 15.07.2019

Fußball EM 2024: Bevölkerung schätzt Deutschland als guten Gastgeber
ein

• Studie der Universität Hohenheim: Trotz des WM-Debakels ist das
Urvertrauen in die sportliche Leistungsfähigkeit der Deutschen nicht
gesunken

• Sponsoring wird überschätzt



Knapp 60 Prozent der Deutschen sind der Meinung, dass Deutschland ein
guter Gastgeber der Europameisterschaft 2024 sein wird, so das Ergebnis
einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung der Universität Hohenheim in
Stuttgart. "Auch glaubt jeder Vierte an einen EM-Sieg der deutschen
Nationalmannschaft", sagt Prof. Dr. Markus Voeth, Inhaber des Lehrstuhls
für Marketing & Business Development an der Universität Hohenheim.
Allerdings sei es eine Herausforderung für die EM-Organisatoren, die
passenden Sponsoren zu finden.

Fünf Jahre vor der Europameisterschaft in Deutschland und ein Jahr nach
dem WM-Debakel in Russland ist die Selbstwahrnehmung der Deutschen als
Gastgeberland gut. "Die Fans trauen Deutschland zu, dass das Turnier im
eigenen Land gut organisiert wird und sich nationale sowie internationale
Besucher wohlfühlen werden", so Prof. Dr. Voeth.

Allerdings halten lediglich 36 Prozent der Befragten Philipp Lahm für
einen geeigneten EM-Botschafter für Deutschland. "Das ist ein schwaches
Ergebnis. Er war ein sehr guter Fußballer, aber als EM-Repräsentant wird
er bisher weniger gesehen", sagt Prof. Dr. Voeth.

Jeder Vierte glaubt an EM-Sieg 2024

Rund ein Viertel (24,7 Prozent) der Befragten hält es trotz des schlechten
Abschneidens bei der Weltmeisterschaft 2018 für möglich, dass Deutschland
2024 Europameister wird. "Das Urvertrauen der Deutschen in die sportliche
Leistungsfähigkeit der Nationalmannschaft ist nicht erschüttert",
bilanziert Prof. Dr. Voeth. Immerhin 21,9 Prozent der Deutschen halten es
auch für möglich, dass Joachim Löw 2024 noch Trainer der deutschen
Nationalmannschaft sein wird.

Sponsoring beim Fußball wird überschätzt

Aufgrund des schlechten Abschneidens des deutschen Nationalteams bei der
Weltmeisterschaft 2018 in Russland könnte es schwierig werden, für die EM
im eigenen Land entsprechende Sponsoren zu finden, so das Ergebnis von
Prof. Dr. Voeth und seinem Team.

Was die Studie jedoch ebenfalls zeigt: "Die Bedeutung von Sponsoring beim
Fußball wird überschätzt." So wird beispielsweise die Bandenwerbung im
Stadion laut der Studie lediglich von 39,7 Prozent der Befragten
wahrgenommen. Auch Plakaten kommt lediglich eine Aufmerksamkeit von 21,7
Prozent zu. Zudem sind 57,4 Prozent der Befragten der Meinung, dass im
Sport-Sponsoring zu viel Geld im Umlauf ist.


HINTERGRUND: Studie Fußball-Vermarktung

"Der Ball rollt auch in der neuen Saison - Ein repräsentatives
Stimmungsbild nach dem WM-Debakel in Russland" lautet der Titel einer
repräsentativen Befragung des Lehrstuhls für Marketing & Business
Development von Prof. Dr. Markus Voeth an der Universität Hohenheim im
Rahmen eines Humboldt reloaded-Forschungsprojekts. Dazu wurden vom
16.11.2018 bis 7.12.2018 deutschlandweit 1000 Probanden,
bevölkerungsrepräsentativ in Bezug auf Alter, Geschlecht und
Bundeslandzugehörigkeit, anhand von standardisierten Fragebögen befragt.
Die Umfrage erfolgte als Online-Umfrage durch Studierende und als
Panel-Befragung des Marktforschungsinstituts Research-Now.

Text: A. Schmid

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1190: Hanau - "Bewegt in Balance bis ins hohe Alter", 20.8.-04.11.2019


Stadt Hanau

Bewegt in Balance bis ins hohe Alter 

Seniorenfitness und gemeinsames Mittagessen im Anschluss



Stürze kommen bei älteren Menschen leider häufig vor. Defizite in
Beweglichkeit, Kraft, Balance gelten als Risikofaktoren. Doch Stürze
sind kein unabwendbares Schicksal, denn bis ins hohe Alter können
Kraft und Gleichgewicht durch Training verbessert werden.

Im Rahmen des Kurses "Bewegt in Balance - bis ins hohe Alter" erlernen
Seniorinnen und Senioren effektive Methoden, die Körper und Geist in
Balance bringen und die Muskulatur kräftigen. Nach den Übungen folgt
ein gemeinsames Mittagessen. Neue Kurse starten am 20. August in der
Martin-Luther-Stiftung an der Nussallee und am 2. September im 
Domicil-Seniorenpflegeheim am Schlossgarten.

Der Kurs in der Martin-Luther-Stiftung wird immer dienstags zu
folgenden Terminen angeboten: 20.08., 27.08., 17.09., 24.09., 01.10,
15.10.2019, jeweils von 11.00-13.15 Uhr. Die Kosten betragen insgesamt
60 Euro - inklusive Mittagessen und Getränke. Kursleiterin ist Silvia
Lückhardt, Dipl. Gesundheitsförderin / Gesundheitsmanagerin,
Referentin für Gesundheitsprävention, Trainerin für Sturzprophylaxe.
Veranstaltungsort ist die Vereinte Martin Luther + Althanauer Hospital
Stiftung Hanau, Martin-Luther-Anlage 8, 63450 Hanau.

Im Domicil-Seniorenpflegeheim Am Schloßgarten findet der Kurs immer
montags statt: Termine sind der 02.09., 16.09., 30.09., 14.10.,
28.10., 04.11.2019, jeweils von 11.00 -13.15 Uhr. Die Kosten betragen
60 Euro insgesamt - inklusive Mittagessen und Getränke. Kursleiterin
ist Vida Leo, Leitung der Beschäftigungstherapie. Veranstaltungsort
ist das Domicil-Seniorenpflegeheim am Schloßgarten, Nordstraße 63,
63450 Hanau (www.domicil-seniorenresidenzen.de)

Anmeldung und Information: Seniorenbüro Hanau, Steinheimer Straße 1,
Tel. 06181-66820-50/-0. E-Mail: karin.dunkel@hanau.de.

Hintergrund:

2017 wurde das Projekt von den Alten- und Pflegezentren 
Main-Kinzig-Kreis, vom Seniorenbüro Hanau und mit Silvia Lückhardt konzipiert. 
Die Pilot-Kurse fanden im Herbst 2017 im Stadtteilzentrum an der
Kinzig/APZ MKK und im 1. Halbjahr 2018 im Seniorenbüro in Kooperation
mit Essen auf Rädern/Hilfezentrale/Vereinte Martin-Luther-Altenhilfe
mit Erfolg statt. Danach konnte das Angebot zweimal im Jahr in der
Martin-Luther-Stiftung + Althanauer Hospital Stiftung Hanau und im
Domicil - Am Schloßgarten angeboten werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/066: Lichthof Theater in Hamburg - Ausblick auf die neue Spielzeit 2019/20 (Lichthof Theater)


LICHTHOF Theater - Juli 2019

Ausblick auf die neue Spielzeit 2019/20 (September - Dezember)



Die neue Spielzeit 2019/20 bietet wieder ein spannendes,
experimentierfreudiges, anregendes und vielfältiges Programm. Ein
Ausblick zwischen den (Spiel-)Zeiten:


August 2019:

Wir eröffnen die neue Spielzeit mit der POLE-PARTY ZUR
SAISONERÖFFNUNG. Die Renovierung des Theaters in der Sommerpause hat
uns nicht etwa eine Pole-Dance-Stange gebracht, aber gemeinsam mit
unseren neuen Nachbarn vom NORDpole Studio möchten wir feiern. Es gibt
wie immer Getränke, Musik und wer mag, tanzt an der Stange? Sa,
31.08., 22:00, Eintritt frei!


September 2019

Zur Theaternacht geben Künstler*innen Einblicke in ihre aktuellen
Produktionen, die im Verlauf der kommenden Spielzeit auf der LICHTHOF
Bühne zu sehen sein werden.

Mit dabei sind die Performerin Silke Rudolph, Lois Bartel, Charlotte
Pfeifer, Boy H. Werner Antje Velsinger und Ingo Meß. Sa, 07.09., 19:00

WE PRESENT #13 ist der Auftakt für die 4. Spielzeit der
Nachwuchsplattform für Junge Hamburger Performance des LICHTHOF
Theaters.

In der Performance MERMAID erschafft das malaysisch-deutsche Duo,
Jascha Viehstädt und Raymond Liew Jin Pin, mit verstecktem Humor und
schwarzer Magie eine Meerjungfrau. Manuel Funk knüpft mit dem
Aqua-Platsch-Test DANGER Freundschaften, statt sie als unbewusste
Ängste zu verdrängen. Durch den Abend geleitet das Institut für
Begegnungslogistik und Konfrontationsvermittlung KONVER. Die anderen
Künstler*innen, die in den noch kommenden WE PRESENT Folgen dabei
sind, treten dabei direkt und mit professioneller Methodik mit dem
Publikum in Kontakt. WE PRESENT #13: FUNK, KONVER, VIEHSTÄDT / Sa,
14.09., 20:15

Das Bundesjugendballett kommt nun zum fünften Mal ans LICHTHOF
Theater. Mit CLOSE-UP öffnet die Ballettcompagnie gemeinsam mit ihrem
künstlerischen Leiter Kevin Haigen die Türen zu ihrem Alltag und gibt
den Zuschauer*innen Einblicke in ihre tägliche Arbeit. Außerdem
präsentieren sich zum Auftakt der Spielzeit 2019/20 fünf neue
Gesichter. CLOSE-UP / Sa, 21.09., 18.00 und 20.30 / So, 22.09., 17.00
und 19.30

Das Tanz-Stück BRUDER des Brüderpaars Tim Behrens und Paul Behrens
feiert am 26.09. Hamburg Premiere auf der LICHTHOF Bühne. Tim Behrens
ist Choreograf und Paul Behrens Schauspieler, der bis Ende 2018 am
Deutschen Schauspielhaus engagiert war und den Boy-Gobert-Preis
erhielt. Beide haben den Weg auf die Bühne eingeschlagen und genau
dort begegnen sie sich, um ihre Geschwisterbeziehung zu verhandeln.
Zwei ungleiche Performer, die sich aber irgendwie doch ähneln. Mit
ihren Körpern, Stimmen, Entscheidungswegen und Persönlichkeiten
treffen sie aufeinander und lassen das Publikum an ihrer Beziehung
teilhaben. Mal sind sie explosiv und liebevoll, komplizenhaft, mal
distanziert und zugleich körperlich nah. BRUDER / Hamburg Premiere Do,
26.09., 20:15, Sa, 28.09., 20:15, So, 29.09., 18:00


Oktober 2019

Die außergewöhnliche Performerin Charlotte Pfeifer, die beim
Hauptsache Frei Festival 2018 gleich den Juryrpeis und den
Publikumspreis abräumte, verwandelt sich in den berühmten
Literaturexperten Boy. H. Werner und hält einen Vortrag über
POLYSEXUELLE ALIENS. Birgit Schmalmack schrieb auf hamburgtheater.de
dazu:

"... Der Abend wird zu einer faszinierenden Entdeckungsreise nicht nur
in die Welt der Aliens, des Literaturbetriebs sondern auch in die der
Wahrnehmungsprägung von uns allen. Zum Schluss liegen die Zuschauer
auf den bereit gelegten Wolldecken und schauen in einen auf die Decke
projizierten Sternenhimmel und sinnieren mit Werner, was jenseits
unseres Schubladendenkens noch alles vorstellbar wäre. ..."
POLYSEXUELLE ALIENS / Do, 3.10., 20:15

Das Stück GLOBAL BELLY von Flinn Works ist schon so richtig viel
rumgekommen in der freien Theaterlandschaft. Höchste Zeit, dass die
Performance über transnationale Leihmutterschaft auch am LICHTHOF
spielt. Sie beleuchtet, wie der unerfüllte Kinderwunsch Paare aus
Deutschland und der Schweiz ins Ausland treibt. In Indien, den USA und
der Ukraine beauftragen sie Leihmütter, ein Kind für sie auszutragen.

Vier Performer*innen, darunter die mehrfach ausgezeichnete Film- und
Theaterschauspielerin Cornelia Dörr, führen das Publikum durch fünf
Stationen im Raum. Dort erlebt das Publikum, wie windige
Agenturchefinnen auf zufriedene Leihmütter treffen und streitende
Feminist*innen auf liebevolle Wunschväter. Global Belly portraitiert
Menschen im Leihmutterschafts-Geschäft zwischen grenzenloser
Sehnsucht, fein justierter Initimität, heißen Debatten und der kühlen
Logik des Marktes. GLOBAL BELLY / Fr, 11.10., 19:00 und 21:30 / Sa,
12.10., 19 und 21.30

Die Choreografin Jasmine Fan feiert Premiere mit dem Stück OHNE ZWEI
[zwei chinesische Schriftzeichen]. Dabei handelt es sich um ein Wort
aus dem Buddhismus, das einen unbegrenzten Zustand beschreibt, Leere,
ein Ohne, ein Vakuum und auch das Nirwana.

Davon ausgehend erarbeitet sie eine Choreografie zu der Vorstellung,
dass die Welt oder das Sein nicht aus getrennten festen Dingen
besteht, sondern aus Kräften oder Schwingungen, die sich wie beim Tanz
ineinander wandeln. Um dieses Gefühl des Zusammenhangs aller Dinge und
die Auflösung der Gegensätze erlebbar zu machen, teilt sie den Raum
mit einer lichtdurchlässigen Leinwand, auf die Bewegungen aus dem
Alltag projiziert werden. Rechts und links davon sitzt das Publikum.
Die Zuschauer*innen werden zu einem undeutlichen Spiegelbild ihrer
selbst und des Bühnengeschehens. Drei Tänzer*innen bewegen sich über
die geteilte Bühne und weichen die Grenzen zwischen Traum,
Wirklichkeit, Alltag und Theater auf. OHNE ZWEI ?"?? / Fr, 18.10.,
20:15 / Sa, 19.10., 20:15 / So, 20.10. 19:00

Das Stück THEATER DER NACHT ist die neue Arbeit des Regisseurs Henri
Hüster, der bereits zum dritten Mal am LICHTHOF Theater inszeniert. Es
ist eine szenische Fantasie davon, wie Licht und Schatten zueinander
stehen. Unterstützung hat sich der Regisseur von dem Autor Hannes
Becker geholt. Der erzählt in seinem Text, der eigens für die
Produktion geschrieben wurde, wie einem Schuster der eigene Schatten
abhandenkommt. Das Team um Henri Hüster interpretiert den Text mit der
Idee eines postkolonialen Schattentheaters.

Alle neun Beteiligten, von der Tänzerin bis zum Regisseur, werfen ihre
Schatten auf die LICHTHOF Bühne, während - durch die Bühnenfenster
sichtbar - draußen die Sonne langsam untergeht. Aber vorerst bildet
das durchscheinende Licht noch eine Fläche, auf der die Schatten zu
sehen sind. Im Schattenspiel wird das LICHTHOF Theater, ganz in der
Tradition seines Namens, zum Ort der Lichter und der Schatten. THEATER
DER NACHT / PREMIERE Do, 24.10., 20:15 / Sa, 26.10., 20:15 / So,
27.10., 18:00 / Do, 31.10., 20:15 / Sa, 02.11., 20:15 / So, 03.11.,
18:00


November 2019

Meera Theunert ist Regie-Absolventin der Theaterakademie Hamburg. Für
ihre Produktion FACING WHITE hat sie die Nachwuchsförderung der
Behörde für Kultur und Medien bekommen. Dabei handelt es sich um eine
performative Forschungsreihe, die sich mit white supremacy, den
historischen Bedingungen und aktuellen Erscheinungsformen in der
deutschen Gesellschaft auseinandersetzt. FACING WHITE / Premiere Fr,
15.11. / Sa, 16.11. / So, 17.11.

Die Tanzproduktion DREAMS IN A CLOUDY SPACE ist der zweite Teil Antje
Velsingers Serie BODIES OF CAPITALISM. Sie untersucht in einem Dialog
zwischen einer 35jährigen und einer 77jährigen Tänzerin das Thema
"(jenseits) körperlicher Effizienz".

Aufbauend auf einer Recherche in verschiedenen Altenheimen und
Seniorentreffs in Köln und Hamburg entsteht eine multimediale
Inszenierung, die innerhalb unserer aktuellen Leistungs- und
Optimierungsgesellschaft für Zuschauer*innen und Performer*innen einen
alternativen Blick auf Körper ermöglicht - einen Blick jenseits von
Optimierung und Kontrolle. Premiere Do 28.11. / Fr 29.11. / Sa 30.11.
/ So 1.12.


Dezember 2019

Die Musiktheaterregisseurin Kerstin Steeb beglückt unser
Dezemberprogramm mit einer Opern-Premiere. Ganz ohne Opernglas lässt
sich das Werk "The Wreckers" (deutscher Titel STRANDRECHT) von Ethel
Smyth auf der LICHTHOF Bühne erleben. In der Oper beschädigen die
Bewohner*innen des Ortes Cornwall den Leuchtturm, damit die Schiffe
bei Sturm an ihrer Küste zerschellen und legitimieren dieses Verhalten
durch ihre Religion. Eine einzige Frau findet einen Verbündeten und
macht nachts heimlich Feuer als Warnung für die Schiffe. Sie werden
jedoch erwischt und in der Grotte allein gelassen, bis die Flut sie
überspült.

Anhand des Stoffes fragt die Regisseurin, ob es in unserer heutigen
Gesellschaft überhaupt noch zivilen Ungehorsam gibt oder ob die
teilhabende Demokratie seit den 60ern nach und nach verebbt ist? Wie
viele Gestrandete müssen erst entwürdigend behandelt werden, bis wir
Demokratie neu denken und uns für sie einsetzen? Premiere Fr 6.12. /
Sa 7.12. / So 8.12. / Do 12.12. / Fr 13.12. / Sa 14.12.

Außerdem wird im Dezember WE PRESENT #14, eine weitere Folge der
Nachwuchs-Plattform für Junge Hamburger Performance am LICHTHOF zu
sehen sein. Do 19.12.

Und die zeitgenössische Tango-Tänzerin und Performerin Swaantje
Gieskes bringt kurz vor Weihnachten ein ganzes Tanz-Ensemble mit auf
die Bühne und zeigt das Stück KALASCHNIKOWA. Sa 21.12. / So 22.12.

LICHTHOF Theater/NORDpole STUDIO

POLE-PARTY ZUR SAISONERÖFFNUNG

Sa, 31.08. / 22:00

LICHTHOF Theater

THEATERNACHT HAMBURG 2019

Sa, 07.09. / 19:00

www.theaternacht-hamburg.de

LICHTHOF Theater

WE PRESENT #13: FUNK, KONVER, LIEW/ VIEHSTÄDT

Junge Hamburger Performance

Sa 14.09., 20:15 Uhr

Bundesjugendballett

CLOSE-UP

Sa 21.09., 18.00 und 20.30

So 22.09., 17.00 und 19.30

overhead project

BRUDER

Eine Bühnenbegegnung

HAMBURG PREMIERE Do, 26.09., 20:15

Sa, 28.09., 20:15

So, 29.09., 18:00

Karten 18 / 12 / 8 €

VVK (rund um die Uhr):

www.lichthof-theater.de

Reservix-Hotline 01806 700 733

und an allen gängigen VVK-Stellen

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Internet: www.lichthof-theater.de
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KLEINKUNST/917: Münster - Reihe "Kabarett im Schlossgarten", 7.-24.8.2019


Stadt Münster

Von der Kraft der Worte und des Lachens

Vorverkauf für "Kabarett im Schlossgarten" gestartet / Vier
vergnügliche Abende im Grünen



Münster (SMS) Der warme Jahreszeit ist gekommen und mit ihr der
städtische Open-Air-Sommer im Schlossgarten. Zeit für coole Comedians
also, für politische Kabarettisten und wortgewandte Poetry-Slammer. Im
August präsentiert das städtische Kulturamt mit dem "Kabarett im
Schlossgarten" einmal mehr an vier Abenden in lauschiger Grünkulisse
gewitzte und scharfzüngige Unterhaltung nach Worten und Noten.

Zum Auftakt treten mit Carsten Höfer, Irmhild Willenbrink und Markus
Fischer am Mittwoch, 7. August, gleich drei münstersche Urgesteine der
Improvisationskunst und anerkannte Wortakrobaten vor das Publikum.
Höfer, erklärter Frauenversteher, zeigt, was einen echten "EHE-MÄN"
auszeichnet. Mal der Kuschelbär, mal im Hausmeister-Modus, macht er
sich als Eheretter nützlich. Das Duo Willenbrink/Fischer liefert mit
einem Best-Of seiner zahlreichen Bühnenprogramme einen turbulenten
Schlagabtausch über alles, was zählt und über nichts, was wichtig ist.

Ein so philosophischer wie humorvoller Abend über das Leben und die
heilende Kraft des Lachens steht am Mittwoch, 14. August, ins Haus.
Komiker und Musiker Heinz Gröning ist der festen Überzeugung: "Jammern
gilt nicht". Warum das so ist, zeigt er mit seinem gleichnamigen
Programm. Mit der Gitarre zur Hand erobert Gröning den Humor zurück,
denn er glaubt an die Macht des Lachens.

Eine Deutschland-Premiere ist für Donnerstag, 22. August, angekündigt.
Reiner Kröhnert, Kabarettist und pointierter Polit-Parodist,
präsentiert sein neuestes Programm "Getwittercloud". Was früher die
Spatzen von den Dächern pfiffen, sagt der so virtuose wie treffsichere
Polit-Beobachter, werde heute in die Cloud getwittert. Kröhnert setzt
noch einen drauf: Der zeitgeist-affine Machtprofi nutze Netzwerke und
diskreditiere digital. Bestes Beispiel: "Master of Disaster" Donald
Trump alias Twitter-Trump.

Das Finale der Kabarett-Reihe am Samstag, 24. August, ist wieder für
die Slam-Poeten reserviert. Das TatWort-Team lädt ein zur "Best of
Poetry Slam"-Show. Sechs der erfolgreichsten deutschsprachigen Slammer
stellen sich dem Wettstreit der Dichter. Am Ende entscheidet das
Publikum, wer der Sieger wird. Durch die Show der Poeten begleitet
Moderator Andreas Weber, unterstützt von "DJ AT" (Trust in Wax).

Info: Seit 1995 hat das "Kabarett im Schlossgarten" seinen festen
Platz im städtischen Kulturkalender. Das Publikum macht es sich auf
Decken und Stühlen bequem. Die künstlerische Leitung liegt bei Norbert
Woestmeyer von "CommunArte". Das Hotel und Restaurant Feldmann reicht
eine unterstützende Hand. Tickets gibt es in der Münster-Information
im Stadthaus 1 am Syndikatplatz (Info-Hotline 02 51/4 92 - 27 14)
oder online unter www.localticketing.de. Die Kartenpreise liegen im
Vorverkauf zwischen 10 und 15 Euro, ermäßigt 8 bis 10 Euro, zuzüglich
Vorverkaufsgebühr; an der Abendkasse 14 bis 20 Euro, ermäßigt 12 bis
15 Euro. Alle Auftritte beginnen um 20.30 Uhr. Die Abendkasse öffnet
um 19 Uhr. Programm-Infos: www.stadt-muenster.de/kulturamt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 25. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/398: Fürsprecher einer CO2-Bepreisung in der Mehrheit (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 16. Juli 2019

Fürsprecher einer CO2-Bepreisung in der Mehrheit: Momentum für 
Klimaschutz nutzen - handeln statt weiter verzögern!



Berlin, 16. Juli 2019. Modellrechnungen und Studien zum Einfluss und
zur konkreten Ausgestaltung einer CO2-Bepreisung haben derzeit
Konjunktur. Zuletzt legten unter anderem der Wissenschaftliche Beirat
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) sowie der
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung ihre Analysen vor. Dr. Simone Peter, Präsidentin des
Bundesverbands Erneuerbare Energie e.V. (BEE), ruft dazu auf, jetzt zu
handeln, statt notwendige Entscheidungen weiter zu verzögern.

"Die Debatte um die Einführung eines CO2-Preises nimmt an Fahrt auf.
Dabei zeigt sich, dass eine breite Mehrheit an Akteuren eine ehrliche
Bepreisung von CO2 einfordert. Als der Bundesverband Erneuerbare
Energie 2017 ein erstes Konzept dazu vorlegte, war dieser Konsens noch
nicht zu erkennen. Inzwischen fordern Unternehmen,
Wirtschaftsvertreter und angesehenen Ökonomen, dem klimaschädlichen
Kohlendioxid einen Preis zu geben. Das verdeutlichen die Analysen des
Wissenschaftlichen Beirats beim BMWi und der sogenannten
Wirtschaftsweisen", kommentiert Dr. Simone Peter.

Eine CO2-Bepreisung biete die historische Chance, die kleinteilige und
nicht wirklich effiziente Besteuerung im Energiesektor zu
überarbeiten. Im Zentrum müsse künftig eine Bepreisung von CO2 stehen,
hatte der Sachverständigenbeirat in der vergangenen Woche betont. Zu
ganz ähnlichen Schlüssen kommt nun der Wissenschaftliche Beirat im
BMWi. Die unterschiedliche Belastung verschiedener Energieträger mit
Steuern und Abgaben in Deutschland führe zu Verzerrungen von
Investitionsentscheidungen und zu hohen Kosten bei der Verringerung
von Treibhausgasemissionen. Besonders in den Sektoren Verkehr und
Wärme müsse CO2 einen Preis bekommen.

Bevor der ETS-Emissionshandel im Jahr 2030 auf alle Sektoren
ausgeweitet werden könne, brauche es demnach eine Übergangsregelung,
so die Wirtschaftsweisen. Eine solche Übergangsregel sehen sie in der
Bepreisung von CO2, etwa in Form einer CO2-Steuer mit regelmäßiger
Anpassung und einer Rückverteilung der Einnahmen. Ein ähnliches
Konzept hatte der BEE kürzlich vorgelegt. Der Wissenschaftliche Beirat
beim BMWi spricht sich hingegen für einen nationalen Zertifikatehandel
aus, der parallel zum ETS eingeführt werden könne. Auch ein nationaler
Zertifikatehandel wäre ein CO2-Bepreisungsinstrument.

"Die Stimmen der Wissenschaft und der Wirtschaftsexperten zeigen, dass
ein CO2-Preis ökonomisch sinnvoll und notwendig ist. Jetzt ist das
Momentum, um diese effektive Klimaschutzmaßnahme anzuschieben und
somit den Umstieg auf eine nachhaltige und CO2-freie Energieerzeugung
zu beschleunigen. Wenn selbst aus der CDU-Fraktion Konzeptpapiere zur
'Grünen Null' verbreitet werden, gibt es für den Wirtschaftsminister
keine Ausreden mehr. Klar ist: Die Lösung muss praktikabel und schnell
einsetzbar sein, denn der Klimawandel lässt uns keine Zeit. Deshalb
ist die CO2-Bepreisung der langwierigen und konfliktträchtigen
Einführung eines Zertifikatehandels vorzuziehen. Dass die Einbeziehung
von Verkehr und Wärme in einen solchen Zertifikatehandel juristisch
komplex ist und viele Möglichkeiten der Verzögerung bietet, zeigt eine
Analyse der Stiftung Umweltenergierecht", so Dr. Simone Peter.

Mehr Informationen

BEE-Konzept zur CO2-Bepreisung



Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der
Bundesverband Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der
Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese
Weise 316 600 Arbeitsplätze und mehr als 3 Millionen
Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent Erneuerbare Energie in
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Pressmitteilung, 16.07.2019

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Internet: www.bee-ev.de
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GLOBAL/161: UN-Nachhaltigkeitsforum - Klimawandel und Ungleichheiten gemeinsam in den Blick nehmen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung -
Berlin, 16. Juli 2019

UN-Nachhaltigkeitsforum: Klimawandel und Ungleichheiten gemeinsam
in den Blick nehmen

Agenda 2030: Ministerkonferenz in New York überprüft Fortschritt bei
der Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele



Beim heutigen Ministersegment des UN-Nachhaltigkeitsforums in New York
hat Deutschland gefordert, gesellschaftliche Ungleichheiten und
Klimawandel stärker in den Blick zu nehmen. Die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesentwicklungsministerium, Dr. Maria
Flachsbarth, und die Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesumweltministerium, Rita Schwarzelühr-Sutter, vertreten die
Bundesregierung gemeinsam auf dem Hochrangigen Politischen Forum für
nachhaltige Entwicklung (HLPF), das jedes Jahr die Fortschritte bei
der Umsetzung der Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung und ihrer 17
globalen Nachhaltigkeitsziele überprüft. Das Forum findet vom 9. bis
18. Juli in New York statt.

Dr. Maria Flachsbarth: "Durch unseren globalen sozialen und
ökologischen Fußabdruck tragen wir in Deutschland eine
Mitverantwortung für wachsende Ungleichheiten in Entwicklungs- und
Schwellenländern. Mit Instrumenten wie Klimarisikoversicherungen oder
sozialen Sicherungssystemen stärkt die Bundesregierung in
Partnerländern die Widerstandsfähigkeit und aktive wirtschaftliche
Teilhabe, auch von armen und vulnerablen Menschen."

Rita Schwarzelühr-Sutter: "Der Kampf gegen den Klimawandel und der
Abbau von Armut sind eng miteinander verknüpft. Beide
Herausforderungen können nur gemeinsam bewältigt werden. Das längst
überfällige Umsteuern hin zu Treibhausgasneutralität und insgesamt
nachhaltigeren Lebensweisen wird umso besser gelingen, je größer der
Nutzen für die Menschen ist - insbesondere für diejenigen, deren
wirtschaftliche Lage schon jetzt höchst angespannt ist. Die UN-Gipfel
zu Klima und Nachhaltigkeit im September in New York werden wir dafür
nutzen, breite Unterstützung für diese Zielsetzungen zu gewinnen."

Der Klimawandel und zunehmende gesellschaftliche Ungleichheiten sind
besorgniserregende globale Trends. In einem vorab auf dem Forum in
Auszügen vorgestellten ersten "Globalen Nachhaltigkeitsbericht" wird
betont, dass diese Trends Fortschritte bei nachhaltiger Entwicklung
massiv gefährden können.

Das UN-Nachhaltigkeitsforum, auf dem sich hochrangige staatliche und
zivilgesellschaftliche Vertreter der Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen treffen, steht unter dem Titel "Empowering people and
ensuring inclusiveness and equality" und widmet sich insbesondere den
Themen Bildung, menschenwürdige Arbeit und nachhaltiges
Wirtschaftswachstum, Ungleichheiten, Klimaschutz, sowie Frieden,
Gerechtigkeit und starke Institutionen.

Dabei zeigt sich die Notwendigkeit einer ambitionierteren und
schnelleren Umsetzung der Agenda 2030. Denn trotz vielfältiger
Anstrengungen und Fortschritte werden nach aktuellen Einschätzungen
nur wenige SDGs bis 2030 erreicht. Besonders besorgniserregend sind
die Trends bei Klimawandel, Biodiversität und Ungleichheit. Deshalb
setzt sich die Bundesregierung für die Schaffung internationaler
Aktionsprogramme für die am weitesten zurückliegenden SDGs ein, soweit
hierzu nicht bereits bestehende internationale Prozesse bestehen.

Die deutsche Delegation zum HLPF setzt sich wie im Vorjahr aus
Regierungsvertretern, neun Mitgliedern des Deutschen Bundestages
(aller Fraktionen) und nichtstaatlichen Vertreten zusammen
(Zivilgesellschaft, Privatwirtschaft, Gewerkschaften,
Jugenddelegierte, Länder und Kommunen).

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 124/19, 13.07.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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SCHUTZGEBIET/875: UNESCO weist vier neue Weltnaturerbestätten aus (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 10. Juli 2019

UNESCO weist vier neue Weltnaturerbestätten aus

Tennhardt: Anerkennung der Naturerbe im Iran und in China ist ein
wichtiger Schritt für den Erhalt der Artenvielfalt



Berlin/Baku - In Baku endet heute die 43. Sitzung der
UNESCO-Welterbekommission, die über die Neuaufnahme von Natur- und
Kulturräumen in die Liste der Welterbestätten entscheidet. Den Titel
hat die Kommission dieses Jahr an 30 der 35 nominierten Gebiete
verliehen. Unter den neuen Stätten finden sich 24 Kultur- und vier
Natur- sowie zwei gemischte Welterbegebiete.

"Die Ernennung der Naturerbestätten im Iran, in China, Island und den
Französischen Süd- und Antarktisgebieten ist ein wichtiger Schritt für
den Erhalt der globalen Artenvielfalt", sagte NABU-Vizepräsident
Thomas Tennhardt. 1.121 Welterbestätten gibt es nun weltweit, davon
sind aber nur 213 Weltnaturerbe. "Die Ernennung von
Weltnaturerbegebieten hat sich als wirksames Instrument für den
Naturschutz erwiesen. Für die Zukunft ist es wichtig, die Zahl der
Naturerbestätten deutlich zu erhöhen", so Tennhardt.

Mit der Ernennung der Hyrkanischen Wälder im Iran, die zur Ökoregion
Kaukasus zählen, stehen nun einzigartige Laubwälder unter dem Schutz
der UNESCO. Der Waldtyp zeichnet sich durch eine bemerkenswerte
Pflanzenvielfalt aus und bietet seltenen Tieren, wie dem Persischen
Leoparden, eine Heimat. Die Hyrkanischen Wälder erstrecken sich rund
850 Kilometer entlang der Südküste des Kaspischen Meeres in
Aserbaidschan und dem Iran. Vor 25 bis 50 Millionen Jahren bedeckten
diese Wälder den Großteil der Region, die letzten Eiszeiten
überstanden sie jedoch nur hier. Bereits zu Beginn der 2000er Jahre
beriet der NABU das aserbaidschanische Ministerium für Ökologie und
Natürliche Ressourcen bei der Nominierung der Hyrkanischen Wälder.
Diese Nominierung soll nun aktualisiert und als Erweiterung des neu
ausgewiesenen Gebiets im Iran eingereicht werden.

Der NABU begrüßt auch die Ernennung der Französischen Süd- und
Antarktisgebiete und des Nationalparks Vatnajökull in Island zum
Weltnaturerbe sowie die Regionen Paraty und Ilha Grande in Brasilien
und Ohrid in Albanien als gemischte Kultur- und Naturerbestätten. Für
besondere Freude unter Naturschützern weltweit sorgte die Aufnahme der
Zugvogelschutzgebiete entlang der Küste des Gelben Meeres in China, zu
der die NABU-Partnerorganisation Birdlife Australien beigetragen hat.
Das Schutzgebietsnetzwerk umfasst Teile des größten Gezeiten- und
Wattsystems der Welt und ist ein wichtiger Rast- und
Überwinterungsplatz für zahlreiche Zugvögel aus 22 Ländern. Darunter
der Löffelstrandläufer, der mit weniger als 120 Brutpaaren zu den
seltensten Vögeln der Welt gehört und für dessen Rettung sich der NABU
seit 2015 engagiert. "Das Gelbe Meer liegt mitten in der
ostasiatisch-australischen Migrationsroute - nirgendwo auf der Welt ist
die Vielfalt und Abundanz von Zugvögeln größer", so Tennhardt.

In den 1990-er Jahren hat der NABU mit Unterstützung des
Bundesumweltministeriums bei der Nominierungen der
Weltnaturerbegebiete in Russland erfolgreich mitgewirkt, darunter das
UNESCO-Weltnaturerbegebiet "Westkaukasus". Seit über 25 Jahren setzt
der NABU im Kaukasus Projekte zum Schutz der Biodiversität,
Umweltbildung und Ökotourismus um. "Die Ausweisung eines zweiten
Weltnaturerbegebiete in der Ökoregion Kaukasus ist ein großer Erfolg
für die internationalen Bemühungen zum Schutz ihrer Naturschätze",
sagte Vitalij Kovalev, Leiter des NABU-Kaukasusprogramms.

Die Welterbekonvention ist das erfolgreichste Instrument zur Erhalt
der bedeutendsten Kultur- und Naturstätten der Welt. Bereits 190
Staaten haben die Konvention ratifiziert. Der NABU fordert mehr
internationales Engagement beim Schutz der bestehenden und bei der
Nominierung von neuen Weltnaturerbegebieten.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 10.07.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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AKTION/259: Zero Waste Challenge der NAJU Hamburg - ab 1.8. einen Monat lang Plastikmüll vermeiden, Inofabend am 1.8. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. Juli 2019

Einen Monat plastikfrei leben?

Mitmachen bei der Zero Waste Challenge der NAJU Hamburg im August
2019 

- Einen Monat lang Plastikmüll vermeiden 

- Auftaktveranstaltung mit Vortrag am 1.8. in der NABU-Geschäftsstelle



Durchschnittlich produziert jeder Deutsche im Jahr 37 kg Plastikmüll
aus Verpackungen. Von diesen Plastikabfällen wird in Deutschland knapp
die Hälfte recycelt, der Rest wird energetisch verwertet, deponiert
oder landet in der Natur. Die Verwendung von Plastik als
Verpackungsmaterial stellt also nicht nur eine enorme
Ressourcenverschwendung dar, sondern gefährdet auch unser gesamtes
Ökosystem.

Die NAJU Hamburg möchte deshalb die Zero Waste-Idee - Leben ohne Müll -
 in den Alltag tragen und herausfinden, ob es auch andere Alternativen
für Verpackungen gibt. Der Jugendverband startet dazu eine
Mitmach-Aktion für alle interessierten Hamburgerinnen und Hamburger:
Im Rahmen einer sogenannten Zero Waste Challenge sollen die
Teilnehmer/innen einen Monat lang versuchen, so wenig Plastikmüll wie
möglich zu produzieren und plastikfreies Leben in den Alltag zu
integrieren. Dabei ist es egal, ob man sich bereits mit dem Thema
auseinandersetzt und Lust hat, endlich loszulegen oder einfach
neugierig ist. Teilnehmen kann jeder: Kinder, Jugendliche, Erwachsene
oder Familien - entweder als Einzelperson oder als gesamter Haushalt.
Los geht es am 1. August. Von da an sollen die Teilnehmer/innen bis
zum 29.08. ihren Verpackungsmüll nicht direkt in den gelben Sack
packen sondern am Ende jeder der vier Wochen wiegen, bevor er dann
entsorgt wird. Wer mitmacht, kann am Abschluss der Challenge sogar
noch nützliche Gegenstände gewinnen, die bei der weiteren Vermeidung
von Plastik und Verpackung helfen.

THEMA BEIM NABU: Zero Waste am 1. August um 18 Uhr

Den Auftakt der Mitmach-Aktion bildet eine Informationsveranstaltung
am 1. August um 18 Uhr in der Landesgeschäftsstelle des NABU Hamburg,
Klaus-Groth-Straße 21. Unter dem Titel "THEMA BEIM NABU: Zero Waste"
wird Alena Heeg von dem Verein Hamburg Unverpackt e.V. einen Vortrag
halten und viele nützliche Tipps und Tricks an die Hand geben, damit
jede/r Zuhause selbst anfangen kann, plastikfrei(er) zu leben. Zudem
gibt es dort weitere Informationen zum Ablauf und den Regeln der 
NAJU-Challenge. Die Veranstaltung ist kostenfrei und offen für alle, die am
Thema Plastikvermeidung interessiert sind.

Mehr Infos und Anmeldung für die Challenge unter

www.naju-hamburg.de/zerowastechallenge



Die NAJU ist die Kinder- und Jugendorganisation des NABU. Sie ist
mit über 80.000 Mitgliedern der führende Verband in der
außerschulischen Umweltbildung sowie im praktischen Naturschutz. In
über 1.000 Gruppen vor Ort setzen sich Kinder und Jugendliche bis 27
Jahre für den Natur- und Umweltschutz ein. Weitere Infos und
Mitmachangebote bietet www.NAJU.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.
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AKTIONSTAGE/1017: Einsatz an der Engelbek - Bach-Aktionstag am 20. Juli in HH-Harburg (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 10. Juli 2019

Einsatz an der Engelbek

NABU sucht Helfer/innen für einen Bach-Aktionstag an der Engelbek in
Hamburg-Harburg am 20. Juli 2019.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 20. Juli 2019 in Kooperation
mit dem Bezirksamt Hamburg-Harburg einen Bach-Aktionstag an der
Engelbek. Die Aktiven der NABU-Stadtteilgruppe Süd, unter der Leitung
von Christina Wolkenhauer, werden sich gemeinsam mit freiwilligen
Helferinnen und Helfern für die Verbesserung des Lebensraums Engelbek
engagieren. In einem Abschnitt des Stadtbaches, in dem besonders viel
Sonne an das Wasser kommt, wachsen viele Wasserpflanzen. Für die
Tierwelt in der Engelbek wird dieser übermäßige Pflanzenbewuchs zum
Problem. "Durch unzureichende Beschattung der Gewässer breiten sich in
den warmen Sommermonaten Wasserpflanzen besonders stark aus", erklärt
Fritz Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim NABU-Hamburg. "An
manchen Stellen können sie so ein unüberwindbares Hindernis für
wandernde Bachbewohner darstellen." Die wuchernden Wasserpflanzen
werden am Bach-Aktionstag durch eine sogenannte Stromstrichmahd
zurückgeschnitten. Zudem werden die freiwilligen Helfer/innen zusammen
mit den NABU-Aktiven die angrenzenden Uferbereiche und Grünflächen
naturnah gestalten.

Die NABU-Gruppe Süd setzt sich seit vielen Jahren für die
Renaturierung der Engelbek ein. Dafür stimmt sich der NABU seinen
Maßnahmen eng mit den zuständigen Mitarbeitern der Wasserbehörde des
Bezirksamtes Harburg ab.

Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen, am 20.
Juli beim Bach-Aktionstag in Harburg mitzuhelfen und sich vor Ort zu
informieren.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Wer am Bach-Aktionstag an der Engelbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 18. Juli 2019, 14 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Sonne- bzw. Regenschutz sind mitzubringen. Für
Werkzeuge, Handschuhe, ein Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter 

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine"

+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS
STADTNATUR +++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen. Weitere Infos finden Sie unter 
www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AUSSTELLUNG/487: Bielefeld - Fotografien "Fridays for Future" bis 13.9.2019


Stadt Bielefeld - 12. Juli 2019

Fotoausstellung "Fridays for Future" im Rathaus



Bielefeld (bi). Der Freitag ist in Bielefeld schon seit 25 Wochen
Demo-Tag: Mit ihren Stimmen, Plakaten und Forderungen gehen
Schülerinnen, Schüler und Studierende freitags für die Zukunft der
Erde auf die Straße. Klaus H. Schick begleitete die Fridays for
Future-Aktivisten mit der Kamera und hielt die Aktionen fotografisch
fest. Eine Ausstellung mit eindrucksvollen Aufnahmen ist daraus
entstanden und ab heute (12.07) im Erdgeschoss im Alten Rathaus zu
sehen. "Mit meinen Aufnahmen danke ich den Mitgliedern von Fridays for
Future-Bielefeld für ihr kreatives und friedliches Engagement für den
Erhalt unserer Mutter Erde", betont der Fotograf. Diese junge Bewegung
habe auch ihn aufgeweckt und ermutigt, etwas zu verändern. Noch bis
zum 13. September sind die 24 großformatigen Aufnahmen im Rathaus zu
sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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BILDUNG/3372: Warnemünder Abend, 18.7. - Deutsche Meeresforschung im 20. Jahrhundert. Ein Zeitzeuge berichtet


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 15.07.2019

Deutsche Meeresforschung im 20. Jahrhundert - Ein Zeitzeuge
berichtet 

Ankündigung des nächsten "Warnemünder Abends" am 18. Juli 2019 am
Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)



Meeresbiologe Prof. Dr. Gotthilf Hempel feierte dieses Jahr 90.
Geburtstag. Die heute weltweit wichtige Rolle deutscher
Meeresforschung ist von seinem Namen nicht zu trennen. Er war
'Geburtshelfer' für gleich mehrere wichtige
Meeresforschungseinrichtungen, darunter auch das IOW. Sein Vortrag
zeichnet lebendig - oft aus erster Hand - eine der spannendsten
Perioden deutscher Meeresforschung nach.

Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei.

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts konzentrierte sich die
deutsche Meeresforschung auf zwei bedeutsame Forschungsvorhaben:
große, geographisch orientierte Fernexpeditionen ins Südpolarmeer und
in den Südatlantik einerseits sowie die systematische Erfassung von
Fischbeständen und Hydrographie 'vor der Haustür' in Nord- und Ostsee
andererseits. Wichtige Institute waren in dieser Zeit die Norddeutsche
Seewarte, das Institut und Museum für Meereskunde Berlin 
(1900-1945), die Biologische Anstalt Helgoland und das Institut für
Meereskunde der Universität Kiel.

Seit Beginn der 1950er Jahre, also ab der Zeit, in der Gotthilf Hempel
selbst wissenschaftlich in der Meeresforschung aktiv wurde, hat sich
das Forschungsspektrum deutlich verbreitert und die Zahl der Forscher
ist in Deutschland von wenigen hundert auf viele tausend angewachsen.
So kamen beispielsweise Warnemünde als Zentrum der Meeresforschung der
DDR sowie Bremen und Bremerhaven als Standorte der marinen Polar- und
Tropenforschung hinzu. In dieser zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts
gab es sowohl weltweit große Entwicklungen in der Meeresforschung als
auch in der west- und ostdeutschen, die allerdings 40 Jahre lang
getrennte Wege gehen mussten. Die Wiedervereinigung der deutschen
Meeresforschung hat Hempel 1990/91 als Mitglied des Wissenschaftsrates
aktiv und maßgeblich mitgestaltet, beispielsweise den Umbau des
Akademie-Institutes für Meereskunde der DDR zum Institut für
Ostseeforschung, dessen erster Direktor er 1992 wurde. Als Zeitzeuge
nimmt Hempel sein Publikum mit auf eine spannende Zeitreise, die er
mit Wachheit und Humor kräftig würzt.

Veranstaltungsort ist der große Saal des IOW, Seestraße 15, in
Warnemünde. Diesen erreichen Sie über den Haupteingang des Instituts
am Kurpark. Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei. Wir wünschen
allen Gästen einen unterhaltsamen Abend!

Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719273

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERSTAUFLAGE/1014: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3020 (SB)


Michelle Stern

Die Stunde des Orakels

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3020



Iya im Oijorunsystem (Solsystem), Oktober 2045 NGZ

Perry Rhodan und seine Begleiter befinden sich bei der Shoijona
Todoyhu, die ein recht kindliches Gebaren an den Tag legt. Sie ist von
Sholotow Affatenga geradezu entzückt und nähert sich unbefangen dem
Okrill Phylax. Spielerisch sticht sie mit ihrem Gehstock nach dem
gefährlichen Tier. Der sonst so phlegmatische Okrill reagiert auf
beunruhigende Weise auf diese 'Attacke'. Tibo alias Perry Rhodan
versucht ein Unglück zu verhindern, indem er sich dazwischen stellt
und der Shoijona deutlich macht, daß es sich hier um ein empfindsames
Wesen handelt.

Todoyhu will mit ihren Gästen zum Orakel reisen. Das heißt, man hat
mit der SHAYED, dem Luftschiff der Shoijona, eine Strecke von 3000
Kilometern zu bewältigen. Ihre Pilotin Nobash drängt sie jedoch, die
Cairaner um Hilfe zu rufen. Doch Todoyhu will das erst tun, wenn die
Fremden sich als Feinde erweisen sollten.

Als Perry Rhodan sich von Dunyuu und Shashay verabschiedet, warnt
Dunyuu ihn vor Nobash. Es gibt einige Ayee, die mit den Cairanern
sympathisieren.

Todoyhu ist von Zeminah Paath fasziniert. Sie hofft, daß die Thesan
ihr Antworten darauf geben kann, was sie von Tibo zu halten hat.
Zeminah macht deutlich, daß Tibo nach seiner Welt sucht, daß er nichts
Schlechtes im Sinn hat und ganz sicher nicht ihre Welt und ihr Volk
vernichten will. Sie erklärt ihr auch, daß die Cairaner grausam mit
ihren Gegnern umgehen und furchtbare Gefängnisse betreiben. Das gibt
der Shoijona sehr zu denken.

Benuma, der Tibo bewachen soll, ist der einzige, der den Cairanern
skeptisch gegenüber steht. Sie mischen sich seiner Meinung nach viel
zu sehr in die Belange der Ayees ein. Er befürchtet, von ihnen
manipuliert zu werden. Tibo spricht mit ihm darüber, was die Cairaner
mit ihren Tiefbohrungen, bei denen als Abfallprodukt Diamanten zu Tage
treten, wohl suchen. Kein Ayee wisse, warum die Cairaner Tiefbohrungen
durchführen und was sie da genau suchen, meint Benuma.

Perry Rhodan mutmaßt, daß hinter dem Raub Terras die Onryonen stecken
könnten, denn sie hatten den Mond ja schon einmal mit einem
Technomantel umhüllt verschwinden lassen.

Die SHAYED wird plötzlich von riesigen Flugsaurier-artigen Tieren
angegriffen. Phylax reißt sich von Siad Tan los und stürzt sich auf
eines dieser Tiere. Normalerweise greifen Imaayo keine Luftschiffe an,
da diese über Radargeräte verfügen, welche anzeigen, wenn ein Schwarm
in der Nähe ist, so daß weiträumig ausgewichen werden kann. Doch in
diesem Fall hat der Schwarm von mehreren hundert Tieren kurzfristig
die Richtung gewechselt.

Die Shoijona bekommt Zweifel, ob Tibo nicht vielleicht doch Unglück
bringt und die Imaayo Boten des Schicksals sind, die ihr eine
Nachricht zukommen lassen wollen. Benumas parabegabte Eliteeinheit
versucht, die Tiere zum Abdrehen zu bewegen. Doch das Leittier scheint
zu weit weg zu sein. Sie können den Angriff nicht verhindern.

Tibo klettert nach draußen, um mögliche Beutetiere, die sich eventuell
auf der SHAYED niedergelassen haben, zu vertreiben. Eine waghalsige
Aktion, die mit dem SERUN aber zu meistern ist. Ihm gelingt es, im
Schutz des Deflektors das Leittier zu finden und - als er sich
sichtbar macht - von der SHAYED wegzulocken. Es stürzt sich auf ihn
und ist bedeutend schneller, als Rhodan gedacht hatte. Tenga, Duke und
Solemani eilen ihm zu Hilfe. Plötzlich fliegen die Tiere wie auf
Kommando davon, als hätten sie einen Ruf vernommen.

Die SHAYED ist schwer beschädigt, ihre Hülle hat Risse bekommen und
sie verliert bereits so viel Gas, daß sie notlanden muß. Perry Rhodan
hatte während seines Fluges einen Landeplatz ausgespäht und dirigiert
die Pilotin dorthin. Doch dieser Platz ist keinesfalls ungefährlich.
In der Erde leben die Shaniro, die in Sekundenschnelle in die Luft
schnellen und ihre Beute mit Tentakeln in die Tiefe reißen können, wo
sie ein ausgedehntes Tunnelsystem angelegt haben. Siad Tan und der
Okrill werden von einem dieser Wesen erwischt, können sich aber dank
ihrer oxtornischen Widerstandskraft befreien. Den Ayees aber könnte
diese Gefahr zum Verhängnis werden.

Grelles Licht schreckt die Shaniro ab, deshalb werden rings um das
havarierte Luftschiff große Scheinwerfer aufgestellt. Man hofft, sie
so lange auf Abstand zu halten, bis man die Schäden behoben hat.
Normalerweise hätte die Shoijona nun die Cairaner um Hilfe angefunkt -
die Pilotin Nobash drängt Todoyhu dazu -, doch diese vertraut Tibo,
der ihr versichert, die Shaniro auf Abstand halten zu können.

Der Angriff der Shaniro kommt Perry Rhodan sehr koordiniert vor. Die
Tiere greifen die Scheinwerfer an, um sie umzukippen. Außerdem wenden
sie sich gezielt gegen ihn und seine Begleiter. Als sie die Tiere
gerade so weit dezimiert haben, daß sie zum Luftschiff zurückkehren
können, taucht ein cairanischer Gleiter auf und bestreicht den Boden
mit Paralysestrahlen, woraufhin das Vordringen der Shaniro zum
Erliegen kommt. Perry Rhodan eilt zur Shoijona, um noch vor den
Cairanern mit ihr zu sprechen. Er hat den Verdacht, daß die Cairaner
die Tierwelt Iyas beeinflussen. Benuma, der wenig erfreut vom
Auftauchen der Cairaner ist, bestätigt, daß die Cairaner Maschinen
besitzen, die dazu in der Lage sind. Daraufhin bittet die Shoijona
Tibo, als Ayee maskiert zusammen mit ihrer Pilotin an Bord des
cairanischen Gleiters zu gehen, um zu erkunden, ob es an Bord eine
solche Maschine gibt. Sie will wissen, ob die Cairaner für den Absturz
der SHAYED verantwortlich sind.

Fünf Cairaner steigen aus dem Gleiter. Ihr Anführer namens Lossip
Tunatadse bietet seine Hilfe an. Die Shoijona wimmelt ihn ab und
meint, man käme schon zurecht. Lossip Tunatadse besteht darauf, die
SHAYED auf ihrem weiteren Flug zum Orakel zu begleiten. Als Todoyhu
mit der Begründung ablehnt, eine Pilgerreise zu unternehmen, bei der
die Ayees unter sich sein müssen, scheint das dem Cairaner sehr zu
mißfallen. Ihrer Bitte, ihren beiden Piloten die Möglichkeit zu
bieten, einmal einen cairanischen Gleiter zu besichtigen, kommt er
nach, verkündet aber, daß der Oberste Entwicklungshüter unterwegs sei,
um sie zu treffen.

Obwohl man Lossip Tunatadse anmerkt, daß er auf die Ayees herabschaut,
scheinen sich die Cairaner, aus welchen Gründen auch immer, mit den
Einwohnern Iyas gut stellen zu wollen. Sie wollen schon lange zum
Orakel, was bisher nicht möglich war. Zwar wissen sie, wo es sich
befindet, doch einen Kontakt kann nur die Shoijona herstellen.

Bei der Besichtigung des Gleiters versucht Lossip Tunatadse die beiden
Piloten der SHAYED mit einem riesigen Diamanten zu bestechen, damit
sie Einfluß auf die Shoijona nehmen. Da Perry Rhodan das Orakel
unbedingt alleine mit der Todoyhu befragen will, muß es ihm gelingen,
die Cairaner irgendwie auszutricksen und an das Luftschiff zu binden.
Der Bestechungsversuch kommt ihm da gerade recht. Er bietet sich als
Verräter an und behauptet, Cairaner könnten vom Orakel empfangen
werden, wenn sie zusammen mit der Shoijona reisen und währenddessen
meditierten.

Auf Tunatadses Nachricht hin erscheint wenig später Paiahudse Spepher
und wiederholt nun seinerseits die Bitte an die Shoijona, sie zum
Orakel begleiten zu dürfen. Dem Entwicklungshüter eine Bitte
abzuschlagen, fällt Todoyhu schon schwerer. Sie will ihm ihre
Entscheidung aber erst mitteilen, wenn das Luftschiff repariert ist.

Dank zweier von Osmund Solemani und Winston Duke geliehener SERUNs
können Todoyhu und ihr Vertrauter Benuma sowie Tenga, Zemina Paath und
Perry Rhodan im Verborgenen zum Orakel vorausfliegen. In der Nähe
seines Hauses verändert sich plötzlich die Fauna. Die Pflanzen Iyas
weichen irdischen rotblättrigen Ahornbäumen. Auch das Haus, in das das
Orakel niedersteigen wird, unterscheidet sich eklatant von denen der
Ayees, die aufgrund ihrer empfindlichen Augen nur schießschartenartige
Fenster haben. Das Orakelhaus ist ein zylinderförmiger gläserner Bau,
der einen großen Fächerahorn umschließt. Vergeblich schaut Rhodan sich
in dem Bau nach etwas um, was ein Orakel sein könnte.

Die Schlafende müsse geweckt werden, meint die Shoijona und geht zu
einem Tisch, auf dem ein spangenartiger Armreif liegt, dessen Farbe
Perry Rhodan an die der RAS TSCHUBAI erinnert. Möglicherweise besteht
er auch aus Ynkalkrit. Zur Orakelanrufung hat Todoyhu eine Puppe
mitgenommen - eine sogenannte Bogula. Als sie die Armspange anlegt,
löst sich aus ihr eine Staubwolke, schwebt zur Bogula, dringt in sie
ein und erweckt sie so zum Leben. Die Puppe stellt Eyshu dar und fragt
die Shoijona, in welcher Angelegenheit sie ihren Rat brauche. Todoyhu
deutet auf Tibo. Die Puppe erkennt Perry Rhodan hinter der Ayee-Maske
und spricht ihn mit seinem wahren Namen an. Es sei lange her, daß er
hier gewesen sei, sagt sie.

Als Perry Rhodan wissen will, wer Eyshu wirklich ist, löst sich der
Ring von Todoyhus Hand, die Staubwolke verläßt die Puppe, die
daraufhin zusammensackt und umschwirrt den Armreif, bis sich eine neue
Gestalt bildet - YLA, die Tochter des Mondgehirns NATHAN. Im Gegensatz
zu früher trägt sie eine Maske, die teils wie aus Eisen und teils wie
aus schwarzem Samt wirkt. Damit spielt sie auf einen Roman von
Alexandre Dumas an und will Rhodan die Botschaft senden, eine
Gefangene zu sein. Nur wessen Gefangene, bleibt im Unklaren. Todoyhu
wird Zeugin, wie die beiden sich in einer ihr fremden Sprache
unterhalten. YLA behauptet auf Interkosmo, von Vira auf die Erde
niedergestiegen zu sein. Als Perry ihr entgegnet, dies sei nicht die
Erde, ist sie tief enttäuscht, daß ausgerechnet er so etwas sagt.
Dennoch ist sie froh über seine Ankunft. Sie hofft, daß er Licht in
die Dunkelheit der ratlosen Tage bringen und sie befreien wird.

16. Juli 2019
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BEGEGNUNG/1911: Kassel - Seniorenzissel am 5. August 2019


Stadt Kassel

Seniorenzissel am 5. August



Eine Nachmittagsveranstaltung für Seniorinnen und Senioren zum Zissel
findet in diesem Jahr am Montag, 5. August, ab 15 Uhr auf dem
Freigelände des Inselrestaurants Finkenherd und des Kanu-Sport-Kassel
e.V. (KSK), Weserstraße 6 A, statt. In schattiger Lage mit herrlicher
Aussicht auf die Fulda ist dort mit Musik und guter Laune, bei Kaffee
und Kuchen und zu volkstümlichen Preisen ein unterhaltsames Programm
vorgesehen: Mitwirkende dabei sind Manni Schmelz sowie die
nordhessischen Tenöre.

Der Eintritt ist frei. Oberbürgermeister Christian Geselle, die
Seniorenbeiratsvorsitzende Helga Engelke und die Zisselhoheiten werden
die Gäste begrüßen. Gruppen ab zehn Personen werden um Anmeldung
gebeten - täglich ab 11 Uhr im Inselrestaurant Finkenherd unter der
Telefonnummer 7 39 34 53. Für alle anderen Besucherinnen und Besucher
sind ausreichend Plätze vorhanden. Wegen der knappen
Parkplatzkapazität wird empfohlen, öffentliche Verkehrsmittel zu
benutzen (KVG-Haltestelle Katzensprung, Linie 3, 6 und 7. Wegen der
laufenden Baumaßnahmen in der Innenstadt wird darum gebeten, die
Hinweise der KVG beachten).

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 7 87-51 00, montags bis
freitags von 9.30 bis 12 Uhr, sonstige Zeiten unter der Telefonnummer
7 87-5024 (vormittags) oder 787-5071.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FESTE/2558: Norden - 3. Sommerfest mit Straßenkunstfestival vom 23. bis 25. August 2019


Stadt Norden

3. Norder Sommerfest mit Straßenkunstfestival Ende August

Buntes Programm vom 23. bis 25.08. in der Norder Innenstadt



Zum dritten Mal findet in Norden das Sommerfest statt. Mit
Gartenkonzert, kulinarischem Marktplatz, Kindersommerfest, Flohmarkt,
Straßenkunstfestival und verkaufsoffenem Sonntag bietet sich den
Norderinnen und Nordern am letzten Augustwochenende ein
erlebnisreiches Programm.

Bis Mitte Mai hatten die StraßenkünstlerInnen Zeit, sich für die
Veranstaltung in Norden zu bewerben. Nun müssen die Organisatoren aus
106 Einzelkünstlern und Gruppen, die sich für die Veranstaltung in
Norden beworben haben, eine Auswahl treffen, um für das 3.
Straßenkunstfestival ein Paket für Groß und Klein zu schnüren. "Die
steigenden Bewerberzahlen zeigen uns, dass die Veranstaltung in der
Straßenkunstszene immer bekannter wird und Norden für die
KünstlerInnen interessant ist.", freut sich Kerstin Krüger vom
Stadtmarketing. "Gemeinsam mit der Agentur kulturbüro gilt es nun,
eine Auswahl von ca. elf Acts für Norden zu treffen."

Anders als 2018 werden die Straßenkünstler in diesem Jahr am Samstag
und Sonntag auftreten. Die vier Schauplätze verteilen sich auf dem
Torfmarkt, die Osterstraße, ehemals Hotel Stadt Norden und an der Ecke
Neuer Weg /Doornkaatstraße. Unterstützt wird die Veranstaltung, wie in
den Vorjahren, durch die Stadtwerke Norden und die NORICS GmbH.

Start in das Veranstaltungswochenende ist am Freitagabend, um 20.00
Uhr mit dem Gartenkonzert im KVHS Kulturgarten. 2019 können sich die
Besucher auf den Lokalmatador Oliver Jüchems mit seiner Band freuen.
Oliver Jüchems begeistert das Publikum mit seiner rauchigen Stimme und
seinem begnadeten Gitarrenspiel. Sein Programm enthält Stücke aller
Stilrichtungen: Rock, Funk, Soul und Reggae. Nicht nur diese fast
unerschöpfliche Abwechslung im Programm, sondern auch die dabei
spürbare Spielfreude des Musikers, lässt stets den Funken auf das
Publikum überspringen.

Am Samstag findet im Garten der Kreisvolkshochschule das mit viel
Ehrenamt und Engagement organisierte Kindersommerfest unter dem Motto
"Helden" statt. Von 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr dreht sich bei dem
vielfältigen und bunten Programm alles um Superhelden, Alltagshelden,
Kinderhelden oder heldenhafte Tiere. Das Kindersommerfest ist eine
Kooperationsveranstaltung zahlreichen Norder Institutionen und
Initiativen.

Am Samstag und Sonntag haben die BesucherInnen nicht nur die
Möglichkeit, das Straßenkunstfestival zu erleben, sondern können auch
das Angebot vom Restaurant Heimisch, der Norder Kaffeemanufaktur, des
Restaurant Smutje, des Dock N°8, des Ristorante da Sergio und des
Skipperhuus auf dem kulinarischen Marktplatz genießen. Am Sonntag
richten in diesem Jahr die Norder Kaufleute in der Innenstadt erstmals
einen verkaufsoffenen Sonntag zur Veranstaltung aus.

Programm:

23.08. Gartenkonzert im KVHS Kulturgarten

24.08. Kindersommerfest im KVHS Kulturgarten

24. - 25.08. Straßenkunstfestival auf dem Torfmarkt und in der 

Innenstadt; Kulinarischer Marktplatz auf dem Torfmarkt

23. - 25.08. Flohmarkt rund um den Marktplatz (Ansprechpartner Kurt
Graf)

25.08. Verkaufsoffener Sonntag in der Innenstadt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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MARKT/4197: Mönchengladbach - Töpfermarkt auf Schloss Rheydt am 20./21. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Töpfermarkt auf Schloss Rheydt

20. und 21. Juli 2019, 11-18 Uhr



Am Wochenende, vom 20. bis 21 Juli, 11 bis 18 Uhr, gibt es den
Töpfermarkt auf Schloss Rheydt. Schon zum 16. Mal können Besucher die
Arbeiten von Keramikern, Künstlern und Designern bewundern und
erwerben. Der Eintritt zur Veranstaltung, die das Städtische Museum
von Beginn an in eigener Regie durchführt, ist kostenlos.

In diesem Jahr werden um die 50 Keramiker, Designer und Künstler zum
bereits zur Tradition gewordenen Töpfermarkt im Schlossareal erwartet.
Allen Teilnehmern stehen großzügig bemessene Standplätze zur
Verfügung, um ihr Angebot attraktiv präsentieren zu können. Die
Besucher erwartet an diesem Wochenende eine durch die keramischen
Angebote kreativ gestaltete Wallanlage und Turnierwiese, die zum
Flanieren und Promenieren einlädt. Die Eindrücke werden so vielfältig
sein wie das Angebot der Künstler und Handwerker.

Erwartet werden Keramiker aus fast allen Teilen des Bundesgebietes
sowie aus den Niederlanden. So kann man auf dem Markt Nützliches und
Schönes, Praktisches und Dekoratives, ob Gefäß oder Plastik,
Gebrauchsgegenstand oder Kunst für Haus und Garten beim Hersteller
persönlich erwerben. Größtenteils werden Unikate angeboten.

Auch für Kinder gibt es ein Angebot. Im besonderen Ambiente des
Arkadenhofes bieten Museumspädagogisch versierte Mitarbeiter des
Schlosses die Gelegenheit, selbst Erfahrungen mit dem Material Ton zu
erwerben. Das Angebot ist für Kinder wie immer kostenlos.

Rund ums Schloss erwartet die Besucher der Veranstaltung auch ein
attraktives kulinarisches Angebot. Kaffeespezialitäten, Pralinen,
Kuchen und kalte Getränke. Auch wer es herzhaft mag, kann an der
Turnierwiese z.B. Elsässer Rostbratwurst, Flammlachs und
Rosmarinkartoffeln speisen. Hierzu kann man kühlen Weißwein, kalte
Getränke oder ein Eis genießen. Auch für musikalischen Genuss ist
durch Improvisationen von Armin Küpper auf seiner Klarinette und
seinem Saxophon gesorgt.

www.schlossrheydt.de

info@schlossrheydt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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